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Editorial 


Die Bewältigung der Klimakrise gehört zu den drängendsten Aufgaben unserer 
Zeit, dennoch prägt unsere Gegenwart eine weitreichende Nicht-Nachhaltigkeit. 
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formation als tiefgreifenden Wandel verstehen und sich einer heterodoxen, refle- 
xiven und interventionistischen Wissensproduktion verbunden fühlen. Anliegen 
der Reihe ist es, humangeographische Herangehensweisen und Methoden für 
die kritische Nachhaltigkeits- und Transformationsforschung herauszuarbeiten. 
Besonders willkommen sind Beiträge, die Nachhaltigkeit und Transformation in 
ihren Bezügen zwischen »Globalem Norden und »Globalem Süden diskutieren, 
globale Ungleichheiten offenlegen und Gerechtigkeitsfragen adressieren. Dabei 
ist die Reihe offen für Beiträge aus den Sozialwissenschaften, wie der Sozial- und 
Kulturanthropologie, Politikwissenschaft, Soziologie, Alternativen Ökonomie 
oder Wissenschafts- und Technikforschung. 

Für das zugrunde liegende kritische Verständnis von Nachhaltigkeit und Trans- 
formation sind Macht und Wissen von analytischer und praktischer Relevanz. 
Dies kann eine Kritik an Grundbegriffen und Konzepten des Nachhaltigkeits- und 
Transformationsdiskurses bedeuten oder eine Sichtbarmachung bisher ausge- 
schlossener Narrative, Praktiken, Akteure und Wissenssysteme. 
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Umkampfte Wege zur sozialökologischen Transformation. 
Eine Einführung 


Die Auswirkungen der multiplen Krisen, die vor allem durch unsere ökologisch 
und sozial nicht nachhaltigen Wirtschafts- und Lebensweisen verursacht wer- 
den (Brand/Wissen 2017a), haben heute auch den »globalen Norden! erreicht. 
Die Notwendigkeit einer sozialökologischen Transformation wird deshalb 
auch im deutschsprachigen Raum zunehmend diskutiert. Die sozialökologi- 
sche Transformation wird in diesem Kontext häufig als normativer, strategischer 
und zielorientierter Prozess verstanden (Brand 2016). Hier ist vor allem der Um- 
bau unserer Strukturen hin zu einer Gesellschaft, die wenig bis gar kein CO2 
ausstößt, Ressourcen schont und soziale Gerechtigkeit anstrebt, gemeint. 
Das deutsche Umweltbundesamt führt aus: »Eine erfolgreiche Nachhaltigkeits- 
transformation beinhaltet strukturelle und paradigmatische Veränderungen 
der Gesellschaft« (Wittmayer/Hölscher 2017: 13). Der Wissenschaftliche Beirat 
Globale Umweltveränderungen der deutschen Bundesregierung (WBGU 2011: 5) 
spricht von einem »nachhaltigen weltweiten Umbau von Wirtschaft und Ge- 
sellschaft« und grenzt diese erwünschte Transformation von den »weitgehend 
ungesteuerte[n] Ergebnissen evolutionären Wandels« (WBGU 2011: 5) ab. Dies 
impliziert die Frage, ob es uns kurzfristig gelingt, Transformation gemein- 
sam als Gesellschaft proaktiv zu steuern (transformation by design) oder ob es 
aufgrund der multiplen ökologischen Krisen (Rockström 2009) zu einem un- 
kontrollierten und eventuell katastrophischen Wandel kommt (transformation 
by disaster) (Sommer/Welzer 2014). Während die Einsicht in die Notwendigkeit 
der Transformation wächst, sind die Gestaltung und das letztliche Ziel dieses 
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Wandels jedoch gesellschaftlich umkämpft (Adloff/Neckel 2020). Vor allem die 
Frage, ob und welche strukturellen Veränderungen und sozialen Innovationen 
erforderlich sind, oder ob nur kleinere Änderungen in der (Umwelt-)Politik 
und der Einsatz von technischen Lösungen ausreichen, ist umstritten (Brand/ 
Wissen 2017b; Görg et al. 2017; Nightingale et al. 2020). Bedeutet ökologische 
Modernisierung durch technische Neuerungen auch Transformation? Oder 
kann durch ökologische Modernisierung kein systematischer Wandel erzeugt 
werden, insbesondere wenn die soziale Verträglichkeit von Politiken nicht 
mitgedacht wird? Diese Fragen deuten auf unterschiedliche Vorstellungen 
und Narrative von Transformation hin. Diese werden wir unten ausführlicher 
diskutieren. 

Neben der normativen, strategischen und zielorientierten Sicht auf Transfor- 
mation wird der Transformationsbegriff auch analytisch gefasst. Vor allem die 
Politische Ökologie nutzt überwiegend ein analytisches Transformationsver- 
ständnis. Ausgangspunkt sind dabei zwei Überlegungen: Erstens, dass alle le- 
bendigen Organismen inklusive des Menschen, bspw. durch den Einsatz ihrer 
Arbeitskraft, fortlaufend ihre Umwelt transformieren (Swyngedouw/Heynen 
2003: 904). Zweitens zeichnen sich kapitalistische Gesellschaften durch per- 
manenten sozialökologischen Wandel und der Aneignung von Ressourcen aus 
und sichern so den Fortbestand des industriellen Kapitalismus (Brand/Wissen 
2017a). Der sozialökologische Wandel ist folglich systemimmanent und vor 
allem die sozialen Bedingungen und Machtverhältnisse, die die Aneignung 
von Natur und deren Transformation ermöglichen, sind von Interesse (Swyn- 
gedouw/Heynen 2003), da diese eine mögliche nachhaltige Entwicklung 
verhindern (Brand/Wissen 2017a; Peet/Robbins/Watts 2011). So zeichnen sich 
bislang die existierenden sozialökologischen Transformationsprozesse durch 
ständig wachsenden Ressourcenverbrauch und Treibhausgasemissionen und 
den Zugriff auf Kohlenstoffsenken aus. Auch die sogenannte Externalisierung 
von sozialen und ökologischen Kosten vor allem in den »globalen Süden«, also 
der Umstand, dass der Wohlstand im >globalen Norden: und einer globalen 
Mittelklasse auf Ausbeutung von Arbeiter:innen und der Umwelt vor allem im 
globalen Süden« beruht, weist auf eine »Gleichursprünglichkeit« (Biesecker/ 
Hofmeister 2013: 241) hin, die die heutige systemisch angelegte sozialöko- 
logische Krise kennzeichnet und herbeigeführt hat (Christ/Sommer 2022). 
Der Begriff der »Gleichursprünglichkeit« (Biesecker/Hofmeister 2013: 241) 
unterstreicht, dass es sich sowohl um eine ökologische wie auch eine soziale 
Krise handelt, die auf Ausbeutung beruht. Damit einher geht die Abwertung 
von care- und Reproduktionsarbeit, die oftmals unsichtbar gemacht wird, 
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weiblich konnotiert ist und gesellschaftlich nicht anerkannt wird. Die heutige 
sozialökologische Krise ist also auf verschiedenen Ebenen tiefin unsere sozia- 
len und kulturellen Strukturen eingeschrieben und greift wesentlich weiter als 
die Vorstellung einer ökologischen Krise. Die logische Folge aus diesem Um- 
stand bedeutet, dass auch die Lösungen der Krise und eine sozialökologische 
Transformation systemisch tiefgreifend angelegt werden müssen. 

Mit sozialökologischen Transformationen wie auch mit den Auswir- 
kungen der sozialökologischen Krise, also bspw. häufigeren Extremwet- 
terereignissen wie Hitzewellen und Überschwemmungen, sind vielfältige 
Gerechtigkeitsfragen verbunden. Menschen sind dafür in unterschiedlichem 
Maße verantwortlich und betroffen. Derzeit entstehen im deutschsprachi- 
gen Raum verschiedene Maßnahmen, die eine nachhaltige oder postfossile 
Wirtschaftsordnung zum Ziel haben. Politiken zum Klimaschutz und zur 
Klimawandelanpassung werden von der kommunalen bis hin zur nationalen 
und europäischen Ebene formuliert und durchgeführt. Die sozialökologische 
Transformation erscheint so dringlich und relevant, dass Klimaschutz- und 
Klimaanpassungsinstrumente in nahezu alle politischen Sektoren einge- 
schrieben werden. Es erfolgt also ein sogenanntes mainstreaming. Diese 
Entwicklungen werden bspw. durch das deutsche Bundes-Klimaschutzgesetz 
(in Kraft seit 01.01.2020, Novellierung 2021) oder das österreichische Kli- 
maschutzgesetz (in Kraft 2011-2020, Novellierung steht aus) auch rechtlich 
gerahmt. Im Kontext der sozialökologischen Transformation werden dabei 
neue Politiken und Maßnahmen entwickelt, die ganz eigene Dynamiken 
entwickeln können (Klepp/Chavez-Rodriguez 2018; Mendes Barbosa/Walker 
2020). Soziale Fragen sind damit eng verknüpft. Wie gestalten sich bspw. 
die Folgen des Umbaus des Energiesektors? Oder welche Auswirkungen hat 
es, wenn ein Gebiet entlang eines Flusses zur Risikozone erklärt und die 
anliegenden Häuser nicht mehr versichert oder sogar abgerissen werden 
sollen? 

Die Berücksichtigung von Gerechtigkeitsfragen in den konkreten Politiken 
der Transformation ist unerlässlich. Auch im »globalen Norden werden durch 
den Umbau des Energiesektors, den Ausstieg aus der Kohle oder die Inwert- 
setzung von städtischer und ländlicher Natur die Lebensrealitäten der von 
Einkommensarmut betroffenen Personen, Arbeiter:innen in energieintensi- 
ven Industriezweigen oder Mieter:innen besonders negativ beeinflusst (San- 
der/Weißermel 2023). Die ungleich verteilten Kosten der Transformation und 
damit verbundene Gerechtigkeitsaspekte müssen deshalb sichtbar gemacht, 
kritisch analysiert und gesamtgesellschaftlich diskutiert und ausgehandelt 
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werden. Dies ist für ein Gelingen der sozialökologischen Transformation im 
Sinne einer Gesellschaft, die solidarisch ist und die wichtige Bedeutung von 
gesellschaftlichem Zusammenhalt gerade in Krisenzeiten erkennt, zentral. 
Der Begriff der Transformation hat, wie oben beschrieben, normatives, 
also ethisch wertendes, wie auch analytisches Potenzial. Dies gilt auch für Per- 
spektiven der Umweltgerechtigkeit. Umweltgerechtigkeit verbindet sowohl 
als soziale Bewegung wie auch als analytische Perspektive grundlegend soziale 
und ökologische Dimensionen und ist daher geeignet, gesellschaftliche wie 
auch wissenschaftliche Debatten voranzubringen. Der Sammelband arbei- 
tet die gesellschaftspolitische Brisanz aktueller Debatten und Politiken zur 
sozialökologischen Transformation heraus und analysiert sie mit Hilfe unter- 
schiedlicher Dimensionen von Umweltgerechtigkeit. Die politischen, sozialen 
und kulturellen Aspekte von Umweltkonflikten, die oft gesellschaftlich neutral 
erscheinen und häufig ausschließlich natur- und ingenieurswissenschaftlich 
gerahmt werden (Muraca 2020), werden so sichtbar. Die Fallstudien des Sam- 
melbands greifen dabei sowohl Initiativen und Projekte auf, die aus Sicht der 
beteiligten Akteur:innen zur sozialökologischen Transformation und damit zu 
einer nachhaltigeren und gerechteren Gesellschaft beitragen sollen, als auch 
Aushandlungsprozesse um Barrieren für eine Transformation und Pfadab- 
hängigkeiten. Es zeigt sich, dass sozialökologische Transformationsprozesse 
nicht zwangsläufig zu einer nachhaltigeren Entwicklung führen, sondern 
auch gegenläufige Prozesse, wie nicht intendierte negative soziale Folgen 
von Klimapolitiken, umfassen (Horstmann/Hein 2017; Klepp/Hein 2021). Der 
Sammelband umfasst Fallstudien zur Ausweitung von Moorschutzgebieten 
als Maßnahme zum Schutz von Klima und Biodiversität, zur Umsiedlung 
und der Auflösung von Dörfern im rheinischen Braunkohlerevier, zu Konflik- 
ten um den Erhalt städtischer Grünflächen, zur möglichen Erweiterungen 
des Hamburger Hafens oder zur Rolle von Energiegenossenschaften für die 
Energiewende. Die Fallstudien machen neben zentralen Akteur:innen und 
Handlungslogiken vor allem Gerechtigkeitsfragen und die in Transformati- 
onsprozesse eingeschriebenen Machtasymmetrien greifbar. Damit trägt der 
Sammelband zu einem besseren Verständnis und einer kritischen Analyse 
von Gerechtigkeitsaspekten bei, die die gesellschaftlichen Veränderungen 
durch die sozialökologische Transformation mit sich bringen. Das Buch 
möchte dabei ganz bewusst sowohl einen normativen wie auch einen analyti- 
schen Beitrag zur Diskussion um sozialökologische Transformation(en) und 
Umweltgerechtigkeit im deutschsprachigen Raum leisten. 


S. Klepp & J. Hein: Umweltgerechtigkeit und sozialökologische Transformation 


In vielen Foren auf der internationalen politischen Ebene steht die sozial- 
ökologische Transformation im Zentrum der Aufmerksamkeit. Sie wird in Ab- 
kommen und politischen Agenden wie den Nachhaltigkeitszielen (Sustainable 
Development Goals, kurz: SDGs), der Agenda 2030 für eine nachhaltige Entwick- 
lung der Vereinten Nationen, dem Pariser Klimaabkommen (The Paris Agree- 
ment), dem Green New Deal der EU oder dem kürzlich verabschiedeten Kun- 
ming-Montreal Rahmenabkommen zum Schutz der Natur (Kunming-Montreal 
Global Biodiversity Framework) des Übereinkommens zur biologischen Vielfalt 
aufgegriffen. Wie radikal und strukturell tiefgreifend gesellschaftliche Trans- 
formationen dabei vorangebracht werden sollen, bleibt allerdings auch hier oft 
vage und ist Gegenstand von Aushandlungsprozessen, wie sie in den UN-Kli- 
maverhandlungen und den Verhandlungen im Rahmen des UN-Übereinkom- 
men zur biologischen Vielfalt zu beobachten sind. Hier spielen Fragen der Um- 
weltgerechtigkeit und Fragen der Klimagerechtigkeit eine große Rolle: Wel- 
che sozialen Gruppen sind bspw. von der Neuausweisung von Naturschutzge- 
bieten, um bis ins Jahr 2030 30 % aller terrestrischen und marinen Ökosyste- 
me unter Schutz zu stellen, besonders betroffen (Ziel 3 des Kunming-Montre- 
al Global Biodiversity Framework)? Und wer profitiert davon? Klimagerechtigkeit 
bezeichnet den Umstand, dass diejenigen Lander schon heute am starksten 
vom Klimawandel betroffen sind, die historisch am wenigsten emittiert haben. 
Dies betrifft vor allem Länder im >globalen Süden«, die zudem finanziell weni- 
ger Mittelzur Anpassung haben. Aspekte von Klimagerechtigkeit werden in ih- 
rer globalen Dimension demzufolge vielfach sichtbar gemacht und diskutiert, 
wenn auch wenig berücksichtigt (Pottier et al. 2017). Zudem kann sozialökolo- 
gische Transformation im globalen Norden vielfältige »neue Geographien der 
Ungleichheit im Globalen Süden reproduzieren« (Bruns 2020: 242) und verur- 
sachen, bspw. durch die Auslagerung der Produktion von Wasserstoff (Müller/ 
Tunn/Kalt 2022). Doch wie sieht es mit Klimagerechtigkeit innerhalb der Ge- 
sellschaften Europas oder des deutschsprachigen Raumes aus? Wer isthier von 
den Auswirkungen des Klimawandels oder des Biodiversitätsverlustes beson- 
ders betroffen? Und wer trägt die negativen Folgen der Politiken zum Klima- 
schutz und zur Klimaanpassung oder profitiert hingegen davon? Wer sind also 
die Verlierer:innen der sozialökologischen Krise in den reicheren, westlichen 
Industrieländern? 

Oft erscheinen Verursacher:innen und Opfer des anthropogenen Kli- 
mawandels als homogenes Kollektiv, als die Menschheit des Anthropozäns 
(Laux 2020). Szenarien und Modellierungen zu den Entwicklungen des Kli- 
mawandels, Diskussionen um die nationale Reduktion von CO2, wie sie in 
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den Weltklimaverhandlungen geführt werden, aber auch teilweise die De- 
batte um das Anthropozän selbst, die auf die heute so wirkmächtige Rolle 
des Menschen in den Mensch-Umweltbeziehungen hinweist, tragen zu dieser 
Homogenisierung und Entpolitisierung bei (Baldwin/Erickson 2020). Per- 
spektiven der Umweltgerechtigkeit zeigen hingegen, dass sozialökologische 
Krisen wie der Klimawandel und unsere Reaktionen darauf zutiefst politisch 
und von unterschiedlichen Machtverhältnissen durchzogen sind. Debatten 
um politische Maßnahmen und governance-Instrumente der sozialökologi- 
schen Transformation sind sehr wirkmächtig. Der Bau neuer Infrastrukturen 
wie Windkraftanlagen oder Elektrolyseure für grünen Wasserstoff, oder 
auch die Ausweisung von Risikogebieten oder neuen Natur- und Klima- 
schutzgebieten haben vielfältige Auswirkungen. Dabei wird im Kontext des 
voranschreitenden Klimawandels oftmals mit Dringlichkeit, der Gefährdung 
der öffentlichen Sicherheit, der Energiesicherheit und einem offensichtli- 
chen Nutzen der (zumeist technischen) Maßnahmen argumentiert (Herbeck/ 
Flitner 2010; Klepp/Fünfgeld 2022; Nightingale et al. 2020). Prozesse der 
Beteiligung an politischen Entscheidungen können mit diesen Argumenten 
der Versicherheitlichung oder der Dringlichkeit verkürzt oder ausgehebelt 
werden (Baasch, dieser Band: 45-64). Das Risiko, dass Politiken, die die öko- 
logische Transformation unterstützen sollen, soziale Fragen aufgrund dieser 
sehr gesellschaftsfähigen Narrative vernachlässigen, ist groß. 

Die Analysen der Wissenschaft richten sich deshalb mehr und mehr 
auf ungerechte Folgen von Umweltpolitiken (Hein 2019; Hein/Dünckmann 
2020; Klepp/Chavez-Rodriguez 2018; Klepp/Fröhlich 2020). Das kritische 
Hinterfragen dieser teilweise neuen Politiken und Regierungspraktiken, die 
vordergründig eine sozialökologische Transformation im deutschsprachi- 
gen Raum vorantreiben, ist deshalb unerlässlich. Ebenso sollten politische 
Prozesse und auch Akteur:innen auf unterschiedlichen Ebenen in den Blick 
genommen werden, die sozialökologische Transformation und soziale Inno- 
vation ausbremsen oder verhindern. 

In unserem Band sind die Schwierigkeiten bei der Umsetzung von Um- 
weltgerechtigkeitin Städten (Bunge, dieser Band: 279-306), bei der Integration 
von Genderfragen in kommunale Klimaanpassungsmaßnahmen (Fisch/Frost/ 
Dietl, dieser Band: 177-206), bei der Einrichtung von Moorschutzgebieten 
oder von Grünflächen zum Klimaschutz (Dorndorf, dieser Band: 145-175; 
Wirtz/Cavallo/Schmidt, dieser Band: 235-257) konkrete Beispiele für diese 
politischen Prozesse. Die folgenden Kapitel zeigen, wie Transformation lokal 
und regional umgesetzt und ausgehandelt wird. Welche Auswirkungen haben 
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sozialökologische Transformation(en) auf die Lebenswelten der Menschen vor 
Ort und welche Akteur:innen und Handlungslogiken wirken dabei? Welche 
Strategien verfolgen bspw. mächtige privatwirtschaftliche Akteur:innen, um 
Einfluss auf Politiken in Regionen zu nehmen, die von Strukturwandel durch 
den Kohleausstieg betroffen sind (Beckmann/Heyer, dieser Band: 89-116; 
Kalt, dieser Band: 65-88)? Was heißt dabei gerechter Strukturwandel und mit 
welchen Protestformen wird dafür gekämpft (Beckmann/Heyer, dieser Band: 
89-116; Kalt, dieser Band: 65-88)? Immer wieder zeigen die Autor:innen dabei 
auch ganz neue Wege und Allianzen auf, die sozialökologischen Wandel vor- 
antreiben (Wirtz/Cavallo/Schmidt, dieser Band: 235-257; Beckmann/Heyer, 
dieser Band: 89-116). Besonders spannend sind in unseren Augen auch die Ver- 
schiebungen in gesellschaftlichen Debatten, die durch die Kapitel aufgezeigt 
und von den Autor:innen ausgelotet werden: Was bedeutet individuelle und 
kollektive Freiheit oder Verantwortung in Zeiten der sozialökologischen Krise? 
Zumal wir es mit einer Krise zu tun haben, die in den nächsten Jahren nicht 
im gängigen Sinne süberwunden« werden kann. Da die kapitalistisch geprägte 
Normalität uns in die Krise geführt hat, können die derzeitigen multiplen 
Krisen auch nicht in ein oder zwei Generationen überwunden werden. Daher 
gibt es kein Zurück in eine systemimmanente »Normalität«. 


Warum Umweltgerechtigkeit? 


Die Kapitel zeigen neben den konkreten Aushandlungsprozessen auch, 
dass Gerechtigkeitsfragen und soziale Innovation für das Gelingen einer 
sozialökologischen Transformation von zentraler Bedeutung sind. Diese Ge- 
rechtigkeitsfragen, Machtverschiebungen und Konflikte werden im deutsch- 
sprachigen Raum noch viel zu selten öffentlich debattiert. Die Perspektive der 
Umweltgerechtigkeit spielt im aktuellen Diskurs eher eine untergeordnete 
Rolle, obwohl diese die Aushandlungsprozesse und sozialen Kämpfe, die die 
sozialökologische Transformation begleiten und teilweise erst ermöglichen, 
in den Vordergrund stellt. Sozialökologische Transformationsprozesse ver- 
ändern dabei immer Mensch-Umwelt-Beziehungen und folglich den Zugang 
unterschiedlicher Akteur:innen zu natürlichen Ressourcen wie Land, Wasser 
und landschaftlicher Schönheit. Sie werfen dabei immer gesellschaftliche, 
gruppenspezifische und individuelle Gerechtigkeitsfragen auf. Viele aktu- 
elle soziale Bewegungen wie die Aktivist:innen von Fridays for Future, Letzte 
Generation, Ende Gelände oder der Widerstand gegen Fahrrinnenanpassung 
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und Hafenerweiterung in Hamburg (z.B. Aktionsbündnis Lebendige Tideelbe) 
haben hier ihren Ausgangspunkt und verdeutlichen, dass Transformations- 
prozesse gesellschaftlich umkämpft sind. Diese Kämpfe von Bürger:innen, 
Aktivist:innen oder auch Landwirt:innen gegen nicht nachhaltige Praktiken 
und Umweltzerstörung durch Staaten und Unternehmen können mit Hilfe 
der Perspektive der Umweltgerechtigkeit systematisch nach Aspekten wie 
Verteilungsgerechtigkeit, Partizipation der betroffenen Akteur:innen und 
nach Fragen der Anerkennungsgerechtigkeit, also bspw. welche Expert:innen 
in Konflikten gehört werden, analysiert und trotz ihrer Komplexität greifbar 
gemacht werden. 

Umweltgerechtigkeit als politische Forderung bzw. die englischspra- 
chige Forderung nach environmental justice geht im Wesentlichen auf die 
afroamerikanische Bürgerrechtsbewegung und die racial justice Bewegung 
in den Vereinigten Staaten zurtick. Ausgangspunkt waren Proteste gegen 
Sondermiilldeponien und gegen andere Formen unerwiinschter Landnut- 
zung, die sich überproportional häufig in der Umgebung von Wohngebieten 
mit einem hohen Anteil afroamerikanischer, Native Americans, oder hispani- 
scher Bevölkerungsgruppen befanden (Bullard 1994; Cutter 1995; Flitner 2018; 
Schlosberg/Collins 2014). Auch die akademische Auseinandersetzung mit dem 
Thema begann zunächst mit Arbeiten, die die überproportionale Häufung von 
unerwünschten Landnutzungen bestätigten und Umweltungerechtigkeiten 
aufzeigten (Flitner 2003). Ihr Fokus lag damit auf der Verteilungsgerechtig- 
keit, also dem Umstand, dass bspw. Deponien und andere Infrastrukturen, 
die gesundheitsgefährdende Umweltbelastungen auslösen können, häufig 
in Nachbarschaften gebaut werden, in denen benachteiligte Bevölkerungs- 
gruppen leben. Im deutschsprachigen Raum deuten insbesondere sozial- und 
umweltepidemiologische Studien (Bunge, dieser Band: 279-306) auf einen 
Zusammenhang zwischen sozioökonomischen, soziodemographischen Fak- 
toren, Ethnizität und der Exposition von Wohnort und Arbeitsplatz gegenüber 
Umweltbelastungen hin (Köckler/Sieber 2020; Raddatz/Mennis 2013; Rütten- 
auer 2018). Schwerpunkt dieser und weiterer Arbeiten sind Untersuchungen, 
die die soziale Lage verschiedener Bevölkerungsgruppen mit Umweltbelas- 
tungen aber auch breiteren Fragen der sozialen Gerechtigkeit in Verbindung 
bringen (Flitner 2018). Umweltgerechtigkeit laut Flitner (2018: 2685) »kann als 
Kurzformel für den Anspruch stehen, dass alle Menschen und sozialen Grup- 
pen einen gleichwertigen Zugang zu Umweltgütern haben und zugleich von 
Umweltschäden nicht unproportional betroffen sind«. Damit unterscheiden 
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sich sowohl die Forschung, Aktivismus und politische Praxis von Fragen des 
Umwelt- und Naturschutzes. 

Heute wird das Konzept der Umweltgerechtigkeit meist dreidimensional 
aufgefasst. Ein Großteil der empirischen Studien zu Umweltkonflikten ver- 
sucht durch eine Auseinandersetzung mit prozeduralen Gerechtigkeitsfragen 
und Fragen der Anerkennungsgerechtigkeit Verteilungs(un)gerechtigkeiten 
zu erklären. Die prozedurale Gerechtigkeitsdimension stellt die Fähigkeit 
von Akteur:innen, Zugang zu Umweltinformationen zu erhalten und an 
Planungs- und politischen Entscheidungsprozessen mitzuwirken, in den 
Vordergrund. Ausgangspunkt ist hier die Überlegung, dass demokratische 
Teilhabe eine Grundvoraussetzung für Verteilungsgerechtigkeit ist (Schlos- 
berg 2007; Walker 2012). Allerdings sind prozedurale Ungerechtigkeiten laut 
Walker (2012) nicht nur eine mögliche Erklärung für die ungleiche räumliche 
Verteilung von Umweltrisiken, sondern auch Gegenstand von Auseinander- 
setzungen und Gerechtigkeitsforderungen. Als ungerecht, intransparent 
oder exklusiv empfundene Planungs-, Entscheidungs- und Beteiligungs- 
prozesse, z.B. zur Durchführung von Umsiedlungen (z.B. im Kontext des 
Braunkohlebergbaus, siehe Beckmann/Heyer, dieser Band: 89-116, oder der 
Hafenerweiterung; Hilder/Hein, dieser Band: 207-233), können ähnlich wie 
materielle Ungleichverteilungen Konflikte auslösen. Umkämpft ist häufig die 
Frage, wer an Entscheidungen mitwirken darf, wer Entscheidungen juris- 
tisch anfechten kann und ob von Maßnahmen Betroffene über ausreichend 
Ressourcen verfügen, um sich in Beteiligungsprozesse einbringen zu können 
(dazu weiterführend Baasch, dieser Band: 45-64). 

Welche Akteur:innen sich in Beteiligungsprozesse einbringen können und 
wessen Interessen in Planungsprozessen berücksichtigt werden, hängt aus 
Sicht von Schlosberg (2004) stark mit Fragen der Anerkennung zusammen. 
Aufbauend auf den Arbeiten von Iris Young und Nancy Fraser führt er an, dass 
die Nicht-Anerkennung von sozialen Gruppen und Individuen durch verschie- 
dene Formen der Erniedrigung, der Einschüchterung und der Unterdrückung 
letztlich eine wesentliche Ursache von Verteilungsungerechtigkeiten ist. Fra- 
ser (2000: 113) folgend kann fehlende Anerkennung, z.B. durch staatliche 
Institutionen, als eine institutionalisierte Form der Unterdrückung angese- 
hen werden. Relevant im Kontext der Fallstudien des Sammelbandes sind 
hier insbesondere die folgenden Fragen: Welche Formen von Wissen werden 
in Planungsprozessen berücksichtigt? Welches Wissen und von welchen Ak- 
teur:innen gilt als bedeutsam? Welche Akteur:innen werden als glaubwürdig 
bzw. weniger glaubwürdig eingestuft? 
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Insbesondere im Kontext von Umweltkonflikten sind diese Fragen häufig 
zentral. Umweltwissen gilt Goldman und Turner (2011) folgend als besonders 
umkämpft und unsicher. So verweisen die beiden Wissenschaftler:innen 
darauf, dass Umweltwissen von einer Vielzahl von Akteur:innen produziert 
wird. Dies umfasst sowohl Wissenschaftler:innen, Planner:innen, Ressour- 
cen nutzende Gruppen als auch Laien. Deren Ansichten und Erklärungen 
über (vermeintlich) kausale Zusammenhänge zwischen Interventionen und 
Umweltwirkungen (z.B. über die Bedenklichkeit oder Unbedenklichkeit des 
ausgebaggerten Schlicks aus der Elbe) werden auch durch Wertvorstellungen 
und Interessen der Akteur:innen beeinflusst (Hein/Thomsen 2023). Ob und 
inwiefern sich bestimmte Erklärungen durchsetzen, basiert laut Goldman 
und Turner (2011) folglich nicht notwendigerweise auf der Qualität der wis- 
senschaftlichen Untersuchungen, sondern wird auch durch gesellschaftliche 
Machtverhältnisse beeinflusst. Die Produktion von Wissen über Umweltbelas- 
tungen und deren Ursachen ist demnach weder neutralnoch objektiv. Miranda 
Fricker (2016) verdeutlicht in ihren Arbeiten zur epistemischen Ungerechtig- 
keit, dass Glaubwürdigkeitsbewertungen meist auf Basis von individuellen 
Erfahrungen, Annahmen, Werten und Interessen getroffen werden. Dies 
kann bspw. dazu führen, dass die Beobachtungen von Laien, Menschen ohne 
formalen Schulabschluss oder bestimmter ethnischer Gruppen als weniger 
glaubwürdig, nachrangig oder gar irrelevant eingestuft werden (Fricker 2016; 
Klepp/Fünfgeld 2022; Mendes Barbosa/Walker 2020). 

Alle drei Dimensionen der Umwelt(un)gerechtigkeit sind letztlich in die 
bestehende politische Ökonomie, in Machtasymmetrien und strukturelle 
Ungleichheiten eingebettet und werden durch diese mitverursacht (Faber 
2017). Insbesondere der Staat und seine Rolle wirkt in der bisherigen Um- 
weltgerechtigkeitsforschung jedoch häufig unterkonzeptualisiert (Purucker 
2021). Hier können die staatstheoretischen Überlegungen von Nicos Poulant- 
zas (1978) interessante Ansätze liefern. Poulantzas sieht den Staat nicht als 
einen monolithischen Block an, sondern als ein soziales Verhältnis, das in 
Form von Apparaten (z.B. Behörden, Ministerien, Polizei) eine Materialität 
schafft, die in sich selbst durch Auseinandersetzungen und Widersprüche 
geprägt ist (Brand/Görg 2003). Machtverhältnisse und Kämpfe zwischen 
Klassen und sozialen Gruppen schreiben sich dabei in die materielle und 
institutionelle Struktur des Staates ein (Brad/Hein 2019; Brad/Hein 2022; 
Brand/Görg 2003) und beeinflussen die strategische Selektivität des Staates 
und seiner verschiedenen Apparate (Jessop 1999). Mit dem Begriff der strategi- 
schen Selektivitat beschreibt Jessop (1999), dass bspw. bestimmte Ministerien 
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oder Behörden die Interessen bestimmter Akteur:innen stärker berücksich- 
tigen und die Interessen anderer ignorieren. Die strategische Selektivität 
des Staates beeinflusst daher, welche Akteur:innen Zugang zu Prozessen der 
Politikformulierung haben und wer und welche Gruppen somit auch über Ge- 
setze und Planungsvorgaben entscheiden (Brad/Hein 2019; Brad/Hein 2022; 
Brand/Görg 2003). Eine staatstheoretische Perspektive ermöglicht es somit, 
die Ursachen von als ungerecht empfundenen Planungsprozessen herauszu- 
arbeiten. Beispielsweise verdeutlichen Hilder und Hein (dieser Band: 207-233) 
anhand der Auseinandersetzungen um eine mögliche Erweiterung des Hafens 
in Hamburg-Moorburg, dass die Interessen der Hafenindustrie stärker in die 
Struktur des Staates und seiner Insitutionen eingeschrieben sind, als die der 
Landwirt:innen in den ehemaligen Marschdörfern des Süderelbe Raums. Als 
ungerecht und intransparent empfundene Planungs-, Entscheidungs- und 
Beteiligungsprozesse, bspw. die Zerstörung des Dorfs Altenwerder für das 
gleichnamige Container-Terminal und spezifische Regeln wie die vorgeschrie- 
bene Duldung von Umweltbelastungen im Hafengebiet, sind Folgen dieser 
gesellschaftlichen Machtasymmetrien. 


Transformation und (Umwelt-)Gerechtigkeit 


Transformation ist in den meisten Fällen ein Prozess, der Gewinner und Ver- 
lierer erzeugt. Dieser Prozess wird häufigvon gesellschaftlichen Auseinander- 
setzungen begleitet und führt zur Neuaushandlung und Neukonfiguration von 
Umweltgerechtigkeitsfragen (Pohle et al. 2021). Im deutschsprachigen Raum 
befindet sich die Forschung zu den Umweltgerechtigkeitsimplikationen von 
Transformationsprozessen noch in den Anfängen. Gerechtigkeitsfragen spie- 
len in der sozialwissenschaftlichen Umweltforschung aber schon lange eine 
Rolle. Hier sind insbesondere Arbeiten, die sich mit dem Ziel der nachhalti- 
gen Entwicklung und der politischen Umsetzung dieser Ziele, z.B. dem Agenda 
21 Prozess, beschäftigen, von Bedeutung (siehe z.B. Elkins 2007; Fiedler 1998; 
Hein 1998). Zudem sind hier die bereits eingangs erwähnten Arbeiten zur so- 
zialökologischen Transformation relevant: Bauriedl, Held und Kropp (2021) zu 
Folge impliziert der Begriff der sozialökologischen Transformation von vor- 
ne herein Gerechtigkeitsfragen: »die soziale und die ökologische Dimension 
[können] weder getrennt noch rein additiv betrachtet werden, sondern [müs- 
sen] in ihren Verflechtungen und Zielkonflikten gesehen werden« (Bauriedl/ 
Held/Kropp 2021: 25). 
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Gerechtigkeitsfragen ergeben sich dabei nicht nur generationenübergrei- 
fend und intersektional, sondern auch räumlich. So weisen viele Arbeiten 
(siehe z.B. Bauriedl/Held/Kropp 2021; Brad/Hein 2022; Merten et al. 2021) auf 
Landnutzungskonflikte im »globalen Süden« als Folge von Klimapolitiken in 
wohlhabenden Ländern hin. Flächenkonkurrenzen, auch in Europa, bspw. 
zwischen Nahrungsmittelproduktion, Bioökonomie, Klimaschutz und dem 
Schutz der Artenvielfalt, illustrieren Zielkonflikte aufbesonders eindrückliche 
Weise (Pohle et al. 2021). Sie verdeutlichen, dass Landressourcen begrenzt und 
vermeintliche win-win Lösungen in den meisten Fällen schwer umsetzbar sind. 
Flächenkonkurrenzen sind folglich unmittelbar mit Gerechtigkeitsfragen ver- 
knüpft: Welche Akteur:innen profitieren vom Status quo der Landnutzung? 
Wer verdient an der Ausweitung der Biogas- oder Agrartreibstoffproduktion? 
Wer sind die Verlierer:innen des Wandels? Wie können staatliche Akteur:in- 
nen in Zielkonflikten vermitteln? Hier wird von einigen Autor:innen auf die 
Relevanz von Planungsinstrumenten, z.B. der Raumordnung und Flächennut- 
zungsplanung, verwiesen (Hofmeister/Warner 2021; Pohle et al. 2021; Schulz/ 
Warner 2021). Diese sollte sich, so Warner und Kolleg:innen (2021: 221), vor 
allem am Gemeinwohl ausrichten, Externalisierungen vermeiden und »die 
intra- und intergenerationale Gerechtigkeit als Wertmaßstab« nutzen. 

In der englischsprachigen Diskussion wurden Transformation und Um- 
weltgerechtigkeit auch begrifflich schon länger zusammen gedacht. Hier sind 
insbesondere die Konzepte just transition (Stevis/Felli 2015; Swilling/Annecke 
2012) und just sustainabilities (Agyeman/Evans 2004), die zunehmend auch im 
deutschsprachigen Raum an Einfluss gewinnen, zu nennen. Insbesondere in 
Großbritannien begann die Umweltgerechtigkeitsbewegung sich Ende der 
1990er Jahre verstärkt mit dem zunehmend dominant werdenden Konzept 
der nachhaltigen Entwicklung zu beschäftigen und damit stärker die gesell- 
schaftlichen Ursachen von Umweltverschmutzungen in den Blick zu nehmen 
(Agyeman/Evans 2004). Das Konzept und die politische Forderung nach ei- 
ner just transition hat dagegen seine Ursprünge in der nordamerikanischen 
Gewerkschaftsbewegung und wandelte sich in den letzten 15 Jahren zum 
dominanten umweltpolitischen Programm der Gewerkschaften auf globaler 
Ebene (Stevis/Felli 2015). Im Vordergrund steht dabei im weitesten Sinne 
die Forderung, Umweltpolitiken möglichst arbeitnehmer:innenfreundlich 
bzw. sozial gerecht zu gestalten. Das Konzept wird dabei von verschiedenen 
Gewerkschaften durchaus unterschiedlich interpretiert. Der Internationale 
Gewerkschaftsbund setzt auf ökologische Modernisierung, »green jobs« (Stevis/ 
Felli 2015: 36) und Sozialversicherungssysteme, um mögliche Auswirkungen 
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von Arbeitsplatzverlusten abzufedern und stellt dabei Machtverhältnisse 
und politische Ökonomie nicht grundlegend in Frage. In dieser Lesart wird 
just transition auch zunehmend in der internationalen Zusammenarbeit zum 
zentralen Leitbild. So sieht die amtierende Bundesministerin für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit und Entwicklung »just transition als Teil einer global 
gestaltenden Strukturpolitik an« (Schulze 2022: 0.S.). Es lassen sich durchaus 
auch radikalere Interpretationen des Begriffs durch einige Gewerkschaften 
finden. So wird in Publikationen des European Trade Union Institute (ETUI), 
dem think tank der Gewerkschaften in der EU, bspw. grünes Wachstum grund- 
sätzlich in Frage gestellt und stattdessen auf demokratische Formen der 
Wirtschaftsplanung verwiesen (siehe z.B. Coutrot/Gadrey 2012). 

In jüngerer Zeit findet das Konzept zunehmend Eingang in die Forschung 
und wird auch hier unterschiedlich interpretiert. Während bspw. Swilling und 
Annecke (2012) die sozio-technische Transitionsforschung mit Gerechtigkeits- 
konzepten verbinden, um die Möglichkeiten einer gerechten Transformation 
in Südafrika auszuloten, analysieren andere die Ursachen für die Popularität 
des Konzepts oder beschäftigen sich mit seiner Genealogie (Morena/Krause/ 
Stevis 2020a). Das Just Transition Research Collaborative TRC) (UNRISD 2020), 
das sich auch mit der deutschen Energiewende und dem Kohleausstieg aus- 
einandersetzt (siehe z.B. Krause et al. 2022; Morena/Krause/Stevis 2020b), 
schlagt einen Analyserahmen zur Bewertung von just transition-Politiken 
und Forderungen vor. Dieser versucht Gerechtigkeitsfragen auf verschiede- 
nen raumlichen Ebenen und in unterschiedlichen Dimensionen zu fassen, 
bspw. im Kontext lokaler Proteste für die Schließung eines Tagebaus, einem 
möglichen weltweiten Kohleausstieg oder dem Ausstieg aus allen fossilen En- 
ergiequellen. Sie schlagen vor, auch die Wechselbeziehungen zwischen Orten, 
Räumen und Politiken in den Blick zu nehmen. Es gilt zwischen Politiken zu 
unterscheiden, die auf lokaler Ebene einen gerechten Wandel ermöglichen, 
aber die globalen Ungleichheiten verstärken (und umgekehrt) und solchen, die 
sowohl auf lokaler, regional als auch auf globaler Ebene als gerecht bewertet 
werden können (Stevis/Felli 2020). Während die Arbeiten des JTRCs insbeson- 
dere auf die Bedeutung der Gewerkschaftsbewegungen für eine gerechte und 
grüne Transition verweisen (Krause et al. 2022; Morena/Krause/Stevis 2020b; 
Stevis/Felli 2015, 2020), zeigt Kalt (2022) auf Grundlage komparativer Fallstu- 
dien zu Südafrika und Deutschland, dass Gewerkschaften sich vor allem aus 
strategischen Gründen mit Ideen einer just transition auseinandersetzen. Kalt 
(2022 und dieser Band: 65-88) verweist auf eine starke Korrelation zwischen 
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den sektorspezifischen Interessen einzelner Gewerkschaften und deren Hal- 
tung gegenüber Versuchen, die Elektrizitätsproduktion zu dekarbonisieren. 

Insgesamt lässt sich sagen, dass Perspektiven der Umweltgerechtigkeit 
auf vielfältige Weise wertvolle Beiträge zur einer strukturell angelegten so- 
zialökologischen Transformation und zur entsprechenden Forschung leisten 
können. Sie eignen sich besonders gut, um strukturelle Ungerechtigkeiten 
zu erkennen und auf unterschiedlichen Ebenen (scales) zu hinterfragen. Auch 
subtilere Anerkennungsfragen, die ontologische und epistemologische Aspek- 
te und Hegemonien einschließen und oft unsichtbar bleiben oder naturalisiert 
werden, sind mit einem Verständnis für Umweltgerechtigkeit greifbarer. Da 
seit den Anfängen die Ideen und geistigen Führer:innen der Umweltgerechtig- 
keitsbewegung gerade nicht nur in westlichen Ontologien und Epistemologien 
verhaftet sind, kann es hier auch wertvolle Anregungen für Mensch-Umwelt- 
Beziehungen geben, die bspw. weniger ressourcenintensives Wirtschaften 
oder ein anderes Wohlstandskonzept beinhalten, wie etwa der in Südamerika 
entwickelte buen vivir-Ansatz. Damit können »imperiale Lebensstile« (Brand/ 
Wissen 2012) in Zeiten der sozialökologischen Krise hinterfragt und neu 
verhandelt werden. Die Fallbeispiele des Sammelbandes verdeutlichen dabei 
den dringenden Bedarf an lokal geführten oder orientierten Klimapolitiken, 
die fair und offen für unterschiedliche Einflüsse und für »ontologischen Plu- 
ralismus« (Nightingale 2020: 343) sind. Umweltgerechtigkeit kann zu diesen 
Politiken beitragen und soziales und kreatives Potenzial für einen radikale- 
ren Systemwandel freisetzen, um so die sozioökologische Krise und deren 
Ursachen zu bekämpfen und Transformation herbeizuführen. 


Unterschiedliche Vorstellungen von Nachhaltigkeit 


Die Spannungen und unterschiedlichen Einschätzungen zu Tiefe und Aus- 
maß der sozialökologischen Krise und den angemessenen Antworten darauf 
zeigen sich auch in der großen Bandbreite, wie sozialökologische Transfor- 
mation derzeit im deutschsprachigen Raum diskutiert wird. Die diskursiven 
Rahmungen der Debatten um sozialökologische Transformation erinnern 
dabei teilweise an Argumente, die schon aus Debatten über Nachhaltigkeit 
seit den 1970er Jahren bekannt sind (Bruns/Braun 2021). So schließen der 
dominante Diskurs und darauf aufbauende Politiken an Vorstellungen der 
ökologischen Modernisierung an, die vor allem auftechnische Innovation als 
Antwort auf die sozialökologische Krise setzen. In einem weitreichenderen 
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Transformationsansatz werden hingegen strukturelle gesellschaftliche Ver- 
änderungen und soziale Innovationen gefordert. Diese Ansätze, wie bspw. die 
Postwachstumsdebatte (Lange et al. 2020), fordern eine Abkehr von der öko- 
nomischen Wachstumslogik und einen tiefgreifenden Kulturwandel in den 
Mensch-Umwelt-Beziehungen, der sich auch in eher relational angelegten 
Forschungskonzepten spiegeln sollte (Gesing 2022). Hier werden zunehmend 
auch unsere durch die kapitalistische Wirtschaftsordnung geprägten sozia- 
len Beziehungen und Werteordnungen hinterfragt (Rosa 2016; von Redecker 
2020). 

Das hier aufgezeigte Spannungsfeld zwischen ökologischer Modernisie- 
rung und strukturellem Wandel hängt eng mit unterschiedlichen Vorstellun- 
gen von Entwicklung und Fortschritt zusammen (Hein/Thomsen 2023). Dies 
ist einer der Gründe warum die Transformationsdebatte oft sehr emotional 
geführt wird (Baasch, dieser Band: 45-64) und die Fronten verhärtet erschei- 
nen (Fladvad/Hasenfratz 2020). Emotionale Aspekte und unsere Vorstellungen 
von Entwicklung und guter Zukunft spiegeln sich in Politiken der Nachhaltig- 
keit und ganz allgemein in der Gestaltung unserer Mensch-Umwelt-Beziehun- 
gen (Fladvad/Hasenfratz 2020; Hinchliffe 2007) wider. Was bedeutet ein gutes 
Leben für uns und kommende Generationen? Sind ein Einfamilienhaus und 
ein Auto weiterhin die dafür notwendigen Statussymbole (Dünckmann et al. 
2022)? Ist es heute noch anstrebenswert und moralisch vertretbar einen SUV 
zu fahren? Sollte es hingegen ein E-SUV sein? Oder sind heute nur kollektive 
Mobilitätsangebote des öffentlichen Nahverkehrs angemessen? 

Entwicklungsnarrative und Vorstellungen vom guten Leben sind dabei ab- 
hängig von unterschiedlichen Faktoren (Nightingale et al. 2019): von sozialer 
und kultureller Prägung, vom Land oder der Region, in der wir leben, davon, 
ob unser Umfeld eher städtisch oder ländlich geprägt ist und ob wir eher zu den 
armeren oder reicheren Bevélkerungsteilen gehoren. Heutige Narrative von 
Entwicklung unterscheiden sich, wobei Entwicklung als Wachstum der Wirt- 
schaft immer noch die vorherrschende Vorstellung von Entwicklung bleibt, ge- 
folgt von Entwicklung als grüne Modernisierung (Fladvad/Hasenfratz 2020). 
Dies schließt auch die Vorstellung ein, dass durch technologischen Fortschritt 
ein stetes ökonomisches Wachstum weiter beibehalten werden kann, das öko- 
logisch verträglich ist. Die Wissenschaft, aber auch z.B. der Bericht des Ent- 
wicklungsprogramms der Vereinten Nationen von 2020 weisen dabei darauf hin, 
dass diese Vorstellung bisher nicht realisiert werden konnte bzw. in ihrer Um- 
setzbarkeit widerlegt ist (UNDP 2020). Dies hängt vor allem mit dem soge- 
nannten rebound-Effekt zusammen: Autos sind größer geworden, unser Kon- 
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sum wie auch unser Ressourcenverbrauch sind immer weiter gestiegen und 
haben den technologischen Fortschritt und Einsparungen durch effizientere 
Technologien zunichte gemacht (Greening/Greene/Difiglio 2000). Auch Som- 
mer und Welzer formulieren als Ausgangspunkt für die Analyse unserer heu- 
tigen Lage, dass heute »keine Gesellschaft [existiere], die sich als modern cha- 
rakterisieren ließe und deren Stoffwechsel mit der Natur auch nur annährend 
auf einem ökologisch nachhaltigen Niveau zu verorten wäre« (Sommer/Welzer 
2014: 65). Noch deutlicher argumentieren Protagonist:innen der Postwachs- 
tumsbewegung, mit Verweis auf das aus den Naturwissenschaften stammen- 
de Konzept der Entropie und auf die Arbeiten des Ökonomen Georgescu-Roe- 
gen (1971). Sie gehen davon aus, dass permanentes Wachstum trotz fortlaufen- 
der Innovationen und effizienterer Formen der Ressourcennutzung physika- 
lisch nicht möglich sei (Ulgiati 2015). Diese Einsichten sind zentral, da das Nar- 
rativ des grünen Wachstums immer noch die gesellschaftliche Debatte und vor 
allem die Politik bestimmt (Sommer/Welzer 2014). 

Die Postwachstumsbewegung und weitere Bewegungen haben heute auch 
Vorstellungen von Entwicklung etabliert, die explizit gegen Wachstum als 
vornehmliches Entwicklungsziel argumentieren (Lange et al. 2020). Hier wird 
ausbuchstabiert, wie Lebensstile und die Vorstellung, was ein gutes Leben 
auch bedeuten kann, welches nicht von ökonomischem Wachstum abhängt, 
aussehen können. Diese Vorstellungen schließen dabei bspw. an das buen 
vivir-Konzept aus Südamerika an, das auf einem relationalen Verständnis 
von Menschen und ihrer Umwelt beruht (Cubillo-Guevara et al. 2018). Dies 
bedeutet ein Verständnis, das Natur und Kultur nicht trennt, sondern die 
gegenseitige Abhängigkeit und Beziehungen aufzeigt. Zur Förderung solcher 
Ansätze kann Umweltgerechtigkeit beitragen, da sie bezüglich unterschiedli- 
cher Wissensquellen und Weltsichten auf Mensch-Umweltbeziehungen einen 
inklusiven Anspruch vertritt. 

An den Rändern der Debatte um sozialökologische Krisen und multiple 
Ungleichheitsverhältnisse im deutschsprachigen Raum lassen sich allerdings 
auch Verbindungen zu rechtspopulistischen und misogynen Diskursen ana- 
lysieren. Hultman und Pulé (2019) untersuchen, wie Klimaschutzpolitiken 
und sozialökologische Transformation zu mehr Klimaskeptizismus führen 
können, da »industrial/breadwinner masculinities« und anschließende Lebens- 
stile grundsätzlich in Frage gestellt würden. Diese Aushandlungsprozesse 
machen deutlich, dass im Kontext der sozialökologischen Transformation 
auch intersektionale Diskriminierung verhandelt wird (Bührmann/Dobusch/ 
Weller 2021), was im Kontext von Klima- und Transformationspolitiken im 
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globalen Norden: jedoch noch kaum berücksichtigt wird. Rohr und Wel- 
ler (2021) weisen darauf hin, dass die geschlechtergerechte Gestaltung der 
Klimapolitiken kaum eine Rolle spiele, obwohl die Brisanz für Gender- und 
Diversitätsperspektiven bei Maßnahmen etwa zur Förderung der Elektro- 
Mobilität, zum Ausbau der erneuerbaren Energien und zur Energieeffizienz 
in Gebäuden vom deutschen Umweltbundesamt (UBA) und Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU) anerkannt wird. Entspre- 
chend dem deutschen Klimaschutzgesetz und dem Klimaschutzprogramm 2030 
werde der Klimaschutz jedoch vor allem sektoral nach den Handlungsfeldern 
Verkehr, Energie, Bauen und Wohnen und Landwirtschaft gegliedert. Die 
Verantwortung zur Umsetzung liegt in den entsprechenden Ministerien, die 
bisher mit einer großen Nähe zu Industrie und Lobbyverbänden einen starken 
Fokus auf technische Innovation gelegt hätten und wenig Bereitschaft zur 
Berücksichtigung von Gender und Diversität in den Klimapolitiken zeigten 
(Röhr/Weller 2021). Auch Fisch, Frost und Dietl (dieser Band: 177-206) arbeiten 
heraus, dass Genderaspekte in Klimapolitiken bisher auf lokaler Ebene nur 
sehr selten aufgegriffen würden und dann in erster Linie Frauen als binär 
gedachte Kategorie adressierten, die als besonders vulnerabel gilt. 

Auch aufgrund dieser großen Diskrepanz zwischen wissenschaftlich ver- 
briefter Notwendigkeit einer tiefgreifenden sozialökologischen Transforma- 
tion und den bisher nur sehr zögerlichen und technologiezentrierten Verän- 
derungen möchte unser Buch zu Debatten anregen, die bislang noch kaum 
geführt werden. Besonders deutlich wird diese »laute Stille« in der Diskus- 
sion um luxuriöse, sehr energie- und ressourcenintensive Lebensstile (Mieß- 
ner/Naumann, dieser Band: 259-277). Während Verzicht aufgrund von stei- 
genden Preisen vor allem ärmere Bevölkerungsschichten trifft, die ohnehin 
einen geringeren ökologischen Fußabdruck haben, werden die hohen Schä- 
den und Gemeinschaftskosten, die sehr wohlhabende Bevölkerungsschichten 
verursachen, kaum debattiert oder von der Politik adressiert. Aktuelle Studi- 
en belegen dabei, dass bspw. die Zahl an Privatjetflügen in Deutschland in den 
letzten Jahren stark zugenommen hat (Baars 2023). 60 % der geflogenen Stre- 
cken sind dabei kürzer als 300 Kilometer (Baars 2023). Während es in Frank- 
reich intensive Debatten über eine Einschränkung von Privatjet-Flügen gibt, 
ist es in Deutschland nicht einmal möglich, Daten zu den verursachten Treib- 
hausgasen zu erheben, da die entsprechenden Informationen den Ministerien 
nicht vorliegen (Baars 2023). Auch in der oberen Mittelschicht etablieren sich 
Lebensstile, die sehr emissions- und flächenintensiv sind, wie das Kapitel von 
Miefsner und Naumann zeigt (dieser Band: 259-277). Ferienwohnungen in den 
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Alpen, aber bspw. auch an den Küsten im deutschen Nord- und Ostseeraum, 
werden immer beliebter. Sie stehen zumeist leer oder werden als Kapitalanla- 
gen an Feriengäste vermietet. Die davon betroffenen Orte und Dorfgemein- 
schaften haben immer weniger Bewohner:innen und es wird für Einheimi- 
sche oder Menschen, die vor Ort arbeiten, immer schwieriger und teurer, hier 
zu wohnen. Anderseits gibt es Suffizienz- und Verzichtsbewegungen, die, wie 
oben genannt, aus Überzeugung und freiwillig emissionsintensive Lebensstile 
meiden. 

Diese Entwicklungen und Debatten zeigen, wie unsichtbar große Fra- 
gen der Umweltgerechtigkeit vor dem Hintergrund der sozialökologischen 
Transformation immer noch sind oder gemacht werden. Dies liegt einerseits 
daran, dass wir kapitalistisches Denken und Handeln internalisiert haben: 
»It seems easier to imagine the end of the world than a far more modest 
change in the mode of production, as if liberal capitalism is the »reak that 
will somehow survive even under conditions of a global ecological catastro- 
phe.« (Žižek 2012: 55) Die »Gleichursprünglichkeit« (Biesecker/Hofmeister 
2013: 241) der ökologischen und sozialen Krise wird nicht thematisiert, eine 
systemische Veränderung erscheint so undenkbar. Hingegen werden Begriffe 
wie Nachhaltigkeit, nachhaltige Entwicklung und nun auch Transformation immer 
wieder neu interpretiert und in marktgerechte Denk- und Handlungswei- 
sen eingebettet (Bauriedl/Wissen 2002). Andererseits treten zwischen dem 
Willen zur sozialökologischen Transformation, sei sie systemisch oder öko- 
logisch-modernisierend angelegt, und den Bedingungen unserer derzeitigen 
Lebens- und Wirtschaftsweisen und unseres politischen Systems auch hand- 
feste Ziel- und Systemkonflikte auf. Es gibt Spannungen, die komplex und 
schwierig aufzulösen sind, wie die Fallstudien dieses Sammelbandes zeigen. 


Zielkonflikte, Spannungen und Akteur:innen 
der sozialökologischen Transformation 


Mit Blick auf die Zielkonflikte, die unsere Fallstudien illustrieren, wird deut- 
lich, dass auch im »globalen Norden« Fragen der Zugänglichkeit von Räumen 
und des Eigentums, also Raum- und Eigentumsverhältnisse, im Zentrum 
unserer Debatten stehen miiss(t)en. Christiane Bunge verdeutlicht bspw. in 
ihrem Beitrag mit Verweis auf den European Urban Atlas (EUA), dass der Zu- 
gang zu städtischen Grünflächen in Deutschland stark mit dem Einkommen 
zusammenhängt (Bunge, dieser Band: 279-306). So verfügen die wohlhabends- 
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ten Bevölkerungsgruppen über deutlich mehr Grünflächen in ihrer direkten 
Umgebung als die ärmsten Bevölkerungsgruppen. Zudem sind innerstädti- 
sche Flächen durch Klima- und Naturschutz-Aufgaben und zunehmend auch 
durch Maßnahmen zur Klimawandelanpassung mehr und mehr umkämpft. 
Der Beitrag von Wirtz, Cavallo und Schmidt illustriert, dass die Erreichung 
von klimapolitischen Zielen durch die Einrichtung von mehr Grünflächen in 
Innenstädten und die gleichzeitig sozial notwendige Schaffung von Wohn- 
raum eine immense Herausforderung für die Kommunalpolitik bedeuten 
(Wirtz/Cavallo/Schmidt, dieser Band: 235-257). Die Kimpfe um Kleingärten 
und innerstädtisches Grün, die von den Autor:innen aufgegriffen werden, 
zeigen auch, dass exklusiver Zugang und Nutzungsrechte in der Innenstadt 
im Fall der Kleingärten zunehmend umstritten sein können, weil andere das 
kostbarer werdende »Gut Grünflächen« als commons nutzen möchten. Dabei 
ist schon heute belegt, dass Menschen und auch Kinder und Jugendliche mit 
niedrigem Einkommen in Städten mit mehr als 20.000 Einwohner:innen zu 
Fuß länger von zu Hause zu einer öffentlichen Grünfläche brauchen als Kin- 
der und Jugendliche aus einkommensstarken Familien (Bunge, dieser Band: 
279-306 nach Rehling et al. 2021). 

Gerade in den Fragen um exklusive Nutzungsrechte scheint dabei Be- 
wegung in die Debatten gekommen zu sein und neue Akteur:innen treten 
auf. Kleingärten können auch gemeinschaftlich gepflegt werden und Dorn- 
dorf zeigt in ihrem Kapitel zur Einrichtung von Moorschutzflächen, dass 
auch bei Fragen zum Verkauf oder zur Bereitstellung von Eigentum immer 
öfter Natur- und Klimaschutzaspekte berücksichtigt werden müssen. Die 
Eigentümer:innen, die ihre ungenutzten Flächen auch nach Jahren nicht für 
das Moorschutzprojekt zur Verfügung stellen, gelten als Blockierer:innen 
(Dorndorf, dieser Band: 145-175). 

Das Kapitel von Dorndorf zu den unterschiedlichen Zeitlichkeiten von 
Moorschutzmaßnahmen und nature-based solutions weist auch auf das grund- 
sätzliche Problem hin, dass Prozesse wie Flurbereinigungsverfahren oder 
auch die Vernässung eines Moores und damit die wirkungsvolle Bindung von 
Emissionen sehr lange dauern. Dorndorf schildert dabei eindrücklich die 
Temporalitaten der erforderlichen Prozesse für die Umsetzung von nature- 
based solutions zum Klimaschutz. Diese umfassen zum einen bürokratische 
Verfahrensstrukturen, die von politischen Zeitstrukturen zur Willensbildung, 
wie Wahlzyklen, überlagert sind. Auch das Projekt selbst beruht auf einer 
(eher kurzen) Zeitlichkeit, der Projektlaufzeit. Auf der Ebene von Individuen 
fordern zudem einzelne Flurstückbesitzer:innen Zeit für ein aus ihrer Sicht 
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gerechtes Beteiligungsverfahren ein, welches jedoch von anderen Beteilig- 
ten, auch anderen Flurbesitzer:innen, als Blockade wahrgenommen wird. 
Die aufgezeigten natürlichen, gesellschaftlichen und individuellen Tem- 
poralitäten stehen dabei teilweise im Widerspruch zueinander (Dorndorf, 
dieser Band: 145-175). Zudem sind sie gegenläufig zur Eile, die aufgrund der 
multiplen ökologischen Krisen (Rockström 2009) beim Klimaschutz geboten 
wäre. Demokratische Abläufe und Beteiligung, aber auch die Einrichtung 
von wirkungsvollen Klimaschutzverfahren, die nicht vor allem auftechnische 
Entwicklungen zurückgreifen, brauchen also Zeit, die uns im Klimaschutz 
fehlt. Dennoch erscheint uns gerade in Zeiten eines Angriffskrieges in Europa 
und der Erstarkung autokratischer Regierungsformen kaum etwas mehr 
schützenwert als demokratische, rechtssichere Prozesse. 

Anschließend an die hier genannten langwierigen bürokratischen Prozes- 
se machen auch verschiedene weitere Fallstudien des Sammelbandes deutlich, 
dass die Einführung neuer politischer Prioritäten wie sozial verträglicher 
Klimaschutz an der in Deutschland fest verankerten Sektorenpolitik schei- 
tert. Für die Umsetzung umweltpolitischer Maßnahmen in Ministerien und 
Verwaltung und ein mainstreaming, wie es das deutsche Bundes-Klimaschutz- 
gesetz vorsieht, wie auch für die Berücksichtigung von Gerechtigkeits- und 
Diskriminierungsfragen bei der Umsetzung dieser Maßnahmen ist das in 
unterschiedlichen Ressorts verhaftete Denken, die sich oftmals in Konkur- 
renz zueinander sehen, eine Hürde. Wie das Kapitel von Bunge zeigt, sind 
zunächst viel Einzelengagement sowie schlagkräftige Organisationen nötig, 
um das Thema Umweltgerechtigkeit aufverschiedenen Ebenen zu stärken und 
zu verankern (Bunge, dieser Band: 279-306). Auch der Beitrag von Fisch, Frost 
und Dietl zu Klimawandelanpassungspolitiken und Genderdimensionen in 
Duisburg macht deutlich, dass es oft einzelne Akteur:innen sind, die in starke 
Netzwerke eingebettet sind, die beim Thema Gender und Diversität in der 
kommunalen Klimapolitik voranschreiten, um soziale Gerechtigkeit zu veran- 
kern (Fisch/Frost/Dietl, dieser Band: 177-206). Neben Kompetenzgerangel und 
der Nähe zur Industrie der deutschen Ministerien (Röhr/Weller 2021) sind es 
außerdem auch die oft sehr einschränkenden projektbasierten Maßnahmen, 
die neoliberalen Logiken folgen (Fisch/Frost/Dietl, dieser Band: 177-206), 
die einen strukturellen Wandel schwierig machen. Demgegenüber zeigen 
Fisch, Frost und Dietl wie sinnvoll es sein kann, vorbereitende Studien für 
entsprechende Projekte nicht an die oftmals berücksichtigten Akteur:innen 
im consulting-Bereich zu vergeben, sondern bspw. mit universitären Studien 
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den Projekten herrschaftskritischere und holistischere Ansatze zu Grunde zu 
legen (Fisch/Frost/Dietl, dieser Band: 177-206). 

Mit einem Blick auf die vielfaltigen Akteur:innen und Akteurskonstel- 
lationen, die in den Fallstudien sichtbar werden, sind u.a. Beteiligungspro- 
zesse und die teilweise überraschenden Allianzen, die sich in Kämpfen um 
Umweltgerechtigkeit formieren, interessant. Es zeigt sich immer wieder, 
wie zeit- und ressourcenintensiv (zivilgesellschaftliche) Beteiligung ist. Die 
häufig umkämpfte Ausgestaltung von Beteiligungsverfahren kann sowohl 
inkludierend wirken und so prozedurale Gerechtigkeit ermöglichen als auch 
exkludierend wirken (Baasch, dieser Band: 45-64). Insbesondere der Beitrag 
von Hilder und Hein über Konflikte um eine mögliche Hafenerweiterung in 
Hamburg-Moorburg zeigt, wie das Hamburger Hafenerweiterungsgesetz 
prozedurale Ungerechtigkeiten schafft, die auch durch Beteiligungsformate 
wie dem ständigen Gesprächskreis Moorburg nicht aufgelöst werden können 
(Hilder/Hein, dieser Band: 207-233). Diese, so die Autoren, ermöglichten 
lediglich die Probleme des Stadtteils mit Behörden zu diskutieren. Es besteht 
jedoch nicht die Möglichkeit Planungsprozesse zu beeinflussen. 

Sowohl im zivilgesellschaftlichen Engagement wie auch im Kontext der 
Energiegenossenschaften (Rieder et al., dieser Band: 117-143) sind es oftmals 
gut situierte, ältere, weiße Männer, die sich in Planungsprozessen engagie- 
ren. Sie verfügen über das Wissen und das Kapital, um sich in zeitintensive, 
unbezahlte Aushandlungsprozesse einzubringen. Fehlende Diversität ist da- 
bei auch ein Problem in jüngeren Gruppen, die sich klimapolitisch engagieren 
(de Moor et al. 2020). 

Die Fallstudie von Beckmann und Heyer zu Umsiedlungen im Rheinland, 
die durch den Braunkohletagebau bedingt sind, zeigt, wie zentral Partizipati- 
onsprozesse auch für die Verhandlungen von Räumungen sind und wie groß 
die sich hier zeigenden Machtasymmetrien zwischen den Bewohner:innen 
und Protestierenden und der Landesregierung und RWE sind (Beckmann/ 
Heyer, dieser Band: 89-116). Deren Informationspolitik wird immer wieder 
als verschleiernd oder sogar als die Proteste absichtlich spaltend wahrgenom- 
men. Beckmann und Heyer zeigen auf der Ebene der Akteurskonstellationen, 
dass die verschiedenen Protestgruppen unterschiedliche Interessen und Mo- 
tivationen haben können. Während einige eher den lokalen Protest für den 
Erhalt der Dörfer in den Vordergrund stellen, ist für andere struktureller Wan- 
del und globale Klimagerechtigkeit der Fokus des Anliegens. Hier entstehen 
temporär sehr heterogene Allianzen, die teilweise, wie sich auch in der Fall- 
studie zu den Frankfurter Kleingärten zeigt (Wirtz/Cavallo/Schmidt, dieser 
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Band: 235-257), gerade aufgrund ihrer Heterogenität und der Nutzung unter- 
schiedlicher Organisationsformen und Proteststrategien erfolgreicher sein 
können, als eine homogenere Gruppe von Aktivist:innen. Unterschiedliche 
politische Ziele und Transformationsansprüche stehen dabei nebeneinander. 
Auch hier treffen Vorstellungen von und Forderungen nach strukturellem 
Wandel und Postwachstumsökonomien auf Ansprüchen, die eher innerhalb 
von Logiken der ökologischen Modernisierung bleiben (Kalt, dieser Band: 
65-88; Beckmann/Heyer, dieser Band: 89-116; Wirtz/Cavallo/Schmidt, dieser 
Band: 235-257). 

Auch weitere neue Allianzen lassen sich inden Debatten um Kohleausstieg, 
Klimaschutz und regionale Entwicklungsvisionen beobachten. Nachdem die 
Gewerkschaften aus Interessen des Arbeitsplatzschutzes im Kontext des Koh- 
leausstiegs lange eher gebremst haben und Umweltverbände sich wenig für 
die soziale Abfederung des Ausstiegs interessierten, ist im Rahmen der Ver- 
handlungen der Kohlekommission Bewegung in die Konfliktlinien gekommen 
(Kalt, dieser Band: 65-88). Nicht mehr Arbeitvs. Klima, sondern Arbeit und Klima 
vs. Kapital scheint nun eine neue Strategie zu sein, die immer mehr auch ge- 
meinsam und von den Gewerkschaften verfolgt wird (Kalt, dieser Band: 65-88). 
Die oben aufgezeigte Diskussion um just transition und die Kapitel von Beck- 
mann und Heyer (dieser Band: 89-116) und Kalt (dieser Band: 65-88) zeigen da- 
bei wie Debatten um Braunkohletagebau als zentral für die Entwicklung der 
Region und für (männlich konnotierte) Arbeit durch das Thema Klimaschutz 
neu konfiguriert werden. Auch die Kämpfe um die Räumung von Lützerath 
zeigen eindrücklich, dass auch die Berichterstattung in der Tagespresse und 
der öffentliche Diskurs sich in Richtung einer Priorisierung des Klimaschutzes 
verschieben. Die Beiträge unserer Autor:innen zeigen jedoch auch, wie mäch- 
tig großindustrielle Akteur:innen nach wie vor sind, auch im Umgang mit den 
Landesregierungen und der Bundesregierung. 

Bei einigen Akteur:innen und Debatten ist also auch auf der Ebene der In- 
stitutionen Bewegung erkennbar, wie die Bemühungen der Ministerien und 
Kommunen bei der Umsetzung von Klimaschutzmaßnahmen zeigen. Andere 
Debatten werden momentan noch kaum geführt: Welche Lebensstile sind heu- 
te gerecht und angemessen, auch mit Blick auf Generationengerechtigkeit? 
Welche Widersprüche tun sich auf, nicht nur bei offenkundig luxuriösen Le- 
bensstilen, sondern auch bspw. bei gut situierten Bevölkerungsgruppen, die 
nach der ländlichen Idylle suchen, aber auch den Bau von Investitionsobjek- 
ten in Form von Ferienhäusern ankurbeln (Mießner/Naumann, dieser Band: 
259-277)? Noch offene oder in der Öffentlichkeit noch kaum geführte Debatten 
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berühren also Fragen wie: Was bedeutet Luxus oder auch ein gutes Leben in 
Zeiten der sozialökologischen Krisen? Und wie werden kollektive und indivi- 
duelle Freiheit und Verantwortung davon berührt? 


Zu den Beiträgen des Bandes 


Neben Fragen zu stellen und - im besten Falle - Diskussionsanregungen zu 
liefern, sollte diese Einleitung auch eine Einführung in die Terminologien und 
in verschiedene Dimensionen der Umweltgerechtigkeit leisten, die in den fol- 
genden Kapiteln wieder aufgegriffen werden und anhand von Fallstudien dis- 
kutiert und vertieft werden. Einige der Fallstudien gehen auf die Zusammen- 
arbeit mit Stipendiat:innen der Studienstiftung des Deutschen Volkes zurück. Im 
Rahmen der Arbeitsgruppe Umweltgerechtigkeit - die soziale und politische Dimen- 
sion von Umweltkonflikten des Gesellschaftswissenschaftlichen Kollegs VIII von 
2019-2021, das von Jonas Hein und Silja Klepp geleitet wurde, sind empirische 
Studien zu Fragen der Umweltgerechtigkeit im deutschsprachigen Raum ent- 
standen. 

Nachdem wir einige Ergebnisse der Kapitel aufeinander bezogen und ana- 
lytisch fruchtbar gemacht haben, möchten wir nun abschließend alle Beiträge 
kurz aufgreifen und ihre Hauptaussagen vorstellen. 

Partizipationsverfahren sind in Zeiten der sozialökologischen Transfor- 
mation in aller Munde. Stefanie Baasch leistet im ersten Kapitel des Bandes 
eine genauere Bestimmung der verschiedenen Gerechtigkeitsfragen und 
-dimensionen, die diese Prozesse ausmachen, auch bezüglich ihrer Impli- 
kationen, Folgen und Nebenfolgen. Abgesehen von dem eher unspezifisch- 
normativen Anspruch an Beteiligungsverfahren, gerecht zu sein, spielen 
differenziertere Betrachtungen von Gerechtigkeitskonzeptionen und -be- 
wertungen in der Praxis kaum eine Rolle. Baasch zeigt auf, wie durch eine 
verengte Perspektive, die sich vor allem auf konkrete Planungsfragen oder auf 
die Umsetzung von Maßnahmen konzentriert, Konfliktpotenziale ausgeblen- 
det werden, die auf unterschiedlichen Gerechtigkeitsvorstellungen beruhen. 
Sie zeigt, dass insbesondere Beteiligungsverfahren, die stark vordefiniert 
sind oder, wie im Fall der gezeigten Fallstudie zur Hamburger Olympiabewer- 
bung 2024, als »Akzeptanzbeschaffung« interpretiert werden, eher zu einer 
Konfliktverschärfung führen können. 

Tobias Kalt untersucht in seinem Beitrag Transformationskonflikte und 
verdeutlicht, dass die Dekarbonisierung kein rein technokratischer Prozess 
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ist, sondern ein Prozess der tiefgreifenden Gerechtigkeitsimplikationen auf- 
weist. Anhand des Konflikts zwischen Gewerkschaften und Klimabewegungen 
im Kontext des Ausstiegs aus Kohleverstromung und dem Braunkohleabbau 
zeigt Kalt, dass Interessen, Ziele und die Gerechtigkeitsvorstellungen der 
Akteur:innen sich widersprechen und in Konflikt stehen. Kalt zeigt, dass der 
vermeintliche Gegensatz zwischen Arbeitsplätzen und der Reduktion von 
Treibhausgasen eine zentrale Konfliktlinie ist. Er verweist aber auch auf Kon- 
fliktverschiebungen und neue Allianzen zwischen einzelnen Gewerkschaften 
und Klimabewegungen. 

Lukas Beckmann und Helene Helix Heyer beschäftigen sich in ihrem Bei- 
trag mit braunkohlebedingten Umsiedlungen im Rheinland. Aufbauend auf 
Umweltgerechtigkeitskonzepten, dem Konzept der energy sacrificezones (Lerner 
2012) und Perspektiven der Politischen Ökologie untersuchen Beckmann und 
Heyer die gesellschaftlichen Aushandlungsprozesse um Enteignungen, Allge- 
meinwohl und dem »Loch«, wie die Braunkohletagebauflächen in der Region 
umgangssprachlich genannt werden. Sie verdeutlichen, wie Machtasymme- 
trien sowohl die Ausweitung der Tagebauflächen als auch die Verhandlungen 
um konkrete Umsiedlungen und Räumungen durchzogen haben. Sie verwei- 
sen auf die enge Verzahnung von Landesregierung und RWE und die dadurch 
verursachte Frustration der vom Tagebau Betroffenen. Beckmann und Heyer 
verdeutlichen auch, dass die verschiedenen Protestbewegungen keineswegs 
homogene politische Ziele aufweisen. Während einige Gruppen sich primär 
für den Erhalt ihrer Dörfer bzw. der Region einsetzen, verknüpfen anderen den 
Protest mit weitreichenden Forderungen nach Klimagerechtigkeit und sozial- 
ökologischer Transformation. 

Quirin Rieder, Konstantin Veit, Nikolaj Moretti, Luis Peters und Celine 
Li rücken Fragen der Energiegerechtigkeit in den Vordergrund. Die Autor:in- 
nen beschäftigen sich mit Energiegenossenschaften (EG) in Baden-Württem- 
berg und Berlin und analysieren dabei sowohl Forderungen der EGs nach ei- 
ner gerechteren Energiewende als auch die Besitz- und Teilhabestrukturen der 
EGs. Sie zeigen, dass sich EGs als Gegenentwürfe zu zentralisierten Formen 
der Stromerzeugung durch Großkonzerne verstehen. Die EGs sehen sich als 
transformative Akteure an, die Bürger:innen eine aktive Teilhabe an der Ener- 
giewende ermöglichen und so eine demokratischere und gerechtere Transfor- 
mation ermöglichen. Die Autor:innen merkenjedoch kritisch an, dass EGs sich 
zwar nach innen um demokratische Entscheidungsprozesse bemühen, jedoch 
eine aktive und vollumfängliche Mitwirkung nur Anteilseigner:innen ermög- 
licht wird. 
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Tabea Dorndorf untersucht in ihrem Beitrag die Temporalitäten und Ge- 
rechtigkeitsimplikationen von natürlichen Klimalösungen (engl. nature-based 
solutions). Sie zeigt am Beispiel des seit über fünfzehn Jahren andauernden 
und umkämpfen Versuchs die Hannoversche Moorgeest wiederzuvernässen, 
dass die Umsetzung von vermeintlich »einfachen< Klimalösungen höchst 
komplex ist und daher keine schnelle und einfache Lösung zur Bekämpfung 
des Klimawandels darstellt. Dorndorf unterscheidet aufbauend auf Bopp und 
Bercht (2021) natürliche, gesellschaftliche und micro Zeitebenen und identifiziert 
so Widersprüche und Zielkonflikte. So geben Projektfinanzierungen bspw. 
häufig einen engen Zeitrahmen vor, der allerdings weder der Regenerations- 
zeit der Moore entspricht noch den zeitlichen Erfordernissen von Planungs-, 
Flurbereinigungs- und Beteiligungsprozessen. Gleichzeitig verlangt der vor- 
anschreitende Klimawandel nach einer möglichst schnellen Umsetzung der 
Maßnahmen. Dorndorfs Beitrag ist hochaktuell und von hoher Relevanz, da 
nature-based solutions insbesondere von internationalen Organisationen, Ge- 
ber:innen und auch dem deutschen Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, 
nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz (BMUV) stark gefördert werden und 
gleichzeitig zunehmend dafür kritisiert werden, dass sie bestehende Umwelt- 
ungerechtigkeiten verstärken können (Diep et al. 2022; Mabon et al. 2022; 
Newell 2022). 

Eine Reihe von deutschen Städten und Gemeinden haben in den letzten 
Jahren Klimaschutzkonzepte bzw. Klimaanpassungsstrategien entworfen. 
Diese Dokumente umfassen meist eine Reihe von Handlungsfeldern, z.B. 
Verkehr, Gebäude, Stadtentwicklung und Energieversorgung, entlang de- 
rer sich städtisches Leben transformieren soll. Verena Fisch, Juliane Frost 
und Alena Dietl analysieren den Prozess der Erstellung des Duisburger Kli- 
maschutzkonzepts und berücksichtigen dabei insbesondere Aspekte der 
Geschlechtergerechtigkeit. Die Autorinnen betonen, dass die Berücksich- 
tigung von Genderaspekten einen entscheidenden Beitrag leisten könnte, 
Städte und Kommunen sozial gerechter zu gestalten. Sie verweisen aber auch 
darauf, dass das Konzept Duisburgs zwar die besondere Betroffenheit von 
Frauen gegenüber dem Klimawandel anerkennt, dabei jedoch Geschlechter- 
gerechtigkeit nicht als explizites Ziel in der Umsetzung berücksichtigt. 

Nils Hilder und Jonas Hein beschäftigen sich mit der Beständigkeit 
und den sozialökologischen Implikationen der auf permanentes Wachstum 
ausgerichteten Hamburger Hafenpolitik. Aufbauend auf Umweltgerechtig- 
keitskonzepten und dem aus der materialistischen Staatstheorie kommenden 
Konzept der strategischen Selektivität untersuchen Hilder und Hein den Kon- 
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flikt um Hafennutzung, Hafenerweiterung und Flächenvorsorge im Stadtteil 
Hamburg-Moorburg. Die Autoren verweisen darauf, dass die Häufung von 
sogenannten environmental bads im Stadtteil eng mit der strategischen Se- 
lektivität des Stadtstaats und der Vorrangstellung des Hafens verknüpft ist. 
Die Auseinandersetzungen sind dabei auch in die räumliche Produktion von 
Zentren und Peripherien in der Metropolregion Hamburg eingebettet, so die 
Autoren. Während der historische Siedlungskern der Stadt, das Hauptge- 
schäftszentrum und die meisten Wohngebiete sich nördlich der Elbe befinden 
gelten die Marschen des Süderelberaums bis heute vor allem als Landreser- 
ve für die Industrie- und Hafenentwicklung - trotz bestehender, vor allem 
landwirtschaftlich geprägter Landnutzungsformen und stagnierender Um- 
schlagszahlen des Hafens. 

In wachsenden Städten und Metropolregionen geraten innerstädtische 
Grünflächen wie Kleingartenanlagen zunehmend unter Druck. Trotz ihrer 
Funktion als Frischluftschneisen und Naherholungsgebiete und ihrer Rele- 
vanz für die städtische Biodiversität werden Kleingartenanlagen in vielen 
Städten verstärkt in neue Wohnquartiere und Gewerbegebiete umgewandelt. 
David Paul Wirtz, Gianluca Cavallo und Paul Günter Schmidt untersuchen 
die Narrative und die impliziten Gerechtigkeitsvorstellungen verschiede- 
ner zivilgesellschaftlicher Gruppen, die sich für den Erhalt der sogenannten 
Grünen Lunge in Frankfurt a.M. einsetzen. Die Autoren zeigen, dass Fragen 
der Zugänglichkeit (z.B. Wer erhält Nutzungsrechte? Wie erhält man Nut- 
zungsrechte?) und Fragen des Eigentums von besonderer Bedeutung sind. 
Ihr Beitrag verdeutlicht, dass klimapolitische Ziele und die Schaffung von 
Wohnraum in Innenstädten mit Zielkonflikten behaftet sind. 

Ländliche Räume in touristisch attraktiven Lagen werden in zunehmen- 
den Maße Ziel von großen immobilienwirtschaftlichen Investitionen. Diese 
mit der weiteren Zersiedlung und Versiegelung ländlicher Räume einherge- 
henden Transformationsprozesse können zu starker Bodenpreissteigerung 
führen und insbesondere einkommensschwächere Bevölkerungsgruppen ver- 
drängen. Michael Mießner und Matthias Naumann untersuchen diese, auch 
als ländliche Gentrifizierung beschriebenen Prozesse, anhand lokaler Konflik- 
te im Kontext des anhaltenden Chalet-Dörfer Booms in den österreichischen 
Alpen. Durch die Verknüpfung von Konzepten der Gentrifizierungsforschung 
und Debatten zur Umweltgerechtigkeit verdeutlichen die Autoren, wie die 
Suche nach der grünen und gesunden ländlichen Idylle durch einkommens- 
starke, meist ehemals urbane Bevölkerungsgruppen und die Nachfrage nach 
renditenbringenden Investitionsobjekten sozialökologische Ungleichheiten 
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verstärkt. Die damit einhergehende beschleunigte Kommodifizierung von 
alpinen Landschaften kann sich dabei negativ auf die Artenvielfalt auswirken 
und den Hochwasserschutz gefährden. 

Abschließend gibt uns Christiane Bunge einen tieferen Einblick in insti- 
tutionelle Prozesse, die die Verankerung von Umweltgerechtigkeitsaspekten 
in kommunalen Politiken zum Ziel hat. Ihr Beitrag befasst sich dabei aus der 
in Deutschland schon lange wichtigen Perspektive des gesundheitsbezogenen 
Umweltschutzes mit dem Thema Umweltgerechtigkeit. Die Autorin stellt ein 
Erklärungskonzept vor, das lokale Umwelt, soziale Lage und Gesundheit in 
Beziehung setzt und illustriert anhand des Fallbeispiels Berlin, wie Umwelt- 
gerechtigkeit als integrierter Handlungsansatz verschiedene Politik- und 
Interventionsfelder wie Umwelt-, Natur-, Klimaschutz und Anpassung an den 
Klimawandel mit Strategien partizipativer Gesundheitsförderung verbinden 
kann. Dabei macht sie auch deutlich, wo und warum es in der Umsetzung 
und strukturellen Verankerung von Umweltgerechtigkeit oftmals hapert. 
Dabei zeigt sich, dass der Public-Health-Diskurs die Chance bietet, die Öf- 
fentlichkeit und Verwaltungen allgemeiner für Umweltgerechtigkeitsthemen 
zu sensibilisieren und damit neue Akzeptanz- und Umsetzungswege für 
Umweltgerechtigkeit zu öffnen. 
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Anmerkung 


1 Wir greifen auf die Begriffe »globaler Norden« und »globaler Süden« zu- 
rück, auch wenn dieses Begriffspaar aus unserer Sicht problembehaftet ist. 
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Der »globale Norden: umfasst im Wesentlichen einen Raum, der sich durch 
einen höheren Wohlstand auszeichnet und die Länder Europas, Nordame- 
rikas und die sogenannten entwickelten Länder Ostasiens umfasst. Der 
globale Süden: wird vereinfacht als der ärmere Teil der Welt gefasst und 
umfasst im Wesentlichen viele ehemalige Kolonien der südlichen Hemisphäre 
(Haug/Braveboy-Wagner/Maihold 2021). Kritisch anzumerken ist, dass das 
Begriffspaar suggeriert, dass es sich um jeweils homogene Räume handelt. So 
werden Gemeinsamkeiten zwischen Norden und Süden und auch die soziale 
Ungleichheit innerhalb der beiden Räume ausgeblendet. Der Begriff »globa- 
ler Süden: wird dabei zunehmend auch allgemeiner als eine Metapher für 
soziökonomisch marginalisierte Räume aufgefasst (Haug 2021). So werden 
privilegierte Räume im vermeintlichen Süden auch als »Norden im Süden« 
oder andersherum marginalisierte Räume im Norden als »Süden im Norden« 
bezeichnet (Haug 2021). Der Begriff »globaler Süden« steht aber auch für ver- 
schiedene interregionale Allianzen von ehemaligen Kolonien (z.B. Bandung 
Konferenz, G77) und für verschiedene »Widerstandsräume« (Haug/Braveboy- 
Wagner/Maihold 2021) gegen eine durch den Norden dominierte Weltordnung 
und den neoliberalen Kapitalismus. 
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Multipel, komplex und oft übersehen 
Gerechtigkeit(en) in Beteiligungsverfahren 


Stefanie Baasch 


1. Einleitung 


Als 1992 auf der UN-Konferenz über Umwelt und Entwicklung in Rio erst- 
malig auf internationaler politischer Ebene eine verstärkte Beteiligung der 
Bevölkerungen als wichtiger Bestandteil einer nachhaltigen Entwicklung 
anerkannt und gefordert wurde (Vereinte Nationen 1992), haben sich Partizi- 
pationsverfahren zu einem etablierten Bestandteil im Kontext umwelt- und 
klimarelevanter Maßnahmen entwickelt. Die Anwendungsbereiche sind da- 
bei vielfältig. Beteiligungsverfahren finden sich bspw. in der der Stadt-, 
Regional- und Infrastrukturplanung, im Bereich der Meinungsbildung bei 
Transformationsprozessen (wie Energiewende oder Klimaschutz) oder zur 
Sondierung der Akzeptanz von politischen Entscheidungen - Bürger:innen 
und Betroffene sollen informiert, aufgeklärt, motiviert und gehört werden. In 
der Regel geht es dabei um konkrete Planungsfragen (bspw. der Quartiersent- 
wicklung) oder die Umsetzung von geplanten Vorhaben (wie die Errichtung 
von Windrädern oder der Ausbau von Stromtrassen), wobei Partizipation 
vor allem eine funktionale Rolle bei der Akzeptanz(be)schaffung zukommt 
(Walk 2013). Partizipation ist aber nicht nur top-down initiiert, auch seitens der 
Bürger:innen besteht die Forderung nach Mitsprache und Beteiligung, ins- 
besondere wenn sie von Entscheidungen persönlich betroffen werden (Strei- 
cher/Frey/Osswald 2012). Ob und unter welchen Bedingungen Partizipation 
zu gerechteren Entscheidungen beiträgt oder ob sie sogar eher bestehende 
Ungleichheiten verstärken kann, ist jedoch umstritten (Few/Brown/Tompkins 
2007). Parallel zur immer größeren Verbreitung von Partizipationsprozessen 
haben auch kritische Perspektiven, vor allem aus sozialwissenschaftlicher 
Perspektive, verstärkt Mängel der konzeptionell-methodischen Gestaltung 
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und Umsetzung von Beteiligungsverfahren in den Blick genommen (Baasch/ 
Blöbaum 2017). 

Dieser Beitrag befasst sich vertiefend mit dem Aspekt Gerechtigkeit in 
Partizipationsprozessen, der bisher in der Partizipationspraxis kaum oder nur 
oberflächlich berücksichtigt wird. Insbesondere fehlen zumeist differenzier- 
tere Betrachtungen von Gerechtigkeitskonzeptionen und -bewertungen, die 
über den unspezifisch-normativen Anspruch an Beteiligungsverfahren, »fair« 
und »gerecht< zu sein, hinausgehen. Durch diese verengte Perspektive kön- 
nen allerdings Konfliktpotenziale, die auf unterschiedlichen oder konträren 
Gerechtigkeitsbewertungen beruhen, in Partizipationsprozessen übersehen 
oder ausgeblendet werden. Warum eine differenzierte Herangehensweise 
bedeutsam ist und welchen zentralen Stellenwert Gerechtigkeitsfragen in 
Partizipationsprozessen einnehmen, wird im Folgenden anhand einer in- 
terdisziplinären Betrachtung von Umweltgerechtigkeit aufgezeigt." Gerech- 
tigkeit wird dabei nicht als ein objektiver oder objektivierbarer Tatbestand 
betrachtet, sondern als subjektiv geprägte Gerechtigkeitswahrnehmungen, 
die aufsowohl rationalen als auch emotionalen Abwägungsprozessen beruhen 
(Kals/Russel 2001). 

Hierfür werden zunächst kurz die für umwelt- und klimabezogenen 
Partizipationskontexte relevanten Gerechtigkeitskonzepte und Gerechtigkeits- 
verständnisse erläutert. Im Anschluss zeigt der Beitrag einen komprimierten 
Einblick in Partizipation in Umwelt- und Klimakontexten und benennt zen- 
trale sozialwissenschaftlichen Kritikpunkte. Anschließend wird die Rolle von 
Gerechtigkeit in Partizipationsprozessen diskutiert und anhand von Beispie- 
len von Beteiligungsverfahren aus Klima-, Umwelt- und Stadtentwicklungs- 
kontexten illustriert. Vertiefend werden hierbei zwei Prozesse in den Blick 
genommen: erstens, Partizipationsprozesse im Kontext der Trassenplanun- 
gen für den Stromtransport von Offshore-Windkraft nach Süddeutschland 
(SuedLink und SuedOstLink) und zweitens, Partizipationsformate im Kontext 
der gescheiterten Hamburger Olympiabewerbung. 


1 Die Ausführungen zu Gerechtigkeitskonzeptionen und zur Partizipationskritik bezie- 
hen sich dabei im Wesentlichen auf die Zusammenführung von zwei Veröffentlichun- 
gen: Baasch (2020), An interdisciplinary perspective on environmental justice: integrating 
subjective beliefs and perceptions und den Beitrag von Baasch und Blöbaum (2017), Um- 
weltbezogene Partizipation als gesellschaftliche und methodische Herausforderung. 
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2. Gerechtigkeitskonzepte im Kontext 
umweltbezogener Partizipation 


Für eine strukturierte Betrachtung von Gerechtigkeit im Kontext umwelt- und 
klimabezogener Partizipation lassen sich zunächst drei Grundkonzepte von 
Umweltgerechtigkeit unterscheiden: Verteilungsgerechtigkeit, Verfahrensgerech- 
tigkeit und Anerkennungsgerechtigkeit. Diese konzeptionelle Unterteilung ist 
dabei als relativ zu verstehen, in der Praxis finden sich durchaus Überschnei- 
dungen zwischen diesen drei Konzepten (Clayton/Opotow 2003). Für eine 
strukturierte Betrachtung von Gerechtigkeitsaspekten in Partizipationspro- 
zessen ist eine konzeptionelle Unterscheidung dennoch sinnvoll. 
Verteilungsgerechtigkeit bezieht sich auf die Verteilung von Nutzen und Vor- 
teilen gegenüber Kosten, Schäden oder Risiken und wird meist quantitativ er- 
fasst. Beispiele hierfür sind das Ausmaß von Schadstoffbelastungen in Quar- 
tieren, insbesondere unter Berücksichtigung von sozialstrukturellen Faktoren 
(Walker 2012) oder auch die Frage nach einer gesellschaftlichen Verteilung von 
Kosten, Profiten und Entlastungen bei der Bewältigung von Krisen (bspw. Kli- 
mawandel, COVID19-Pandemie, Energiekrise). Verfahrensgerechtigkeit wird häu- 
fig als Voraussetzung für das Erreichen von Verteilungsgerechtigkeit definiert 
und normativ als breite, inklusive sowie demokratische Entscheidungsprozes- 
se gerahmt (Walker 2012). Anerkennungsgerechtigkeit ist konzeptionell sehr eng 
mit Verfahrensgerechtigkeit verknüpft. Die gesonderte konzeptionelle Kate- 
gorisierung soll die herausragende Bedeutung von Ansprüchen und Interessen 
potenziell Betroffener hervorheben (Schlosberg 2004, 2007). Anerkennungs- 
gerechtigkeit ist verbunden mit der Frage Gerechtigkeit für wen (oder was)? Da- 
mit einher geht die Frage nach der Gewichtung von Perspektiven, bspw. Ist 
das Wohl Vieler wichtiger als das Wohl Einzelner? Grundsätzlich zeigt sich hier, 
dass es die Gerechtigkeit in Umwelt- und Klimakontexten nicht gibt, sondern, 
dass stattdessen multiple und konfligierende Gerechtigkeitsaspekte und Ge- 
rechtigkeitsbewertungen gegeneinander abgewogen und gegebenenfalls aus- 
gehandelt werden müssen. Dabei ist es meist unmöglich, alle Gerechtigkeits- 
anliegen gleichzeitig zu erfüllen (Clayton 2000). Anerkennungsgerechtigkeit 
bezieht sich konzeptionell nicht nur auf unmittelbar heute betroffene Perso- 
nen oder Personengruppen, sondern kann auch Interessen und Ansprüche zu- 
künftiger Generationen umfassen, was bspw. im Kontext von Klimawandel, 
Biodiversität, Ressourcenverbrauch und nachhaltiger Entwicklung von zen- 
traler Bedeutung ist. Des Weiteren kann der Fokus auch über den ausschließ- 
lich anthropozentrischen Blickwinkel hinausgehen und dabei die Perspekti- 
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ve auf (Erhaltungs- und Schonungs-)Interessen nicht-menschlicher Spezies 
oder Naturräume erweitern. Ein Beispiel hierfür ist eine zunehmende Aner- 
kennung von Naturräumen als eigenständiges Rechtssubjekt, häufig unter Be- 
zugnahme aufindigene Rechtsverständnisse, wie im Falle des Whaganui River 
(Neuseeland), dem 2017 die gleiche Rechtsstellung wie Personen zugesprochen 
wurde (Kramm 2020; MacArthur/Matthewman 2018). Die Anerkennung und 
Einbeziehung der Interessen zukünftiger Generationen und nicht-menschli- 
cher Entitäten wirft dabei auch konzeptionell-methodische Fragen auf, wie 
deren Interessen und deren Wohlergehen berücksichtigt werden sollen, wenn 
sie sich nicht selbst artikulieren können. 

Diese strukturelle Einteilung in unterschiedliche Gerechtigkeitskonzepte 
definiert allerdings nicht, was letztlich als gerecht oder ungerecht angesehen 
wird und worauf diese Bewertungen beruhen. Dieser Fragestellung wird im 
folgenden Abschnitt unter Bezug auf gerechtigkeitspsychologische Perspekti- 
ven vertieft nachgegangen. 


3. Gerechtigkeit als subjektive Überzeugung und Bewertung 


Aus gerechtigkeitspsychologischer Perspektive wird Gerechtigkeit als eine 
subjektive Überzeugung definiert, die mehr oder weniger gut begründet sein 
kann (Montada 2012). Eine objektive oder objektivierbare Gerechtigkeit kann 
es aus dieser Sichtweise nicht geben, denn 


»[..] allgemein anerkannte Wahrheiten über Gerechtigkeit— suggeriert 
durch die ausschließliche Verwendung des Singulars die Gerechtigkeit — 
können weder empirisch noch normativ identifiziert werden. Was wahr ist oder 
nicht, kann nicht objektiv entschieden werden, es ist eine Frage subjektiver 
Überzeugungen [eigene Übersetzung?].« (Montada 2012: 9) 


Diese subjektiven Gerechtigkeitsüberzeugungen sind im Kontext von (Um- 
welt-)Verhalten von zentraler Bedeutung sowohl für die Bewertung von 
Entscheidungen und Handlungen anderer als auch für das eigene Handeln 
(Montada/Kals 2000; Montada 2012). Aus diesem Blickwinkel stellt sich also 


2 »[...] generally approved truths about justice — suggested by the exclusive use of the 
singular the justice — cannot be identified, neither empirically, nor normatively. What is true 
or not cannot be decided objectively it is a matter of subjective convictions [Herv.i.O.].« 
(Montada 2012: 9) 
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nicht die Frage Was ist (un-)gerecht?, sondern stattdessen wird danach gefragt: 
Was wird als (un-)gerecht bewertet? Gerechtigkeit wird dabei als ein formbares 
und fluides Konstrukt verstanden, welches allerdings durchaus als objektiv 
empfunden werden kann (Clayton/Opotow 2003). Subjektive Gerechtigkeit 
lässt sich als ein abstraktes System von Normen und Überzeugungen be- 
schreiben, das eine angemessene Beziehung zwischen Menschen und ihren 
Schicksalen herstellt. Gerechtigkeitsbewertungen spielen daher eine zentrale 
Rolle bei der Entstehung von sozialen Konflikten. Auf formeller Ebene wird 
diese Beziehung durch Gesetze und rechtliche Verfahren operationalisiert 
sowie auf gesellschaftlicher Ebene durch kulturelle Normen, Werte und Mo- 
ralvorstellungen und deren Interpretationen auf sozialer und individueller 
Ebene bestimmt (Clayton/Opotow 2003). Die Bedeutung von Gerechtigkeit ist 
grundsätzlich universell. Die Ansichten darüber, was im Einzelnen als gerecht 
oder ungerecht bewertet wird, können sich allerdings deutlich unterschei- 
den und sind vor allem stark durch unterschiedliche kulturelle Normen und 
Moralvorstellungen geprägt (Montada 2012). 

Das Streben nach Gerechtigkeit ist ein zentrales und eigenständiges Hand- 
lungsmotiv von Menschen, welches unabhängig von anderen Handlungsmoti- 
ven (insbesondere Eigeninteresse) existiert (Montada 2012). Eine Bewertung, 
ob etwas als gerecht oder ungerecht empfunden wird, ist damit nicht unmit- 
telbar abhängig vom eigenen Vorteil oder Nutzen. Diese auf empirischen Be- 
funden beruhende Perspektive (Devine-Wright 2012) widerspricht der in der 
Partizipationspraxis immer noch verbreiteten Vorstellung eines NIMBY-Ef- 
fekts (not in my backyard), der lokalen Widerstände auf egoistische und meist 
monetäre Motive und Partikularinteressen zurückführt. Dabei geht es weni- 
ger um die Tatsache, dass es lokale Widerstände gibt, sondern vielmehr um ei- 
ne Debattenkultur, in der lokale Widerstände undifferenziert als Partikularin- 
teressen diskreditiert werden, während den geplanten Maßnahmen selbst ein 
vermeintlicher kollektiver Nutzen oder Mehrwehrt unterstellt wird. Der Wi- 
derstand oder die Ablehnung gegen Maßnahmen im eigenen Lebensumfeld 
lässt sich stattdessen auf eine Vielzahl von gerechtigkeitsbezogenen Aspek- 
ten zurückführen, die bspw. von wahrgenommenen Ungerechtigkeiten in Pla- 
nungs- und Umsetzungsverfahren, ungleichen Machtverhältnissen oder auch 
stark emotionalen Faktoren wie die Sorge um den Verlust vertrauter und wert- 
geschätzter Umwelten beeinflusst werden. 
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4. Emotionen in Gerechtigkeitsbewertungen 


Gerechtigkeitsbewertungen basieren immer auf gleichzeitig rationalen und 
emotionalen Abwägungsprozessen, wobei der Einfluss der emotionalen 
Aspekte lange Zeit auch im wissenschaftlichen Kontext stark unterschätzt 
wurde (Kals/Russel 2001). Emotionen beeinflussen die moralische Bewertung 
sowohl eigener als auch fremder Handlungen und sind ein wichtiges Binde- 
glied zwischen der Wahrnehmung von (Un-)Gerechtigkeit und dem eigenen 
Verhalten (Müller 2012). Wird ein Sachverhalt oder ein Verfahren als unge- 
recht bewertet, löst dies eine Vielzahl negativer Emotionen aus (bspw. Wut, 
Empörung, Schuldgefühle), wobei das jeweilige Ausmaß und die Stärke von 
komplexen sozialen und historischen Kontexten sowie von Persönlichkeitsfak- 
toren abhängen (Feather/McKee 2009). Generell ist Wut die vorherrschende 
Emotion, wenn sich jemand als Opfer von Ungerechtigkeit sieht, während 
Schuldgefühle dann auftreten, wenn man wissentlich und bewusst einen 
Vorteil durch Ungerechtigkeit erlangt (Ihomas/Baumert/Schmitt 2012). 
Grundsätzlich sind Umwelt- und Klimathemen immer auch emotionale 
Themen. Erleben bspw. Menschen unmittelbar Auswirkungen des Klima- 
wandels, wie zunehmende extreme Wetterereignisse und erhebliche negative 
Veränderungen in ihrer lokalen Umgebung und identifizieren sie diese als 
Klimawandelfolgen, löst dies in der Regel Angst aus (Brügger et al. 2015). 
Diese Angst bezieht sich dabei auf unmittelbare materielle Bedrohungen, die 
den Betroffenen selbst oder den Menschen und Dingen, die ihnen lieb und 
teuer sind, physischen oder psychischen Schaden zugefügt haben oder kurz 
davorstehen, dies zu tun (Pain/Smith 2016). Der Begriff Solastalgie bezeichnet 
in diesem Zusammenhang das verursachte Leid und Bedauern, welches Men- 
schen beim Verlust oder der Schädigung der Umwelt in ihrem unmittelbaren 
Lebensumfeld empfinden (Albrecht et al. 2007). Mögliche Bewältigungsstra- 
tegien im Kontext solcher unmittelbaren Ängste bestehen in Versuchen, die 
realen Risiken zu vermeiden, ihnen auszuweichen oder sie zu beseitigen 
(Pain/Smith 2016). Darüber hinauskönnen aber auch unspezifische negative 
Emotionen entstehen, wie z.B. Klimaangst ohne spezifische persönliche Er- 
fahrungen oder konkrete materielle Bedrohung, allein durch das Bewusstsein 
der Menschen für das Problem (Clayton 2020). So kann bspw. die Akzeptanz 
eines wissenschaftlich belegten Klimawandels und das Nachdenken über 
dieses Thema beunruhigende und unangenehme Gefühle auslösen (Norgaard 
2011, 2019). Dies gilt insbesondere für Menschen in Ländern des »globalen 
Nordens«, deren Produktions- und Konsummuster einen Großteil der Klima- 
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emissionen verursachen bzw. verursacht haben, während die Auswirkungen 
des Klimawandels die Länder des »globalen Südens« früher und stärker belas- 
ten. Das Wissen um die ungleiche und ungerechte Verteilung von Nutzen und 
Lasten im Kontext des Klimawandels ist daher eng mit komplexen negativen 
Emotionen wie Angst, Schuldgefühlen und Hilflosigkeit verbunden - unan- 
genehme Gefühle, die auch zur Leugnung des Klimawandels führen können 
(Norgaard 2011; Ford/Norgaard 2019). 

Die Stärke von Emotionen wird durch ein komplexes Zusammenspiel 
verschiedener Faktoren beeinflusst. Beispielsweise zeigt eine länderverglei- 
chende Fragebogenstudie von du Bray et al. (2017), wie sich das Zusammen- 
wirken von Umweltgerechtigkeitsbewertungen, Solastalgie und ökonomische 
Vulnerabilität auf die Intensität von Emotionen auswirkt. Hierbei wurde 
deutlich, dass der Grad der physischen und wirtschaftlichen Verwundbarkeit 
sowie die Stärke der emotionalen Bindung an spezifische Orte einen erheb- 
lichen Einfluss auf die Emotionen zum Klimawandel haben. So äußerten 
Befragte aus London (UK), die im Rahmen der Studie die vergleichsweise 
höchste ökonomische Anpassungsfähigkeit und die geringste Vulnerabilität 
aufwiesen, überwiegend neutrale Emotionen in Bezug auf erwartete Kli- 
mawandelfolgen an ihrem Wohnort. Im Gegensatz dazu wurde der höchste 
Grad von Betroffenheit von Bewohner:innen der Fiji-Inseln geäußert, die in 
der Fragebogenstudie die am stärksten vom Klimawandel betroffene Gruppe 
mit der geringsten ökonomischen Anpassungsfähigkeit war. Darüber hinaus 
zeigen die Ergebnisse, dass sowohl die Wahrnehmung von Umweltungerech- 
tigkeit als auch eine starke emotionale Bindung an bestimmte Orte, vor allem 
aufgrund einer engen sozioökonomischen Abhängigkeit von der natürlichen 
Umgebung, die Intensität der emotionalen Belastung beeinflussen. 

Solche emotionalen Aspekte von Gerechtigkeitsbewertungen sind auch 
im Hinblick auf Beteiligungsverfahren von erheblicher Bedeutung. Wahrge- 
nommene Ungerechtigkeiten können auch hier starke Emotionen auslösen 
und sich negativ auf Beteiligungsprozesse oder Verhandlungen auswirken, 
indem sie bspw. zu einer Verhärtung von Konflikten und einer Verweigerung 
von kooperativem Handeln führen (Müller 2012). 


5. Partizipationsformen in Umwelt- und Klimakontexten 


Allgemein lässt sich Partizipation als die Beteiligung von Akteur:innen oder 
Akteursgruppen an Prozessen der Planung oder Meinungsbildung sowie der 
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Beteiligung an der Entwicklung von Lösungen definieren. In der Praxis fin- 
det sich ein breites Spektrum von Verfahren und methodischen Ansätzen mit 
unterschiedlicher Zielsetzung, Intensität und Reichweite, die von reiner In- 
formationsbereitstellung bis zur Mitgestaltung von Prozessen reichen kann 
(Baasch/Blöbaum 2017). Hierbei lassen sich drei formale Kategorien von Par- 
tizipation unterscheiden: 

Erstens, formelle und damit gesetzlich vorgeschriebene Formen der Offent- 
lichkeitsbeteiligungen. In solchen Verfahren geht es um Mitwirkungsrechte 
der Öffentlichkeit im Kontext von Genehmigungsverfahren oder Planaufstel- 
lungen, die gesetzlich durchgeführt werden müssen. Diese Form von Partizi- 
pation zeichnet sich durch verbindlich vorgegebene Verfahren aus, beidem der 
Staat die »formal zugeschriebene Entscheidungskompetenz innehat« (Hafner 
2013: 89). 

Zweitens und in der Praxis am häufigsten anzutreffen sind informelle, 
also rechtlich und formal unverbindliche Beteiligungsverfahren, die mehr 
methodische Freiheiten und damit auch ein größeres Potenzial für die Mit- 
gestaltung durch die Beteiligten aufweisen (Blöbaum/Matthies 2014). Diese 
informellen Beteiligungsverfahren sind besonders in Klima- und Umwelt- 
kontexten stark verbreitet. Häufig wird die Beteiligung hier von Akteur:innen 
aus Stadt- und Regionalplanung/-politik sowie im Kontext angewandter 
wissenschaftlicher Forschung initiiert. Informelle Partizipation weist ein 
umfangreiches Spektrum an Formaten und Methoden auf und kann von 
kurzen Informations- und Diskussionsveranstaltungen bis hin zu mehrtä- 
gigen Zukunftswerkstätten oder sogar mehrjährigen Reallaboren reichen. 
Ebenso heterogen wie die Formate und Methoden sind die in der Praxis anzu- 
treffenden Partizipationsverständnisse. Hierbei bleibt es zumeist einzelnen 
Umsetzungsakteur:innen überlassen, wie Partizipation definiert wird, welche 
Prozesse initiiert werden, wer die Teilnehmenden auswählt und welche me- 
thodischen Ansätze verwendet werden (Baasch/Blöbaum 2017). Häufig sollen 
die eingesetzten Partizipationsverfahren als Lösungs- und Bewältigungsstra- 
tegien in potenziell konflikthaften Settings dienen und zu einer Erhöhung 
oder Schaffung von Akzeptanz und damit zur Verbesserung von Umsetzungs- 
chancen geplanter Vorhaben beitragen - dies gilt nicht nur für politische 
und planerische, sondern zumeist auch für angewandte wissenschaftliche 
Kontexte (Walk 2013). 

In die dritte Kategorie unkonventionelle Partizipationsformen (de Neve/ 
Olteanu 2013) fällt ebenfalls ein breites Spektrum, allerdings von zumeist 
selbstermächtigten Beteiligungen und Meinungsäußerungen. Diese reichen 
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von politischen Graffitis über Protestaktionen (z.B. Fridays for Future Klima- 
streiks, Critical Mass Fahrraddemonstrationen) bis hin zu weitreichenderen 
Aktionen des zivilen Ungehorsams, wie Straßenblockaden (bspw. Aktionsfor- 
men der Gruppe Letzte Generation, bei denen Aktivist:innen aus Protest gegen 
die aus ihrer Sicht zu wenig ambitionierte Klimapolitik automobilen Straßen- 
verkehr blockieren) oder unterschiedliche Formen räumlicher Aneignungen 
wie Baum-, Land- und Hausbesetzungen. 

Der Fokus in diesem Beitrag liegt auf der zweiten Kategorie der infor- 
mellen Beteiligungsprozesse, wie sie im Kontext von Umwelt-, Klima- und 
Nachhaltigkeitspolitik und -planung (z.B. Regional- und Stadtplanung, Er- 
richtung von erneuerbaren-Energien-Anlagen, Maßnahmen zur Anpassung 
an Klimawandel bzw. Klimaschutz) und von politischen Akteur:innen oder 
Fachleuten (z.B. aus der Stadt- und Raumplanung) oder im Kontext ange- 
wandter wissenschaftlicher Forschungsprojekt initiiert werden (Baasch 2020; 
Baasch/Blöbaum 2017; Thorpe 2017). 


6. Zentrale Kritikpunkte an Partizipationsverfahren 


Der »Partizipationsboom« (Walk 2013: 24) der letzten Jahrzehnte hat auch zu 
einer intensiven kritischen Auseinandersetzung, insbesondere aus sozialwis- 
senschaftlicher Perspektive, geführt. Dabei lassen sich drei Hauptströmun- 
gen differenzieren: fundamentale Kritik, herrschafts- und machtkritische Per- 
spektiven und Methodenkritik (Baasch/Blöbaum 2017). 

Fundamentale Kritikansätze stellen grundsätzlich die Legitimität von parti- 
zipativen Verfahren in Frage und verweisen insbesondere darauf, dass die Teil- 
nehmenden in solchen Prozessen nicht demokratisch legitmiert sind. Statt zu 
einem Mehr an Demokratie beizutragen, können Partizipationsprozesse da- 
her das Gegenteil bewirken, nämlich zu einer »Aushöhlung der repräsentati- 
ven Demokratie« beitragen (Alcäntara et al. 2016: 14). Ein weiterer Kritikan- 
satz fokussiert aufpost-politische bzw. postdemokratische Aushandlungspro- 
zesse, in denen Politikgestaltung auf selektiver Einbeziehung von Interessen- 
gruppen beruht und nicht auf politischen Debatten (Crouch 2008). Dies findet 
sich auch im Kontext von Klimapolitik wieder, bei dem selektive akteursba- 
sierte Arrangements von staatlichen mit anderen ausgewählten Akteur:innen 
(wie Expert:innen, NGOs) institutionell ausgehandelt werden, wobei es zu ei- 
ner Verdrängung von radikalem Dissens und Kritik aus der politischen Arena 
kommt (Swyngedouw 2010, 2013). 
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Abb. 1: Kritikpunkte an Partizipationsprozessen 


X 
® Ungenauigkeit von Konzepten und Begrifflichkeiten 
& Selektive Akteurseinbindung und Akteursauswahl 


\ 


© Potenzielle Rollenkonflikte 
(C) Inadäquate Methodenwahl 


Selektiver Umgang mit unterschiedlichen Wissensbeständen 
und Rollenzuweisungen 


l 


D Selektive Ergebnisproduktion und/oder fehlende Evaluation 
©) Fehlende Analyse von Kommunikations- und Gruppenprozessen 


G 


Bildquelle: Baasch/Blöbaum 2017: 19 


Aus herrschafts- und machtkritischer Perspektive wird insbesondere der Miss- 
brauch partizipativer Prozesse als Manipulation hervorgehoben. Hierzu zahlt 
vor allem die Kritik an Scheinpartizpation ohne tatsächliche Einflussmöglich- 
keit und nachträgliche Akzeptanz(be)schaffung für bereits geplante Vorhaben 
(Selle 2014; Walk/Müller/Rucht 2015). Einen weiteren Kritikpunkt formuliert 
die Stadtsoziologin Susan Fainstein in ihrer Reflektion über die gerechte Stadt: 
Dabei bezieht sie sich kritisch auf das normative Ideal der deliberativen De- 
mokratie, dass jede Meinung im Prozess gehört und keine bestimmte Gruppe 
privilegiert werden sollte. Fainstein lehnt diese Zielsetzung nicht ab, hält sie 
aber aufgrund der bestehenden sozio-ökonomischen Ungleichheiten und 
damit unterschiedlichen Machtverhältnissen für nicht realisierbar (Fainstein 
2010). Des Weiteren seien rein kommunikative Prozesse nicht zielführend, 
sondern es brauche für die Umsetzung von Veränderungen auch Führung und 
Mobilisierung von Macht (Fainstein 2010). 

Neben dieser Kritik an den Rahmenbedingungen und Funktionen von Par- 
tizipation ist auch die Konzeption und Durchführung von Beteiligungsverfah- 
ren aus konzeptioneller-methodischer Perspektive oft Gegenstand kritischer Aus- 
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einandersetzungen, die unmittelbar auch mit Fragen nach Gerechtigkeit ver- 
knüpft sind. Die Art und Weise, wie Beteiligungsprozesse konzipiert werden 
und wieviel Gestaltungsraum sie den Beteiligten dabei ermöglichen, entschei- 
det darüber, ob Lernprozesse angestoßen werden können und ob es im Partizi- 
pationsprozess grundsätzlich möglich wird, zivilgesellschaftliches Wissen in 
Lösungsvorschläge für gesellschaftliche Probleme einfließen zu lassen (Kropp 
2013). Abbildung 1 zeigt die zentralen Punkte sozialwissenschaftlicher Metho- 
denkritik (Baasch/Blöbaum 2017), die im Anschluss komprimiert vorgestellt 
werden: 

Der Kritikpunkt Ungenauigkeit von Konzepten und Begrifflichkeiten bezieht 
sich sowohl auf Partizipationsverfahren selbst als auch auf anwendungsbe- 
zogene Handreichungen zur Durchführung solcher Beteiligungsverfahren, 
bei denen Schlüsselbegriffe (wie Transparenz und Gerechtigkeit) und Ge- 
staltungsmerkmale (wie die Verbindlichkeit von erzielten Ergebnissen) nicht 
oder zu vage definiert werden und damit Raum für sehr unterschiedliche 
Erwartungen und Interpretationen lassen. Werden Erwartungen im Beteili- 
gungsverfahren enttäuscht, kann dies als eine Verletzung von Verfahrensge- 
rechtigkeit interpretiert werden. 

Die Selektive Akteurseinbindung und Akteursauswahl ist die zentrale Frage von 
Anerkennungsgerechtigkeit und verknüpft mit der Frage nach Inklusion oder 
Exklusion sozialer Gruppen (Alcäntara et al. 2016). Eine Selektion kann sowohl 
zufällig als auch beabsichtigt erfolgen. Ein Beispiel für eine beabsichtigte Se- 
lektion sind (forschungs-)strategische Auswahlkritierien, bei denen Akteur:in- 
nen oder Stakeholder:innen eher danach ausgewählt werden, ob sie zu erfol- 
geichen Partizipationsprozessen beitragen können, während die Vollständig- 
keit der Akteursauswahl nachrangig berücksichtigt wird (Knieling/Roßnagel/ 
Schlipf 2015). Die Kritik an einer selektiven Einbindung von Akteur:innen und 
ihren Positionen ist keineswegs neu. Bereits in ihrem vielzitiertem Aufsatz A 
ladder ofcitizen participation kritisierte Sherry Arnstein (1969) den manipulativen 
Umgang mit sozial Marginalisierten in Beteiligungsverfahren. 

Potenzielle Rollenkonflikte der beteiligten Akteur:innen treten auf, wenn 
Akteur:innen Beteiligungsverfahren initiieren und durchführen und dabei 
gleichzeitig ein Interesse an spezifischen Prozessergebnissen haben (wie 
Konfliktminimierung in Planungsverfahren, Akzeptanz von Infrastruktur- 
maßnahmen). Weitere Rollenkonflikte können entstehen, wenn Akteur:innen 
in einem Beteiligungsverfahren parallel mehrere Rollen einnehmen, bspw. 
gleichzeitig für die Konzeption, Moderation und Ergebnisproduktion verant- 
wortlich sind. Solche Rollenvielfalt ist in auch in wissenschaftlichen Kontexten 
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nicht unüblich, kann aber problematische Auswirkungen auf die Verfahrens- 
gerechtigkeit haben (bspw. einer selektiven Einbeziehung von Positionen). 

Eine inadäquate Methodenauswahl kann sich auf alle drei Gerechtigkeits- 
konzepte beziehen, je nachdem, ob die Methoden für die beteiligten Personen 
(Anerkennungsgerechtigkeit), für das Erreichen einer gerechten Verteilung 
oder für die Durchführung eines fairen Verfahrens unangemessen sind. Die 
Auswahl und Anwendung angemessener Methoden ist dabei zentral für ei- 
nen effizienten und zielführenden Prozess (Walk 2013). Besonders relevant 
ist hierbei auch eine Sensibilität in Bezug auf soziale Machtungleichheiten. 
Ansonsten besteht die Gefahr, dass Partizipationsprozesse von denjenigen 
dominiert werden, die über größere Ressourcen in Bezug auf Kommunikati- 
on, über bessere soziale oder politische Vernetzung oder mehr Erfahrungen 
in Entscheidungsprozessen verfügen (Few/Brown/Tomkins 2007). In der 
Praxis finden sich allerdings oft one-fits-all Partizipationsansätze, vor allem 
Gruppenverfahren und Diskussionsveranstaltungen, die eben nicht für alle 
Zielgruppen gleichermaßen geeignet sind, da sie u.a. spezifische Artikulati- 
onsfähigkeiten und Zeitressourcen voraussetzen (Baasch/Blöbaum 2017). 

Ein selektiver Umgang mit unterschiedlichen Wissensgrundlagen und Rollenzu- 
weisungen findet sich häufig, wenn in Partizipationsprozessen »Expert:innen« 
und »Laien« aufeinander treffen und deren Wissensbestande und Fachexperti- 
sen unterschiedlich gewichtet in die Ergebnisproduktion einbezogen werden. 
So wird beteiligten Bürger:innen in Partizipationsverfahren oft keine eigene 
Fachexpertise zugestanden, sondern lediglich lokales Wissen abgefragt (Kropp 
2013). 

Der Kritikpunkt selektive Produktion von Ergebnissen und fehlende Evaluationen 
bezieht sich vor allem auf eine meist fehlende Mitformulierung und kritische 
Überprüfung von Ergebnissen durch die Teilnehmenden und das Fehlen ex- 
terner wissenschaftlich fundierter Evaluation von Beteiligungsverfahren (Selle 
2014; Walk/Müller/Rucht 2015). 

Auch psychologische Aspekte von Gruppen- und Kommunikationsprozes- 
sen können die Ergebnisproduktion stark beeinflussen, werden aber kaum 
methodisch in Beteiligungsverfahren berücksichtigt. Diese fehlende Analyse 
von Kommunikation und Gruppenprozessen erschwert die Nachvollziehbarkeit der 
erzielten Ergebnisse (Baasch/Blöbaum 2017). 
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7. Die Rolle von Gerechtigkeit 
in umweltbezogenen Partizipationsverfahren 


Grundsätzlich werden in umwelt- und klimabezogenen Partizipationspro- 
zessen Gerechtigkeitsfragen nur selten direkt oder systematisch differenziert 
adressiert (Baasch/Blöbaum 2017). Auch in der öffentlichen Debatte wird 
Gerechtigkeit als Leerstelle, d.h. vor allem die Abwesenheit von Gerechtig- 
keitsaspekten (wie Fairness, Gleichheit, Gleichberechtigung), thematisiert 
(Syme 2012). 

Wie zuvor erwähnt, fokussieren Beteiligungsverfahren zumeist auf sehr 
konkreten Sachverhalten, wobei oft Planungsgegenstände (Ausbau von Hoch- 
spannungsleitungen, Maßnahmen der Quartiersentwicklungen) im Zentrum 
stehen. Größere Zusammenhänge und Wechselwirkungen mit anderen Vor- 
haben und Planungen oder auch historische Aspekte (wie vorangegangene 
Planungen oder Partizipationserfahrungen) werden dabei meist außer Acht 
gelassen. Dieser enge Fokus kann dabei auch wichtige Gerechtigkeitsaspekte 
und Konfliktpotenziale ausblenden oder übersehen, was sich an folgenden 
Beispielen verdeutlichen lässt. Das Folgende aus dem Kontext Energiewende 
bezieht sich auf Auseinandersetzungen um die Errichtung von Hochspan- 
nungsleitungen zum Transport norddeutscher Offshore-Windenergie nach 
Süddeutschland (SuedLink und SuedOstLink). Bei der Planung der Trassenfüh- 
rungen wurden umfangreiche Beteiligungsverfahren durchgeführt, in denen 
Anwohner:innen die Möglichkeit zur Stellungnahme bekommen sollten. 
Dabei bezogen sich die Partizipationsverfahren auf die Planungen von Tras- 
senführungen und wurden darüber hinaus vom zukünftigen Netzbetreiber 
selbst initiiert und durchgeführt. In ihrer Analyse zur Akzeptanz des Netz- 
ausbaus konnten Krack, Köppel und Samweber (2017) mehrere Kritikpunkte 
aufzeigen, die sich als Verfahrensgerechtigkeitskonflikte in den Beteiligungs- 
verfahren identifizieren lassen. Im Zentrum der Kritik steht dabei die als 
Lobbyismuskonstrukt wahrgenommene Verknüpfung zwischen Netzbetreiber, 
Bundesnetzagentur und Politik: »Auffällig ist hierbei, dass die Gesprächsteil- 
nehmer nicht in vorderster Linie den Leitungsbau an sich kritisieren, sondern 
das dahinterstehende System der Planungs- und Politikakteure.« (Krack/ 
Köppel/Samweber 2017: 103) Weitere prozedurale Kritikpunkte waren u.a. 
mangelnde Transparenzkriterien für Entscheidungen über Trassenverläufe 
und die generelle Kritik an einer fehlenden Beteiligung bei der grundsätzli- 
chen Entscheidungsabwägung über die Notwendigkeit eines Netzausbaus. 
Als Aspekte von Verteilungsgerechtigkeit wurden u.a. Ungleichverteilungen 
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von Kosten (für die Bürger:innen) und Nutzen (für die Energiekonzerne/ 
Netzbetreiber) thematisiert (Krack/Köppel/Samweber 2017). 

Bislang wird der Wissens- und Faktenvermittlung in Beteiligungsverfah- 
ren, insbesondere auch durch die Einbeziehung von Fachexpert:innen, ein 
großer Stellenwert eingeräumt und gilt häufig immer noch als Garant für 
srichtige< und rationale und faktenbasierte Entscheidungsfindungen. Doch 
auch Entscheidungen, die formal korrekt, d.h. die im Rahmen legaler, demo- 
kratischer Verfahren getroffen wurden, müssen nicht zwangsläufig auch als 
fair empfunden werden. Streicher, Frey und Osswald (2012) verweisen hier 
u.a. auf das Beispiel Stuttgart 21 und die massiven Proteste gegen den Umbau 
des dortigen Hauptbahnhofs. Ein weiteres prominentes Beispielaus dem Kon- 
text Stadtentwicklung ist die Ablehnung der Bewerbung Hamburgs um die 
Austragung der Olympischen Sommerspiele 2024 in dem 2015 durchgeführten 
Bürgerschaftsreferendum, einem eigens für diesen Zweck eingeführten Be- 
teiligungsverfahren, bei dem knapp 50 % der Wahlberechtigten ihre Stimme 
abgaben. Das Bürgerschaftsreferendum ist eine Art Volksentscheid, welcher 
allerdings top-down initiiert wird: 


»Mit dem Bürgerschaftsreferendum kann die Bürgerschaft auf Vorschlag 
oder mit Zustimmung des Senats einen Gesetzentwurf oder eine andere 
politische Frage von grundsätzlicher und gesamtstädtischer Bedeutung 
dem Volk zur Abstimmung stellen.« (§ 50 Abs. 4b HV) 


51,6 % stimmten gegen eine Bewerbung - zur großen Überraschung der Be- 
furworter:innen und des Hamburger Senats (Baasch 2017), denn der Kreis 
der Unterstützer:innen war nicht nur äußerst umfangreich (fast alle Parteien 
der Hamburger Bürgerschaft, ein großer Teil der ortsansässigen Unterneh- 
men, fast alle Medien und prominente Sportler:innen), sondern auch sehr 
viel professioneller organisiert. Im öffentlichen Raum wurde die Hamburger 
Bewerbung mit umfangreichen Marketingmaßnahmen beworben, bspw. 
mit einer fast flächendeckenden Sichtbarkeit des Bewerbungslogos Feuer und 
Flamme für Spiele in Hamburg im öffentlichen Nahverkehr (Baasch 2017). Im 
Vorwege des Referendums wurde ein Vielzahl von Dialogveranstaltungen, 
Bürgerwerkstätten und -versammlungen sowie Diskussionsabende orga- 
nisiert und durchgeführt, die jedoch von olympiakritischen Akteur:innen 
aus Perspektive der Verfahrensgerechtigkeit als inszenierte Akzeptanzbeschaf- 
fung wahrgenommen wurde, statt als ergebnisoffener Beteiligungsansatz 
(Brand 2017). Eine der Ursachen für die Ablehnung der Olympiabewerbung 
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im Referendum wird in der mangelhaften Partizipationsqualität im Kontext 
der Bewerbungsvorbereitung gesehen, die sich u.a. in einer stark selektiven 
Auswahl von Akteur:innen und der Abwiegelung kritischer Positionen auf Dia- 
log- und Diskussionsveranstaltungen äußerte. Diese Partizipationsverfahren 
wurden von olympiakritischen und auch wissenschaftlichen Akteur:innen als 
inszenierte Akzeptanzbeschaffung wahrgenommen, was zu einer erheblichen 
Konfliktverschärfung führte (Brand 2017). Kritische Positionen im Vorfeld 
des Bürgerschaftsreferendums verwendeten selbstermächtigende Partizipations- 
formen, wie bspw. ein Positionspapier von wissenschaftlichen Akteur:innen 
der Hamburger Stadt-, Umwelt- und Sicherheitsforschung, welches u.a. 
Kritik an Umwelt- und Klimafolgen, unkalkulierbare Kosten und Gefahren 
sozialer Verdrängung übte und auch in den Hamburger Medien Beachtung 
fand (Baasch 2017). Darüber hinaus veröffentlichten weitere Hamburger 
Organisationen und Vereine (u.a. der Mieterverein Mieter helfen Mieter 
eV., Umweltschutzverbände) kritische Pressemitteilungen. Auch Formen 
unkonventioneller Partizipation wurden im Stadtbild sichtbar, vor allem durch 
olympiakritische Aufkleber des NOlympianetzwerks im öffentlichen Raum. 

Diese Beispiele verdeutlichen, dass Beteiligungsverfahren nicht per se zu 
höherer Akzeptanz oder zu einer Konfliktreduzierung beitragen, sondern dass 
die Ausgestaltung von partizipativen Prozessen und deren methodische Qua- 
lität ausschlaggebend ist. Entscheidend ist dabei, wie Beteiligungsprozesse 
konzipiert werden und wieviel Gestaltungsraum sie den Beteiligten dabei 
ermöglichen. Ein wesentliches Element ist hierbei auch eine Verständigung 
über Gerechtigkeitsaspekte: 


»Wenn wir uns darüber im Klaren sind, was unsere Gerechtigkeitsprinzipien 
sind, und wenn wir darauf achten, wie unsere formellen und informellen In- 
stitutionen bei der Umsetzung funktionieren, haben wir eine größere Chan- 
ce, adaptives Lernen und Resilienz auf lokaler, regionaler und internationa- 
ler Ebene zu schaffen und so zumindest einen Teil des Konfliktpotenzials zu 
vermeiden [eigene Übersetzung?].« (Syme 2012: 284) 


3 »By being clear about what our justice principles are and by paying attention to how 
our formal and informal institutions function in endeavoring to deliver it, we have 
more of a chance of creating adaptive learning and resilience at local, regional, and 
international levels and thus avoiding at least some of the potential conflict.« (Syme 
2012: 284) 
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Aus normativer Perspektive sollten Partizipationsprozesse weder Selbstzweck 
noch Mittel zur erleichterten Umsetzung von Vorhaben oder Akzeptanzbe- 
schaffungsmaßnahmen sein, sondern sich stattdessen an einer Zielsetzung 
orientieren, bei der eine gerechte Einbeziehung der unterschiedlichen Inter- 
essen im Mittelpunkt steht (Fainstein 2010)*. Als gerechtigkeitssensible Rah- 
mung für solche Partizipationsprozesse bieten sich die von Susan Fainstein 
im Kontext gerechter Stadtplanung vorgeschlagenen drei Qualitätsmerkmale 
an: Gleichheit (im Sinne von Verteilungsgerechtigkeit und Chancengleichheit), 
Diversität (als Anerkennung kultureller und sozialer Unterschiede im Sinne 
von Anerkennungsgerechtigkeit) und Demokratie (als partizipative Einbezie- 
hung von Betroffenen). Das Verständnis von Gleichheit ist dabei von Rawls 
Differenzprinzip geprägt und bezieht sich auf eine gerechtere Verteilung 
von materiellen und nicht-materiellen Vorteilen. Zentral ist dabei, dass im 
Prozess nicht diejenigen zusätzlich begünstigt werden, die ohnehin schon 
bessergestellt sind. Ungleichheiten sollten nur dann zugelassen werden, 
wenn hierdurch gesellschaftlich marginalisierte Personen oder Gruppen 
bessergestellt werden (Fainstein 2010). Diversität zielt auf den kontextge- 
rechten Umgang mit unterschiedlichen oder widersprüchlichen Interessen 
und berücksichtigt dabei soziale Beziehungen, physische Umwelt und auch 
politische Zielsetzungen. Demokratie als zentraler Bestandteil gerechtigkeits- 
sensibler Beteiligungsprozesse zielt auf eine angemessene Einbeziehung 
unterschiedlicher Perspektiven und Bedürfnisse. Dabei wird davon ausgegan- 
gen, dass grundsätzlich alle Akteur:innen im Prozess auch Eigeninteressen 
vertreten (Bürger:innen ebenso wie wissenschaftliche Akteur:innen oder 
Fachexpert:innen) und dass kein:e Akteur:in alle Aspekte und Perspektiven 
allein überblicken kann. 

Aufgrund der Vielzahl an methodischen Ansätzen und Formaten lassen 
sich keine allgemeingültigen konkreten methodischen Gestaltungsaspekte 
formulieren. Allerdings verweisen die hier vorgestellten Beispiele und Kri- 
tikpunkte darauf, dass für gerechtigkeitssensiblere Partizipationsverfahren 
eine direkte Thematisierung von Gerechtigkeitsbewertungen in den Ver- 
fahren erforderlich ist, um multiple und auch konfligierende Bewertungen 
offenzulegen und gegebenenfalls auszuhandeln. Hierbei sind sowohl emotio- 
nale Bewertungsgrundlagen wie auch kontextspezifische räumlich-zeitliche 
Aspekte wichtige und interagierende Einflussfaktoren. 


4 »The purpose of inclusion in decision making should be to have interests fairly repre- 
sented, not to value participation in and of itself.« (Fainstein 2010: 175) 
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Umkämpfte Gerechtigkeit 
Konflikte zwischen Gewerkschaften und Klimabewegung 
beim Kohleausstieg 


Tobias Kalt 


1. Einleitung 


Transformationskonflikte werden häufig vehement geführt. Dies liegt auch 
daran, dass es nicht allein um technische Fragen der Dekarbonisierung, 
sondern um Gerechtigkeit geht. Die Erkenntnis, dass sozialökologische 
Transformationsprozesse an Gerechtigkeitsprinzipien ausgerichtet sein müs- 
sen, hat sich inzwischen in der Transformationsdebatte durchgesetzt (siehe 
Morena/Krause/Stevis 2019). Doch wie sieht eine gerechte Transformati- 
on aus, wenn unterschiedliche Vorstellungen von Gerechtigkeit kursieren 
und gegensätzliche Anforderungen an Transformationsprozesse gestellt 
werden? Insbesondere Gewerkschaften und Klimabewegungen geraten mit 
ihren unterschiedlichen und teils widerstreitenden Interessen, Zielen und 
Gerechtigkeitsvorstellungen immer wieder in Transformationsprozessen in 
Konflikt (Räthzel/Stevis/Uzzell 2021). Beim Kohleausstieg in Deutschland 
wird dies besonders deutlich. Hier wird darum gekämpft, was eine gerechte 
Transformation ausmacht und inwiefern die Gerechtigkeitsvorstellungen 
der Beschäftigten in fossilen Industrien, der Anwohner:innen am Rande der 
Tagebaue, der jungen und zukünftigen Generationen oder der am stärksten 
vom Klimawandel betroffenen Menschen im »globalen Süden« berücksichtigt 
werden. 

Im Folgenden beschreibe ich den Konfliktverlauf, die zentrale Konflikt- 
linie und konkrete Konfliktpunkte zwischen Gewerkschaften und Klima- 
bewegung im deutschen Kohlekonflikt. Klima-Aktivist:innen kämpfen für 
einen schnellen Kohleausstieg, globale Klimagerechtigkeit und die von Tage- 
bauerweiterungen bedrohten Dörfer und Wälder. Gewerkschaften hingegen 
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fordern einen behutsamen und graduellen Reduktionspfad, die soziale Absi- 
cherung und gesellschaftliche Wertschätzung von Kohlearbeiter:innen, eine 
sichere und günstige Energieversorgung, wie auch einen gerechten Struk- 
turwandel in den Kohleregionen. Der wahrgenommene Gegensatz zwischen 
Arbeitsplätzen und Klimaschutz durchzieht als zentrale Konfliktlinie die 
Debatte, in der es um Fragen der Umweltgerechtigkeit wie Verteilung, Be- 
teiligung, Anerkennung und Wiedergutmachung geht. Ich identifiziere zwei 
dominante Strategien, mit denen dieses Gerechtigkeitsdilemma im Trans- 
formationskonflikt bearbeitet wird. Mit Konfrontationsstrategien versuchten 
Gewerkschaften, Arbeitsplätze im Kohlesektor zu erhalten und den aus Kli- 
maperspektive notwendigen frühen Kohleausstieg zu verhindern. Umgekehrt 
versuchte die Klimabewegung die Forderung nach radikalem Klimaschutz 
gegen die Arbeitsplatzinteressen der Beschäftigten im Kohlesektor durch- 
zusetzen. Im Kontext der Kohlekommission verfolgten Gewerkschaften und 
Umweltverbände dann Strategien, die auf Kompromissfindung zwischen den 
widerstreitenden Interessen der beiden Seiten abzielten. Während sowohl 
Konfrontations- als auch Kompromissstrategien das Narrativ Arbeit vs. Klima 
reproduzieren, zielte eine dritte bisher nur in Ansätzen erkennbare Strategie 
darauf ab, die Konfliktlinie Arbeit vs. Klima zu Arbeit und Klima vs. Kapital zu 
verschieben. 

Der Beitrag macht deutlich, dass sozialökologische Transformationen 
keine reibungslosen, technokratischen und linearen Prozesse sind, sondern 
durch soziale Kämpfe gestaltet, durchgesetzt oder verhindert werden. Da- 
bei werden verschiedene Gerechtigkeitsvorstellungen erkennbar, zwischen 
denen Spannungen und teils schwer auflösbare Zielkonflikte bestehen. Aus 
einer politisch-strategischen Perspektive wünschenswert ist die Suche nach 
Transformationsstrategien, die so weit wie möglich verschiedene legitime 
Gerechtigkeitsvorstellungen zusammenbringen, ohne dabei hinter die Erfor- 
dernisse an radikalen Klimaschutz zurückzufallen. 


2. Klimamobilisierungen für den Kohleausstieg 


Mit Fridays For Future hat die Klima- und Anti-Kohle-Bewegung in Deutsch- 
land einen rasanten Aufschwung erlebt. Vielerorts wurden Schulstreiks und 
Massendemonstrationen organisiert, Basisgruppen aufgebaut und breite ge- 
sellschaftliche Allianzen gesucht; alles mit dem Ziel die Regierung zur Ein- 
haltung der Pariser Klimaziele zu verpflichten. Innerhalb von Fridays For Fu- 
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ture finden derzeit Richtungskämpfe zwischen systemkritischen und moder- 
nisierungsoptimistischen Perspektiven und Strategiedebatten um Parlamen- 
tarismus und radikale und eskalierende Protesttaktiken statt (Schwarz/Teune 
2020). Eine Klimabewegung gab es auch schon bevor Fridays For Future die Be- 
wegungslandschaft durcheinanderwirbelte. Diese schaffte es, den Kohleaus- 
stieg auf die öffentliche Agenda zu setzen. Ihr radikaler Flügel um Ende Gelän- 
de, Aktivist:innen im Hambacher Wald und teils auch Extinction Rebellion und 
Letzte Generation versteht sich als Bewegung für Klimagerechtigkeit, die glo- 
bale Gerechtigkeit, Systemwandel und Energiedemokratie fordert. Die Grup- 
pen sind in horizontalen basisdemokratischen Strukturen organisiert und ver- 
folgen durch die Anti-Atombewegung erprobte disruptive Protesttaktiken wie 
den massenhaften zivilen Ungehorsam, direkte Aktionen und am Rande auch 
Sabotageakte. Daneben gibt es einen gemäßigten institutionalisierten Flügel, 
dem die großen Umweltverbände und Umwelt-NGOs wie etwa BUND, Green- 
peace und Deutsche Umwelthilfe angehören, und in dem Paradigmen der öko- 
logischen Modernisierung neben Postwachstumsforderungen koexistieren. In 
ihrem Protestrepertoire sind Demonstrationen, Unterschriftensammlungen, 
Kampagnenarbeit, Öffentlichkeitsarbeit, Lobbyarbeit und die immer bedeut- 
samer werdenden Klimaklagen. In der Mehrheit kommen die Bewegungsteil- 
nehmer:innen aus den urbanen und akademischen Milieus der Mittelschich- 
ten. Darüber hinaus machen FLINTA™ einen großen Teil der Klimaaktivist:in- 
nen aus, insbesondere bei Fridays For Future (de Moor et al. 2020: 121). Auch 
Schwarze Menschen und People of Color machen verstärkt ihre Präsenz in ei- 
ner weiß«-dominierten Bewegung geltend, etwa durch das BIPoC Climate Jus- 
tice Network, das Black Earth Collective und die Antirassismus-AG bei Ende Gelän- 
de. 

Nach dem Scheitern der Kopenhagener Klimakonferenz 2009 orientier- 
te sich die radikale Klimagerechtigkeitsbewegung weg von den internationa- 
len Klimagipfeln und hin zu den Energiekämpfen vor Ort. Damit rückten die 
großen CO,-Verursacher in den rheinischen, mitteldeutschen und Lausitzer 
Braunkohlerevieren in den Fokus der Klimamobilisierungen. Deutschland ist 
der weltweit größte Braunkohleproduzent mit einem Anteil von Stein- und 
Braunkohle an der Bruttostromerzeugung von 42,1% im Jahr 2011, der bis 2021 
auf 27,7% sank und im Kontext des Kriegs in der Ukraine voraussichtlich wie- 
der ansteigen wird (Umweltbundesamt 2022). Während in einer ersten Pro- 


1 Die Abkürzung FLINTA* steht für Frauen, Lesben sowie intersexuelle, nicht-binäre und 
transgender Menschen sowie alle, die sich nicht als cis-männlich identifizieren. 
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testphase Umweltverbände und Bürger:innen-Initiativen seit Jahrzehnten ge- 
gen Kohletagebaue und Kohlekraftwerke demonstrierten, begann mit den Kli- 
mamobilisierungen eine zweite Protestphase, die einen bundesweiten Kohle- 
ausstieg auf die öffentliche Agenda setzte. Diese ist geprägt durch die jähr- 
lich stattfindenden Klimacamps in den Kohleregionen, Massenaktionen zivi- 
len Ungehorsams zur Blockade von Kohleinfrastruktur durch das Bündnis En- 
de Gelände und die Besetzung des Hambacher Waldes. Unterstützt werden die 
Klimaproteste vom Bündnis Alle Dörfer bleiben, das gegen die Umsiedlung wei- 
terer Dörfer aufgrund von Tagebauerweiterungen protestiert. Unter anderem 
ausgelöst durch die Zuspitzung des Konflikts im Hambacher Wald und des- 
schwachen Kohlekompromisses der Bundesregierung begann mit Fridays For 
Future eine dritte Protestphase, die bis zu Beginn der COVID19-Pandemie durch 
eine hohe Bewegungs- und Mobilisierungsdynamik gekennzeichnet war. 
Viele Jahre lang war die Bundesregierung im internationalen Vergleich 
Vorreiterin bei der Energiewende. Sie brachte den Ausbau erneuerbarer Ener- 
gien voran, ohne dabeijedoch die Verbrennung fossiler Energien zu verringern 
(Umweltbundesamt 2022). Im Jahr 2015 scheiterte die Klimaabgabe auf alte 
Braunkohlemeiler und damit ein erster Versuch, die Kohleverstromung zu- 
rückzufahren. Zwei Jahre später platzten dann auch die schwarz-grün-gelben 
Koalitionsverhandlungen und damit der darin anvisierte Kohleausstiegplan. 
Aufgrund des wachsenden gesellschaftlichen und internationalen Drucks für 
einen Kohleausstieg rief die Große Koalition 2018 die Kommission für Wachs- 
tum, Strukturwandel und Beschäftigung (häufig lediglich Kohlekommission 
genannt) ins Leben. Diese Kommission, der u.a. Umweltverbände und Ge- 
werkschaften angehörten, einigte sich auf einen Kohleausstieg bis 2038, 
einen Strukturwandelplan für die Kohleregionen, einen Sozialplan für die Be- 
schäftigten im Kohlesektor sowie den Erhalt des Hambacher Waldes und der 
bedrohten Dörfer. Die Umweltverbände schlossen sich diesem Kompromiss 
an, veröffentlichten jedoch ein Minderheitsvotum, in dem sie im Einklang 
mit Fridays For Future einen Kohleausstieg bis 2030 forderten. Auf Grundlage 
der Kommissionsempfehlungen verabschiedete die Regierung Mitte 2020 ein 
Gesetz zum Kohleausstieg, das jedoch nicht im Einklang mit den Pariser Kli- 
mazielen steht und wichtige Empfehlungen der Kommission ignoriert.” Die 


2 Der größte Kritikpunkt am Kohleausstiegsgesetz vom 14. August 2020 ist das späte 
Ausstiegsdatum. Umstritten sind auch die hohen Ausgleichszahlungen für Kohleun- 
ternehmen, die als wirtschaftliche Anreize eine frühere marktgetriebene Stilllegung 
von Kraftwerken verhindern könnten. In direktem Widerspruch zu den Empfehlungen 
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durch die Klimabewegung gestärkten Grünen wurden im Jahr 2021 Teil der 
neuen Regierungskoalition und setzten im Koalitionsvertrag durch, dass der 
Kohleausstieg »idealerweise« bis 2030 abgeschlossen wird (SPD/Bündnis 90/ 
Die Grünen/FDP 2021: 58). Im Zuge der sich zuspitzenden Energiekrise infol- 
ge des Ukrainekriegs begannen Diskussionen, den Kohleausstieg wieder nach 
hinten zu verschieben, auch wenn dies aus energietechnischer Perspektive 
nicht notwendig wäre (Hauenstein et al. 2022). 


3. Gegenmobilisierungen und der Arbeit vs. Klima Konflikt 


Die Anti-Kohle-Mobilisierungen blieben nicht unwidersprochen. Sie trafen 
aufeine Gegenbewegung von Gewerkschaften und Beschäftigten in der Kohle, 
die vor allem von der Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE) an- 
geführt und von der Dienstleistungsgewerkschaft Verdi lange Zeit unterstützt 
wurde. Während Verdi die Beschäftigten in Kraftwerken und Stadtwerken 
vertritt, organisiert die IG BCE Beschäftigte im Braunkohlebergbau, teilweise 
auch in den Kraftwerken und ist darüber hinaus in den energieintensiven 
Stahl-, Chemie- und Papierbranchen tätig. Die Gegenmobilisierungen be- 
gannen 2015, ausgelöst durch die Anti-Kohle-Proteste sowie die Diskussion 
um die Klimaabgabe auf Kohlekraftwerke. IG BCE und Verdi veranstalteten 
gemeinsam Demonstrationen, Kundgebungen, Informationsveranstaltungen 
und Unterschriftensammlungen und übten durch Lobbyarbeit Druck auf poli- 
tische Entscheidungsträger:innen aus. Dadurch leisteten die Gewerkschaften 
einen Beitrag dazu, dass die Klimaabgabe 2015 gestoppt und der Kommissi- 
onsbeschluss von 2019 ein späteres Ende der Kohle sowie einen Sozial- und 
Regionalentwicklungsplan mit umfangreichen Finanzmitteln beinhaltete. 
Eine Reihe von Faktoren können erklären, warum trotz der geringen Be- 
schäftigungsauswirkungen durch den Kohleausstieg? eine gewerkschaftliche 
Gegenbewegung entstand. Zunächst finden sich im Kohlesektor gute und 


der Kommission steht ein kaskadenförmiger statt linearer Stilllegungspfad, die Inbe- 
triebnahme des neuen Kohlekraftwerks Datteln IV und die Räumung von sieben wei- 
teren Dörfern für Tagebauerweiterungen. 

3 Im deutschen Braunkohlesektor sind nach Schätzungen knapp 20.000 Kohlearbei- 
ter:innen beschäftigt und in Steinkohlekraftwerken arbeiten geschätzt 5.700 Beschäf- 
tigte (RWI 2018: 11, 20). 
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gesicherte Arbeitsbedingungen, auch aufgrund erfolgreicher gewerkschaft- 
licher Kämpfe in der Vergangenheit. Es gibt hohe Löhne, Tarifverträge und 
Mitbestimmungsrechte, die in Zeiten der Prekarisierung der Arbeitswelt 
selten geworden sind. Während die Zahl der Gewerkschaftsmitglieder in 
vielen Sektoren rückläufig ist, liegt der gewerkschaftliche Organisationsgrad 
in der Kohle bei weit über 80% (Rosa-Luxemburg-Stiftung 2019: 93). Vie- 
le Beschäftigte im Kohlesektor sehen darüber hinaus keine gleichwertigen 
Jobalternativen. Trotz hoher Beschäftigungspotenziale werden die erneuer- 
baren Energien skeptisch betrachtet aufgrund geringerer Löhne, fehlender 
Tarifbindung, schwacher gewerkschaftlicher Organisierung, anderer beruf- 
licher Qualifizierungsprofile, dem Arbeitsplatzabbau in den vergangenen 
Jahren und der geographischen Konzentration der erneuerbaren Energien 
in Küstennähe statt in den Kohleregionen (IG Metall 2014). Neben den direkt 
vom Kohleausstieg betroffenen Arbeitsplätzen sind auch die ebenfalls gewerk- 
schaftlich gut organisierten energieintensiven Branchen indirekt betroffen 
und befürchten einen Verlust ihrer Wettbewerbsfähigkeit, wenn der verbil- 
ligte und stetig verfügbare Kohlestrom wegfällt (Habrich-Böcker/Kirchner/ 
Weißenberg 2015). Darüber hinaus sind aufgrund der jahrhundertelangen 
wirtschaftlichen und kulturellen Dominanz der Kohle in den Kohleregionen 
kollektive Vorstellungswelten stark geprägt von einem positiven Bezug zur 
Kohle, die Arbeitsplätze und Wohlstand in die Regionen brachte, die Macht der 
Arbeiter:innen stärkte und regionale Kulturen und Identitäten prägt (siehe Le- 
win 2017). In den Kohleregionen gibt es zudem bereits schlechte Erfahrungen 
mit Strukturbrüchen in der Vergangenheit. In Ostdeutschland sind statt der 
versprochenen blühenden Landschaften der Verlust zehntausender Arbeits- 
plätze in der Braunkohle in der Nachwendezeit sehr präsent im kollektiven 
Gedächtnis, während es in Westdeutschland der Niedergang des Ruhrgebiets 
und das Auslaufen der Steinkohleförderung ist (Wuppertal Institut 2016: 
11). Widerstreben kommt auch aus Kommunen, die als Anteilseignerinnen 
oder Empfängerinnen von Gewerbesteuern finanziell vom wirtschaftlichen 
Wohlergehen der Kohleunternehmen abhängig sind (Behrmann 2018: 48f.). 
Letztendlich konnten die Gegenproteste auch deshalb Wirkung entfalten, weil 
die Gewerkschaften Teil eines politisch einflussreichen Kohlebündnisses aus 
Energie- und Industriekonzernen, Landesregierungen in NRW und Sachsen 
und der Bundes-SPD sind. 

Trotz ihrer klaren Parteinahme für die Kohle leugnet die IG BCE nicht 
die Notwendigkeit des Umstiegs auf erneuerbare Energien. Dementspre- 
chend argumentieren Gewerkschaftsvertreter:innen: »Wir sind nicht gegen 
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die Energiewende, aber gegen ein falsches Management der Energiewende.« 
(Interviewpartner NNI, persönliches Interview, IG BCE, 10.01.2019)* Kohle 
wird als »eine wichtige Brückentechnologie für die Energiewende« (Interview- 
partner NNI, persönliches Interview, IG BCE, 10.01.2019) bezeichnet, bis der 
Ausbau von erneuerbaren Energien, Stromnetzen und Speicherkapazitäten 
weiter fortgeschritten ist. Die IG BCE beschreibt auch schon vor dem Krieg 
in der Ukraine einen »überhasteten, unkontrollierten Ausstieg aus der Kohle« 
(IG BCE/Verdi 2018: 2) als ein Szenario, das Deutschlands Energiesicherheit 
und wirtschaftlichen Wohlstand gefährden würde. Ein Ausstieg aus der Kohle 
zusätzlich zum Ausstieg aus der Atomkraft würde die Versorgungssicherheit 
gefährden, Stromausfälle verursachen und Strompreise in die Höhe treiben. 
Gemeinsam mit der IG Metall, IG BAU und EVG riefdie IG BCE 2014 die Allianz 
für Vernunft in der Energiepolitik ins Leben und setzt sich seitdem gegen eine 
»Energiewende mit der Brechstange« (IG BCE 2018a: 0.S.) und ein »unsinni- 
ges Kohlemoratorium« (IG BCE 2016: 0.5.) und für eine »Energiewende der 
Vernunft« ein (IG BCE 2019: 0.S.). Mit ihrem Pro-Kohle-Kurs versuchen die 
Gewerkschaften, die Kohleindustrie so lange wie möglich am Leben zu halten, 
um negative Beschäftigungseffekte abzumildern, Zusagen für umfangreiche 
staatliche Finanzmittel zu erhalten und Sozial- und Strukturmaßnahmen 
umzusetzen. Der Vorsitzende der IG BCE Michael Vassiliadis brachte es auf 
die Formel: »Der Strukturwandel ist kein Sprint, sondern ein Marathon.« (IG 
BCE 2018b: 0.S.) 

Während Verdi und IG BCE zunächst gemeinsam agierten, verschob sich 
Verdis Position in Reaktion aufdie erstarkende Klimabewegung und steigende 
öffentliche Zustimmungswerte für einen schnellen Kohleausstieg. Zunächst 
legte Verdi 2016 ein Gutachten für einen sozialverträglichen Kohleausstieg bis 
2040 vor (Verdi 2016). Im Jahr 2019 trat die Gewerkschaft dann dem zivilge- 
sellschaftlichen Bündnis Klima-Allianz bei, zeigte sich solidarisch mit Fridays 
For Future und sprach sich »ausdrücklich gegen die geplante Rodung des Ham- 
bacher Forsts sowie die generelle Zerstörung von Dörfern und Natur für den 
Braunkohleabbau aus« (Verdi 2019: 0.S.). Kohlebefürworter:innen im Landes- 
verband NRW wurden auf dem Bundeskongress offen kritisiert: »Unverständ- 


4 Alle Zitate stammen aus einem Textkorpus, der 17 Interviews mit Klima-Aktivist:innen 
und Vertreterinnen von Gewerkschaften und Umweltverbänden sowie themenbe- 
zogene Veröffentlichungen (Pressemitteilungen, Blogartikel, öffentliche Statements, 
Kongressanträge und Resolutionen) der Konfliktparteien zwischen 2011 und 2020 um- 
fasst. 
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lich ist, warum sich Verdi in NRW nun für das Profitinteresse von RWE in- 
strumentalisieren lässt. Verdi vertritt die Interessen der Arbeitnehmer:innen 
bei RWE - aber auch die umweltpolitischen Interessen aller Mitglieder.« (Ver- 
di 2019: 0.5.) Diese Kursänderungen brachen die gewerkschaftliche Pro-Koh- 
le-Allianz auf und verweisen auf anhaltende Spannungen innerhalb von Verdi 
und zwischen IG BCE und Verdi. 


4. Umkampfte Gerechtigkeitsvorstellungen 


Verschiedene, teils widerstreitende Gerechtigkeitsvorstellungen finden sich 
beim Kohleausstieg auf beiden Seiten der Konfliktlinie Arbeit vs. Klima. Die 
Klimagerechtigkeitsbewegung sieht den Klimawandel als globales Gerechtig- 
keitsproblem. Während die gravierendsten Klimafolgen vor allem im »globalen 
Süden auftreten, trägt der »globale Nordens, dessen Industrialisierung und 
Wohlstand auf fossiler Energienutzung, Kolonialismus und Imperialismus 
aufbaut, die historische Verantwortung für den Klimawandel. Diese intra- 
generationale Gerechtigkeitsdimension wird von Fridays For Future mit der 
Forderung nach inter-generationaler Gerechtigkeit erweitert. Zudem wurden 
mit der Zuspitzung des Konflikts um den Hambacher Wald vermehrt lokale 
Gerechtigkeitsforderungen laut, als Anwohner:innen forderten, dass keine 
weiteren Dörfer für Tagebauerweiterungen zerstört werden sollen (siehe 
Beckmann/Heyer, dieser Band: 89-116). Zusätzlich kämpfen Umweltverbände 
wie auch Baumbesetzer:innen für den Schutz des artenreichen Hambacher 
Waldes und die Anerkennung der Rechte von nicht-menschlicher Natur. Die 
Gewerkschaften hingegen befürchten, dass ihre Mitglieder in Energie- und 
Industriebranchen die Hauptlast des Kohleausstiegs tragen und fordern Ge- 
rechtigkeit für die Beschäftigten und die Schaffung neuer tarifgebundener 
Industriearbeitsplätze durch den Strukturwandel. Ähnlich äußern sich Ver- 
treter:innen der Kohleregionen und verlangen, dass der Kohleausstieg nicht 
zu Lasten der regionalen wirtschaftlichen Entwicklung gehen darf. 

In sozialökologischen Konflikten lassen sich aus Umweltgerechtigkeits- 
perspektive im Anschluss an David Schlosberg (2004) gemeinhin drei Typen 
von Gerechtigkeitsforderungen unterscheiden: Forderungen nach einer ge- 
rechten Verteilung von Kosten und Nutzen, Forderungen nach wirksamer 
Beteiligung an Entscheidungsprozessen und Forderungen nach Anerkennung 
und Wertschätzung kultureller Identitäten. Im deutschen Kohlekonflikt zeigt 
sich, dass diese Gerechtigkeitsforderungen umkämpft sind und Kohlegeg- 
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ner:innen und Kohlebefürworter:innen um konkurrierende Vorstellungen von 
Verteilungs-, Anerkennungs- und Verfahrensgerechtigkeit streiten. 


4.1 Verteilungsgerechtigkeit 


Als eine zentrale Dimension in Energiekonflikten wird Verteilungsgerech- 
tigkeit von McCauley et al. (2013: 108) definiert als »die physische Ungleich- 
verteilung von Umweltvorteilen und Umweltschaden und die ungleiche 
Verteilung der damit verbundenen Verantwortlichkeiten [eigene Überset- 
zung?]«. Im Kohlekonflikt ist der Hauptstreitpunkt die Verteilung der sozio- 
ökonomischen, ökologischen und politischen Kosten des Kohleausstiegs. Die 
Gewerkschaften stellen die Verteilungslasten in den Mittelpunkt, die für die 
im Kohlesektor Beschäftigten und die Kohleregionen durch einen schnellen, 
unstrukturierten und nicht sozial abgefederten Ausstieg entstehen würden. 
Die entstehenden Nachteile für Beschäftigte und Regionen sollen durch einen 
langsamen und sozialverträglichen Kohleausstieg mit Sozialmaßnahmen 
wie einem Anpassungsgeld und regionalen Strukturmaßnahmen abgefedert 
werden. Gewerkschaften erwarten darüber hinaus, dass auch die breite Be- 
völkerung sozio-ökonomische Kosten tragen wird. So würde ein schneller 
Kohleausstieg den gesellschaftlichen Zusammenhalt gefährden, den Abbau 
von Industriearbeitsplätzen vorantreiben und zu steigenden Strompreisen 
führen, die einkommensschwache Haushalte besonders stark treffen. Zwar 
nehmen Gewerkschaften wahr, dass durch die Energiewende deutlich mehr 
Arbeitsplätze in den erneuerbaren Energien entstehen als im Kohlesektor 
wegfallen. Allerdings werden die potenziellen Vorteile der Energiewende 
aufgrund der schlechteren Arbeitsbedingungen und dem niedrigen gewerk- 
schaftlichen Organisationsgrad in grünen Sektoren skeptisch betrachtet. 
Darüber hinaus hat die IG BCE kaum eine organisationspolitische Zukunfts- 
perspektive in den erneuerbaren Energien, da nicht sie, sondern in erster 
Linie die IG Metall versucht, diese Branche gewerkschaftlich zu organisieren. 

Demgegenüber wenden sich Klima-Aktivist:innen gegen die Externalisie- 
rung der sozialékologischen Kosten der Kohleférderung und -verstromung. 
Entgegen den Gewerkschaften, die einen zu schnellen Kohleausstieg fiir so- 
zial ungerecht halten, sehen Aktivist:innen das Problem in der Verzögerung 


5 »Energy justice is an inherently spatial concept that includes both the physically un- 
equal allocation of environmental benefits and ills and the uneven distribution of their 
associated responsibilities.« (McCauley et al. 2013: 108) 
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des Kohleausstiegs. Dadurch verschärfen sich Klimafolgen für den »globalen 
Süden und die nächsten Generationen wie auch die negativen sozialökologi- 
schen Folgen für vom Bergbau bedrohte Dörfer, Wälder und landwirtschaft- 
liche Flächen. Mit der Zunahme von Hitzewellen und Extremwetterereignis- 
sen, auch in Deutschland, bekamen auch die schon heute eintretenden Kli- 
mafolgen, welche gesellschaftlich benachteiligte Gruppen besonders treffen, 
verstärkt Aufmerksamkeit. Die Klimagerechtigkeitsbewegung kämpft daher 
für einen schnellen bzw. sofortigen Kohleausstieg, um den Klimawandel und 
die Externalisierung sozialökologischer Kosten zu begrenzen. Darüber hinaus 
beinhalten ihre Forderungen auch eine Dimension wiedergutmachender Ge- 
rechtigkeit (Robinson/Carlson 2021). Schon heute treten vor allem im »globa- 
len Süden Klimaschäden auf, die auf den Treibhausgasausstoß frühindustria- 
lisierter Lander in den letzten 150 Jahren zurückzuführen sind. Gleichzeitig 
hat der europäische Kolonialismus und westliche Imperialismus die Wider- 
stands- und Anpassungsfähigkeit von Gesellschaften im »globalen Süden: ge- 
genüber Klimafolgen erheblich geschwächt (Sealey-Huggins 2017). Die Klima- 
gerechtigkeitsbewegung fordert daher Wiedergutmachung durch die Beglei- 
chung von historischen Klimaschulden durch den »globalen Norden«, um die 
Kosten für Klimaschutz und Klimaanpassung zu übernehmen und für klima- 
bedingte Schäden und Verluste im »globalen Süden finanziell aufzukommen 
(Warlenius 2018). 


4.2 Verfahrensgerechtigkeit 


Neben den Auseinandersetzungen um gerechte Lastenverteilung finden 
sich im Kohlekonflikt auch Forderungen nach Teilhabe und »gerechten Ver- 
fahren, die alle Beteiligten auf nichtdiskriminierende Weise einbeziehen 
[eigene Ubersetzung®]« (McCauley et al. 2013: 108). Klima-Aktivist:innen, 
Umweltverbande und Bürger:innen-Initiativen wollen über den Kohleaus- 
stiegspfad und die Zukunft der bedrohten Dörfer mitbestimmen. Auch die 
Gewerkschaften forderten Mitbestimmung ein und pochten mit Verweis auf 
die Sozialpartnerschaft darauf, gemeinsam mit Unternehmen und Regie- 
rung den Ausstiegsfahrplan mitzugestalten. Mit dem Slogan »Wir wollen die 
Energiewende mitgestalten, nicht ihr zum Opfer fallen« forderten Kohlear- 
beiter:innen ein Recht auf Beteiligung ein (IG BCE 2014: 0.S.). Insbesondere 


6 »Procedural justice, secondly, manifests as a call for equitable procedures that engage 
all stakeholders in a non-discriminatory way.« (McCauley et al. 2013: 108) 
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Beschäftigte im Lausitzer Revier sprechen von einem Demokratiedefizit an- 
gesichts begrenzter politischer Mitsprachemöglichkeiten: »Das ist etwas, was 
uns tief im Herzen verletzt - dass man uns nicht zuhört.« (IG BCE 2017: 0.5.) 

Mit der Kohlekommission schuf die Bundesregierung ein Verfahren, um 
verschiedene Stakeholder am politischen Entscheidungsprozess über den 
Kohleausstieg und Strukturwandel zu beteiligen. In der Kommission waren 
Gewerkschaften (IG BCE, Verdi, DGB), Umweltverbände (Greenpeace, BUND, 
DNR) und Bürger:innen-Initiativen (Buirer für Buir, Grüne Zukunft Welzow) 
vertreten. Hinzu kamen sieben Wirtschaftsvertreter:innen, fünf Wissen- 
schaftler:innen, drei weitere Vertreter:innen aus den Regionen sowie die vier 
Kommissionsvorsitzenden. Aus Perspektive der Verfahrensgerechtigkeit ist 
kritisch anzumerken, dass konservative Politiker:innen überrepräsentiert und 
Vertreter:innen von Jugendverbänden und Interessensgruppen aus dem »glo- 
balen Süden«, also den am stärksten vom Klimawandel betroffenen Gruppen, 
nicht am Verhandlungstisch vertreten waren. Dementsprechend kritisierten 
Klima-Aktivist:innen: »Das Kommissionsergebnis geht zu Lasten derer, die 
nicht mit am Tisch saßen: Menschen im globalen Süden und jungen Genera- 
tionen.« (Ende Gelände 2019: 0.5.) Ein weiteres Verfahrensdefizit bestand im 
lediglich empfehlenden Charakter der Kommissionsergebnisse. Als die Kom- 
missionsvorschläge im Nachhinein im Gesetzgebungsprozess abgeschwächt 
wurden, distanzierte sich ein Viertel der Kommissionsmitglieder. 


4.3 Anerkennungsgerechtigkeit 


Eine weitere Gerechtigkeitsdimension zeigt sich in Forderungen nach kultu- 
reller Anerkennung, die aufkommen, wenn bestimmte Identitäten und Inter- 
essen nicht wahrgenommen werden (non-recognition) oder falsch, verzerrt oder 
abwertend repräsentiert werden (mis-recognition) (Jenkins et al. 2018: 177). In 
den Kohleregionen wird das klimapolitisch motivierte Ende der Kohle nicht 
nur als Bedrohung für Arbeitsplätze und Wohlstand, sondern auch für die re- 
gionale Kulturgeschichte und Identität gesehen. Viele Beschäftigte im Kohle- 
sektor nehmen die öffentliche Repräsentation von Kohlearbeiter:innen als un- 
fair, respektlos und abwertend gegenüber ihren Lebensleistungen wahr (mis- 
recognition). Ein Betriebsratsvorsitzender bei RWE beschreibt es folgenderma- 
ßen: »Die Leute sagen sich: Wir machen hier seit Jahrzehnten eine wichtige 
Arbeit, wir sorgen für Strom. Und dann werden wir in der Öffentlichkeit als 
Buhmänner dargestellt. Das tut zusätzlich weh.« (IG BCE 2018c: 0.5.) In den 
Kohlerevieren im Osten erkennen Beschäftigte und Gewerkschaften Kontinui- 
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täten in der Missachtung der Interessen von Kohlearbeiter:innen heute und 
nach der Wende: 


»Diese große Deindustrialisierung, die hatten wir nach der Wende schon. 
[...] Hier sind über Nacht 50.000 Arbeitsplätze verloren gegangen. [...] Und 
da hat man eine riesige Arbeitslosigkeit und einen riesigen Frust produziert 
hier im Osten.« (Interviewpartner NN2, persönliches Interview, IG BCE, 
07.08.2019) 


Gegen eine wahrgenommene verzerrte und geringschätzende Repräsentati- 
on von Kohlearbeiter:innen richten sich Forderungen nach kultureller Aner- 
kennung und Wertschätzung der historischen und gegenwärtigen Leistungen 
der Kohlearbeiter:innen. Verwiesen wird zum einen auf die harte Arbeit im 
Kohlebergbau und den historischen Beitrag der Kohlearbeiter:innen zum wirt- 
schaftlichen Wiederaufbau im Nachkriegsdeutschland. In einer gemeinsamen 
Erklärung von IG BCE und Verdi heißt es: »Das deutsche Wirtschaftswunder 
wäre ohne die Leistungen und Opfer der Menschen im Rheinischen Braun- 
kohlerevier undenkbar gewesen.« (IG BCE/Verdi 2018: 0.5.) Zum anderen wird 
der fortwährende gesellschaftliche Beitrag der Kohlearbeiter:innen hervorge- 
hoben, die »dafür sorgen, dass es in Deutschland nicht dunkel wird« (IG BCE 
2017: 0.S.). 

Im Gegensatz dazu kritisieren Klima-Aktivist:innen die fehlende Aner- 
kennung (non-recognition) der jungen und kommenden Generationen und 
der am stärksten vom Klimawandel betroffenen Menschen im »globalen Sü- 
den«. Im Widerspruch zu gewerkschaftlichen Narrativen beklagen Klima- 
Aktivist:innen eine Uberreprasentation der deutschen Kohlearbeiter:innen 
in der politischen und medialen Debatte. Wahrend diese viel Raum in De- 
batten um eine gerechte Transformation einnahmen, wiirden die Interessen 
und Rechte der vom Klimawandel am stärksten betroffenen Menschen im 
»globalen Siiden< nicht in gleichem Maße in der Debatte wahrgenommen. 
Gleiches galt lange Zeit für die junge Generation, deren Interessen an ei- 
ner klimafreundlichen Zukunft jedoch seit Fridays For Future stärker in die 
Transformationsdebatte Eingang finden. 
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5. Raus aus dem Gerechtigkeitsdilemma? Strategien 
zur Bearbeitung der Konfliktlinie Arbeit vs. Klima 


Die Konfliktlinie Arbeit vs. Klima beim Kohleausstieg in Deutschland ist von 
widerstreitenden Forderungen nach Verteilungs-, Wiedergutmachungs-, 
Verfahrens- und Anerkennungsgerechtigkeit durchzogen. Die gegensätzli- 
chen Ansprüche an eine sozial- und klimagerechte Transformation stellen die 
Gesellschaft vor die Herausforderung, einen Umgang mit diesem »Gerechtig- 
keitsdilemma« (Müller/Lindenberg 2016: 0.5.) zu finden. Drei unterschiedliche 
Strategien zur Bearbeitung dieser Gerechtigkeitskonflikte lassen sich in der 
Analyse des Kohlekonflikts finden: Konfrontation, Kompromiss und Konfliktver- 
schiebung. Diese verschiedenen Konfliktbearbeitungsstrategien können dazu 
beitragen, den diskursiven Graben zwischen Klimaschutz und Arbeitsplät- 
zen zu vergrößern oder zu überbrücken und damit eine sozialökologische 
Transformation zu erschweren oder zu ermöglichen. 


5.1 Konfrontation 


Ein schneller Kohleausstieg ist für globale Klimagerechtigkeit und die Einhal- 
tung der deutschen Klimaziele unabdingbar. Ein sozialverträglicher Ausstieg 
aus der Kohle benötigt hingegen viel Zeit für die Planung und Umsetzung von 
Strukturmaßnahmen wie Infrastrukturvorhaben, Ansiedlungen von neuen 
Industrien und Umschulungs- und Ausbildungsprogramme (Newell 2018). 
Wenn es zutrifft, dass dieser Zielkonflikt unter den gegebenen Bedingungen 
unauflösbar ist, dann liegt eine naheliegende Strategie für die jeweiligen 
Konfliktparteien in der Konfrontation und der Aufwertung der eigenen 
Gerechtigkeitsforderungen durch die Abwertung konkurrierender Forde- 
rungen. Die Kohlebefürworter:innen, insbesondere die IG BCE, verfolgten 
lange Zeit diese Strategie, die zwar nicht die klimapolitische Notwendigkeit 
des Kohleausstiegs leugnet, aber den Erhalt der Kohleindustrie klar über 
die Anforderungen an Klimaschutz stellt. Dafür bediente sie typische Ar- 
gumentationsmuster der Klimaverzögerungen (Lamb et al. 2020), welche 
die Kohle als Brückentechnologie für die Energiewende darstellen, die ne- 
gativen Auswirkungen des Kohleausstiegs überbetonen, Verantwortung für 
CO,-Reduktionen auf andere Sektoren und Länder verschieben und damit 
notwendige Klimaschutzmaßnahmen hinauszögern. 

Die Kohlegegner:innen verfolgten ebenfalls über weite Strecken des 
Konflikts eine Konfrontationsstrategie durch disruptive und öffentlichkeits- 
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wirksame Aktionen des zivilen Ungehorsams und des Klimastreiks. Dadurch 
erhöhten sie den öffentlichen Druck für einen schnellen Kohleausstieg und 
nahmen dabei den Konflikt mit den Beschäftigungsinteressen der Kohlearbei- 
ter:innen in Kauf. Die Interessen junger und zukünftiger Generationen und 
Millionen von Menschen im »globalen Süden« an einer lebenswerten Zukunft, 
die durch Tagebaue vertriebenen Anwohner:innen und letztlich das Überle- 
ben der menschlichen Zivilisation wurden als wichtiger angesehen als die 
Sorge um die wenigen verbleibenden Arbeitsplätze in einem schrumpfenden 
Industriezweig mit einer kurz vor dem Ruhestand stehenden Belegschaft, 
die auf soziale Sicherheitsnetze und alternative Beschäftigungsmöglichkeiten 
zurückgreifen kann. Klima-Aktivist:innen rechtfertigen die Hierarchisierung 
von Gerechtigkeitsforderungen durch einen unauflösbaren Zielkonflikt: 


»Du musst dich jetzt entscheiden zwischen Arbeitsplätzen und Klima. Win- 
win Situation ist nicht drin. »Kohleausstiegjetzt!< heißt: Screwing the workers. 
Und zwar nicht: screwing the workers, dass sie in die ungeschützte Arbeits- 
losigkeit geschickt werden, sondern dass die auf der Höhe des deutschen 
Wohlfahrtsstaats versorgt werden.« (Interviewpartner NN1, persönliches In- 
terview, Klimagerechtigkeitsaktivist, 20.08.2019) 


Des Weiteren wird ein Primat des Klimaschutzes und der Klimagerechtigkeit 
artikuliert, der eine Kompromissfindung ausschließt: 


»Eine Schwierigkeit in diesen Gesprachen [mit Gewerkschafter:innen] war, 
dass ich aus einer Klimaperspektive eigentlich nicht wirklich von meinen Po- 
sitionen abweichen kann. Also, ich kann ein Verstandnis daftir entwickeln, 
was bei den Leuten passiert ... und auch mein Interesse artikulieren, dass 
man da eine gemeinsame Lösung findet, aber es gibt eigentlich keinen Kom- 
promiss.« (Interviewpartner NN2, persönliches Interview, Klimagerechtig- 
keitsaktivist, 27.08.2019) 


Die Konfrontations- und Hierarchisierungsstrategien beider Seiten führten 
im Kohlekonflikt zu einer Pattsituation. Keiner der Konfliktparteien gelang es 
in der öffentlichen Debatte, die eigene Position unumstritten durchzusetzen 
und die andere Seite umfänglich zu delegitimieren. Zwar schaffte die Klima- 
bewegung den Diskurs so zu verschieben, dass sich ein Möglichkeitsfenster 
für einen Kohleausstieg öffnete. Doch den Aktivist:innen wurde auch vor Au- 
gen geführt, wie schwierig es ist, ambitionierte Klimapolitik gegen den Wi- 
derstand der Gewerkschaften durchzusetzen. Für die Gewerkschaften hinge- 
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gen stellte sich heraus, dass es im Angesicht der Klimakrise nur schwer zu 
vermitteln ist, an fossilen Industrien rigoros festzuhalten und die Dringlich- 
keit des klimapolitischen Handelns zu leugnen. Zu den nicht-intendierten Fol- 
gen der Konfrontationsstrategien zählen, erstens, die Spaltung und Zersplit- 
terung progressiver Kräfte entlang der Konfliktlinie Arbeit vs. Klima und der 
Spannungslinie sozial vs. ökologisch. Zweitens bedienen Hierarchisierungsstra- 
tegien die Narrative fossiler Interessengruppen, welche die vermeintliche Un- 
vereinbarkeit von Arbeitsplätzen und Klimaschutz und von sozialen und öko- 
logischen Fragen hervorheben, um beide Seiten gegeneinander auszuspielen 
und die Abwicklung fossiler Geschäftsmodelle abzuwenden. Drittens schaffte 
das gegenseitige Ausspielen von globaler Klimagerechtigkeit und sozialer Ge- 
rechtigkeit in den betroffenen Regionen den Nährboden für rechte Kräfte. So 
versuchte etwa die AfD den Unmut in der Bevölkerung über den Wegfall von 
Arbeitsplätzen im Zuge des Kohleausstiegs für ihre Ziele zu instrumentalisie- 
ren (Nasr 2019). 


5.2 Kompromisssuche 


Dialog- und kompromissorientierte Strategien stehen konfrontativen Strate- 
gien der Konfliktbearbeitung gegenüber. Diese versuchen nicht die eigenen 
Gerechtigkeitsvorstellungen gegen die der anderen durchzusetzen, sondern 
suchen Kompromisslösungen auf dem Verhandlungsweg. Mit Eintritt in die 
Kohlekommission begannen Gewerkschaften und Umweltverbänden diese 
Strategie zu verfolgen. In diesem institutionellen Rahmen der korporatis- 
tischen und konsensorientierten Konfliktbearbeitung akzeptierten beide 
Seiten, dass sie von den eigenen Forderungen ein Stück weit abrücken, Zu- 
geständnisse machen und Kompromisse eingehen müssen. Auf der einen 
Seite stimmten die Umweltverbände dem Kohlekompromiss trotz spätem 
Ausstiegsdatum zu, um eine politische Einigung für einen Einstieg in den 
Ausstieg aus der Kohle überhaupt möglich zu machen. Auf der anderen Seite 
zeigten sich Gewerkschaften mit den Kommissionsempfehlungen zufrieden, 
da sie zwar das absehbare Ende der Kohleindustrie bedeuten, aber dabei 
aufgrund des langsamen und sozialverträglichen Ausstiegspfads keine so- 
zialen Härten für ihre Mitglieder erzeugen. Eine gemeinsame Suche nach 
Konfliktlösungen, die über Kompromisse zwischen widerstreitenden Ge- 
rechtigkeitsvorstellungen hinausgeht, blieb jedoch erfolglos. Zwar bewegten 
sich Umweltverbände auf Gewerkschaften zu, indem sie Forderungen nach 
Sozial- und Strukturmaßnahmen mit aufnahmen. Doch führte dies nicht 
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zu einer gegenseitigen Annäherung, wie Martin Kaiser, Geschäftsführer von 
Greenpeace und Mitglied in der Kohlekommission rückblickend feststellt: 


»Der Glaube von uns am Anfang, dass die Gewerkschaften vielleicht Inter- 
esse hätten mit uns Umweltorganisationen eine strategische Allianz zu bil- 
den, und zu sagen: >Ja, wir steigen aus der Kohle aus, aber nur dann, wenn 
es auch bestimmte Sozialpakete gibt und Strukturhilfen in den Regionen«. 
Das hat sich halt nicht beständig erwiesen am Schluss, weil dann haben die 
Gewerkschaften uns richtigim Regen stehen lassen. Also, die haben in keins- 
ter Weise einen ambitionierten Kohleausstieg unterstützt.« (Martin Kaiser, 
persönliches Interview, Greenpeace, 26.07.2019) 


Somit kam es in der Kommission zu einer Abwägung widerstreitender Interes- 
sen in der Verhandlungslogik eines Nullsummenspiels, bei der die Zugestand- 
nisse an die eine Seite die Verluste der anderen sind (Cohen 2016). Eine Ei- 
nigung konnte schlussendlich nur erzielt werden, weil Umweltverbände von 
den aus Klimaschutzperspektive notwendigen Maßnahmen abrückten, Ver- 
teilungskonflikte durch die Zusicherung hoher Summen an staatlichen Gel- 
dern für Sozial- und Strukturpläne entschärft wurden und weil ein drohendes 
Scheitern der Kommission für beide Seiten höhere Kosten in Form von Pla- 
nungsunsicherheit für Gewerkschaften und Zeitverluste für klimapolitisches 
Handeln für Umweltverbände bedeutet hätte. 

Dialog- und kompromissorientierte Konfliktbearbeitung in korporatis- 
tischen Systemen stellen Institutionen, Strukturen und Machtverhältnisse, 
die ein sozial- und klimagerechtes Leben verhindern, nicht grundlegend 
infrage. Somit findet die Suche nach Konfliktlösungen in einem engen Kor- 
ridor grünkapitalistischer Krisenbearbeitung statt, in dem Erwartungen an 
radikalen Klimaschutz durch Degrowth sowie an gesicherte, selbstbestimmte 
und sinnstiftende Arbeit nur schwer zu erfüllen sind (Hickel/Kallis 2020). 
Inwiefern mit dialog- und kompromissorientierten Konfliktstrategien für 
die Konfliktakteur:innen zufriedenstellende Ergebnisse erzielt werden, hängt 
von Machtverhältnissen und Verhandlungsgeschicken ab. So erreichten die 
Gewerkschaften aufgrund ihrer Verhandlungserfahrung und starken Macht- 
position im Kohlebündnis mit wirtschaftlichen und politischen Eliten, dass 
weite Teile ihrer Forderungen berücksichtigt wurden. Umweltverbände, Bür- 
ger:innen-Initiativen und Klimawissenschaftler:innen konnten hingegen 
keine ausreichende Gegenmacht aufbauen, um einen deutlich vorgezogen 
Kohleausstieg in der Kommission durchzusetzen. Aus Klimagerechtigkeits- 
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Perspektive lieferten Kompromissstrategien keine zufriedenstellenden Er- 
gebnisse und auch aus Beschäftigtenperspektive gibt es Zweifel, dass die 
getroffenen Strukturmaßnahmen tatsächlich für gute Arbeit in den Koh- 
leregionen sorgen (Sander/Siebenmorgen/Becker 2021). Da trotz Versuche 
der Umweltverbände das Arbeit vs. Klima-Dilemma in der Kommission nicht 
aufgelöst werden konnte, lief die Kompromisssuche darauf hinaus, dass 
gesellschaftliche Interessen an Arbeitsplätzen und Klimaschutz nach Null- 
summenlogik gegeneinander abgewogen wurden. 


5.3 Konfliktverschiebung 


Während Konfrontations- und Kompromissstrategien der Logik eines Arbeit 
vs. Klima-Nullsummenspiels folgen, versuchen transformative Konfliktstra- 
tegien diesen Gegensatz aufzuheben und globale Klimagerechtigkeit mit 
sozialer Gerechtigkeit vor Ort zu verknüpfen. Voraussetzung hierfür ist, Zu- 
sammenhänge zwischen verschiedenen Krisenphänomenen zu erkennen. Der 
Soziologe Klaus Dörre (2019) bezeichnet den Krisenzusammenhang zwischen 
ökonomischer und ökologischer Krise als ökonomisch-ökologische Zangen- 
krise des Kapitalismus. Wirtschaftswachstum als dominante Antwort auf 
Wirtschaftskrisen verursacht die ökologische Krise, während es gleichzeitig 
Klassenkonflikte zwischen Arbeit und Kapital entschärft und somit einen 
Gegensatz zwischen Arbeit und Klima erzeugt. Eine solche Krisendiagnose 
weist den Weg für transformative Strategien, welche die Konfliktlinie Arbeit 
vs. Klima hin zur Konfliktlinie Arbeit und Klima vs. Kapital verschieben und 
mit grundlegenden Veränderungen von Wirtschaft und Gesellschaft über den 
Kapitalismus hinausweisen. Das kann etwa bedeuten, dass die Kosten für eine 
schnelle Dekarbonisierung und Schrumpfung des industriellen Stoffwechsels 
von Unternehmen und Vermögenden statt von Arbeitnehmer:innen und Men- 
schen mit niedrigen Einkommen getragen werden, dass die gesellschaftliche 
und demokratische Kontrolle über Schlüsselindustrien in wichtigen Trans- 
formationsfeldern erlangt wird, dass eine teilweise Deglobalisierung und 
Regionalisierung der Wirtschaftskreisläufe stattfindet, dass Arbeitsplätze 
mit guten Arbeitsbedingungen in grünen Sektoren entstehen, während Ar- 
beitszeit verkürzt und gesellschaftsrelevante Care-Arbeiten aufgewertet und 
umverteilt werden, dass die von Transformation und Klimawandel unmit- 
telbar Betroffenen zentral in politische Entscheidungsprozesse einbezogen 
werden, und dass im Sinne der wiedergutmachenden Gerechtigkeit die Kli- 
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maschulden des »globalen Nordens< beglichen werden (siehe bspw. Dörre/ 
Schickert 2019; Satgar 2018; Winker 2015). 

Im Kohlekonflikt sind transformative Konfliktstrategien jedoch kaum 
zu beobachten. Im Zuge der Proteste von Fridays For Future kam es bei Ver- 
di verstärkt zu internen Debatten über den eigenen Kohlekurs und die 
Kombination von guter Arbeit und Klimaschutz. Doch die großen Gewerk- 
schaften in Deutschland sind Teil eines Carbon lock-ins (Unruh 2000) aufgrund 
enger Verflechtungen mit fossilen Unternehmen und den unmittelbaren 
materiellen Interessen der Beschäftigten in den fossilen Industrien. Eine 
transformative Konfliktbearbeitung und eine Verschiebung der Konfliktlinie 
von Arbeit vs. Klima zu Arbeit und Klima vs. Kapital findet daher im Konflikt 
um den Kohleausstieg nicht statt. Einige wenige Ausnahmen sind die Verdi- 
Basisgruppe Gewerkschafter:innen für Klimaschutz, die sich für Klimagerech- 
tigkeit, Wirtschaftsdemokratie und radikale Arbeitszeitverkürzung einsetzt 
sowie die nicht-gewerkschaftliche Kampagne RWE & Co enteignen, die auf 
die Enteignung des Energiekonzerns RWE und die Vergesellschaftung des 
Energiesektors abzielt. 

Ein Blick auf andere Transformationsfelder lohnt da mehr und zeigt 
erste Versuche transformative Potenziale auszuloten. BUND und IG Me- 
tall veröffentlichten gemeinsame Positionspapiere zur Mobilitätswende, die 
IG Metall organisierte die #FairWandel-Großkundgebung und in mehreren 
Städten demonstrierten Aktivist:innen von Fridays For Future zusammen mit 
Gewerkschafter:innen von Verdi für mehr Klimaschutz und bessere Arbeits- 
bedingungen im Rahmen von Tarifverhandlungen im ÖPNV (Liebig/Lucht 
2022). Ein herausstechendes Beispiel transformativer Konfliktbearbeitung 
ist der Zusammenschluss von Klimagruppen mit Beschäftigten eines von 
Schließung bedrohten Bosch-Werks in München. Beide kämpfen gemeinsam 
für den Erhalt der Arbeitsplätze durch die Umstellung der Produktion auf kli- 
mafreundliche Produkte. Damit richten sie sich gegen eine Konzernstrategie 
des Job Blackmail (Kazis/Grossmann 1982), welche die Werkschließung mit 
der Umstellung auf Elektromobilität begründet und sich dabei des Narratives 
Arbeit vs. Klima bedient. In der Petition der Bosch-Belegschaft heißt es: »Wir 
wehren uns gegen diesen Versuch, unser Werk unter dem Deckmantel des 
Klimaschutzes zu schließen und fordern den Erhalt unseres Standortes und 
die Umstellung auf eine klimafreundliche Produktion.« (Klasse gegen Klasse 
2021: 0.8.) 

Allerdings verbleibt es bislang bei diesen zaghaften Versuchen, Allianzen 
zwischen Gewerkschaften und Klimabewegung in Deutschland aufzubauen. 
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Bis breite transformative Allianzen für eine sozialökologische Transformation 
entstehen ist es noch ein weiter Weg, auf dem vor allem ideologische Kämp- 
fe auszufechten sind. Bislang stehen verschiedene, inkompatible Perspektiven 
nebeneinander, die von ökologischer Modernisierung und grüner Industrie- 
politik über Degrowth hin zu ökosozialistischen Ansätzen reichen. Vor allem bei 
der Frage nach Wirtschaftswachstum oder Degrowth gehen gewerkschaftliche 
und klimapolitische Perspektiven weit auseinander (siehe auch Brand 2019). 


6. Schlussbetrachtungen 


»Es gibt keine Jobs auf einem toten Planeten!« Dieser einfache und sofort ein- 
leuchtende Slogan verbindet semantisch die Anliegen von Klimabewegungen 
und Gewerkschaften. Doch in konkreten Transformationsprozessen entste- 
hen statt bewegungsübergreifender Transformationsallianzen häufig Konflik- 
te entlang der Konfliktlinie Arbeit vs. Klima. Der hart umkämpfte Ausstieg aus 
der Kohle in Deutschland bietet einen Vorgeschmack darauf, was im Zuge der 
Transformation der Automobilindustrie mit ihrer weitaus größeren Bedeu- 
tung für das deutsche Wirtschaftsmodell, Industriebeschäftigte und regionale 
Wirtschaftsräume noch bevorsteht. 

Gewerkschaften und Klimabewegung gerieten im Zuge des deutschen 
Kohleausstiegs mit gegenläufigen Forderungen nach Verteilungs-, Beteili- 
gungs-, Anerkennungs- und Wiedergutmachungsgerechtigkeit aneinander. 
Da unter den gegebenen Bedingungen ein schneller Kohleausstieg nur schwer 
vereinbar mit den zeitlichen Erfordernissen für einen sozialverträglichen 
Strukturwandel ist, entstand ein Gerechtigkeitsdilemma zwischen globa- 
ler Klimagerechtigkeit und sozialer Gerechtigkeit für Kohlearbeiter:innen 
und Kohleregionen. Gewerkschaften und Klimabewegung reagierten dar- 
auf mit zwei Konfliktstrategien. Die eine Strategie zielte auf Konfrontation 
und darauf, das Gerechtigkeitsdilemma zu einer Seite hin aufzulösen, in- 
dem die Verteidigung von Arbeitsplätzen dem Klimaschutz übergeordnet 
wurde und vice versa. Die andere Strategie verlagerte den Konflikt in einen 
institutionellen Rahmen, suchte den Kompromiss zwischen widerstreiten- 
den Gerechtigkeitsvorstellungen und erzwang Zugeständnisse von beiden 
Verhandlungsgruppen. Beide Strategien erfüllen weder aus klimapolitischer 
noch aus gewerkschaftlicher Perspektive die Erfordernisse an eine gerechte 
Transformation, da sie weder die Einhaltung der Pariser Klimaziele erreichen 
noch zukunftssichere Perspektiven für gute Arbeit schaffen. Darüber hinaus 
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reproduzieren beide Strategien das Narrativ eines Gegensatzes zwischen 
Arbeitsplätzen und Klimaschutz und erleichtern somit fossilen und rechten 
Kräften beide Anliegen gegeneinander auszuspielen, um die fossilistische 
imperiale Lebensweise autoritär zu stabilisieren (Brand 2017). Eine dritte, 
nur in Ansätzen vorfindbare Strategie, verschiebt die Konfliktlinie Arbeit 
vs. Klima hin zu Arbeit und Klima vs. Kapital und verbindet gute Arbeit und 
Klimagerechtigkeit sowie soziale und ökologische Fragen in einer radika- 
len sozialökologischen Transformation. Dabei stehen u.a. die Umverteilung 
von Transformationskosten, die Vergesellschaftung von transformationsre- 
levanten Schlüsselsektoren und die Demokratisierung der politischen und 
wirtschaftlichen Entscheidungsfindung im Mittelpunkt. Auch transformative 
Strategien können jedoch nicht alle Spannungen und Zielkonflikte auflösen. 
Insbesondere der Widerspruch zwischen Klimagerechtigkeit und den un- 
mittelbaren materiellen Interessen von Industriearbeiter:innen im »globalen 
Norden«, die mehr zu verlieren haben als ihre Ketten, wird bestehen bleiben. 
Dennoch könnten die ersten zaghaften Versuche transformativer Bündnispo- 
litik richtungsweisend für weitergehende Bemühungen sein, das vermeint- 
liche Nullsummenspiel um Arbeitsplätze oder Klimaschutz zu modifizieren, 
verbindende Narrative über gute und klimagerechte Arbeit zu verbreiten und 
Allianzen für eine sozialökologische Transformation aufzubauen. 
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Umsiedlungen im Rheinischen Braunkohletagebau 
Eine Frage der Umweltgerechtigkeit? 


Lukas Beckmann & Helene Helix Heyer 


1. Braunkohlebedingte Umsiedelungen im Rheinland 


Im Westen Deutschlands, zwischen Aachen, Mönchengladbach und Bonn, 
liegt das rheinische Braunkohlerevier. Der Braunkohletagebau, umgangs- 
sprachlich auch als das Loch bezeichnet, ist Teil des Arbeitens und des Alltags 
vieler Menschen in der Region. Gleichzeitig führen Berg- und Braunkohleab- 
bau auflokaler und globaler Ebene zu Umweltungerechtigkeiten (Ozkayanak/ 
Rodriguez-Labajos/Aydin 2015: 61), zu Partizipationsfragen, sowie zu Vertei- 
lungsfragen bezüglich Nutzen und Lasten des Bergbaus sowie in Hinblick auf 
Umwelt- und sozioökonomische Folgen. Die Konfliktdynamiken um braun- 
kohlebedingte Umsiedlungen werden am Beispiel des rheinischen Braun- 
kohlereviers in diesem Kapitel erörtert. Dabei greifen wir auf den Vorschlag 
Walkers (2012: 60f.) zurück, Umweltgerechtigkeit als multidimensionales 
Konstrukt zu begreifen und folglich nicht nur die klassische Verteilungs- 
dimension von Gerechtigkeit zu adressieren, sondern auch Prozess- und 
Anerkennungsebene zu analysieren (Hein/Dünckmann 2020; allgemein dazu 
Agyeman et al. 2016). Methodisch greift unser Beitrag auf ethnographische 
Ansätze zurück. 

Mit einer jährlichen Fördermenge von 40 Millionen Tonnen Braunkohle 
steht das rheinische Revier europaweit an der Spitze der Braunkohleför- 
derung (Deutscher Naturschutzring 2016). So wird seit den 1950er Jahren 
im rheinischen Revier auf mittlerweile rund 125 km” Braunkohle gefördert 
und in den nahegelegenen Kraftwerken durch Verbrennung verstromt. Auf- 
grund bergbaulicher Inanspruchnahme wurden im Zeitraum von 1952 bis 
2021 zwischen 43.000 und 44.000 Menschen aus mehr als 130 Ortschaften 
umgesiedelt (BUND NRW 2021; RWE AG o.J.) und die abgetragenen Orte dem 
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Tagebau zugeführt. In der wissenschaftlichen Auseinandersetzung um braun- 
kohlebedingte Umsiedlungen wird dies unter dem Stichwort »erzwungene 
Umsiedlung« (mining induced displacement and resettlement) zusammengefasst 
(Ess 2019; Flor 2016). 

Oft sind bergbaubedingte Umsiedlungen von ökonomischen Interessen 
getrieben (Mandishekwa/Mutenheri 2020: 121), mit entsprechend ungleicher 
Verteilung der sozialen Kosten und des erwirtschafteten Gewinns. Die be- 
troffenen Regionen und Ortschaften werden auch als »energy sacrifice zones«' 
(Lerner 2012: 0.S.) diskutiert, welche im Zuge der Energiewende im Span- 
nungsfeld von Energiebedarf und (nachhaltiger) Energiegewinnung zu veror- 
ten sind (Hernandez 2015). Lerner beschreibt mit dem Begriff »Kommunen«, 
die aufgrund rassistischer Zuschreibungen oder eines geringen Einkommens, 
im Vergleich zu den benachbarten Gemeinden besonders von Umweltver- 
schmutzung, gezielter Ansiedlung von Müllhalden oder Schwerindustrie 
betroffen sind (Lerner 2012: 2ff.). Ergänzend dazu beschreiben Goodman/ 
Marshall/Pearse (2016: 9) Energieopferzonen als Räume, die bewusst für den 
Kohleabbau genutzt werden, um zum Wohle aller Energie erzeugen zu kön- 
nen. Folglich wird die betroffene Region bewusst »geopfert< und die dortige 
Umwelt, Landschaft und das soziale Gefüge zerstört, um Energiesicherheit 
zu gewährleisten. 

Wir konzeptualisieren das sogenannte rheinische Revier als eine Energie- 
opferzone entlang derer die Umweltgerechtigkeitsdimensionen Verteilung, 
Partizipation und Anerkennung ausgehandelt, analysierbar und besprechbar 
werden. Aus unserer Sicht sind hier insbesondere die fortlaufenden gesell- 
schaftlichen Verhandlungen der Konfliktlinien Allgemeinwohl vs. Enteignung 
zentral. 

Unsere qualitative Studie hat das Ziel, die vielfältigen Perspektiven der 
Protestgruppierungen auf Umsiedlungen im rheinischen Revier mit dem 
Konzept der Umweltgerechtigkeit zu verknüpfen. Damit erhoffen wir uns 
ein besseres Verständnis für die Dynamiken im Anti-Braunkohle-Protest in 
Deutschland. Die zentrale Frage unserer empirischen Studie lautet daher: 
Welche Bezüge zu Umweltgerechtigkeit stellen die Protestgruppierungen im 
Kontext der Umsiedlungen her? Im Kern lassen sich entlang aller Umweltge- 
rechtigkeitsdimensionen Bezüge erkennen, die jedoch wesentlich komplexer 
strukturiert sind als dies die Theorie der Umweltgerechtigkeit von Walker 
(2012) annimmt. 


i Im Folgenden »Energieopferzonen«. 
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Auf den folgenden Seiten geben wir zunächst einen kurzen Überblick 
über Umsiedlungen als Konfliktfälle im Rahmen von Bergbaumaßnahmen 
im Rheinland (Abschnitt 2). Es folgt ein kurzer Abriss der hier in Anschlag 
gebrachten Theorie der Umweltgerechtigkeit im Anschluss an Gordon Walker. 
In Abschnitt 4 führen wir in die zentralen Akteur:innen und Akteurskonstel- 
lationen ein und nehmen eine Differenzierung der Protestlandschaft vor. 
Nachdem einige methodologische Bemerkungen zu Feld und Vorgehen folgen 
(Abschnitt 5), analysieren wir schließlich das claim-making der Protestgrup- 
pierungen entlang der drei Gerechtigkeitsdimensionen Walkers (Abschnitt 6). 
Wir schließen mit einem kurzen Fazit in Abschnitt 7. 


2. Die Umsiedlung als Konfliktfall 


Fast ein Drittel der europaweiten Umweltkonflikte sind Bergbaukonflikte 
(Kivinen/Kotilainen/Kumpula 2020: 167f.). Weltweit wird eine stetig wachsen- 
de Zahl von Konflikten beobachtet (Kivinen/Kotilainen/Kumpula 2020: 173), 
welche entlang des gesamten Extraktionsprozesses auftreten (Urkidi/Walter 
2011). Im »globalen Norden. betrachten einzelne Studien Landnutzungs- 
konflikte rund um den Kohletagebau bspw. in Tschechien (Adams/Shriver/ 
Longest 2020; Frantäl 2016) oder mittels quantitativer Methoden (Conde/Le 
Billon 2017). In Deutschland beschäftigen sich die meisten Studien mit der 
Lausitz (Morton 2021; Müller 2017, 2019). Für das rheinische Tagebaugebiet 
hingegen stehen bislang in erster Linie Kompensationsmaßnahmen des Tage- 
baubetriebs RWE im Fokus der Analysen (Brock 2020) sowie Tagebaubetriebe 
als strategisch auftretende Akteur:innen (Brock/Dunlap 2018). Die Analysen 
der Protestlandschaft beschränken sich bisher maßgeblich auf einzelne Pro- 
testakteur:innen oder bilden aktuelle Entwicklungen in der Region kaum ab 
(zuletzt v.a. Kehren 1994). 

In den frühen Jahren des Braunkohleabbaus wurde dieser im Rheinland 
zunächst positiv und als wirtschaftlicher Treiber für Arbeitsplätze und Ener- 
giesicherheit wahrgenommen (von Jorck 2008). Erst mit der Eröffnung des Ta- 
gebaus Hambach im Jahr 1978 regten sich Proteste gegen »das größte Loch 
der Welt« (Jansen/Schubert 2014: 61). Die Proteste beinhalteten zunächst eine 


2 Für den»globalen Südenssiehe stellvertretend für viele andere Kemp, Owen und Collins 
(2017), Kesselring (2018), Dietz und Roa (2021). 
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Befassung mit der Entschadigungspraxis des Tagebauunternehmens Rhein- 
braun (heute RWE) und Exkursionen zu den umzusiedelnden Orten sowie eine 
Auseinandersetzung mit den ökologischen Folgen der Simpfung als Form der 
kontrollierten Grundwasserabsenkung. Mit steigendem Bekanntheitsgrad der 
Anti-Kohleproteste und den Negativfolgen des Braunkohleabbaus verfestig- 
te sich die Zusammenarbeit der Betroffenen der Kohleregion mit dem BUND 
NRW, später auch mit der Partei Die Grünen und teils mit kirchlichen Grup- 
pen. Der organisierte Protest erzeugte mediale Aufmerksamkeit für die sozi- 
alökologischen Folgen des Braunkohleabbaus, die jedoch selten über die Regi- 
on des rheinischen Reviers herausragte (Jansen/Schubert 2014). Erst mit einer 
landesweiten Vernetzung von Protestgruppen und einer Verknüpfung mit den 
Auswirkungen des menschengemachten Klimawandels erfährt der Anti-Koh- 
le-Protest bundesweit Aufmerksamkeit, insbesondere seit 2010 durch die ak- 
tionistischen Klimacamps im Rheinland oder die Besetzungen im Hambacher 
Wald (Bosse 2015; Sander 2016). 

Mit dem verabschiedeten Kohleverstromungsbeendigungsgesetz (KVBG) 
einerseits und dem neuen Leitentscheid der nordrhein-westfälischen Landes- 
regierung (MWIDE NRW 2021) andererseits werden geplante Umsiedlungen 
eine immer stärker umkämpfte und strittige Maßnahme und Fragen nach der 
Legitimität dieser Grundrechtseingriffe durch Protestgruppierungen werden 
lauter. Aktivistische und zivilgesellschaftlich organisierte Anti-Braunkohle- 
Proteste, die bis hin zu verfassungsrechtlichen Beschwerden reichen, verdeut- 
lichen die kontroversen Debatten um einen gerechten Strukturwandel und 
den Kohleausstieg von der kommunalen bis hin zur nationalen Ebene (Kolde/ 
Wagner 2021). Dieser Strukturwandel lokalisiert sich in kondensierter Form 
als Konflikt im rheinischen Braunkohlegebiet und betrifft hier besonders die 
geplanten Umsiedlungen der Anwohner:innen des künftigen Abbaugebiets. 
So betreffen die Umsiedlungen die Protestierenden einerseits als Individuen, 
die je einzeln über ihren Status und Entschädigungen mit dem Tagebaukon- 
zern zu verhandeln haben. Sobald ein Dorf den Umsiedlungsstatus erreicht, 
werden Entschädigungsverhandlungen mit RWE möglich und immer wieder 
auch von Seiten des Unternehmens eingefordert, um die Umsiedlungen zügig 
umsetzen zu können. Andererseits sind die Protestierenden als Kollektive und 
Gemeinschaften betroffen, indem Dörfer abgerissen, Kulturorte zerstört und 
soziale Beziehungen zerrissen werden. Diese Zusammenhänge machen deut- 
lich, wie nachhaltig der Einfluss des Tagebauprojekts auf die Lebensrealität 
der Betroffenen ist (so auch Urkidi/Walter 2017: 376) und verlangen eine ent- 
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sprechende Sensibilität für die unterschiedlichen Ebenen und Dimensionen 
des claim-making. 


3. Umweltgerechtigkeit: making claims 


To make a claim kann mit »etwas behaupten« oder »etwas beanspruchen« über- 
setzt werden. Der von uns verwendete Begriff »Umweltgerechtigkeitsclaim« 
oder claim bezieht sich auf prägnante Aussagen unserer Interviewpartner:in- 
nen, die sie im Zusammenhang mit ihrer Umsiedlung äußerten und von uns 
im Zuge unserer qualitativen Analyse einer der drei Umweltgerechtigkeits- 
dimensionen Verteilung, Prozess und Anerkennung zugeordnet wurden. Die 
vorgebrachten claims lassen sich Tilly folgend als »performances« (Tilly 2008: 
4) charakterisieren, die in einem sozialen Kontext stattfinden und ihrerseits 
Folgen auch mit Blick auf die Akteur:innen selbst nach sich ziehen. So wird 
nicht nur Kritik vorgebracht oder Aufmerksamkeit erzeugt, sondern auch Po- 
sition gegenüber anderen Protestgruppen bezogen und Anerkennung verteilt 
oder entzogen. 

Wir betrachten zusätzlich die Art und Weise, wie eine solche Forderung 
an Umweltgerechtigkeit hervorgebracht und letztlich verhandelbar gemacht 
wird. Das Einfordern von Umweltgerechtigkeit besteht nach Walker (2012: 
4off.) aus den Ebenen Gerechtigkeit, Nachweis und Prozess — welchen eine 
normative, beschreibende und erklärende Bedeutungsebene zukommt. Diese 
drei von Walker beschriebenen Ebenen von Umweltgerechtigkeitsforderun- 
gen sind aus unserer Sicht mit den folgenden Fragen verknüpft: »Wie die 
Dinge sein sollten [eigene Übersetzung]« auf der Gerechtigkeitsebene, »Wie 
die Dinge sind [eigene Übersetzung]« auf der Beweisebene und »Weshalb 
die Dinge sind, wie sie sind [eigene Ubersetzung’]« auf der Prozessebene 
(Walker 2012). Wenn wir also das claim-making unserer Protestakteur:innen 
untersuchen, werden nicht nur die inhaltlichen Aspekte der claims, sondern 
auch die daraus resultierenden Handlungsfolgen sowie ihre strategische 
Positionierung in einem Anerkennungskonflikt betrachtet. 


3 Im englischen Original: »How things ought to be«, »How things are« und »Why things 
are how they are«. 
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4. Protest in einer Energieopferzone 


Wir rekonstruieren den vorliegenden Konflikt entlang verschiedener Akteurs- 
gruppen und konzentrieren uns dabei auf claims und claim-making der Pro- 
testgruppierungen. Wir unterscheiden Ballard und Banks (2003: 290) folgend 
drei übergreifende Akteursgruppen im Kontext von Bergbaukonflikten. Folg- 
lich umfasst der Konflikt Auseinandersetzungen zwischen (1) dem Energieun- 
ternehmen RWE und (2) unterschiedlichen Protestgruppierungen aus der Zi- 
vilgesellschaft. Politische Akteur:innen (3) bilden im Rahmen einer Mehrebe- 
nengovernance (d.h. dem Regieren auf unterschiedlichen politischen Steue- 
rungsebenen mit jeweils eigenen Organen) eine dritte Akteursgruppe, die wie- 
derum eigene Beziehungen zu den Protestgruppen sowie anderen zivilgesell- 
schaftlichen Akteur:innen einerseits und RWE aufder anderen Seite unterhält 
(siehe Tabelle 1). 


Tab. 1: Die Strategien der Protestakteur:innen lassen sich entlang einer Ziel- und 
Strategiedimension analysieren und unterscheiden 


Strategie juristisch zivilgesellschaft- aktivistisch 
Ziel lich-bürgerlich 
lokal-konservativ Klagen fürs Klima Kirche gegen Kohle Wir für hier 
global-transforma- u Dörfer gegen Wälder, Wipfel, 
tiv die Kante Widerstand 


Quelle: In Anlehnung an Kalt 2021* 


Differenziert man innerhalb der im Fokus dieser Arbeit stehenden Pro- 
testgruppierungen weiter, fällt zunächst deren Heterogenität auf (dies beob- 
achtet allgemein etwa auch Schelmbach (2011: 211)). Die einzelnen Protestak- 
teur:innen lassen sich dabei entlang von praktizierten Strategien und anvi- 
sierten Zielen differenzieren (siehe hierzu Abb. 1). Die Abbildung verdeutlicht 
die unterschiedlichen Varianten des claim-making. So verfolgen die Gruppie- 
rungen bestimmte Ziele, die sie über unterschiedliche Strategien zu erreichen 


4 Kalt, Tobias (2021): Umweltgerechtigkeit und Just Transition. Unveröffentlichter Ta- 
gungsvortrag im Rahmen des Gesellschaftswissenschaftlichen Kollegs VIII der Studi- 
enstiftung des deutschen Volkes. 


L. Beckmann & H. H. Heyer: Umsiedlungen im Rheinischen Braunkohletagebau 


versuchen. Die claims der Gruppierungen unterscheiden sich damit nicht nur 
inhaltlich, sondern auch in der Art und Weise, wie sie hervorgebracht und ar- 
tikuliert werden. 


Abb. 1: Akteursgruppen Protest, Politik und der Energiekonzern RWE 
interagieren miteinander im Konflikt um die Umsiedlungen 
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Bildquelle: Eigene Darstellung 


Innerhalb der Zieldimension lassen sich die einzelnen Protestgruppierun- 
gen hinsichtlich ihrer Orientierungen entlang der Dimensionen global vs. lokal 
und transformativ vs. konservativ unterscheiden (Abb. 2). Die Dimension global 
vs. lokal beschreibt den räumlichen Fokus der jeweiligen Protestgruppierung. 
Die lokale Ebene beschränkt den Bezug auf die direkt vor Ort von Umsiedlung 
Betroffenen und den Erhalt der Dörfer. Die globale Ebene nimmt die Umsied- 
lungen aus einer Perspektive globaler Gerechtigkeits- und Klimakämpfe wahr 
und möchte aus dieser Haltung heraus die bedrohten Orte erhalten. Der kon- 
servative Ansatz beschreibt den Weg zu einem Status ex ante vor den Abbauar- 
beiten und möchte damit den Erhalt bestehender Dorfstrukturen unterstüt- 
zen, ohne explizit einen übergreifenden Systemwandel zu fordern. Ein trans- 
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formativer Ansatz zielt dagegen auf einen grundlegenden (antikapitalistischen) 
Systemwandel, der vor Ort erstritten werden soll.” Damit wird erneut die He- 
terogenität der Strategien und Ziele deutlich, welche die Protestakteur:innen 
vor Ort verfolgen. Hinzu kommen externe Gruppierungen wie Ende Gelände, 
die nicht immer ohne Weiteres als legitimer Teil des Protestes akzeptiert wer- 
den (hierzu auch Müller 2017: 223f.). Verbunden werden alle Gruppen durch 
inhaltlich ähnliche Forderungen, die allesamt eine grundsätzliche Opposition 
zum Bergbauvorhaben von RWE signalisieren. 


Abb. 2: Zieldimensionen der Protestakteur:innen 
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Bildquelle: Eigene Darstellung 


Alle Gruppen teilen das Ziel des Erhalts der Alt-Orte. So wird von Gruppen 
wie Klagen fürs Klima’ ein juristischer Ansatz verfolgt, der zum Ziel hat, ein von 


5 Kalt, Tobias (2021): Umweltgerechtigkeit und Just Transition. Unveröffentlichter Ta- 
gungsvortrag im Rahmen des Gesellschaftswissenschaftlichen Kollegs VIII der Studi- 
enstiftung des deutschen Volkes. 

6 Alle Personen wurden von uns anonymisiert und pseudonymisiert, die Initiativen wur- 
den von uns pseudonymisiert. 
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der Umsiedlung betroffenes Dorf zu erhalten. Mit einem ähnlich lokal-kon- 
servativen Ziel geht die Gruppe Kirche gegen Kohle vor, die jedoch nicht auf ju- 
ristische Strategien zurückgreift, sondern über zivilgesellschaftliches Engage- 
ment wie Gottesdienste und Andachten, Demonstrationen oder Kundgebun- 
gen claim-making betreibt. Entschieden aktivistisch gehen dagegen Gruppen 
wie Wir für hier vor, indem sie auch von Besetzungen von Baggern oder vom 
Abriss bedrohten Häusern sowie zivilem Ungehorsam Gebrauch machen, um 
die Orte zu erhalten. Mit ausdrücklich globaler Perspektive geht dabei Wälder, 
Wipfel, Widerstand vor und versucht so, Aktivismus mit dezidiert antikapitalis- 
tischer Systemkritik zu verbinden. Schließlich finden sich Gruppen wie Dörfer 
gegen die Kante, die wesentlich überregionale Ziele teilen, jedoch strategisch auf 
ein bürgerlich-zivilgesellschaftliches Protestrepertoire zurückgreifen. 


5. Forschen im Revier 
Vielschichtige Ansprüche an Umweltgerechtigkeit 


Unsere Analyse verfolgt einen qualitativ-ethnographischen Ansatz. Neben der 
Durchführung von acht narrativen, leitfadengestützten Interviews von je 60 
bis 90 Minuten schließt der Korpus zwei teilnehmende Beobachtungen und 
einen einwöchigen, gemeinsamen Feldaufenthalt vor Ort mit ein. Die tran- 
skribierten Interviews und Beobachtungsprotokolle wurden anschließend in 
einem zweistufigen Verfahren von je einer Person codiert. Den Ausgangs- 
punkt bildeten theoriegeleitete Codes (orientiert an den Dimensionen von 
Umweltgerechtigkeit nach Walker 2012), die anschließend durch offenes 
Codieren ergänzt wurden. Die sich anschließende Interpretation unserer 
Codes orientiert sich als Ausgangspunkt an Kerngehalten der Grounded Theory 
(Glaser/Strauss 1967). So werden aus den Interviews eigene Codes gewonnen, 
die erst in einem zweiten Schritt mit den theoretischen Codes in Verbindung 
gebracht werden. Ziel ist dabei nicht, eine Perspektive zu verhindern, die 
als theoretische Voreingenommenheit (Glaser/Strauss 1967: 34) gelten muss, 
sondern das Material zum Sprechen zu bringen (Hirschauer 2001; Geertz 
1987) und gleichzeitig den Forschungsrahmen mit dem Konzept der Um- 
weltgerechtigkeit als Leitlinie im Fokus zu behalten. Unsere ausgewählten 
Interviewzitate geben am prägnantesten die mal expliziten, mal impliziten, 
Umweltgerechtigkeits-claims unserer Interviewpartner:innen wieder und 
stehen stellvertretend für ähnliche, nicht-zitierte claims. 
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Feldforschung in pandemischen Zeiten 


Der Zugang zum Revier als Ort unserer Feldforschung mittels Online-Kon- 
taktaufnahmen zu lokalen Akteursgruppen erwies sich als herausfordernd 
und wurde durch die COVID19-Pandemie zusätzlich erschwert. Dennoch konn- 
ten wir sechs von acht Interviews in Präsenz sowie den Feldaufenthalt unter 
Beachtung von Hygienemaßnahmen durchführen. Das erste Interview sowie 
weitere Hintergrundinterviews und die Teilnahme an Vorträgen konnten 
wir digital bzw. telefonisch ermöglichen. Erst durch die Thematisierung des 
eigenen Engagements in einem großen deutschen Umweltverband öffnete 
sich für uns das Tor zum Feld. Ausgangspunkt unseres einwöchigen Feld- 
aufenthalts war der Kontakt zu einem:r Aktiven der Initiative Wir für hier mit 
Gate-Keeper-Funktion, durch welche:n wir Zugang zu weiteren Kontakten 
und Initiativen vor Ort erhielten. Hinsichtlich unserer eigenen Positionie- 
rung als Forschende zum Thema Umsiedlung erwies sich die Abgrenzung zu 
unseren Interviewpartner:innen als herausfordernd, was sich u.a. in Situa- 
tionen emotionaler Erzählungen zu schmerzlichen Verlusterfahrungen oder 
als teilnehmende Beobachter:innen bei einer Anti-Kohle-Kundgebung zeigte. 
Dabei galt es insbesondere in emotional stark aufgeladenen Situationen die 
Interviewpartner:innen den Gesprächsverlauf selbst bestimmen zu lassen, 
ohne sie durch unsere Forschung zusätzlichen Belastungen auszusetzen. 
Gerade in digital geführten Interviews zeigten sich in solchen Fällen jedoch 
die Grenzen technisch-medialer Vermittlung im ethnographischen Kontext. 


Tab. 2: Übersicht unserer Interviewpartner:innen, ihrer Wohnorte und Rollen 


(pseudonymisiert) 
Person Wohnort Rolle und Protestgruppe 
Annemarie Liebengrund (alt) nicht umgesiedelt (Klagen fürs Klima) 
Christine Blumenhausen (neu) Umgesiedelt 
Dieter Am Weiher Anrainer 
Hartmut Wiesenthal (neu) Umgesiedelt 
Jens Stadt Experte für Umsiedlung aus Unterneh- 
menssicht 
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Jürgen Stadt Experte für Umsiedlung aus zivilgesell- 
schaftlicher Sicht 


Monika Wiesenthal (alt) nicht umgesiedelt (Dörfer gegen die 
Kante) 
Sebastian Frohendorf Anrainer (Kirche gegen Kohle) 


Quelle: Eigene Darstellung 


6. »Und deswegen kämpfen wir« - Die claims der Protestierenden 
Verteilungsdimension 


Dieser Abschnitt behandelt die Verteilungsdimension von Umweltgerechtig- 
keit, welche an vorgebrachten Äußerungen zu Landschaftsveränderungen, ge- 
sundheitlichen Belastungen wie Lärm, Staub und psychischer Belastung und 
zuletzt Eigentum sichtbar wird. Im Mittelpunkt stehen dabei die individuellen 
Erfahrungen der Betroffenen vor Ort. 


Landschaft 

Die räumliche Ausdehnung des Lochs wird besonders sichtbar an dem feinen, 
hellbraunen Kohlestaub, der sich als dünner Film auf Fenster und Wäsche 
setzt - egal ob im Alt-Ort, im Neu-Ort oder den anliegenden Orten. Unsere 
Interviewpartner:innen aus den Alt-Orten berichteten zudem vom andau- 
ernden Lärm der Bagger, welche selbst im geschlossenen Raum und nachts 
zu hören sind. Aufgrund seiner zeitlichen Kontinuität wird der Tagebau als 
festes Landschaftselement wahrgenommen. Sebastian fasst das zusammen: 


»[..] ich bin damit groß geworden. Und ich kannte es nie anders, muss man 
ganz ehrlich sagen. Und man kannte immer irgend so welche Löcher in der 
Gegend, die waren immer nur dann plötzlich woanders.« (Sebastian, persön- 
liches Interview, Wiesenthal (alt), 13.10.2020) 


Ergänzend beschrieb uns Dieter seine Beobachtungen, wie aus den Abraum- 
halden Naturhügel wurden, und nach und nach mit Pflanzen zuwuchsen. 
Im Zuge der Renaturierungstätigkeit entstand eine neue Landschaft, eine 
Bergbaufolgelandschaft. Mittlerweile dienen die ehemaligen Abraumhalden 
im Winter seinen Enkelkindern zum Schlittenfahren, was er durchaus positiv 
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bewertet. Gleichzeitig kommt es in der Umgebung des Reviers durch die 
Sümpfung zu signifikanten Bodensenkungen (Tang/Motagh/Zhan 2020) mit 
teils erheblichem Einfluss auf den regionalen Wasserhaushalt, Landwirtschaft 
(Hofmann 1975) und Gebäude, die negativ aufgefasst werden, etwa von An- 
nemarie: Sie schilderte uns empört, dass ihr Brunnen zur Bewässerung ihres 
Gartens mit einer Tiefe von 48 Metern kein Grundwasser mehr führt und dies 
auf die Grundwasserabsenkung zurückzuführen sei. Ergänzend dazu beklag- 
te Sebastian den unwiederbringlichen Verlust gewachsener Dörfer, wertvollen 
Ackerlands und teils aus der Römerzeit stammenden Kulturgütern. Bei diesen 
Betrachtungen ist das Motiv des Landschaftswandels zentral. Bestehende 
Landschaftselemente, wie das Loch oder die Alt-Orte oder neue Landschafts- 
elemente, wie die Neu-Orte und begrünten Abraumhalden, werden im Laufe 
der Zeit und in Abhängigkeit der gesammelten Erfahrung des:der Betrach- 
ters:in anders wahrgenommen und bewertet (Gailing/Leibenath 2012) und 
können mit dem Stichwort »shifting baseline[s]« (Heiland 2017: 188) beschrieben 
werden. 


Lebensplanung 

Neben dem Landschaftswandel beschreibt die Verteilungsdimension auch 
biographische Konsequenzen. Auf formaler Ebene sehen der Braunkoh- 
lenplan und der neue Leitentscheid die vorrangige Landnutzung für den 
Kohleabbau vor und legen diese verbindlich fest. In ihrer Konsequenz ent- 
scheiden diese Beschlüsse über den Erhalt respektive die Zerstörung der 
bedrohten Dörfer und ordnen, wer Umsiedler:in wird oder in der Rolle des:der 
distanzierte:n Beobachter:in als Anrainer:in bleibt. Für eine Umsiedlung plant 
RWE als ausführendes Unternehmen einen Zeitraum von 15 Jahren ein und 
mindestens so lange dauert die individuelle Befassung mit dem Thema jeder 
umsiedelnden Person. Das Loch wird zu einem biografischen Begleiter, was 
von Christine so zusammengefasst wird: 


»Undäh, wie gesacht, ich sach mal, man hat nur, man hat nur ein Leben. Und 
ich beschäftige mich da jetzt schon ah 80 % meines Lebens mit. Und äh es 
gibt auch noch andere Dinge auf der Welt. [...] Als Fazit: Es ist nicht schön 
gewesen. [..] wir haben dafür Lebenszeit für geopfert, weil wir mussten ja 
nochmal neu anfangen.« (Christine, persönliches Interview, Blumenhausen 
(neu), 14.10.2020) 
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Aufgrund dieser engen Verwobenheit mit der eigenen biografischen Entwick- 
lung sind die vorgetragenen Umsiedlungserfahrungen unserer Interviewpart- 
ner:innen heterogen und individuell gefärbt. So berichtete uns Christine, dass 
sie mit ihrer Familie die Eventualität der Umsiedlung beim Hausbau in Blu- 
menhausen bereits in Erwägung gezogen hat, um nicht mit ihrem Herz dran 
zu hängen, falls es einmal abgerissen werden könnte. Anders als Hartmut, der 
uns mit brüchiger Stimme erzählte, wie er mitansehen musste, wie ein Bagger 
im Alt-Ort sein Elternhaus samt altem Kinderzimmer zerstört. Die erzählten 
Bewältigungsstrategien reichen dabei von einem pragmatischen Umgang bis 
hin zu sehr schmerzlichen, fast traumatischen Erfahrungen (Flor 2018). 


(Im)materielles Eigentum 

Ein dritter Aspekt der Verteilungsdimension ist das Thema Eigentum. Auf 
individueller Ebene äußert sich diese Konfliktlinie in der Sorge um eine an- 
gemessene finanzielle Entschädigung des Privateigentums: Reicht die mit 
RWE verhandelte Entschädigungssumme aus, um im Neu-Ort erneut zu 
bauen? Dieses Sorge betrifft jedoch nur Immobilienbesitzer:innen, sodass die 
Perspektive von Mieter:innen aus den Alt-Orten faktisch nicht vorhanden ist. 
Verbindend ist jedoch die Haltung zu Dingen, die nicht finanziell entschädigt 
werden können. Meist handelt es sich dabei um nostalgische Erinnerungen 
an den Alt-Ort als Heimat: Der Tümpel, in dem man schwimmen gelernt hat, 
die Kirche, in der man getraut wurde oder das Feld, auf dem man als Kind 
Fußball gespielt hat. 

Etwas anders gestaltet es sich bei der Entschädigung und Verwaltung 
kollektiven Eigentums, bspw. Kneipen und Vereine, oder die Kirchen mitsamt 
Friedhöfen. Für die Dorfgemeinschaft haben diese Räume eine identitätsstif- 
tende Funktion. Der gemeinsame Wegzug oder das Verbleiben der Dorfge- 
meinschaft im Alt-Ort können als Positionierung im Protest aufgefasst werden 
und bestimmen maßgeblich das soziale Gefüge und die Geschwindigkeit der 
Umsiedlung der Alt-Orte. Fehlt eine gemeinschaftliche Auseinandersetzung 
über kollektives Eigentum, kann das mitunter als Verrat aufgefasst werden. 
Für Annemarie wird das besonders an dem Verkauf der Liebengrunder Kirche 
deutlich, in deren Zuge viele Menschen den Alt-Ort verlassen haben. Für 
Annemarie sollte die Kirche für die leidenden Menschen da sein und die 
Schöpfung erhalten. Nachdem die Kirche ihre Liegenschaften jedoch früh an 
RWE veräußerte, sieht sie deren Auftrag vor Ort keinesfalls als erfüllt an. 

Bislang wurde der Umgang mit individuellem und kollektivem Eigen- 
tum in den Alt-Orten durch die lokal agierenden Protestgruppierungen und 
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den Umsiedler:innenstatus nach außen getragen. Mit dem Ausstieg aus der 
Braunkohleverstromung und der Klimakrise erhält der Tagebau eine neue Be- 
deutung von einer lokalen hin zu einer nationalen und globalen Ebene. Dieser 
ist auch bei unseren Interviewpartner:innen präsent und findet Ausdruck in 
Rechtfertigungsstrategien hin zu einer geänderten Haltung gegenüber der 
Braunkohleverstromung: 


»Es war lange Zeit so, dass der Strom gebraucht wurde, die Kohleverstro- 
mung. Das war einfach so. Und deswegen mussten dann auch früher, in frü- 
heren Zeiten, Dörfer weichen. Eben zum Allgemeinwohl. Das war so. Das ist 
aber jetzt nicht mehr so. Und deswegen kämpfen wir. Nicht nur Grundstück, 
Haus, sondern wirklich: Es geht ums Klima.« (Annemarie, persönliches Inter- 
view, Liebengrund (alt), 15.10.2020) 


Annemaries Aussage kann in die Auseinandersetzung um das Recht auf Ei- 
gentum in Kontrast zu einem politisch definierten Allgemeinwohl eingeord- 
net werden. Eigentum dient hierbei als Scharnier, welches zwischen einer In- 
dividualebene (als eigener Grund und Boden) und einer Kollektivebene (All- 
gemeinwohl und Gemeinwesen) oszilliert. Spätestens mit dem neuen Leitent- 
scheid, der sich gegen die Empfehlungen des Erhalts der Dörfer stellt (Oei et al. 
2019, Rieve et al. 2021) erfährt diese Auseinandersetzung eine neue Dynamik. 
Diese Konflikte werden stets kontrastiert von der faktischen Macht des Status 
quo. Das Leben in einer designierten Opferzone besteht für die Protestieren- 
den damit nicht nur aus den Belastungen, die durch den Tagebau entstehen 
und schließlich für viele bis zur Zerstörung des eigenen Dorfs reichen. In die- 
ser stetigen »Sonderzone« wird gleichzeitig um Rechte gerungen, die sonst als 
selbstverständlich gelten, hier jedoch zum Konfliktgegenstand werden. 

Darüber hinaus wird sichtbar, dass die Verteilungsebene sich nicht nur auf 
materielle Güter im Sinne eines engen Eigentumsbegriffs beschränken lässt, 
sondern auch Biografien, kollektives Eigentum sowie soziale Beziehungen ein- 
schließt. Da diese nicht entschädigt werden oder im Umsiedlungsprozess an- 
gemessen Berücksichtigung finden, treibt ihr drohender Verlust den Protest 
weiter an. 


Prozessdimension 


Die prozedurale Dimension von Umweltgerechtigkeit nimmt nun diejenigen 
Forderungen in den Blick, die das Vorgehen der Umsiedlung und die damit 
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verbundenen Partizipationsmöglichkeiten kritisieren. Hier werden Fragen 
nach dem Gehört-Werden und der Einbindung in die Umsiedlungsprozesse 
relevant (Walker 2012: 48). In diesem Zuge wird auch die Wahrnehmung poli- 
tischer Prozesse und Akteur:innen aus Sicht der Protestierenden thematisch 
(siehe Walker 2012). Zusätzlich nimmt in diesem Fall das Bergbauunterneh- 
men eine prominente Position mit Blick aufprozedurale Gerechtigkeits-claims 
ein. 


Die Politik und »NRWE« 

Die politischen Akteur:innen werden mit Blick auf eine prozedurale Gerech- 
tigkeitsdimension regelmäßig als primär Verantwortliche durch die Protest- 
gruppen ausgemacht. Dabei macht sich eine übergreifende Frustration gegen- 
über der Wirksamkeit politischer Akteur:innen in einem Mehrebenensystem 
bemerkbar. Die Erwartung, den Prozess der Umsiedlung sozial gerecht zu ge- 
stalten oder durch geänderte gesamtgesellschaftliche Vorzeichen ganz zu un- 
terbinden, wird konkret an die lokalen, regionalen und bundesweiten politi- 
schen Akteur:innen gerichtet. Fast ausschließlich werden diese Erwartungen 
jedoch als immer schon enttäuscht gerahmt, bspw. wenn Kompetenz- und Zu- 
ständigkeitsstreitigkeiten offen zutage treten. 

Darüber hinaus werden politische Entscheidungsprozesse als voreinge- 
nommen und grundsätzlich zugunsten von RWE befangen erlebt. Dies führt 
bei einigen Interviewten zur völligen Ablehnung politischer Entscheidungs- 
strukturen und zu eindeutigen Schuldzuweisungen für ein als ungerecht 
erlebtes Vorgehen: 


»Ich äh, der ganze Stress jetzt, wir haben so lange gehofft und gezittert, dass 
es ah durch die Leitentscheidung noch gekippt wurde, die Grünen haben uns 
auch noch ein paar Jahre Hoffnung gemacht und dann is irgendwann der 
Punkt gekommen jetzt is es unumstößlich.« (Hartmut, telefonisches Inter- 
view, 19.08.2020) 


Dabei wird immer wieder auch von »NRWE« als Fusion von RWE und der 
Landesregierung Nordrhein-Westfalens gesprochen, um anzudeuten, als wie 
dicht die Verflechtungen zwischen Politik und Wirtschaft wahrgenommen 
werden. Als besonders problematisch wird die Situation erlebt, wenn Lo- 
kalpolitiker:innen einerseits gegen den Abriss der Dörfer kämpfen, jedoch 
andererseits selbst von den Umsiedlungsmaßnahmen betroffen sind und zu 
den Ersten gehören, die in einen Neu-Ort umsiedeln: 
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»[..] Der [Oberbürgermeisterkandidat], der es aber nicht geworden ist, äh, 
als einer der Ersten umgesiedelt ist, und gegen die Umsiedlung kämpft. [...] 
Entweder, ich kämpfe dagegen, dann bleib ich auch, weil et meine Überzeu- 
gung ist. Aber ich kann nicht als einer der Ersten umsiedeln und alle, die sa- 
gen: >Oh, und ja, alle Dörfer bleiben«. Geht nicht.« (Christine, persönliches 
Interview, Blumenhausen (neu), 14.10.2020) 


Daraus erwächst schließlich der Vorwurf, mit dem Problem allein gelassen 
zu werden. Politik wird als marginalisiert und wenig wirkmächtig erlebt 
und mehr als Teil eines Systems betrachtet, das Partizipationsmöglichkeiten 
einschränkt, intransparente Absprachen trifft und die Beteiligten mit der 
Situation im Stich lässt. 


Die Doppelrolle von RWE 

Betrachten wir die claims, die in Richtung des Energieunternehmens RWE 
und dessen Partizipationsvorstellungen gerichtet sind, wiederholt sich dieser 
Vorwurf. Statt den Weg über politische Prozesse und Strukturen gehen zu 
können, werden die Umsiedelnden auf individuelles Verhandeln mit RWE 
verwiesen. Dem Konzern wird damit eine Doppelrolle zugeschrieben: Er tritt 
in die Partizipationslücke, die die Politik ihm überlässt und bleibt gleichsam 
selbst interessengeleiteter Akteur im Konflikt. RWE soll vermitteln und setzt 
gleichzeitig die eigenen Interessen durch. Dies resultiert nicht selten im 
Vorwurf der bewussten Intransparenz, bspw. bei der Höhe der Entschädi- 
gungssummen. Der gesamte Entschädigungsprozess wird als individualisiert 
wahrgenommen, ebenso wie der formale Kontakt mit dem Unternehmen. 
Hinzu kommen Vorwürfe der bewussten Anwendung von Spaltungsstrate- 
gien oder dem Unterdrücken von Protest (dies beobachten auch Brock/Dunlap 
2018: 37ff. oder Gisbertz 1994: 61). Durch das Sponsoring von Umzügen, Mu- 
sikkapellen, Feiern, Konzerten, Vereinen oder die Bezuschussung beim Bau 
von Spielplätzen soll das Image des Konzerns verbessert werden. RWE tritt 
damit als gestaltender Akteur vor Ort auf, der auch jenseits von Umsiedlungen 
oder Kohleabbau tätig wird und in das Dorfleben eingreift. 

Vereinzelt wird RWE auch vorgeworfen, bestehende Partizipationsmög- 
lichkeiten bewusst einzuschränken, indem bewährte Versammlungsräum- 
lichkeiten wie Gaststätten oder Gemeindesäle aufgekauft werden. Ähnliche 
Positionen lassen sich insbesondere im Hinblick auf Partizipationsstrukturen 
ausmachen, die von RWE eingerichtet worden sind und den Umsiedlungs- 
prozess begleiten sollen. Sogenannte Bürgerbeiräte sollen die Anliegen der 
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Umsiedelnden bündeln und versorgen RWE gleichzeitig mit Informationen 
aus den betroffenen Gemeinden. Diese Parallelstruktur, die zusätzlich zu 
politischen Wahlämtern aufgebaut wurde, wird von Protestierenden wie An- 
nemarie scharf kritisiert, da aus ihrer Sicht die Bürgerbeiräte von RWE als 
»Farce nach außen« eingesetzt werden, damit von Bürgerdialog gesprochen 
werden kann: 


»Also, [...] die Bürgerbeiräte waren dann nur praktisch ne Farce, wie Bürger- 
dialog. Das ist so ne Farce nach außen, es hat ein Dialog stattgefunden. [...] 
Und Bürgerbeirat, hier in [Wiesenthal], das weiß ich, das war glaub ich der 
[Familienunternehmer], der hatirgendwann aufgegeben.« (Annemarie, per- 
sönliches Interview, Liebengrund (alt), 15.10.2020) 


Aus dieser Situation der 1) Abwendung von politischen Strukturen durch 
Enttäuschungen und wahrgenommene Dysfunktionalitäten des Regierens 
in einem Mehrebenensystem, 2) der Doppelrolle von RWE als interesse- 
geleitetem Akteur und provisorischem Vermittler, 3) vorgeworfenen Spal- 
tungsstrategien und Intransparenzen sowie 4) schließlich dem Scheitern von 
Einrichtungen wie den Bürgerbeiräten ergibt sich eine Polarisierung der 
Handlungsalternativen: Teilnahme oder Verweigerung. Die bewusste Teil- 
nahme am Umsiedlungsprozess kann mit aktivem Protest einhergehen, wie 
das Beispiel von Annemarie verdeutlicht. Zwar lässt sie sich auf den Umsied- 
lungsprozess bewusst ein und geht immer so weit mit, wie gerade nötig, um 
sich ihre Zukunftsoptionen nicht zu verbauen. Andererseits entscheidet sie 
sich für aktiven Protest und versucht, alles Mögliche zu tun, um nicht doch 
umsiedeln zu müssen. Die bewusste Teilnahme am Umsiedlungsprozess kann 
jedoch auch dezidiert ohne Protest ablaufen, wie Christine zeigt. Sie hat sich 
bereits früh auf ihre Umsiedlung eingestellt und einen pragmatischen Weg 
zu gehen versucht, indem sie zusammen mit ihrer Familie schnell verhandelt 
und neu gebaut hat. Die grundsätzliche Weigerung, am Umsiedlungsprozess 
teilzunehmen, geht mit bewusstem Protest einher, wie im Falle Monikas, die 
das Sich-Enteignen-Lassen als Protestform wählt und Verhandlungen mit 
RWE ablehnt. Auf der anderen Seite lassen sich auch Fälle beobachten, in de- 
nen die Verweigerung der Umsiedlung ohne offenen Protest geschieht. Hinzu 
kommen Formen des passiv-inneren Protests, wie von Sebastian und Dieter, 
die als Anrainer nicht selbst von Umsiedlung betroffen sind, aber den ge- 
samten Prozess skeptisch betrachten. Beide engagieren sich in ehrenamtlich 
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organisierten Vereinen, welche die abgetragenen Alt-Orte dokumentarisch zu 
erhalten versuchen. 

Somit polarisieren die Handlungsalternativen: bewusste Teilnahme oder 
Verweigerung bleiben als einzige Optionen übrig, wenn man direkt im betrof- 
fenen Gebiet lebt. Die innere Einstellung zum Geschehen kann hierzu aller- 
dings quer liegen, was zu einer komplexen Gesamtsituation beiträgt und zu- 
sätzliche Spannungen in den Dörfern evoziert. Diese Gesamtlage trägt in der 
Folge zum claim-making mit Blick auf Partizipationsfragen bei (Frederiksen/ 
Himley 2020: 56). Zusätzlich wird sie verschärft durch die zeitliche Dimensi- 
on der in Frage stehenden Umsiedlungen. Entscheidungen, die auf politischer 
Ebene bereits getroffen wurden, sollen revidiert oder an geänderte Rahmen- 
bedingungen angepasst werden. Zudem laufen die Umsiedlungsprojekte mit 
teils jahrzehntelangen Planungshorizonten, was Partizipationsfragen zusätz- 
lich prekär erscheinen lässt, ist erst einmal eine Entscheidung auf einer Ebene 
gefallen (hierzu auch Müller 2019). 


Anerkennungsdimension 


Der Konflikt im rheinischen Braunkohlerevier findet schließlich nicht nur in 
einer Verteilungs- und Prozessdimension, sondern auch im Hinblick auf An- 
erkennungsfragen statt. So lassen sich zwei Kategorien von Anerkennungs- 
konflikten unterscheiden: der eine mit Bezug auf die Legitimation der eigenen 
Position gegenüber der Öffentlichkeit, der andere zwischen den Protestgrup- 
pierungen selbst. 


Öffentliche Aufmerksamkeit und Verwendung 

wissenschaftlicher Evidenz 

Betrachtet man die Anerkennungsforderungen der Protestgruppierungen mit 
Blick aufeine, wie auch immer diffuse, Öffentlichkeit zeichnen sich Legitima- 
tionsstrategien ab, welche die Legitimität des Protestes nach außen hin signa- 
lisieren sollen. Diese claims fußen zunächst auf der Diagnose fehlender öffent- 
licher und medialer Aufmerksamkeit für dieses Anliegen.’ So taucht immer 


7 Bezeichnenderweise hat das mediale Interesse an der Region in den letzten Jahren er- 
heblich zugenommen, was jedoch die darauf bezogenen Forderungen nicht zu tangie- 
ren scheint. Dies könnte ein weiteres Zeichen dafür sein, dass es sich tatsächlich um Le- 
gitimationsstrategien im Rahmen von grundsätzlichen Anerkennungsfragen handelt, 
denen auch eine identitätskonstituierende Funktion zukommt. 
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wieder der Verweis auf eine nur regional begrenzte Aufmerksamkeit für die 
drohenden Umsiedlungen auf: 


»Wenn ich dann erzähle, ich kämpfe für das Klima, [gegen den Tagebau]. Ja, 
ich hab da schon was gehört, aber mehr weiß ich nicht«. Und das ist erschre- 
ckend, finde ich. Und deswegen muss das noch mehr publik werden [...].« 
(Annemarie, persönliches Interview, Liebengrund (alt), 15.10.2020) 


Diese öffentliche Anerkennung als notwendiger Teil einer Legitimations- 
strategie geht über eine Anerkennung der eigenen Anliegen im Rahmen 
prozeduraler Gerechtigkeitsfragen hinaus (Schlosberg, 2004: 15ff.). Die Pro- 
testierenden möchten ihr Anliegen nicht nur gegenüber dem Bergbauunter- 
nehmen oder politischen Akteur:innen als legitim wahrgenommen wissen, 
sondern auch generalisiert mit Blick auf eine Gesamtöffentlichkeit, die am 
Geschehen selbst nicht direkt beteiligt ist. 

Zu diesem Befund passt eine zweite Legitimationsstrategie, welche 
von den Protestierenden beim claim-making in unterschiedlichen Explika- 
tionsgraden verwendet wird. Um gegenüber einer, oft medial vermittelten, 
Öffentlichkeit Anerkennung gewinnen zu können und die eigene Position 
zu legitimieren, werden Techniken des evidencing (hierzu exemplarisch Bar- 
bosa/Walker 2020) angewandt. Dabei handelt es sich um Strategien, die 
durch die Einbindung und den Rekurs auf wissenschaftliches Wissen oder 
die Kooperation mit Forschungseinrichtungen den eigenen Forderungen und 
Positionen Legitimität verleihen sollen. So beauftragen Protestierende etwa 
Gegengutachten, um den eigenen Hauswert durch eine unbeeinflusste Stelle 
prüfen zu lassen und damit das Angebot von RWE anzugreifen. Durch virtuel- 
le Sammlungen in kleinen Regionalmuseen werden Andenken und Geschichte 
von verlorenen Orten bewahrt und für eine breitere Öffentlichkeit sichtbar 
gemacht. Schließlich werden aktuelle wissenschaftliche Gutachten zur Be- 
gründung der Legitimität der eigenen Position herangezogen, bspw. durch 
den Verweis auf die über 27.000 Wissenschaftler:innen, die sich Scientists for 
Future angeschlossen haben. 

Hinzu kommen persönliche Erfahrungen (Tesh/Williams 1996: 294), die als 
Selbstermächtigung dienen und neben wissenschaftlicher Expertise die eige- 
ne Sprecherposition begründen sollen. So schilderte uns etwa Sebastian seine 
Beobachtung, wie ein kleiner Fluss in einem naheliegenden Feuchtgebiet tro- 
ckenfiel und daraufhin ein Fischsterben einsetzte. Er beklagte den Verlust der 
dortigen Artenvielfalt. 
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Protest zwischen Solidarität und Verrat 

Neben diesen beiden Legitimationsstrategien, die auf Öffentlichkeit referie- 
ren und diese durch Techniken des evidencing sowie den Rekurs auf eigene Er- 
fahrungen von der Legitimität der eigenen Position zu überzeugen versuchen, 
lassen sich jedoch auch interne Legitimationsdynamiken zwischen einzelnen 
Protestakteur:innen beobachten. Nicht immer verlaufen Erwartungsstruktu- 
ren kongruent oder werden Proteststrategien von allen Akteur:innen gleicher- 
maßen geteilt und als legitim empfunden. Dies gilt auch für das Selbstver- 
ständnis der einzelnen Akteur:innen. Wo christliche Gruppen wie Kirche gegen 
Kohle ihren Protest als Beitrag zu einer friedlichen Form der Auseinanderset- 
zung begreifen und sich selbst auch in einer Vermittlerrolle verstehen, verwei- 
sen andere Protestgruppen dagegen auf ihren Protest als Kampf oder gehen 
sogar so weit, bestimmte Formen von Gewalt nicht als grundsätzlich illegiti- 
mes Mittel auszuschließen. Wer als Gruppe Anerkennung von anderen Pro- 
testgruppen fordern und erhalten kann und welche Mittel dabei als legitim 
erachtet werden, ist damit bereits Teil des Konflikts selbst. Mit dieser Dyna- 
mik geht eine zumindest partielle Verschiebung der Anerkennungsfrage ein- 
her: Die Gruppierungen versuchen nicht nur, nach außen hin Anerkennung für 
ihre Forderungen zu finden, sondern auch untereinander die eigene Position 
und Strategie zu rechtfertigen. 

Durch die Individualisierung der Umsiedlungsentscheidung, d.h. insbe- 
sondere die stets individuelle Frage wie, ob und wann man mit RWE in Ver- 
handlungen um eine Entschädigung tritt oder wie weit man den Umsiedlungs- 
prozess mitzugehen bereit ist, wird neben der Kollektivseite auch die Indivi- 
dualseite der Umsiedlungen zu einem Element dieses Anerkennungskonflikts. 
Das Verhältnis zur eigenen Umsiedlung wird als moralisches Problem disku- 
tiert, und damit zur immer auch aktiven Selbstpositionierung und Positionie- 
rung innerhalb einer Protestgemeinschaft: 


»Ne und ähm es gab auch ein kleiner Teil, die sagen wir mal bei den ersten 
ernsthafteren Anzeichen ähm auch Kontakt mit Rheinbraun aufgenommen 
haben, um ihr Häuschen, ihr, ihr, äh, ja, eff, zu verkaufen. Das waren also 
auch ähm wie es ernster wurde, waren also auch ein Teil schon, schon ruck- 
zuck weg, wo dann im Dorf auch gesacht wurde: Ach, kuck da, der hat noch 
mit vor ein paar Jahren mit unserer Fackelkette gestanden und der hatjetzt 
schon an Rheinbraun verkauft und ist weggezogen, ne.« (Hartmut, telefoni- 
sches Interview, 19.08.2020) 
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Diese moralische Dimension des Protests gegen die Umsiedlungen sowie die 
auf eine Öffentlichkeit hin orientierten Legitimationsversuche machen deut- 
lich, dass neben Fragen von Verteilung und prozeduraler Gerechtigkeit Aner- 
kennungskonflikte bestehen, die wesentlich zur Dynamik dieser Protestbewe- 
gungen beitragen. Nach außen hin zu einer unbestimmten Öffentlichkeit wie 
nach innen hin zu anderen Gruppen und Akteur:innen muss Legitimität her- 
gestellt werden, um als Akteur:in ernst genommen zu werden. Dabei werden 
durch den Rekurs auf Wissenschaft, eigene Erfahrungen und im Rahmen mo- 
ralischer Bewertungen Legitimität und Anerkennung gesucht und zugewie- 
sen. 


7. Fazit 


Unsere Studie konnte ein differenziertes Bild an Umweltgerechtigkeitsan- 
sprüchen verschiedener Akteur:innen zeichnen. Insgesamt lassen sich drei 
Akteursgruppen identifizieren: der Energiekonzern RWE, vornehmlich die 
Landesregierung NRW als politischer Akteur und eine Zivilgesellschaft, wel- 
che teils in Protestgruppierungen organisiert ist. Die Ziele der Protestgruppen 
differenzieren sich entlang einer lokal-konservativen und global-transforma- 
tiven Wirkachse. Ihre Strategien lassen sich in einen aktivistischen, zivilge- 
sellschaftlich-bürgerlichen und juristischen Ansatz unterscheiden. 

Die vorgebrachten Ansprüche an Umweltgerechtigkeit unserer Interview- 
partner:innen sind vielschichtig und lassen sich entlang der Umweltgerech- 
tigkeitsdimensionen analytisch untersuchen und diesen zuordnen. Entlang 
der Verteilungsdimension wird sichtbar, was es bedeutet, in einer Energieopfer- 
zone zu leben. In unserem Fall teilen die Umsiedler:innen, Bewohner:innen 
und Anrainer:innen eine kollektive Erfahrung von Lärm- und Staubbelastung 
und Unsicherheit im Umgang mit Eigentum mit dem übergeordneten Ziel 
der Energiegewinnung für das - in Frage gestellte - Allgemeinwohl. Diese 
Ausgangslage wird verstärkt durch eine ungleiche Verteilung von Reichtum, 
Wissen und Macht (Scott/Smith 2017: 863), die vereinzelt durch eine Selbst- 
organisation von Protest und Aneignung von Prozesswissen im Sinne einer 
Gegenexpertise (Barbosa/Walker 2020) durchbrochen werden kann. Insge- 
samt stehen jedoch das eigene Erleben des Braunkohleabbaus und über die 
Jahre gesammelte Erfahrungen im Mittelpunkt, welche die messbare Land- 
schaftsveränderung oder Entschädigungssummen in den Hintergrund treten 
lassen. 
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Die prozedurale Dimension zeigt eine Enttäuschung gegenüber politischer 
Steuerung und Einhegung des Konflikts, die in einer Polarisierung der Hand- 
lungsalternativen mündet. Dem Energiekonzern RWE dagegen kommt eine 
ambivalente Rolle im Umsiedlungsprozess zu, welche sich in der prozedura- 
len Dimension besonders deutlich zeigt und entsprechende claims provoziert. 
Einerseits wird RWE die Schuld am Verlust von Heimat und Grund und Boden 
gegeben. Andererseits bleibt RWE der einzige Verhandlungspartner, an den 
man sich wenden kann und mit dem früher oder später auch gesprochen und 
um Entschädigungssummen gerungen werden muss. Schließlich verläuft der 
Konflikt um die Umsiedlungen auch entlang einer Anerkennungsdimension, die 
sich aufteilt in Strategien der Legitimation nach Außen wie nach Innen. Hier 
wird gegenüber einer diffusen Öffentlichkeit Anerkennung, bspw. durch Stra- 
tegien des evidencing, gesucht. Andererseits wird die Umsiedlungsthematik zu 
einem moralischen Problem der beteiligten Protestakteur:innen, die sich in- 
nerhalb einer Gemeinschaft und gegenüber dem Energieunternehmen posi- 
tionieren müssen, und die letztlich um die Anerkennung einer individuell ge- 
tragenen Last streiten. 

Der vorliegende Fall von tagebaubedingten Umsiedlungen in einer Ener- 
gieopferzone im »globalen Norden: weist damit einige Besonderheiten auf, die 
für die weitere Forschung in diesem Feld von Bedeutung sind. Einerseits ha- 
ben wir versucht zu zeigen, dass und wie diese Konflikte mithilfe des Vokabu- 
lars der Umweltgerechtigkeitsforschung für eine Analyse zugänglich gemacht 
werden können. Darüber hinaus zeigt dieser Konflikt deutlich, dass eine sol- 
che Analyse sich nicht nur auf materialistische oder individualistische Eigen- 
tumsbegriffe beschränken sollte. Immaterielle und kollektive Güter wie Bio- 
grafien und Lebensläufe, Heimat oder Erinnerungen spielen in diesem Kon- 
flikt eine zentrale Rolle. Dass die Legitimation derartiger Extraktionsvorha- 
ben und damit einhergehenden Umsiedlungen auch wesentlich von Gerech- 
tigkeitsvorstellungen und Ideen des Allgemeinwohls abhängt, zeigt der vorlie- 
gende Konflikt deutlich. 

Mit steigender öffentlicher Aufmerksamkeit der von Umsiedlung betrof- 
fenen Dörfer durch Anti-Kohle-Proteste werden energiewirtschaftliche Argu- 
mente für den Tagebau und die Auseinandersetzung mit der Klimakrise gegen 
den Tagebau verhandelt. Dieser Aushandlungsprozess zwischen Politik, RWE 
und Zivilgesellschaft schlägt sich letztlich in einer Akzeptanzwende des Tage- 
baus nieder. Die Rolle des Tagebaus als kollektiver »Opferzone< wird zuneh- 
mend umstritten und sowohl von Seiten der Betroffenen als auch von exter- 
nen Akteur:innen wie bundesweit agierenden sozialen Bewegungen kritisiert. 
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Die Legitimationsgrundlagen für die Ausweisung eines Tagebaus als Energie- 
opferzone sind damit insbesondere in Gerechtigkeitsvorstellungen zu suchen 
und treten, wie diese Arbeit zu zeigen versucht hat, insbesondere dann offen 
zu Tage, wenn Betroffene gegen ein solches Vorhaben aufbegehren. 

Noch wird dieser Konflikt primär aufjener individuellen Ebene der Tage- 
baubewohner:innen ausgetragen. Dass die vorgebrachten Umweltgerechtig- 
keitsansprüche jedoch bereits medial rezipiert werden, deutet eine erste Ver- 
schiebung dieser Handlungslast an. Diese Verschiebung kann als Teil der aktu- 
ell debattierten »Rechtswende« (Savaresi/Setzer 2022; Schomerus 2021) aufge- 
fasst werden. Die Kämpfe um Klimagerechtigkeit verlagern sich aus der Gru- 
be ins Gericht und spiegeln die sich verstärkende gesellschaftliche Auseinan- 
dersetzung im Umgang mit der Klimakrise. Mit Blick auf die Zukunft wird 
der Konfliktum Eigentum, energiepolitische Notwendigkeit des Tagebaus und 
Allgemeinwohl möglicherweise auf juristischer Ebene als letzter und binden- 
der Entscheidungsinstanz entschieden werden. 
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Power to which people? 
Energiegerechtigkeit und ownership-Strukturen 
in Energiegenossenschaften 


Quirin Rieder, Konstantin Veit, Nikolaj Moretti, Luis Peters & Celine Li 


1. Einleitung 


Um das Ziel des Pariser Klimaabkommens von 2015 zu erreichen, die Erd- 
erwärmung auf deutlich unter 2°C über dem vorindustriellen Niveau zu 
beschränken, sind in Deutschland umfassende Schritte zur Dekarbonisierung 
von Wirtschaft und Gesellschaft notwendig. Das Klimaschutzgesetz schreibt 
vor, dass die nationalen Treibhausemissionen bis 2030 um mindestens 65 % 
im Vergleich zum Jahr 1990 gesenkt werden müssen. Im CO2-intensiven Ener- 
giesektor sollen die Emissionen prozentual zu anderen Sektoren am stärksten 
gesenkt werden (KSG 2021). Nach dem Beschluss der Bundesregierung aus 
dem Jahr 2011, alle Kernkraftwerke bis 2022 vom Netz zu nehmen, ist die 
dezentrale Stromerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen essenziell für 
eine erfolgreiche Energiewende. Darüber hinaus hat der russische Angriffs- 
krieg auf die Ukraine der von klimapolitischen Argumenten bestimmten 
Debatte eine geopolitische Dimension hinzugefügt. In den Worten Robert 
Habecks, des Bundesministers für Wirtschaft und Klimaschutz: »Wer darum 
kämpft, sich von den fossilen Energien freizumachen, der kämpft für die 
Freiheit.« (Deutscher Bundestag 2022: 0.8.) Zahlreiche zivilgesellschaftliche 
Akteur:innen leisteten in den vergangenen Jahren einen bedeutenden Beitrag 
zum Erreichen dieser Ziele, insbesondere durch den Aufbau und Einsatz 
erneuerbarer Energien. So waren im Jahr 2019 gut 40 % der in Deutschland 
installierten Erzeugungsleistung erneuerbarer Energien in Bürger:innenhand 
(trend:research 2020) und 3,5 % gingen auf Energiegenossenschaften (EGs) 
zurück (DGRV 2020). Genossenschaften haben den Anspruch, wirtschaft- 
liches Handeln auf demokratische Art und Weise zu organisieren. So sind 
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insbesondere Stimmrechte der Genossenschaftsmitglieder in der Regel un- 
abhängig von der Höhe ihrer finanziellen Beteiligung (Notz 2021). Mit ihrer 
Beteiligung an der Energiewende sind deshalb Hoffnungen auf eine sozial 
gerechtere Transformation des Energiesektors verbunden (Jenkins 2019). 

Inwiefern eine Veränderung der Energieerzeugung Einfluss auf gesell- 
schaftliche Strukturen und Machtverhältnissen hat, wird in den Sozialwis- 
senschaften diskutiert (Burke/Stephens 2018; Mitchell 2009). Eine These ist, 
dass dezentralisierte Stromerzeugung - vor allem durch Solar- und Wind- 
energie - die Energieproduktion demokratisieren und somit auch politische 
Macht von Versorgungsunternehmen auf Bürger:innen verlagern könnte 
(Becker/Naumann/Weis 2015; Scheer 2005). Doch nicht jede Form von gesell- 
schaftlicher Beteiligung an der Energieproduktion entspricht automatisch 
den Idealen von Verteilungs- und Partizipationsgerechtigkeit. Am Beispiel der 
kommunalen Dekarbonisierungsprozesse der Gemeinden Samsø (Dänemark) 
und Feldheim (Deutschland) zeigen zwei Studien, dass kommunale Beteili- 
gung zwar partizipative Energiegerechtigkeit fördern kann (Mundaca/Busch/ 
Schwer 2018), jedoch Profitorientierung die umverteilenden und ökologischen 
Interessen als Treiber hinter der Transformation überwiegt (Islar/Busch 
2016). Insgesamt verweisen mehrere Studien darauf, dass sozio-ökonomische 
Ungleichheiten eine gerechte Einbeziehung von Bürger:innen in dezentralen 
Energieprojekten erschweren (Cointe 2017; Johnson/Hall 2014; Park 2012; siehe 
auch van Bommel/Höffken 2021). Insbesondere die Finanzierung solcher Pro- 
jekte (z.B. durch Anteilskauf) kann bestehende Verteilungsungerechtigkeiten 
reproduzieren, weshalb Teile der wissenschaftlichen Literatur veränderte Or- 
ganisationsformen und staatliche Rahmenbedingungen als Lösungsansätze 
diskutieren (Lowitzsch 2019). 

Energiegenossenschaften könnten gerechtere Verteilungs- und Parti- 
zipationsstrukturen mit der Erzeugung erneuerbarer Energien verbinden 
(Burke/Stephens 2018; Klemisch 2014; Yildiz et al. 2015). Dabei wurde bereits 
darauf hingewiesen, dass EGs ebenfalls Ungerechtigkeiten in Bezug auf Ver- 
teilung, Partizipation und Anerkennung hervorbringen können (van Bommel/ 
Höffken 2021), bspw. indem Verwaltungsaufwand und rechtliche Regularien 
die tatsächlichen Beteiligungsmöglichkeiten der Mitglieder einschränken 
(Brummer 2018). Jedoch wurden EGs kaum als energiegerechte Akteure über 
ihre eigene Gemeinschaft hinaus untersucht (van Bommel/Höffken 2021). In 
diesem Kapitel untersuchen wir den Einfluss von EGs auf andere gesellschaft- 
liche Akteur:innen sowie die Wechselbeziehungen zwischen dieser Wirkung 
nach außen und den innerhalb der EGs praktizierten Formen von Energiege- 


0. Rieder, K. Veit, N. Moretti, L. Peters & C. Li: Power to which people? 


rechtigkeit. Damit möchten wir einen Beitrag leisten, diese Forschungslücke 
zu schließen. 

Wir kombinieren hierfür Elemente der Energy Justice Perspektive (Energie- 
gerechtigkeit, siehe Jenkins et al. 2016) mit dem ownership-Konzept (verstan- 
den als Eigentümerschaft, Teilhabe und Verantwortlichkeit, siehe Cumbers/ 
Hanna 2018; Sweeney 2018) in einer qualitativ-sozialwissenschaftlichen Analy- 
se zweier Energiegenossenschaften — der erneuerbare Energien Rottenburg (eER) 
aus Rottenburg am Neckar (Baden-Württemberg) und der BürgerEnergie Berlin 
(BEB). Dabei zeigen wir in einem ersten Schritt, wie die Forderungen der EGs 
nach einer dezentralen Energiewende durch die Errichtung von Solaranlagen 
und Windparks im Eigentum der Genossenschaftsmitglieder (eER) sowie nach 
der Rekommunalisierung des städtischen Stromnetzes und der Beteiligung 
einer Genossenschaft (BEB) letztlich Forderungen nach Verbesserungen der 
Verteilungs-, Partizipations- und Anerkennungsgerechtigkeit im Energiesek- 
tor sind. In einem zweiten Schritt untersuchen wir, welche Vorstellungen über 
Formen von Besitz und Teilhabe innerhalb der Energiegenossenschaften ver- 
handelt und praktiziert werden. 

Unser Beitrag zeigt, wie EGs einen Gegenentwurf sowohl zu großen 
Energiekonzernen als auch zu staatlichen Organisationsformen der Energie- 
erzeugung und des Netzbetriebs, und zu deren ungleichen Beteiligungsmög- 
lichkeiten formulieren. Ungleich verteiltes Eigentum an Produktionsmitteln 
und fehlende Teilhabe- und Mitsprachemöglichkeiten im Energiesystem 
werden sichtbar gemacht. Intern versuchen die Genossenschaften, energie- 
gerechte Formen von ownership zu praktizieren, indem Möglichkeiten der 
Miteigentümerschaft und Mitbestimmung an Infrastruktur sowie der Verant- 
wortungsübernahme für Energiewende und Klimaschutz geschaffen werden. 
Unser Beitrag zeigt jedoch auch Diskrepanzen zum Ideal der Energiegerech- 
tigkeit auf. Dabei stehen neben finanziellen Hürden zeitliche Kapazitäten und 
Fachwissen der Realisierung energiegerechten ownerships im Wege. 

Der Aufbau des Kapitels ist wie folgt: In Abschnitt 2 beschreiben wir 
den Kontext unserer Forschung. Wir beleuchten dabei die Rolle von EGs in 
Deutschland im Allgemeinen, gehen auf die von uns ausgewählten Fälle ein 
und beschreiben unsere Methoden. In Abschnitt 3 legen wir den theoreti- 
schen Rahmen dar und klären zentrale Konzepte wie Energiegerechtigkeit 
und ownership. In Abschnitt 4 folgen die wesentlichen Ergebnisse unserer 
Untersuchung, deren Einordnung und Interpretation. Abschließend gehen 
wir in einem kurzen Fazit nochmals auf politische Rahmenbedingungen ein. 


ng 
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2. Kontext und Methode: Energiegenossenschaften in Deutschland 


Energiegenossenschaften sind genossenschaftliche Zusammenschlüsse zum 
Zwecke der Energieproduktion und/oder -verteilung und -beratung (Kle- 
misch 2014). Eine Genossenschaft definiert sich nach dem deutschen Genos- 
senschaftsgesetz durch das Prinzip »der Förderung des Erwerbes oder der 
Wirtschaft der Mitglieder der Genossenschaft oder deren sozialer oder kul- 
tureller Belange« ($1 Abs. 2 GenG). Grundsätzlich kann jede rechtliche Person 
durch den Kauf von Anteilen die Mitgliedschaft und dadurch ein Stimmrecht 
erwerben. Während es eine individuell in der Satzung festgelegte Unter- und 
Obergrenze der Kapitalbeteiligung gibt, besitzt unabhängig davon in der 
Regel jedes Mitglied eine gleichwertige Stimme in der Generalversammlung, 
dem zentralen Entscheidungsorgan (Meister 2020; siehe auch $43 Abs. 3 
GenG). Während in Deutschland bereits im frühen 20. Jahrhundert Energie- 
genossenschaften im Bereich der Elektrifizierung aktiv waren, sind neuere 
EGs vorwiegend in der Stromgewinnung durch die Nutzung erneuerbarer 
Energien tätig. Besonders im Zeitraum von 2009 bis 2013 war ein regelrechter 
Gründungsboom an EGs zu beobachten (DGRV 2020; Klemisch 2014). Gegen- 
wärtig sind rund 200.000 Menschen Mitglied einer Energiegenossenschaft 
(DGRV 20212). 

In unserer Forschung untersuchten wir zwei Energiegenossenschaften. 
Die BürgerEnergie Berlin zeichnet ca. 3.000 Mitglieder und wurde 2011 mit 
dem Ziel gegründet, das 1997 privatisierte Berliner Stromnetz zu rekommu- 
nalisieren und sich daran genossenschaftlich zu beteiligen, um die Gewinne 
aus dem Netzbetrieb in Klimaschutzmaßnahmen zu investieren. Ohne Be- 
teiligung der BEB übernahm das Land Berlin im Juli 2021 das Stromnetz 
wieder vom schwedischen Energiekonzern Vattenfall und zahlte dafür rund 
zwei Milliarden Euro. Eine genossenschaftliche Beteiligung ist in den Koaliti- 
onsverträgen der Legislaturperioden 2016-2021 sowie 2021-2026 der rot-rot- 
grünen Landesregierung vereinbart, zum Stand der Forschung jedoch noch 
offen (siehe BEB 2021a; rbb24 2021). Darüber hinaus betreibt die BEB in Berlin 
Projekte zur dezentralen Stromproduktion und unterstützt Mieter:innen bei 
der Errichtung von Photovoltaikanlagen (PV-Anlagen). 

Die erneuerbare Energien Rottenburg gründete sich 2009, hat rund 250 Mit- 
glieder und ist primär in der Umgebung Rottenburgs aktiv. Sie betreibt haupt- 
sächlich PV-Anlagen und hält Beteiligungen an Windparks (eER 2021a). 

Die Betrachtung dieser EGs soll weniger einen systematischen Vergleich 
leisten, sondern das Auffinden von »Resonanz« im Sinne von Lund (2014: 
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226) ermöglichen, wobei empirisches Material induktiv zueinander in Be- 
ziehung gesetzt wird, um Ähnlichkeiten und Differenzen herauszuarbeiten. 
Dabei sollen keine universellen Merkmale von EGs aufgezeigt werden, son- 
dern bestimmte Praktiken und Phänomene, die in beiden EGs beobachtbar 
sind (Sgrensen 2012: 75). Da beide EGs mehrere aktive Projekte vorwie- 
sen, vielversprechende Unterschiede in den Betätigungsfeldern sowie der 
geographischen Lage aufwiesen und bereit waren, an unserer Forschung 
teilzunehmen, wählten wir die BEB und die eER für unsere Forschung aus. 
Zwischen Juni 2020 und August 2021 näherten wir uns dem Feld zunächst 
über eine explorative Auswertung der Internetpräsenzen und relevanter Me- 
dienberichte über die beiden Genossenschaften. Weiterhin führten wir im 
Forschungszeitraum acht halbstrukturierte Leitfadeninterviews mit Mitglie- 
dern aus den beiden EGs (zwei Frauen und sechs Männer), welche aufgrund 
der pandemischen Lage über ein Videokonferenzprogramm stattfinden 
mussten. Die Gespräche dauerten zwischen 45 und 120 Minuten. Da ein Teil 
der Gesprächspartner:innen selbst Sozialwissenschaftler:innen sind, glichen 
die Interviewsituationen gelegentlich »para-ethnographischen« Situationen 
(Holmes/Marcus 2008: 82), in denen Argumentationen und Konzepte erwähnt 
wurden, mit denen wir uns selbst dem Forschungsfeld näherten. All unsere 
Interviewpartner:innen beschrieben sich selbst als aktive Mitglieder und en- 
gagierten sich regelmäßig in der Genossenschaft, sei es durch die Übernahme 
technischer Wartungsarbeiten, dem Betreuen der Homepage, der Arbeit an 
Infoständen oder im Vorstand und Aufsichtsrat. 


3. Theoretischer Rahmen 
3.1 Dimensionen von Energiegerechtigkeit 


Um die Rolle von Energiegenossenschaften in Bezug auf eine sozial gerech- 
te Transformation zu verstehen, beziehen wir uns auf die Konzepte von 
Energiegerechtigkeit (Jenkins et al. 2016), claims (Walker 2011) und owners- 
hip (Cumbers/Hanna 2018; Sweeney 2018). Energiegerechtigkeit ist eng mit 
dem Forschungsparadigma der Umweltgerechtigkeit verknüpft (Sovacool/ 
Dworkin 2015: 437). Energie gilt als »neuer Schwerpunkt in der Gerechtig- 
keitsforschung« (Jenkins et al. 2016: 175), Themen wie Energiesicherheit und 
-zugang gehören zu den »zentralen Gerechtigkeitsproblematiken unserer 
Zeit« (Sovacool/Dworkin 2015: 436), was spätestens seit dem Krieg in der 
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Ukraine wieder in den öffentlichen Diskurs getreten ist. Eine »energiegerech- 
te Welt« (Sovacool/Dworkin 2015: 437) würde Wohlstand und Gerechtigkeit 
befördern, soziale und Umweltrisiken der Energieerzeugung reduzieren 
und gerechter verteilen, Zugang zum Energiesystem sichern und Entschei- 
dungsprozesse inklusiv und transparent gestalten. In diesem diskursiven Feld 
verorten sich auch die Forderungen der EGs nach einer gerechteren Energie- 
wende und Machtverschiebungen im Energiesystem. Sie lassen sich anhand 
der aus der Umweltgerechtigkeit bekannten Dimensionen der Verteilungs-, 
Partizipations- und Anerkennungsgerechtigkeit untersuchen, die sich auch 
in der Konzeptualisierung von Energiegerechtigkeit etabliert haben (Jenkins 
et al. 2016: 175). 

Während sich Forschung unter dem Aspekt der Verteilungsgerechtigkeit 
klassischerweise etwa der räumlichen Ansiedlung von emissionsintensi- 
ven Kraftwerken widmet (siehe z.B. Raddatz/Mennis 2013), beschäftigen 
uns und die zwei untersuchten EGs vor allem die Eigentumsverhältnisse 
an Energieinfrastruktur, wie Netze oder Erzeugungsanlagen. Hieraus fol- 
gen Gerechtigkeitsfragen wie die Verteilung der finanziellen Erträge. Auch 
Förder- und Subventionspolitiken haben weitreichende Implikationen für 
Verteilungsgerechtigkeit (siehe Yildiz et al. 2019). 

Partizipationsgerechtigkeit beschreibt das Ideal der angemessenen Betei- 
ligung aller betroffenen Gruppen an Entscheidungsprozessen. Jenkins et al. 
heben besonders die Aspekte von Transparenz und Inklusion sowie gerech- 
ter Repräsentation hervor (Jenkins et al. 2016: 178). Relevant für die Untersu- 
chung der EGs sind hier besonders die formellen und tatsächlichen Mitbestim- 
mungsmöglichkeiten der Mitglieder, die u.a. durch die Organisationsform der 
Genossenschaft sowie interne Machtdynamiken geprägt sind. Die Diskussion 
um gerechte Verfahren berührt auch unterschiedliche Demokratieverständ- 
nisse, die in verschiedenen Modi der Beteiligung an Entscheidungen zum The- 
ma Energie mitschwingen. Dies lässt sich mit dem Konzept der Energiedemo- 
kratie beschreiben, das den partizipativen Aspekt rund um Energie und die 
Dezentralisierung der Erzeugung betont (Becker/Naumann/Weis 2015; Szule- 
cki 2018). Für unsere Analyse fassen wir das Konzept als Teil von Partizipati- 
onsgerechtigkeit auf. Eng mit Energiedemokratie verbunden ist auch die Idee 
des »Prosumers« (Szulecki 2018: 21): Mit der Transformation des Energiesys- 
tems hin zu dezentraler Versorgung steigt die Anzahl an Bürger:innen, die En- 
ergie konsumiert und zugleich produziert. 

Die dritte Gerechtigkeitsdimension, Anerkennungsgerechtigkeit, versam- 
melt Fragen der (un-)gleichen Behandlung der Ansprüche von unterschied- 
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lichen gesellschaftlichen Gruppen, z.B. entlang der Linien von Gender, race 
oder Staatsbürgerschaft (Jenkins et al. 2016: 177). Eine für Anerkennungsge- 
rechtigkeit sensible Energiepolitik würde etwa ein besonderes Augenmerk 
auf den Energiezugang marginalisierter Bevölkerungsgruppen richten. Im 
Kontext unserer Forschung zu Energiegenossenschaften sind Aspekte des 
gleichberechtigten Einbeziehens aller Bevölkerungsgruppen in die Auseinan- 
dersetzungen um die Transformation des Energiesystems, sowie der Zugang 
zu Wissen von besonderer Bedeutung. 


3.2 Claims und ownership 


Diesen Gerechtigkeitsdimensionen nähern wir uns anhand der claims der bei- 
den Genossenschaften. Das Konzept des claim-making entstammt aus der Um- 
weltgerechtigkeitsforschung und bezeichnet die Postulierung einer Ungerech- 
tigkeit samt ihrer Ursache sowie die Forderung, diese Ungerechtigkeit zu be- 
seitigen (Walker 2011). Claims der Energiegerechtigkeit beinhalten deskriptive 
und normative Aussagen zum Thema Energie, d.h. wie eine Situation momen- 
tan ist und wie sie sein sollte (Jenkins 2019: 82). Indem wir die claims der EGs in 
Hinblick auf die Gerechtigkeitsdimensionen betrachten, untersuchen wir ihre 
Rolle als transformative Akteure. Wir überwinden den engen Blick bisheriger 
Forschung, indem wir Energiegerechtigkeitsdimensionen nicht nur innerhalb 
der EGs, sondern auch in ihren nach außen gerichteten Forderungen betrach- 
ten. Unter externen claims verstehen wir deshalb im Folgenden die energie- 
spezifischen Forderungen und Kritiken, welche die EGs nach außen (z.B. an 
die Bundes- oder Landesregierung, an Konzerne oder Organisationen) rich- 
ten. Interne claims dagegen betreffen die selbstgegebenen Ideale und Prozesse 
innerhalb der EGs. 

Der Begriff des democratic oder social ownership - in der Folge kurz owners- 
hip - ist mit den Gerechtigkeitsdimensionen eng verwandt. Einerseits geht es 
auf der rechtlichen Ebene darum, Eigentum zu demokratisieren. Andererseits 
soll auf der Prozessebene hierdurch die demokratische Teilhabe und Kontrolle 
der Energieproduktion ermöglicht werden (siehe Cumbers/Hanna 2018: 12; 
Fairchild/Weinrub 2017: 8). Unserem Verständnis nach sind partizipative 
und Verteilungsgerechtigkeit notwendige Voraussetzungen für das Ideal von 
ownership. Ownership geht jedoch über Gerechtigkeitsideale hinaus. Besteht 
ownership in der Beziehung zwischen einem/einer Akteur:in und einem Ob- 
jekt, so identifiziert sich der/die Akteur:in auch mit dem Objekt und fühlt 
sich (mit-)verantwortlich (Moss/Becker/Naumann 2015) - zwei Aspekte, die 
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bei den Gerechtigkeitsdimensionen aus unserer Perspektive vernachlässigt 
werden. Da genau diese Aspekte von Identifikation und Verantwortung wich- 
tiger Bestandteil des Genossenschaftsideals sind, scheint es uns sinnvoll, in 
unserer Analyse das Konzept von ownership in die drei Gerechtigkeitskonzepte 
einzubinden. Im Folgenden untersuchen wir externe und interne claims der 
EGs in Hinblick auf die drei Gerechtigkeitsdimensionen und auf Praktiken von 
ownership, um so die transformative Rolle von EGs für eine energiegerechtere 
Gesellschaft zu verstehen. 


4. Energiegenossenschaften als energiegerechte Akteure 
4.1 Externe energiegerechte claims 


Drei externe Akteursgruppen werden von den Energiegenossenschaften für 
das Verhindern einer gerechteren Energiepolitik kritisiert: private Konzerne, 
städtisch-kommunale Akteur:innen und die dahinterstehende Politik. Hierbei 
handelt es sich um soziale Gruppen, wie sie aus der genossenschaftlichen Per- 
spektive wahrgenommen werden. Mit der »Politik<etwa wird in unseren Inter- 
views ein Akteur konstruiert, die mal mit der Bundesregierung gleichgesetzt 
wird, mal Lobby-Gruppen umfasst oder sich auf kommunale Entscheidungs- 
träger:innen bezieht. Ähnlich zu dem »Staat« (Mitchell 1991) wird ein heteroge- 
nes Feld mit unscharfen Trennlinien beschrieben, dass sich situativ wandelt. 


4.1.1 »Die Politik macht da nicht immer die allerbesten Entscheidungen 
wo die Kohle hinfließt« - Verteilungsgerechtigkeit 
Ein häufig wiederkehrender und gegenüber allen drei Akteursgruppen formu- 
lierter claim betrifft die Verteilung der Aufgabenlast für die Umsetzung der 
Energiewende. Ein Interviewpartner formuliert: »[Der] Umbau des Energie- 
systems bedeutet in den nächsten Jahren, dass wir den Verbrauch an die Er- 
zeugung anpassen müssen und nicht wie vorher. Vorher war es so, dass die 
Erzeugung sich dem Verbrauch angepasst hat.« (Mitglied der BEB, persönli- 
ches Interview, 26.02.2021) Sowohl der »Politik« als auch privaten und städti- 
schen Unternehmen wird vorgeworfen, nicht genug zu leisten, um diese Um- 
strukturierung voranzubringen. Die Energiewende Deutschlands ist ein na- 
tionaler Beitrag zur Bekämpfung des Klimawandels und somit ein Hinarbeiten 
auf die gerechte Verteilung der Kosten des Klimaschutzes, um katastropha- 
le Folgen der Erderwärmung, insbesondere für kommende Generationen zu 
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vermeiden. Aus dieser Perspektive ist der claim ein klarer Fingerzeig auf eine 
bestehende Verteilungsungerechtigkeit. Hinsichtlich der Verbreitung erneu- 
erbarer Technologien wurde etwa mehrmals Unverständnis darüber geäußert, 
dass die Förderung von PV-Anlagen ins Stocken gekommen ist und dass Anla- 
gen, die über 20 Jahre alt sind, nicht mehr im Rahmen des Erneuerbare-Energien- 
Gesetzes gefördert und somit häufig vom Netz genommen werden. Im Hinblick 
auf die dezentrale Energieversorgung, die einen stärkeren Fokus auf erneuer- 
bare Energien ermöglichen soll, erzählte uns ein Interviewpartner: »Wobei ich 
das Gefühl habe, dass von der Politik diese dezentrale Energieversorgung nicht 
so gewünscht ist.« (Mitglied der eER, persönliches Interview, 23.02.2021) 

Gerade wenn es um Dezentralität und Regionalität geht, ergeben sich Kon- 
flikte. Im Fall der eER entstehen diese Konflikte z.B. mit der örtlichen Stadt- 
verwaltung. Aufder Homepage der eER wird ein PV-Projekt mit folgender Be- 
schreibung bedacht: 


»Die Anlage liegt nicht in der Region Rottenburg sondern bei Mühlingen/ 
Stockach - gerade noch mit dem Fahrrad von uns aus zu erreichen. In Rot- 
tenburg erscheint es derzeit wegen Auflagen der Stadt schwierig, entspre- 
chende Flächen bereitzustellen.« (eER 2021a: 0.5.) 


In dieser Beschreibung wird einerseits der Konflikt mit der Stadt deutlich, die 
explizit genannt wird, nicht nur die Hürde der Auflagen. Andererseits erzeugt 
die Aussage ein Gefühl von Regionalität, indem betont wird, dass die Anlage 
»von uns aus« mit dem Fahrrad erreichbar sei. Staatliche Akteur:innen der abs- 
trakten »Politik< wie auch der Stadtverwaltung behindern also in den Augen 
unserer Interviewpartner:innen die Arbeit der EG. 

Ein zweiter Verteilungsfragen betreffender claim betrifft den Umgang mit 
dem durch die Energieversorgung erwirtschafteten Gewinn und wird vor al- 
lem von Mitgliedern der BEB gegenüber dem Konzern Vattenfall erhoben. Die 
Gewinne aus dem Stromnetzbetrieb in Berlin zu halten, ist eine zentrale Moti- 
vation für die von der BEB geforderte Rekommunalisierung des Stromnetzes 
mit genossenschaftlicher Beteiligung. Denn »dann würde sich vor allem eins 
ändern, nämlich, dass der Geldfluss nach Schweden versiegt, [...] das Geld wür- 
de hier in Berlin bleiben. Und das ist schon fast das allerwichtigste.« (Mitglied 
der BEB, persönliches Interview, 17.12.2020) Hiermit ist klar eine gegenwärti- 
ge Verteilungsungerechtigkeit benannt. Die Überführung der Vattenfall-Toch- 
ter Stromnetz Berlin GmbH in die öffentliche Hand würde aus Sicht der Mitglie- 
der der BEB zu einer gerechteren Verteilung führen. Doch auch gegenüber ei- 
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nem solchen kommunalen Unternehmen wird der claim erhoben, die Gewinne 
nicht gerecht zu verteilen. Denn der Übergang in einen öffentlichen Haushalt 


»[...] kommt uns Bewohnerinnen und Bewohnern dieser Stadt zugute. Idea- 
lerweise. Aber eine Garantie gibt es halt irgendwie nicht. [...] Die Politik 
macht da nicht immer die allerbesten Entscheidungen wo die Kohle hin- 
fließt. Und was eine Genossenschaft auch mit reinbringen kann, ist diesen 
Geldfluss nochmal zu konzentrieren Richtung Klimaschutz.« (Mitglied der 
BEB, persönliches Interview, 17.12.2020) 


Die BEB sieht neben der Kommunalisierung eine genossenschaftliche Beteili- 
gung am Stromnetz als Garant dafür, dass die mit dem Stromnetz erwirtschaf- 
teten Gewinne zu Zwecken des Klimaschutzes verwendet werden, was als eine 
gerechte Verteilung beurteilt wird. 

Während EGs einerseits gegenüber externen Akteur:innen claims in Bezug 
auf Verteilungsungerechtigkeiten erheben, sehen sie sich andererseits auch 
selbst mit solchen Vorwürfen konfrontiert. So wurde in den Interviews mit 
Mitgliedern der BEB deutlich, dass die genossenschaftliche Beteiligung am 
Stromnetz aus kommunaler Perspektive umstritten ist: 


»Andere sehen das völlig anders und sagen das istja keine Rekommunalisie- 
rung, wenn wir da irgendwelche Wirtschaftsbetriebe mit beteiligen.< Weil 
die Genossenschaft ist ja nun mal nichts anderes, als ein auf Rendite ausge- 
legter Wirtschaftsbetrieb. Und viele sehen das auch nicht als Rekommuna- 
lisierung an, wenn man uns beteiligen würde.« (Mitglied der BEB, persönli- 
ches Interview, 26.02.2021) 


Dem wird aus Genossenschaftsperspektive entgegenhalten, dass es gerade aus 
der unternehmerischen Form heraus möglich ist, sich nachdrücklicher für kli- 
mapolitische Ziele zu engagieren: 


»Insofern war das schon eine sehr bewusste Entscheidung, ein Unterneh- 
men zu gründen und damit auch unternehmerisch tätig zu werden und un- 
sere energiepolitische Agenda und Ziele mit unternehmerischem Handeln 
zu unterlegen und aktiv zu werden. Wir sind an vielen Stellen eine Kampa- 
gne, aber nicht nur. Wir können dem ganzen auch »Taten folgen lassen, die 
über die Kampagnenarbeit hinausgehen. Und das ist auch ganz klar das, was 
es für mich von Parteien oder Vereinen unterscheidet, die man ja auch still- 
halten kann.« (Mitglied der BEB, persönliches Interview, 27.07.2021) 
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Anders als private und kommunale Unternehmen sollen die EGs also für mehr 
Verteilungsgerechtigkeit sorgen und durch ihre regionale Verankerung er- 
wirtschaftete Gewinne in der Region halten. Gegenüber zivilgesellschaftlichen 
Kampagnen, Parteien und Vereinen reklamieren EGs effektivere Handlungs- 
optionen für sich. 


4.1.2 »Die bewegen sich so, als hätten die den Kapitalismus 
erfunden« - Partizipative Gerechtigkeit 

Immer wieder kritisierten unsere Interviewpartner:innen die aus ihrer Sicht 
mangelhaften Beteiligungsmöglichkeiten rund um Energiepolitik. Diese Aus- 
sagen lassen sich als claims über partizipative Ungerechtigkeiten fassen. Im 
Kontext der BEB richtet sich der Vorwurfinsbesondere gegen das Agieren von 
Vattenfall im Vergabeverfahren: »Es gibt keine große Sympathie für einen Kon- 
zern der so gehandelt hat, dass er eben auf dem Netz sitzengeblieben ist und 
dem Vergabeverfahren alle Steine in den Weg gelegt hat«. (Mitglied der BEB, 
persönliches Interview, 17.12.2020) Auch Betrieben, die aus lokalen Stromver- 
sorgern hervorgegangen sind, wird von einem Interviewpartner der eER der 
Vorwurf gemacht, es gäbe keine wirklichen Beteiligungsstrukturen - und das 
obwohl deren Anteilseigner zu einem Großteil Kommunalverbände sind: 


»[..] wenn Sie mal gucken, bei der EnBW. Das sind ja etliche Eigentümer, das 
sind ja Landkreise, ja? Das heißt, die EnBW, genauso wie die RWE, die sind 
ja trotz alledem zum Großteil in öffentlicher Hand. Nur, die bewegen sich 
so, als hätten die, ich sag das mal so, den Kapitalismus erfunden hätten. Das 
heißt, also, da denkt dann von den Vorständen keiner mehr an seine Land- 
kreise usw. Da geht’s dann nur um's Geld verdienen, um Profit usw.« (Mit- 
glied der eER, persönliches Interview, 17.02.2021) 


Der hier zugrundeliegende claim ist, dass energiepolitische Entscheidungen 
nicht von Profitinteressen geleitet werden sollten, sondern vom Wohlergehen 
regionaler Akteur:innen. Gleichzeitig verschwimmen die Grenzen zwischen 
den Akteursgruppen private Konzerne und kommunale Unternehmen, wenn Land- 
kreise große Anteile an Energiekonzernen halten. 

Der claim der partizipativen Ungerechtigkeit richtet sich in der BEB auch 
an das Land Berlin und den rekommunalisierten Energieversorger Stromnetz 
Berlin GmbH: »Also, wenn der Senat, wenn das Land Berlin das Stromnetz 
übernimmt, ohne uns zu beteiligen, behaupte ich fast, wird sich nicht wirk- 
lich was ändern, außer [...], dass die Rendite im Land bleibt.« (Mitglied der 


127 


128 


Umweltgerechtigkeit und sozialökologische Transformation 


BEB, persönliches Interview, 26.02.2021) Eine Überführung des Eigentums in 
die öffentliche Hand würde Aspekte der Verteilungsgerechtigkeit verbessern, 
allerdings keine partizipativ gerechteren Verhältnisse schaffen. Die BEB sieht 
sich hingegen als Akteur, der eine Beteiligung an politischen Entscheidun- 
gen ermöglichen kann. So wird auch auf andere Rekommunalisierungen 
verwiesen, die keine Veränderungen der Beteiligungsmöglichkeiten mit sich 
gebracht hätten: 


»Da merkt der Bürger nichts davon, dass [...] rekommunalisiert wurde, man 
merkt es einfach nicht. Das ist einfach nur ein Eigentumsübergang zu 50 %, 
die haben wahrscheinlich die Entscheidungsgewalt, aber ich glaube nicht, 
dass die irgendwas entscheiden. Weil die Fachmänner sitzen ja nun auf der 
anderen Seite, ne?« (Mitglied der BEB, persönliches Interview, 26.02.2021) 


In diesem claim wird zudem die Relevanz von unterschiedlichen Wissenstypen 
für die Beteiligung an Entscheidungsprozessen angesprochen: 


»Weil wir haben hier in Berlin 3,5 Millionen Einwohner, von denen wissen 
vielleicht 3,45 Millionen überhaupt nicht, worüber wir reden, wenn wir 
über Energiethemen reden, wenn wir über den Umbau des Energiesys- 
tems in Deutschland sprechen.« (Mitglied der BEB, persönliches Interview, 
26.02.2021) 


Die BEB sieht sich in der Rolle, Bürger:innen durch Kompetenz und Fachwis- 
sen zur Teilhabe an Entscheidungsprozessen zu befähigen und so zu einer De- 
mokratisierung von Wissen beizutragen. 

Diese Einschätzung, dass sich durch die Rekommunalisierung hinsichtlich 
Beteiligung »nicht wirklich was ändern« würde, steht im Spannungsverhältnis 
zur oben zitierten Aussage, dass es »fast das allerwichtigste« sei, würden die 
Erträge aus dem Netzbetrieb dem Land Berlin zugutekommen. Erstere Ein- 
schätzung bezieht sich auf Fragen der Partizipationsgerechtigkeit, während 
letztere Veränderungen in der Verteilung thematisiert. Insofern wird hier 
deutlich, dass die Beurteilung des Rekommunalisierungsprozesses je nach 
Gerechtigkeitsdimension anders ausfällt und sich die Frage nach einer ener- 
giegerechten Transformation nicht anhand objektiver normativer Maßstäbe 
beantworten lässt, sondern Aushandlungen über Gerechtigkeitsvorstellungen 
unterworfen ist. 
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Ein weiterer claim im Bereich partizipativer Gerechtigkeit ist, dass die 
Unsicherheit, welche durch regelmäßige Landtagswahlen verursacht wird, 
die Gefahr birgt, langfristige Projekte wie die Rekommunalisierung des 
Stromnetzes zu gefährden. Ein Interviewpartner sah deshalb als Ziel einer 
genossenschaftlichen Beteiligung: 


»[..] da so einen Kanal zu etablieren, der irgendwie auch die Transparenz 
sichert, was mit dem Geld passiert, der irgendwie auch unabhängig ist von 
Parteien, weil es wechseln ja alle paar Jahre im Grunde genommen die Zu- 
ständigen für diesen Landesbetrieb in der Politik.« (Mitglied der BEB, per- 
sönliches Interview, 17.12.2020) 


Dieser claim gegenüber der »Politik< steht im Spannungsverhältnis zwischen 
Verteilungs- und partizipativer Gerechtigkeit. Fasst man die Rekommunali- 
sierung des Stromnetzes als Schritt hin zu stärkerer Verteilungsgerechtigkeit 
auf, so ist das Absichern gegen wechselnde Mehrheitsverhältnisse ein Schritt 
in die richtige Richtung. »Es [...] wird wieder privatisiert, wenn das Thema Re- 
kommunalisierung nicht mehr im Fokus ist. [...] Und diese Gefahr besteht im- 
mer über einen längeren Zeitraum von 10, 20 Jahren.« (Mitglied der BEB, per- 
sönliches Interview, 03.02.2021) Mit Blick auf partizipative Gerechtigkeit wird 
jedoch die Entscheidungshoheit aus einer Institution mit demokratischer Le- 
gitimation (Landesbetriebe unterliegen der Aufsicht der Berliner Senatsver- 
waltung für Wirtschaft, Energie und Betriebe) hin zu einer Institution ohne 
demokratische Kontrolle für Nicht-Mitglieder (die Genossenschaft) verlagert. 
So sieht sich die Genossenschaft auch dem Vorwurf ausgesetzt, selbst nicht 
genügend demokratisch legitimiert zu sein. Dies wird etwa von Standpunkten 
aus vorgetragen, die eine vollständige Rekommunalisierung des Stromnetzes 
ohne Beteiligung der BEB befürworten. 


»Und da gibt es auch immer wieder Leute die argumentieren, eine Genos- 
senschaft hat da nichts verloren. Die [sind] Privatbetrieb von reichen Leu- 
ten, die jetzt so ein bisschen Kohle anlegen wollen und demokratisch ist das 
Ganze sowieso nicht.« (Mitglied der BEB, persönliches Interview, 17.12.2020) 


Dagegen sieht sich die BEB als ein Akteur innerhalb eines demokratischen Pro- 
zesses. Als wir nach einem Interview in einer E-Mail-Konversation nochmals 
das Verhältnis zwischen BEB und indirekt gewählten Stadtbetrieben themati- 
sierten, war die Antwort: 
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»Die WählerInnen können wir nicht repräsentieren und das wollen wir auch 
nicht. Wir verstehen die Genossenschaft als zusätzliche und besondere 
Form der (wirtschaftlichen) Beteiligung am Betrieb des Berliner Strom- 
netzes; unabhängig von Legislaturen und Parteien (die ja letztlich auch 
zwischen Wählerwillen und Repräsentation stehen). [..] Eine demokra- 
tische Energiewende in Berlin ist bunt und hat viele Formen, Formate 
und Geschmäcker. Wir sind eines davon.« (Mitglied der BEB, persönliche 
E-Mailkommunikation, 18.12.2020) 


Hier erkennt man eine bewusst gewählte Distanz zur politischen Sphäre und 
dem repräsentativ demokratischen Prozess, welcher in den beiden vorherge- 
nannten claims kritisiert wird. 


4.1.3 »Wir haben die Möglichkeit, anders zu kommunizieren gegenüber 
dem Bürger« - Anerkennungsgerechtigkeit 

Ein claim, der sowohl gegenüber privaten und kommunalen Unternehmen als 

auch der »Politik< erhoben wird, besteht darin, dass diese Institutionen Bür- 

ger:innen nicht auf Augenhöhe begegnen würden, etwa im Kontext der Berli- 

ner Netzübernahme: 


»Da werden Projekte daraus entstehen, die es auch verlangen, den Bürger 
anzusprechen. [...] Ich bin sicher, wenn der Senat das übernehmen wird oder 
wenn ein anderer Eigentümer, wer auch immer das ist, ein institutioneller 
Eigentümer, das übernehmen wird, wird sich nichts ändern an der Anspra- 
che gegenüber dem Bürger.« (Mitglied der BEB, persönliches Interview, 
26.02.2021) 


Dies lässt sich als ein claim über eine Anerkennungsungerechtigkeit auffassen. 
Die EG hingegen versteht sich als eine Institution, in der sich Mitglieder und 
Nicht-Mitglieder auf Augenhöhe begegnen können. Unser Interviewpartner 
fordert einen respektvollen Umgang unter gleichen Personen. Dies sei auch 
relevant für den Umgang mit Wissensformen, die für eine Energiewende rele- 
vant sind: 


»Wenn wir als Bürger noch mit drin sind, [...] haben wir die Möglichkeit, an- 
ders zu kommunizieren gegenüber dem Bürger. Wir können ihm nochmal 
gewisse Dinge naherbringen, wir können sagen »pass mal auf, so ist die En- 
ergiewende«.« (Mitglied der BEB, persönliches Interview, 26.02.2021) 
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Die EGs sehen folglich eine ihrer Aufgaben darin, Bildungs- und Informati- 
onsarbeit zu Energiethemen auf Augenhöhe zu leisten. Allerdings bleibt un- 
klar, wer mit der nicht weiter spezifizierten Person »der Bürger« gemeint ist, 
also welche sozialen Gruppen hier auf Augenhöhe angesprochen werden sol- 
len und warum dies durch Mitglieder der Genossenschaft am besten möglich 
wäre. 

Aus den Interviews ergibt sich zudem die Frage, ob die EG durch ihre 
Abhängigkeit vom ehrenamtlichen Engagement manche Bevölkerungsgrup- 
pen weniger oder gar nicht anspricht. Um Nicht-Mitglieder mit Blick auf 
Engagement und auf die lokale Energiepolitik zu informieren, veranstal- 
tet die BEB regelmäßig Infostände an öffentlichen Plätzen. Anhand eines 
Negativbeispiels erzählte uns ein Mitglied, dass es bei der Standortwahl 
wichtig sei, mit welchen Reaktionen gerechnet wird: »Spandau haben wir 
nicht mehr gemacht. [...] Also, wir machen das alles weitgehend ehrenamtlich. 
Da müssen wir jetzt nicht [ins] offene Messer laufen.« (Mitglied der BEB, 
persönliches Interview, 02.03.2021) Strebt die EG also allgemein eine Kom- 
munikation unter Bürger:innen auf Augenhöhe an, besteht in der Praxis die 
Gefahr, hauptsächlich bereits Interessierte zu erreichen, um die beschränkte 
ehrenamtliche Zeit nicht vergebens aufzubringen. So besteht die Gefahr, 
dass Bevölkerungsgruppen, die bspw. aufgrund sozioökonomischer Faktoren 
weniger aufgeschlossen oder sensibilisiert für das Thema Energiewende sind, 
von der Ansprache ausgeschlossen werden. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten: die claims bezüglich Verteilungs- 
ungerechtigkeiten beziehen sich größtenteils auf eine Fehlallokation von Ren- 
diten und Ressourcen zuungunsten der Energiewende. Mit Blick auf partizi- 
pative Gerechtigkeit steht eine als mangelhaft wahrgenommene Partizipation 
der Bürger:innen in der Kritik. Hier kann man außerdem die angestrebte Rol- 
le der EG als Garant der Energiewende gegen die Veränderung von Mehrheits- 
verhältnissen hervorheben, welche demokratietheoretisch kritisch reflektiert 
werden muss. Der damit verwandte claim, Bürger:innen werde nicht auf Au- 
genhöhe begegnet, macht eine fehlende Anerkennungsgerechtigkeit deutlich. 
Gleichzeitig wirft die auf ehrenamtlichem Engagement beruhende Informa- 
tionsarbeit die Frage auf, ob die EG zwar einige Bürger:innen auf Augenhö- 
he anspricht, jedoch manche Bevölkerungsgruppen ausschließt. Diese Frage 
könnte Ausgangspunkt für weitere Untersuchungen sein. 
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4.2 Energiegerechtigkeit innerhalb von EGs 


Zusätzlich zu den auf externe Akteur:innen wie Energiekonzerne oder staatli- 
che Institutionen gerichteten Kritiken, versuchen beide EGs Vorstellungen von 
Energiegerechtigkeit intern umzusetzen. Ihre Strukturen, Praktiken und Zie- 
le lassen sich mit Bezugnahme auf das Konzept von ownership besonders gut 
verstehen. Im folgenden Abschnitt werden die internen claims von EGs hin- 
sichtlich ownership und Energiegerechtigkeit untersucht, und die dazugehöri- 
gen Aushandlungen von Gerechtigkeit nachgezeichnet. 


4.2.1 One member, one vote - Verteilungsgerechtigkeit 

Eine Genossenschaft zeichnet sich wie oben erwähnt dadurch aus, dass jedes 
Mitglied gleichermaßen am genossenschaftlichen Eigentum beteiligt ist und 
bei allen Entscheidungen gleiches Stimmrecht hat - unabhängig von den An- 
teilen, solange diese einen Mindestwert überschreiten (1.000 Euro bei der eER; 
mind. 100 Euro bei der BEB, wo mehrere Personen sich eine Mitgliedschaft 
teilen können). Die Arbeit der eER lässt sich als Versuch einer gerechteren Ver- 
teilung der Produktionsmittel innerhalb ihrer Genossenschaft verstehen, in- 
dem sie Solaranlagen errichtet und in Windparks investiert, die allen Mitglie- 
dern gleichermaßen gehören. Die BEB will die Besitzstruktur des städtischen 
Stromnetzes verändern und durch ihre Genossenschaftsform alle interessier- 
ten Berliner Bürger:innen zu Miteigentümer:innen machen, auch wenn die 
Genossenschaft das Netz nicht vollständig selbst besitzen kann (2021 zahlte 
das Land Berlin rund zwei Milliarden Euro für die Netzübernahme). Darüber 
hinaus wurde in allen Interviews betont, dass es nicht nur um die Verteilung 
von bestehendem Eigentum geht, sondern um eine Transformation des Ener- 
giesektors, hin zur verstärkten Nutzung erneuerbarer Energien. Während das 
bei der eER durch die regionale Förderung einzelner Anlagen angestrebt wird, 
will sich die BEB durch ihre Beteiligung am Stromnetz auch für eine leichtere 
Einspeisung erneuerbarer Energien einsetzen und diesbezüglich technische 
wie bürokratische Hürden abbauen. Des Weiteren versucht die BEB sicher- 
zustellen, dass die Erträge aus dem Netzbetrieb lokalen Klimaschutzmaßnah- 
men zugutekommen. Ownership ist in beiden Fällen durch die Satzung der Ge- 
nossenschaft formalisiert und gleichzeitig mit der Ausrichtung auf den Kli- 
maschutz aufgeladen. Zudem verwendete eine Interviewpartnerin, die sich 
sozialwissenschaftlich mit der Energiewende auseinandersetzt, selbst dieses 
Konzept in der Beschreibung einer individuellen Verbundenheit, die sich mehr 
durch die eigene Mitarbeit definiert als über das rechtliche Eigentum: »mit ow- 
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nership meine ich das Gefühl, dass mir dieses Projekt mitgehört und dass ich 
ein relevanter Teil dieses Projektes bin, dass es einen Unterschied macht ob 
ich da bin oder nicht« (Mitglied der BEB, persönliches Interview, 27.07.2021). 
Beide EGs streben somit eine gerechtere Verteilung von Eigentum im Energie- 
sektor an und wollen die Energiewende vorantreiben, was sie als eine gesamt- 
heitliche Transformation der Beziehungen zur Energieproduktion verstehen. 


4.2.2 »Wir setzen uns in den Hof und machen noch ein Fläschchen Sekt 
auf, wenn die Anlage ans Netz gegangen ist« - 
Partizipative Gerechtigkeit 


Teilhabe an der Energiewende 
Diese Verteilungsgerechtigkeit mit einem Fokus auf die Förderung von erneu- 
erbaren Energien wollen die EGs auch in ihre partizipativen Strukturen ein- 
betten. So wird in den Interviews von Mitgliedern beider Genossenschaften 
stets betont, dass sie die Partizipation aller Interessierten an der Energiewen- 
de ermöglichen wollen. Wie weiter unten erläutert, wurde aber deutlich, dass 
es innerhalb der EGs auch zu Prozessen mit ungleicher Partizipation kommt. 
Für die BEB ist neben dem Netzkauf auch das Bauen und der Betrieb von 
PV-Anlagen auf Mietshäusern von Bedeutung, um eine Verbundenheit zum 
Zielder Energiewende herzustellen. Ein Interviewpartner beschrieb die Erfah- 
rung der teilnehmenden Mieter:innen wie folgt: 


»Wenn sie wirklich jetzt hochgucken und sehen die Zellen auf dem Dach - 
oder wir setzen uns in den Hof, machen noch ein Fläschchen Sekt auf, wenn 
die Anlage ans Netz gegangen ist— dann ist das ein Unterschied. Darum 
geht's. Es geht einfach darum, ihn in die Teilhabe zu bringen und in die 
Verantwortung zu bringen.« (Mitglied der BEB, persönliches Interview, 
17.12.2020) 


Somit will die EG eine Form von Teilhabe an der Energiewende ermöglichen, 
die jede:n unmittelbar in die Energieproduktion involviert und anspricht: 
»Pass mal auf, wir erzeugen da oben erneuerbare Energie, die kannst du hier 
verbrauchen. Du kannst was tun.< Das ist halt eine direkte Ansprache jedes 
Einzelnen.« (Mitglied der BEB, persönliches Interview, 26.02.2021) Dieses 
Narrativ der BEB folgt einer Logik der individuellen Verantwortung, indem 
die einzelnen Bürger:innen mobilisiert und von der EG moralisch in die 
Pflicht genommen werden, als »Prosumer« tätig zu werden (Szulecki 2018: 21), 
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schwingt doch mit der Anrede »Du kannst etwas tun« indirekt der Anspruch 
mit, etwas tun zu sollen. 

Auch in Rottenburg ist die Teilhabe an der Energiewende ein wichtiger 
Punkt für die interviewten Mitglieder. Da anders als in Berlin keine direkte 
Stromproduktion über Mietkollektivanlagen stattfindet, nimmt diese eine 
mittelbare, durch die Regionalität dennoch wahrnehmbare Form an. Inter- 
viewpartner:innen betonten verstärkt, wie sie versuchen, mit ihrer Arbeit für 
die EG zur Energiewende »indirekt einen kleinen Beitrag zu leisten, weil ich 
denke, das ist etwas sinnvolles und läuft viel zu schleppend« (Mitglied der eER, 
persönliches Interview, 23.02.2021). Und durch die regional verankerte und 
greifbare Arbeit der EG hauptsächlich in PV-Anlagen »ist [es] natürlich schön 
zu sehen, da entstehen wirklich Projekte« (Mitglied der eER, persönliches 
Interview, 10.12.2020). Durch diese Partizipationsstrukturen, vermittelt über 
Hausdächer und regionale PV-Anlagen, erzeugen beide EGs eine praktizierte 
Form von ownership und Beteiligung an der Energiewende. 


Ehrenamtliche Arbeit und das Team 

Untrennbar mit den Eigentumsprinzipien einer Genossenschaft verbunden 
sind ihre charakteristischen, in der Satzung vorgeschriebenen Partizipa- 
tions- und Entscheidungsfindungsprozesse. Gegenläufig zum Ideal der 
gleichberechtigten Teilhabe am Klimaschutz wurde im Verlauf der Interviews 
allerdings sichtbar, dass die Partizipation an Aktivitäten und Entscheidungen 
der EGs ungleich verteilt ist. Oftmals ist sie an individuelles Fachwissen und 
zeitliche Ressourcen, sowie an die wirtschaftliche Hürde des Anteilskaufs ge- 
bunden. In beiden EGs wurde uns erklärt, dass wichtige Entscheidungen über 
die Zukunft der Genossenschaften durch die Generalversammlung getroffen 
und durch den gewählten Vorstand vorbereitet und ausgeführt werden. In 
den Interviews wurde aber deutlich, dass in beiden EGs viele Entscheidungen 
und Debatten mit einer kleinen Gruppe von Personen rund um den Vorstand 
(und Aufsichtsrat) getroffen werden, die einmal als »das Team« und einmal 
als »der harte Kern« umschrieben wurde. Diese Gruppe umfasste 2021 zum 
Zeitpunkt der Forschung bei der BEB bis zu zwölf, bei der eER vier bis sechs 
Personen (mit jeweils ca. zwei Dritteln Männeranteil), die regelmäßig zusam- 
menkommen, den Vorstand bei Entscheidungen beraten und Aktivitäten wie 
Infostände, technische Wartungen oder Kommunikation übernehmen. Die 
Zusammensetzung dieser Gruppen stand - anders als Aufsichtsrat und Vor- 
stand - bei keiner Versammlung zur Wahl. Wie in einer Kampagnenzeitung 
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der BEB (Abb. 1) angedeutet, ist der Prozess, der zur Herausbildung des Teams 
führt, informell. Unsere Gesprächspartner:innen aus beiden Teams erklär- 
ten uns auf Nachfrage, sie seien in die Gruppen hineingewachsen. Teilweise 
geschah dies zielgerichtet durch die ausdrückliche Motivation, sich für Kli- 
maschutz in einer Genossenschaft zu engagieren, teils angestoßen von einer 
kurzen Gelegenheitshilfe. Die Arbeit dieser Gruppen wird in Newslettern und 
auf Homepages sichtbar gemacht, wo die Hauptaufgabenbereiche und Namen 
der Gruppenmitglieder genannt und anerkannt werden, oft gemeinsam mit 
einem Aufruf an alle Interessierten, sich ebenfalls zu engagieren (BEB 2021; 
eER Newsletter 2021b). 


Abb. 1: Zusammensetzung der BEB 


So funktioniert unsere Genossenschaft 
© 
eo 


Aufsichtsrat 


bestellt 


Ideen entwickeln/ 
Projekte umsetzen 


Be es 


Generalversammlung Vorstand 


Bildquelle: BEB 2022: 4 


Auch die Beschreibungen der Mitgliederversammlungen während un- 
serer Interviews spiegelten diese Ambiguität von (gerechter) Partizipation 
innerhalb der EGs wider. Die Versammlungen wurden als harmonisch und 
frei von größeren Auseinandersetzungen dargestellt. Gleichzeitig fielen oft 
Bemerkungen wie »grad so Entscheidungen, die erst besprochen werden 
müssen bevor sie an Mitglieder kommuniziert werden, finden mit dem Vor- 
stand statt, das sind drei Leute - plus Aufsichtsrat«, womit einige unserer 
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Interviewpartner:innen einräumten, dass manche Entscheidungen bereits 
innerhalb des Vorstands oder der Teams vorgegeben wurden, bevor sie auf 
den Generalversammlungen diskutiert werden (Mitglied der eER, persönli- 
ches Interview, 10.12.2020). Gleichzeitig betonten Interviewpartner:innen in 
beiden EGs, dass der Vorstand gewählt (und somit demokratisch legitimiert) 
wurde, um Entscheidungen zu treffen. Durch die Beteiligung des Teams 
an diesen Entscheidungsprozessen im Vorfeld der Generalversammlungen 
zeigt sich die Uneindeutigkeit von partizipativer Gerechtigkeit. Vorstellungen 
von gerechtem ownership und Beteiligung sind hier vielmehr Produkt von 
impliziten Aushandlungsprozessen. 

Ebenso machte uns eine Interviewpartnerin darauf aufmerksam, dass 
man für eine Beteiligung an der Arbeit einer EG - und somit einer mögli- 
chen Aufnahme in das Team - oftmals ein gewisses Fachwissen mitbringen 
muss. Dieses umfasst technische Kenntnisse (z.B. über die Installation von 
PV-Anlagen oder die Funktion des Stromnetzes), betriebswirtschaftliches 
Wissen (z.B. zu Subventionen oder unternehmerischem Risiko), aber auch 
Kenntnisse der politischen Rahmenbedingungen (z.B. über Reformen oder 
Kräfteverhältnisse und Spielraum für Kompromisse in der Regierungskoaliti- 
on). Dies kann für das Engagement bei einer EG zu einer Hürde werden. Eine 
Interviewpartnerin erzählte, dass sie aufgrund ihres fehlenden Fachwissens 
zunächst nur wenig Möglichkeiten für eine Beteiligung sah. Später fand sie 
einen Betätigungsbereich innerhalb der Arbeit der EG, den sie sich selbst 
schuf. In einem anderen Interview wurden wir darauf hingewiesen, dass 
es zumindest eine gewisse Technikaffinität braucht, um Aufgaben wie das 
Monitoring der PV-Anlagen zu übernehmen. Auch für Tätigkeiten, die aufden 
ersten Blick simpler anmuten, wie die Arbeit an einem Informationsstand, 
stellen Vor- und Fachwissen potenzielle Beteiligungshindernisse dar. Dieses 
Wissen lässt sich zwar aneignen, doch dafür ist Zeit nötig. So bewertete ein 
Interviewpartner eine (anscheinend wiederkehrende) Situation, in welcher 
sich ein neues Mitglied bei der EG engagieren will, jedoch nicht viel Zeit dafür 
aufwenden könne, wie folgt: »Das ist immer schwierig, [...] man kann nicht 
einfach sagen >Ich hab jetzt mal zwei Stunden Zeit und springe jetzt mal 
rein und; und kann das dann vermitteln«.« (Mitglied der BEB, persönliches 
Interview, 02.03.2021) 

Studien zu westeuropäischen Energy Communities, also Energieprojekte 
mit kommunaler oder Bürger:innenbeteiligung, EGs miteingeschlossen (sie- 
he z.B. Cointe 2017; Johnson/Hall 2014; Park 2012; siehe auch Van Bommel/ 
Höffken 2021), verweisen auf (intersektionale) Ungleichheiten in den Mitglie- 
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derstrukturen entlang der Achsen Gender, race und Klasse. Ähnlich wie bei 
Umweltschutzbewegungen (siehe Martinez-Alier 2002; Wissen/Brand 2019) 
stellt sich deshalb die Frage, von welcher gesellschaftlichen Position EGs in 
Deutschland eine Transformation des Energiesektors anstreben. Unsere For- 
schung hat keine ausreichende Datenbasis, um zu dieser Thematik Stellung zu 
beziehen. In einem Interview wurde selbstreflexiv angegeben, dass in Bezug 
auf »Diversität im Sinne von Geschlechterverhältnis, wo die Leute herkom- 
men, welchen Bildungshintergrund sie haben usw. [...] immer ein bisschen 
Luft nach oben« (Mitglied der BEB, persönliches Interview, 17.12.2020) sei. 
Und als während unserer Forschung eine der EGs kurzfristig eine außerplan- 
mäßige Kapitalerhöhung der Mitglieder im Zuge einer Windparkbeteiligung 
anbot, hieß es schon wenige Wochen später im Newsletter: »Ihre Rückmel- 
dung war überwältigend. Ein Mehrfaches des erwarteten Kapitals ist uns 
zugegangen.« (eER Newsletter 2021a: 0.5.) Neben dem Enthusiasmus für die 
Energiewende weist dies auch auf eine finanzstarke Mitgliederstruktur hin. 
Außerdem stellt bereits die für die Mitgliedschaft erforderliche Kapitalbetei- 
ligung an einer Genossenschaft eine finanzielle Hürde dar. Die für eine aktive 
Beteiligung oftmals erforderliche Kombination aus Zeit, Kapital und Wissen 
stellt eine Zugangshürde für eine gerechte Partizipation am Energiesektor 
dar. 

Wir verstehen diese ungleichen Entwicklungen nicht per se als ungerech- 
te Partizipation. Beide EGs sowie die jeweiligen Teams ermöglichen grund- 
sätzlich die direkte Teilhabe eines:r jeden. In beiden EGs wurden wir darauf 
aufmerksam gemacht, dass man zur Unterstützung dieser Arbeiten nicht ein- 
mal Mitglied werden, sondern nur Zeit und Lust mitbringen müsse. Genossen- 
schaftsarbeit stellt sich hier im Wesentlichen als ehrenamtliches Engagement 
dar. Während die EGs über ihre Eigentums-, Partizipations-, und Identifikati- 
onsprozesse Möglichkeiten für energiegerechte Transformationen von owners- 
hip bereitstellen, ist dieses Ideal von ownership nicht für alle Menschen gleich 
erreichbar. Gleichsam wurde in allen Interviews betont, dass ohne die (unglei- 
che) ehrenamtliche - und in der Regel unbezahlte - Partizipation und Arbeit 
die EGs nicht funktionieren würden. Insgesamt zeigen diese Beobachtungen 
die praktischen Grenzen der Verwirklichung des Ideals gerechter Beteiligung 
und ownership auf und stellen somit einen Ausgangspunkt für die kritische Re- 
flexion dieser Grenzen dar. 
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5. Fazit und Ausblick 


Unser Beitrag untersucht zwei deutsche Energiegenossenschaften - die Bür- 
gerEnergie Berlin und die erneuerbare Energien Rottenburg - aus der theoretischen 
Perspektive der Energiegerechtigkeit. Dabei betrachten wir sowohl externe als 
auch interne Dynamiken der beiden EGs. Wir können aufzeigen, wie beide 
EGs nach außen hin claims für eine energiegerechte Gesellschaft formulieren 
und sich gleichzeitig um eine Umsetzung dieser Energiegerechtigkeit inner- 
halb der eigenen Genossenschaft bemühen. In den externen claims agieren die 
EGs als transformative Akteure und kritisieren große Energiekonzerne, staat- 
liche Institutionen auf kommunaler Ebene sowie die »Politik< im Allgemeinen. 
Diese claims umfassen eine Fehlallokation von Renditen und Ressourcen zu- 
ungunsten der Energiewende als Verteilungsungerechtigkeit, eine als mangel- 
haft wahrgenommene Beteiligung der Bürger:innen als partizipative Unge- 
rechtigkeit und eine nicht vorhandene Begegnung mit den Bürger:innen auf 
Augenhöhe als verfehltes Ideal der Anerkennungsgerechtigkeit. Hinsichtlich 
externer claims haben sich zudem zwei Ausgangspunkte für weitere Untersu- 
chungen herauskristallisiert: Einige Mitglieder haben zum Ziel, die EGs stra- 
tegisch dergestalt zu positionieren, dass sie in der Folge als Garant der Ener- 
giewende gegen mögliche künftige Veränderungen von Mehrheitsverhältnis- 
sen wirken. Dies zeugt von einer komplexen Aushandlung von Demokratie und 
Gerechtigkeit, welche Gegenstand weiterer Forschung sein könnte. Zum ande- 
ren stellt sich die Frage ob durch die Abhängigkeit von ehrenamtlicher Arbeit 
eine systematische Verzerrung in der Ansprache gegenüber den Bürger:innen 
entsteht. 

Die Prinzipien, die die EGs in ihren externen claims postulieren, möchten 
sie in ihrem eigenen Handeln umsetzen. Die BEB will durch die genossen- 
schaftliche Beteiligung am Berliner Stromnetz Transparenz und Beteiligungs- 
möglichkeiten schaffen, die jede:n Bürger:in auf Augenhöhe anerkennen und 
gleichzeitig erneuerbare Energien fördert. Bei der eER soll die Arbeit der 
Mitglieder an der regionalen Energiewende einen unmittelbaren Beitrag zum 
Klimaschutz liefern. Beide EGs beziehen sich dabei auf eine energiegerechte 
Vorstellung von ownership, die über die rechtlichen Eigentumsverhältnisse hin- 
ausgeht und praktische Teilhabe, Verantwortungsgefühl und Zugehörigkeit 
verbindet. Unsere Forschung zeigt jedoch auch die Grenzen dieser Formen von 
ownership. Neben den finanziellen Hürden einer Genossenschaftsmitglied- 
schaft können die für eine Beteiligung notwendigen zeitlichen Kapazitäten, 
ebenso wie ungleich verteiltes Fachwissen zu der Entstehung eines inneren 


0. Rieder, K. Veit, N. Moretti, L. Peters & C. Li: Power to which people? 


Zirkels führen. Während dies angesichts herausfordernder verwaltungstech- 
nischer, kommunikativer und technischer Aufgaben einer funktionierenden 
EG nachvollziehbar ist (siehe auch Brummer 2018), werden hier Diskrepanzen 
zum Ideal der Energiegerechtigkeit deutlich. Des Weiteren stellt sich die 
Frage, ob eine Abhängigkeit einer EG von der (meist ehrenamtlichen) Arbeit 
Einzelner in Bezug auf ihr Fortbestehen nachhaltig ist. 

Um solche Tendenzen hin zu einer ungleichen Form von ownership ab- 
zuwenden und eine inklusive Energiewende zu gestalten, müssen nicht nur 
(teilweise bereits vorhandene) Selbstreflexionsprozesse in den EGs angesto- 
ßen werden. Auch eine Neugestaltung der rechtlichen Regelungen bezüglich 
EGs ist aus der Perspektive unserer Forschungsergebnisse notwendig. Der 
Zusammenhang zwischen energiegenossenschaftlichen Gründungsdyna- 
miken und (nationaler) Gesetzgebung wie dem EEG ist gut dokumentiert 
(Yildiz et al. 2015). So veröffentlichte im Februar 2021 auch die eER eine 
Pressemitteilung des Deutschen Genossenschafts- und Raiffeisenverbands 
(DGRV 2021b) zur EEG-Novelle 2021 aufihrer Homepage gemeinsam mit dem 
Kommentar: »Die Herabsetzung der Ausschreibungsgrenze für Dachanlagen 
ab 300 kWp benachteiligt Energiegenossenschaften gegenüber großen An- 
bietern.« (eER 2021b: 0.5.) Auch wurde die von der neuen Bundesregierung 
im »Osterpaket« 2022 angekündigte Novelle des EEGs (BMWK 2022: 1) vom 
Dachverband zwar teilweise positiv aufgenommen, erschwert aber laut dem 
DGRV (2022) die Arbeit von EGs, da z.B. Projekte in anderen Kommunen 
als dem Sitz der EG aufwändigen Ausschreibungsverfahren unterliegen - 
Projekte, die wie im oben zitierten Beispiel der eER keine Seltenheit sind. Es 
stellt sich demnach die Frage, zu welchem Ausmaß die claims der EGs nach 
gerechter Verteilung, Partizipation und Anerkennung in der gegenwärtigen 
Energielandschaft Deutschlands (sowie angesichts bestehender intersektio- 
nalen Ungleichheiten) umgesetzt werden können. Gleichzeitig soll damit 
die potenziell präfigurative Rolle von EGs nicht geschmälert werden, denn 
ein Großteil ihrer Praktiken zeugt von den vielfältigen Bestrebungen, eine 
gerechte Transformation des Energiesektors zu ermöglichen und bereits jetzt 
zu leben. 
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Zeit für Natürliche Klimalösungen 
Zeit als Dimension der Umweltgerechtigkeit am Beispiel 
der Wiedervernässung der Hannoverschen Moorgest 


Tabea Dorndorf 


1. Einleitung 


Angesichts des schwindenden Treibhausgas-Budgets zur Begrenzung der 
Erderwärmung auf 1,5°C gewinnen Maßnahmen zur Rückholung und Spei- 
cherung von Treibhausgasen aus der Atmosphäre an Aufmerksamkeit. Dabei 
stehen häufig sogenannte natürliche Klimalösungen im Fokus. Dieser Sam- 
melbegriff umfasst eine Vielzahl von Ansätzen, die neue Treibhausgas-bin- 
dende Ökosysteme schaffen, bestehende stärken oder alte wiederherstellen. 
Bis 2030 könnten natürliche Klimalösungen bis zu 30 % der Treibhausgas- 
reduktion beitragen, um die globale Erwärmung auf 1,5°C zu begrenzen 
(Griscom et al. 2017). Bislang stand Aufforstung im Vordergrund des wis- 
senschaftlichen wie politischen Interesses (Temperton et al. 2019). Eine weit 
größere Bedeutung für die Kohlenstoffbindung an Land aber haben weltweit 
sowie in Deutschland Moore (UNEP 2019). 

Um Moorflächen nutzbar zu machen, wurden viele Flächen in den vergan- 
genen Jahrhunderten entwässert und somit zu Kohlenstoffquellen (Joosten et 
al. 2016). Eine Wiedervernässung, d.h. Anhebung der Wasserstände, ist die ef- 
fektivste Methode, um Mooremissionen zu verhindern. In den letzten 35 Jah- 
ren wurden in Deutschland jährlich ca. 2.000 Hektar wiedervernässt. Um die 
Treibhausgasemissionen bis 2050 auf null zu senken, müssten die Maßnah- 
men auf 50.000 Hektar pro Jahr stark erhöht und die Umsetzung beschleu- 
nigt werden (Abel et al. 2019). Doch Moorwiedervernässung ist ein komplexes 
und zeitintensives Unterfangen: Vor, während und nach der Wiedervernäs- 
sung eines Moorgebiets muss eine Vielzahl von Akteur:innen und Institutio- 
nen eingebunden werden, da verschiedene Landnutzungen (z.B. Land- und 
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Forstwirtschaft), rechtliche Rahmenbedingungen (z.B. Wasser- und Boden- 
ordnung), und neben dem Klimaschutz auch Biodiversitäts- und Wasserziele 
beachtet werden müssen (Abel et al. 2019). 

Die Komplexität des Moorschutzes wird bei der Wiedervernässung der 
Hannoverschen Moorgeest deutlich, welche bereits 2007 als bundesweites 
Vorzeigeprojekt initiiert wurde. Erst 15 Jahre später, im Herbst 2021, konnten 
größere Bauarbeiten beginnen (NLKWN 2021). Das 2007 gestartete Wieder- 
vernässungsprojekt war zunächst bereits 2010 gescheitert. Zwar hatte die 
beteiligte Öffentlichkeit damals das Projekt befürwortet und ein Kompromiss 
zwischen Naturschutz- und Landwirtschaftsinteressen war gefunden. Doch 
die Fläche des Schutzgebiets wurde infolge der Verhandlungen verkleinert 
und die Bundesfördermittel letztlich zurückgezogen (Kallenbach 2016; team 
ewen 2011). Seit 2012 läuft mit dem zweiten Projektanlauf nun u.a. ein Flur- 
bereinigungsverfahren. Zu Projektbeginn standen 93% der Flächen bereits 
unter Naturschutz, und waren daher weitestgehend ohne finanziellen Wert. 
Dennoch stand bis Herbst 2021 in Frage, ob alle Flurstücke gesichert werden 
könnten. Das zweite Wiedervernässungsprojekt wird voraussichtlich bis 2027 
dauern. 

Die zwei komplexen und konfliktreichen Verfahren über den Zeitraum 
von 15 Jahren stehen im Widerspruch zu einem bei Klimaaktivist:innen, 
Unternehmen, und Politiker:innen populären Narrativ, demzufolge natürli- 
che Klimalösungen erprobte und wünschenswerte Maßnahmen darstellen, 
welche »schnell und »einfach« umsetzbar seien. Da sie eine Reihe positi- 
ver ökologischer und sozialer Nebeneffekte mit sich brächten, handele es 
sich um »no-regret<-Projekte, die nicht zuletzt aufgrund ihrer »Natürlichkeit« 
wünschenswert seien (siehe z.B. Bellamy/Osaka 2020; Seddon et al. 2020). 

Natürliche Klimalösungen haben bereits unter anderen Namen eine lange 
Geschichte. Dabei hat die sozialwissenschaftliche Literatur mit Fokus auf 
Aufforstungs- und Waldschutzprojekten im »globalen Süden« allerdings ge- 
zeigt, dass eine für alle Parteien erfolgreiche und einfache Umsetzung die 
Ausnahme ist. Ein wichtiger Aspekt ist dabei der Umgang mit Landrechten, 
welche lokalspezifisch ausgestaltet und häufig nicht formalisiert sind. Statt 
win-win Ergebnissen sind die Missachtung von Landrechten und Stärkung 
von Machtgefällen dokumentiert (siehe z.B. Carton et al. 2020 für einen 
Überblick). Außerdem werden die benötigten zeitlichen und finanziellen Res- 
sourcen für langfristigen Erfolg häufig unterschätzt (Carton/Andersson 2017; 
Osborne/Shapiro-Garza 2018). Diese Erkenntnisse zeigen, dass die Ausein- 
andersetzung mit Potenzial und Umsetzung von natürlichen Klimalösungen 
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stets einer sozialwissenschaftlichen Kontextualisierung bedarf (Hirons 2021; 
Markusson et al. 2020). In Deutschland bestehen zwar formalisierte Land- 
rechte und Bodenordnungsverfahren. Dass auch diese jedoch keine einfache 
und schnelle Umsetzung von landbasierten Klimaschutzmaßnahmen ga- 
rantieren, ist z.B. beim stockenden Windkraftausbau durch lange dauernde 
Genehmigungsverfahren und Widerstand von Bürgerinitiativen hinlänglich 
dokumentiert und bekannt (siehe z.B. Hoeft/Messinger-Zimmer/Zilles 2017; 
Pietrowicz/Quentin 2015). Artikel gerade auch zu den zeitlichen Dimensio- 
nen der Umsetzung von landbasierten Klimaschutzmaßnahmen sind aber 
bisher insbesondere für den »globalen Norden« rar. Dieser Beitrag zeigt, dass 
Gerechtigkeitsfragen, demokratische Prozesse und individuelle Rechte und 
Freiheiten vor dem Hintergrund der notwendigen sozialökologischen Trans- 
formation in neue zeitbezogene Spannungsbeziehungen geraten und deshalb 
öffentlich und zeitnah neu verhandelt werden müssen. 

Um die Planung, Umsetzung und Auswirkungen von landbasierten Kli- 
malösungs-Projekten zu analysieren, eignet sich die Perspektive der Umwelt- 
gerechtigkeit. Dabei spielen alle drei Umweltgerechtigkeitsdimensionen eine 
Rolle: Wer profitiert und wer wird belastet (Verteilungsgerechtigkeit), wessen 
und welche Art von Anliegen werden wahrgenommen und als legitim betrach- 
tet (Annerkennungsgerechtigkeit), und wer ist im Verfahren involviert und hat 
Einfluss durch Beteiligungsmöglichkeiten (prozedurale bzw. Verfahrensge- 
rechtigkeit) (Walker 2012)? Die Verfahrensgerechtigkeit beinhaltet bereits eine 
zeitliche Komponente, da diese Dimension die Gerechtigkeitsimplikationen 
von Prozessen betrachtet. Zeit ist außerdem integraler Bestandteil von inter- 
generationeller Gerechtigkeit. Anders als in anderen sozialwissenschaftlichen 
Bereichen ist die Rolle von Zeit in der Umweltgerechtigkeitsliteratur jedoch 
bislang selten explizit betrachtet worden (Walker 2019). Dabei ist Zeit funda- 
mental für das Werden und Erleben von Ungerechtigkeiten. Sozialökologische 
Transformationen können daher ohne Beachtung der zeitlichen Dimensionen 
nicht vollständig erfasst werden (Bopp/Bercht 2021). Der Plural ist bewusst 
gewählt, denn Zeit ist mehrdimensional: Rhythmen, Geschwindigkeiten oder 
Dauern sind nur einige Aspekte von Zeit, die stets in Bezug zu sozialen, 
ökonomischen, politischen oder physischen Einheiten definiert werden (von 
Benda-Beckmann/von Benda-Beckmann 2014). Es wirken daher stets meh- 
rere Temporalitäten, d.h. Dimensionen und Arten von Zeit, nebeneinander, 
zusammen oder gegeneinander. 

Vor diesem Hintergrund beleuchte ich in diesem Beitrag am Beispiel der 
Hannoverschen Moorgeest Zeit als eigene Dimension von Umweltgerechtig- 
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keit sowie als Bestandteil von Verfahrensgerechtigkeit. Die Fallstudie folgt den 
Fragen: Weshalb dauerte es bei der Wiedervernässung der Hannoverschen Moorgeest 
über 15 Jahre bis zum Beginn der Bauarbeiten? Welche Temporalitäten treten dabei zum 
Vorschein? Wie wirken diese zusammen, und welche Gerechtigkeitsspannungsfelder er- 
geben sich? 

Die Analyse basiert auf fünf qualitativen Interviews mit drei Vertreter:in- 
nen von Naturschutz- und Bürger:inneninteressen sowie Mitarbeiter:innen 
des projektleitenden Amtes und der Flurbereinigungsbehörde. Diese wurden 
iterativ als leitfadenbasierte Interviews vorbereitet und mit der Analyse von 
Lokalpresseartikeln, Projektberichten und -informationsmaterialien ergänzt. 
Während der Datenerhebung zwischen März 2020 und Juni 2021 galten Kon- 
taktbeschränkungen aufgrund der COVID19-Pandemie, sodass ein Ortsbesuch 
nur im April 2020 möglich war. Die Kontaktaufnahme mit den amtlichen 
Stellen und den Interessensvertretungen, welche das Projekt unterstützten, 
verlief unproblematisch. Leider war es jedoch nicht möglich, mit allen re- 
levanten Akteursgruppen zu sprechen. Alle Interviews wurden digital oder 
telefonisch geführt. Zur Anonymisierung werden die Institutionen, jedoch 
nicht die Positionen der Gesprächspartner:innen benannt. 

Der Beitrag ist wie folgt strukturiert: Im zweiten Abschnitt wird das The- 
ma Zeit und Gerechtigkeit im Rahmen von Klimawandel und Klimaschutz mit 
einem Literaturüberblick eingeführt. In Abschnitt 3 wird die Bedeutung von 
Moorschutz aufgezeigt, die Fallstudie in die nationale Klimapolitik eingeord- 
net, und in die Geschichte der Moorgeest eingeführt. Abschnitt 4 zeigt zu- 
nächst auf zwei Ebenen auf, welche Elemente den Zeitablauf der Moorgeest 
bestimmten, und analysiert im Anschluss das Zusammenwirken verschiede- 
ner Zeitebenen aus Gerechtigkeitsperspektive. 


2. Zeit als Element von Umwelt- und Klimagerechtigkeit 


Temporalitäten beschreiben und gliedern Zeit, z.B. in Jahreszeiten oder Wahl- 
zyklen. Sie sind soziale Konstruktionen, die in Bezug zu sozialen, ökonomi- 
schen, politischen, oder physischen Einheiten definiert werden. In welchem 
gesellschaftlichen Kontext Zeit gedacht wird beeinflusst daher, welche Bezie- 
hungen, Bedürfnisse und Geschehnisse hervorgehoben oder in den Hinter- 
grund gedrängt werden (von Benda-Beckmann/von Benda-Beckmann 2014). 
Temporalitäten beeinflussen u.a. die Verteilung von Umweltschäden und 
das Erleben von Umweltveränderungen. Zum Beispiel bestimmen die Lebens- 
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rhythmen einer Stadt sowie ihrer Bewohner:innen, wer von Luftverschmut- 
zung durch Stoßzeiten im Autoverkehr betroffen ist oder ihr ausweichen kann 
(Walker/Booker/Young 2020). Auch die klimatischen Manifestationen des 
Klimawandels haben verschiedene Temporalitäten, z.B. in Form langsamer 
Veränderung des Jahreszeitenrhythmus, oder aber durch häufiger werdende 
abrupte Extremwetterereignisse. Welche Auswirkungen diese Veränderungen 
auf Individuen haben, wird wiederum durch deren Lebenstemporalitäten, 
wie z.B. Rituale, beeinflusst (Bopp/Bercht 2021). Ein maßgebendes Konzept 
istin diesem Kontext »slow violence« (Nixon 2011: 2), eine Form von »Gewalt, die 
allmählich und unbemerkt auftritt, eine Gewalt der verzögerten Zerstörung, 
die über Zeit und Raum verstreut ist«, und damit über lange und getrennte 
Zeiträume auftretende Ungerechtigkeiten beschreibbar macht (Nixon 2011: 
2). 

Zeit ist darüber hinaus in Form von Generationengerechtigkeit ein promi- 
nentes Element von Klimagerechtigkeitsdiskursen (Walker 2019). Aufgrund 
der Verzögerung zwischen der Emission von Treibhausgasen bis zur Manifes- 
tation von klimatischen Veränderungen existieren Gerechtigkeitsbeziehungen 
zwischen dem Handeln früherer, aktueller und zukünftiger Generationen. 
Auf der einen Seite werden daraus Emissionsreduktionspflichten heutiger 
Generationen abgeleitet (siehe z.B. Skillington 2018). Späteres Handeln be- 
deutet sowohl einen Verantwortungs- als auch einen Risikotransfer in die 
Zukunft. Dabei ist zum einen der Handlungsspielraum und Wirkungsgrad 
von Klimaschutzmaßnahmen mit fortschreitendem Klimawandel ungewiss. 
Zum anderen werden mit Eintritt irreversibler Klimawandelauswirkungen 
Anpassungsmaßnahmen teurer bis unmöglich (Anderson/Peters 2016; Car- 
ton/Lund/Dooley 2021; Lenton et al. 2019). Auf der anderen Seite spielen die 
historischen Emissionen eine Rolle für eine gerechte globale Verteilung der 
verbleibenden Emissionsrechte (siehe z.B. Meyer/Roser 2006). 

Konsequenzen der verzögerten Auswirkungen des Treibhausgasausstoßes 
werden auch außerhalb der Umweltgerechtigkeitsliteratur diskutiert, z.B. in 
Bezug auf die Handlungsfähigkeit politischer Institutionen. Der Klimawandel 
ist ein langfristiges, unsicheres und in Ursache und Wirkung räumlich und 
zeitlich verstreutes Phänomen. Politische Institutionen sind jedoch in ihren 
Befugnissen auf regionale, Landes- oder Staatenbundgrenzen begrenzt und 
üblicherweise auf wenige Jahre ausgerichtet (Gardiner 2006). In Demokratien 
haben Politiker:innen bspw. aufgrund der Legislaturperioden wenig Anreiz 
Veränderungen anzustoßen, deren Vorteile erst nach der Legislaturperiode 
deutlich werden (siehe z.B. Burnell 2012; Gardiner 2006; Held 2014). 
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Oft wird daher die Frage gestellt, ob demokratische Prozesse zu behä- 
big sind, um das globale 1,5° Ziel zu erreichen. Doch schnelles Handeln hat 
auch eine Kehrseite. Werden Maßnahmen mit einer hohen Dringlichkeit 
versehen, könnten demokratische Prinzipien der öffentlichen Legitimierung, 
Beteiligung und Zustimmung umgangen werden (siehe z.B. MacKerron 2009; 
Partridge et al. 2018), denn umfassende Beteiligungsprozesse brauchen mo- 
netäre und zeitliche Ressourcen. Dabei ist aus Gerechtigkeitsperspektive auch 
zu beachten, dass diese Ressourcen nicht allen Betroffenen gleichermaßen 
zur Verfügung stehen. Hohe Zeiterfordernisse von Beteiligungsstrukturen 
können somit bestimmten Bevölkerungsgruppen Partizipation verwehren 
(Hayward 2008). Sowohl zu viel als auch zu wenig Zeit für Transformations- 
gestaltungen kann also Quelle prozeduraler Ungerechtigkeiten sein. 

Der Überblick macht deutlich, dass verschiedene Temporalitäten beim ge- 
sellschaftlichen Umgang mit Klimawandel eine Rolle spielen. Als analytischen 
Zugang zu Zeit in Umweltgerechtigkeitsanalysen schlagen Bopp und Bercht 
(2021) eine grobe Gliederung von Temporalitäten in drei Ebenen vor. »Natürli- 
che Zeit« umfasst die Temporalitäten von Naturvorgängen, z.B. Jahreszeiten 
oder die Zeiträume, in denen das Klima auf Veränderungen der Treibhausgas- 
konzentration reagiert. »Gesellschaftliche Zeit« beschreibt die Temporalitäten 
politischer und sozio-kultureller Organisation, z.B. Wahlzyklen. Die »Micro- 
Zeitdimension« umfasst individual- oder lokalspezifische Temporalitäten, 
bspw. die individuelle Zeitwahrnehmung. Im Laufe des Beitrags greife ich 
auf diese Gliederung zurück, um die Temporalitäten der Fallstudie analy- 
tisch zu strukturieren, und ihr Zusammenwirken und potenzielle Konflikte 
darzustellen. 


3. Hintergrund: Moorschutz und die Hannoversche Moorgest 
3.1 Zeit für Moorschutz in Deutschland 


Moore bestehen überwiegend aus über Jahrtausende angehauftem Torf. Diese 
teilweise zersetzten Pflanzenreste bestehen zu 50-60 % aus Kohlenstoff und 
wurden durch beständige Feuchtigkeit des Bodens konserviert. Intakte Moore 
sind wertvoller Lebensraum für auf Feuchtgebiete spezialisierte Tier- und 
Pflanzenarten, stabilisieren den Wasserhaushalt, können zu Hochwasser- 
schutz beitragen und Nähr- und Schadstoffe rückhalten und abbauen (LLUR 
et al. 2012). 
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Ungefähr 3,6 % der Landfläche Deutschlands sind Moorflächen (Trepel et 
al. 2017). Mehr als 95 % dieser Flächen wurden in den vergangenen Jahrhun- 
derten allerdings durch Gräben entwässert, vorwiegend um den Boden land- 
wirtschaftlich und für Torfstich nutzbar zu machen. Durch die Entwässerung 
gelangt Sauerstoff in den Boden und der Torf wird mikrobiell zersetzt, sodass 
Kohlenstoffdioxid und Distickstoffmonoxid fortwährend freigesetzt werden. 
Entwässerung macht das Moor daher zur Treibhausgasquelle und gefährdet 
die moorspezifische Biodiversität (Abel et al. 2019; Andersen et al. 2017). Im 
Jahr 2019 setzten die entwässerten Moorflächen ca. 6,7% aller Treibhausgas- 
emissionen Deutschlands frei (BMU/BMEL/Landerkonferenz 2021). 

Durch Wiedervernässung können Moore wieder in Kohlenstoffsenken ver- 
wandelt werden. Wesentliche Maßnahmen sind die Schließung von Gräben 
und das Entfernen von Gehölzen, welche dem Boden Wasser entziehen, die 
sogenannte Entkusselung (Andersen et al. 2017). Obwohl durch eine Anhebung 
des Wasserstands die Methanemissionen zunächst ansteigen, wird die negati- 
ve Klimawirkung direkt gemildert, da die Emission von CO; stark sinkt. Bis die 
Emissionswirkung eines naturnahen Moores erreicht ist, dauert es nach Ab- 
schluss der Wiedervernässungsmaßnahmen dennoch etwa fünfbis zehn Jahre 
(Abel et al. 2019; Joosten et al. 2016). 

Eine Reihe institutioneller Aspekte erschweren die schnelle Umsetzung 
von Moorschutzaktivitäten im einzelnen Projekt wie als Gesamtaufgabe. So 
formuliert bspw. das Bundesamt für Naturschutz: 


»Moorschutz bedient i.d.R. mehrere Ziele (z.B. Klimaschutz, Biodiversität, 
Wasserschutz), berührt eine Reihe von Landnutzungen (z.B. Landwirtschaft, 
Forst) und muss regional differenziert und unter Beteiligung diverser Akteu- 
rinnen und Akteure sowie Betroffener umgesetzt werden. Dabei kommen 
unterschiedlichste Konflikte und Synergien zum Tragen und eine Vielzahl 
an Rahmenbedingungen müssen beachtet werden. [...] Für genutzte Flächen 
müssen in Zusammenarbeit mit den Betroffenen langfristige Lösungen ge- 
funden werden, die einerseits den Klimaschutzzielen gerecht werden, ande- 
rerseits einen Ausgleich für Nutzungseinschränkungen bieten, Nutzungsal- 
ternativen aufzeigen und eine Anpassung unterstützen.« (Nitsch/Schramek 
2020: 15) 


Eine weitere Herausforderung besteht in den langen Planungszeiträumen. Be- 
trachtet man die Zeit für Planung, Umsetzung, Dauer bis zur positiven Kli- 
mawirkung und nachfolgende Schutzmaßnahmen, sollte Moorschutz als Ge- 
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nerationenprojekt begriffen werden (Nitsch/Schramek 2020). Da es also Zeit 
für Moorschutz braucht, ist es höchste Zeit für Moorschutz: 


»Seit1980 wurden in Deutschland etwa 70.000 ha Moore wiedervernasst [...]. 
Um bis 2050 alle CO2-Emissionen aus Mooren in Deutschland einzusparen, 
wäre es erforderlich, [...] schrittweise ca. 50.000 ha jährlich wiederzuvernäs- 
sen. Damit sollte heute begonnen werden, um große Belastungen aller Ak- 
teure durch Vernässung sehr viel größerer Flächen erst zur Mitte des Jahr- 
hunderts zu vermeiden und eine gesellschaftliche und wirtschaftliche An- 
passung zu ermöglichen.« (Abel et al. 2019: 7) 


Aus Biodiversitätsschutzgründen verabschiedete Niedersachsen bereits 1981 
als erstes der fünf moorreichen Bundesländer eine Moorschutzstrategie. Die 
anderen Bundesländer folgten Anfang der 2000er, als das klimapolitische 
Interesse an intakten Mooren wuchs. Auf bundespolitischer Ebene war Moor- 
schutz bislang Teil übergeordneter Strategien, u.a. dem Klimaschutzplan 2050 
(BMU 2016). Eine Bund-Länder-Zielvereinbarung hielt im Oktober 2021 nun 
erstmals fest, dass die jährlichen Treibhausgasemissionen aus Moorböden bis 
2030 um 5 Millionen Tonnen CO,-Aquivalente gesenkt werden sollen (BMU/ 
BMEL/Länderkonferenz 2021). Im Koalitionsvertrag 2017-2021 war außer- 
dem die Ausarbeitung einer Bundes-Moorschutzstrategie vorgesehen, welche 
jedoch im Sommer 2021 scheiterte (CDU/CSU/SPD 2018). Auch die Bundes- 
regierung der 20. Legislaturperiode will eine »Nationale Moorschutzstrategie 
verabschieden und zügig umsetzen« (SPD/Bündnis 90/Die Grünen/FDP 2021: 
38). 


3.2 Die Wiedervernässung der Hannoverschen Moorgest 


Vier Hochmoore rund 20 Kilometer nördlich von Hannover bilden die Hanno- 
versche Moorgeest rund um das Dorf Resse. Seit die vier Moore in den 1970ern 
größtenteils unter Naturschutz gestellt wurden, kümmern sich ehrenamtli- 
che Naturschützer:innen in Kooperation mit der Region Hannover und den 
Niedersächsischen Landesforsten um den Erhalt der Moore. Gräben wurden 
oberflächlich gestaut und Teile der Moore entkusselt (NLKWN 2013). 

Nach ersten Anfragen auf Wiedervernässung Ende der 1990er Jahre starte- 
te im Dezember 2006 das erste Naturschutz-Grofsprojekt Hannoversche Moorgeest 
mit einer dreijährigen Planungsphase. Biodiversitätsziele standen im Vorder- 
grund und die Wiedervernässung sollte ein bundesweites Modellprojekt wer- 
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den. Finanziert aus Bundesmitteln (70 %), vom Land Niedersachsen (20 %) und 
der Region Hannover (10%), betraf es eine Fläche von 5.500 ha. In der Pla- 
nungsphase wurden Pflege- und Entwicklungspläne erarbeitet, ein sozioöko- 
nomisches Gutachten verfasst und der Prozess von einem Moderationsverfah- 
ren begleitet (NLKWN 2013; team ewen 2011). Letzteres erwies sich bald als 
notwendig, denn das Projekt startete in »aufgeheizter« Stimmung (team ewen 
2011: 4), welche sich 2008 in eine »Schlammschlacht ums Moor-Projekt« ent- 
wickelte (Nagel 2007: 0.S.). 

Zwei Problemlinien haben »Familien und Dorfgemeinschaften durchein- 
andergewirbelt« (Interessenvertreter III, persönliches Interview, 15.06.2021). 
Zum einen sorgten sich die Anwohner:innen um Konsequenzen der Anhebung 
der Wasserstände im Moor, z.B. Schäden durch volllaufende Keller oder eine 
wachsende Insektenpopulation. Aufklärung über Hochmoore und Festlegung 
prozeduraler Fragen für Schadensfälle konnten diese Sorgen klären. Auch 
dank des ehrenamtlichen Einsatzes der Naturschutz- und Bürgervertretung 
in Veranstaltungen und Gesprächen wendete sich die Stimmung in der Be- 
völkerung (team ewen 2011). Die Interessensvertreter:innen erklärten in den 
Interviews, dass es viele Aha-Momente gegeben habe. Anlieger:innen mit 
zuvor existenziellen Ängsten seien Befürwortende der Moorrettung geworden 
(Interessenvertreter II, persönliches Interview, 11.06.2021; Interessenvertreter 
I, persönliches Interview, 01.04.2021). Dass Klimaschutz in dieser Zeit als 
Moorschutzziel hinzukam, habe dabei geholfen. Im Laufe des Jahres 2009 
wurden auch von staatlicher Seite die Beteiligten und die Öffentlichkeit 
stärker eingebunden (team ewen 2011). 

Zum anderen sorgten sich Vertreter:innen der Landwirtschaftsinteressen 
um die Nutzbarkeit der bewirtschafteten Böden innerhalb des Projektgebiets. 
Der Konflikt gipfelte 2008, als die Landwirtschaftsvertretung zwischenzeit- 
lich aus dem Planungsverfahren ausschied (Bernstorf 2012a). Da die Projekt- 
leitung neu besetzt werden musste, wurde mit einem halben Jahr Verzögerung 
schließlich ein Projektausschuss mit drei Landwirtschafts- und zwei Natur- 
schutzvertreter:innen gegründet (team ewen 2011). 2010 einigte sich dieser auf 
eine Kompromisslösung, festgehalten im sogenannten 12-Punkte-Papier (Pro- 
jektausschuss Naturschutz-Großprojekt Hannoversche Moorgeest 2010). Um 
die betroffenen landwirtschaftlichen Flächen zu reduzieren, wurden die ein- 
geplanten ökologischen Pufferzonen rund um das Kerngebiet der Moore ver- 
kleinert. Der Naturschutzwert der Kernzone blieb dabei erhalten. 

Da der Kompromiss das Projektgebiet um 700 ha verkleinerte, gewährte 
das Bundesamt für Naturschutz jedoch die Bundesfinanzmittel für die Um- 
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setzungsphase nicht. Nach über drei Jahren intensiver Arbeit scheiterte daher 
das Naturschutzgroßprojekt, obwohl in der Bevölkerung breite Zustimmung 
erreicht und der Konflikt zwischen Naturschutz- und Landwirtschaftsvertre- 
tung gelöst war (NLKWN, persönliches Interview, 07.04.2021; team ewen 2011; 
Interessenvertreter III, persönliches Interview, 15.06.2021). 


Abb. 1: Abgrenzung des LIFE+ Projektgebietes Hannoversche Moorgeest 
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Quelle: NLKWN 2021 


Zwei Jahre nach dem Scheitern des Naturschutzgroßprojekts startete 
im Sommer 2012 das LIFE+ Projekt Hannoversche Moorgeest mit einem Budget 
von 11,4 Millionen Euro für einen Zeitraum von 11 Jahren. Die Finanzierung 
wird durch die Europäischen Union (75%), das Land Niedersachsen (20 %) 
und die Region Hannover (5%) gestellt. Projektträger ist der Niedersächsische 
Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz (NLKWN), eine dem 
Landesministerium für Umwelt und Klimaschutz unterstellte Landesbehör- 
de. 93 % des 2.200 ha umfassenden Projektgebiets (siehe Abb. 1) waren bereits 
als Naturschutzgebiete und europäische Flora-und-Fauna-Habitate dekla- 
riert. Nur 150 ha befanden sich in landwirtschaftlicher Nutzung (Bernstorf 
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2012b; NLKWN 2014). Die Wiedervernässung soll die Emission von jährlich 
2.700 Tonnen CO,-Äquivalenten vermeiden und hochmoortypische Tier- und 
Pflanzenarten erhalten (Haarmann/Brosch 2018). 

Obgleich das 12-Punkte-Papier von 2010 nicht rechtlich bindend war, sollten 
Bodenordnung, Flächenankauf und Flächentausch entsprechend des Kom- 
promisses über ein vereinfachtes Flurbereinigungsverfahren abgewickelt 
werden (ArL, persönliches Interview, 08.04.2021). Zwar beriefen sich alle 
Beteiligten auf den Kompromiss, doch Landwirtschafts- wie Naturschutzver- 
tretende blieben aus verschiedenen Gründen skeptisch: Erstere nahmen es 
»zähneknirschend« hin (Sokoll 2012: 1), letztere prophezeiten, »[e]s werden 
noch dicke Bretter zu bohren sein« (Wiese 2012: 0.S.). 

In der Tat wurde die Verfügbarkeit der Flurstücke bis Sommer 2021 zum 
umkämpften Thema: »Flächen sind der Schlüssel zu allem«, hieß es dazu im In- 
terview mit dem NLKWN (persönliches Interview, 07.04.2021). Das Flurberei- 
nigungsverfahren begann Ende 2012 unter Leitung des Amtes für regionale Lan- 
desentwicklung Leine-Weser (ArL). Gemäß dem »Prinzip der Freiwilligkeit: hat- 
ten die Eigentümer:innen die Wahl zwischen drei Optionen: a) Abfindung mit 
Land von gleichem Wert (Tausch), b) Verkauf oder c) der Abschluss eines Ge- 
stattungsvertrags, bei dem gegen Auszahlung von 60-70 % des Flächenwer- 
tes die Wiedervernässungsmaßnahmen für 30 Jahre gestattet würden (Kallen- 
bach 20152; NLKWN 2014). Ohne sichergestellte Verfügbarkeit aller entschei- 
denden Grundstücke konnten keine größeren Bauarbeiten zur Verschließung 
der Entwässerungsgräben beginnen. Bis zum Herbst 2021 wurden daher ledig- 
lich Pflege-, Entwicklungs- und Monitoringarbeiten durchgeführt. In der Zwi- 
schenzeit stieg die Kostenprognose von 11,4 auf14,5 Millionen Euro. Zum einen 
erhöhten steigende Grundstückspreise die Flurbereinigungskosten, zum an- 
deren machten detailliertere Geländeinformationen eine Anpassung der ge- 
planten Bauarbeiten notwendig (Niedersächsischer Landtag 2020; NLKWN, 
persönliches Interview, 07.04.2021). Der ursprünglich für Herbst 2017 geplan- 
te Arbeitsbeginn verzögerte sich daher v.a. aufgrund der fehlenden Flächen- 
verfügbarkeit um vier Jahre. Im Herbst 2021 begannen im ersten Moor die vor- 
bereitenden Maßnahmen zur Anhebung der Wasserstände (NLKWN 2021). 
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4. Temporalitäten bei der Wiedervernässung der Hannoverschen 
Moorgest und ihre Gerechtigkeitsimplikationen 


Verschiedene (zeitliche) Herausforderungen von Wiedervernässung sind in 
Abschnitt 3 bereits deutlich geworden. Im folgenden Abschnitt beschreibe und 
analysiere ich die Entwicklungen bei der Hannoverschen Moorgeest zwischen 
2007 und 2021 mit Fokus auf die zeitliche Dimension verschiedener Prozesse 
und ihrer Gerechtigkeitsimplikationen. Abschnitte 4.1 und 4.2 beleuchten 
zunächst, welche Verfahrensaspekte den Verlauf der Wiedervernässung zeit- 
lich beeinflussten. In Abschnitt 4.3 ordne ich diese in die drei analytischen 
Zeitebenen ein und zeige das Zusammenspiel der Temporalitäten auf. Die 
analytischen Zeitebenen sind dabei Werkzeug, um das Zusammenwirken 
der verschiedenen Temporalitäten zu strukturieren und die resultierenden 
Spannungsfelder deutlich zu machen. 


4.1 Organisatorische und planerische Anforderungen und Komplexität 


Der geschichtliche Überblick hat bereits einige zeitliche Aspekte der organisa- 
torischen Anforderungen bis zum Beginn des LIFE+ Projektes angerissen. Zu- 
nächst waren drei Jahre vorgesehen, um planerische Grundlagen zu legen und 
in einem mediativ begleiteten Prozess die Akzeptanz des Projekts in der Be- 
völkerung zu stärken. Die interviewten Naturschutz- und Bürgervertreter:in- 
nen betonten, wie gesprächs- und versammlungsintensiv und auch mühsam 
diese Jahre gewesen seien. Hinzu kamen unvorhergesehene Verzögerungen, 
z.B. als sich die Gründung des Projektbeirats aufgrund des Ausscheidens der 
Projektleiterin um sechs Monate verzögerte. Trotz der breiten Unterstützung 
durch Behörden, Kommunen, Verbände und Vereine wurden später die Bun- 
desfördermittel für die Umsetzungsphase zurückgezogen (team ewen 2011). 
Auch dies lässt sich als Wendung einordnen, die zu Projektbeginn nicht vor- 
hersehbar war und eine mehr als zweijährige Pausierung zur Folge hatte. 

Im LIFE+ Projekt wird die organisatorische Zeiterfordernis noch deutlicher. 
Der Zeitplan des Flurbereinigungsverfahrens verzögerte sich zunächst bei der 
Wahl des Vorstands der Teilnehmergemeinschaft. Bereits bei der Verfahrens- 
vorstellung im Frühjahr 2013 wurden rund 60 Einsprüche eingelegt und die 
Stimmung zwischen den Landwirtschafts- und Naturschutzvertretenden war 
angespannt. Die Wahl verschob sich im Folgenden um ein halbes Jahr auf das 
Frühjahr 2014. Sowohl Landwirtschafts- als auch Naturschutzinteressen soll- 
ten im Vorstand vertreten sein. Eine Kompromisszusammensetzung scheiter- 
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tejedoch an persönlichen Rivalitäten (ArL, persönliches Interview, 08.04.2021; 
Interessenvertreter I, persönliches Interview, 01.04.2021; Wiese 2014). Mit der 
Wahl der sogenannten Landwirtschaftsliste, vorgeschlagen durch den Land- 
volkkreisverband, waren die Naturschutzverbände, die Gemeinde Wedemark, 
die Landesjägerschaft und die Bürgervereine letztlich nicht im Projektbeirat 
vertreten (Kallenbach 2014). 

Im weiteren Verlauf des Flurbereinigungsverfahrens dauerte die Wert- 
ermittlung der Moorflächen länger als geplant (Kallenbach 2014b). Eine erste 
Herausforderung war, dass es für die Bewertung von Moorflächen kaum 
Vergleichsfälle und Erfahrungen aus anderen Projekten gab. Insbesondere die 
Bewertung des Baumbestandes war unklar, denn laut dem 12-Punkte-Papier 
von 2010 sollten »Eigentümer, die einer Entkusselung zugestimmt haben, 
nicht schlechter gestellt werden als Eigentümer vergleichbarer Flächen mit 
Bewuchs« (Projektausschuss Naturschutz-Großprojekt Hannoversche Moor- 
geest 2010: 2). Bereits geleisteter Moorschutz durch Entkusselung sollte sich 
also nicht negativ auf den Flächenwert auswirken. 

Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Wertermittlungsergebnisse 
Ende 2015 beklagte der Vorsitzende der Teilnehmergemeinschaft, das Ver- 
fahren sei eine Zumutung. Die Teilnehmenden seien »überfahren« worden 
und hätten »eine komplizierte Wertermittlung ihrer Grundstücke auf Behör- 
dendeutsch« erhalten (Kallenbach 2015b: 16). Als Konsequenz trat er vom Amt 
zurück. Der Verfahrensleiter des ArL hingegen betonte, der Vorstand sei viel- 
fach einbezogen worden und es habe intensiven Kontakt zu den Fachleuten 
gegeben (Kallenbach 2015b). Im Anschluss legten 36 Teilnehmende Wider- 
sprüche gegen die Wertermittlungsergebnisse ein. Manchen Widersprüchen 
konnte abgeholfen werden. Beispielsweise wurden die Bodenrichtwerte korri- 
giert, da bei der Ermittlung dieser Werte ein falscher Grundstückswertbericht 
verwendet worden war (ArL, persönliches Interview, 08.04.2021; ArL 2018). 
Andere Widersprüche wurden zurückgewiesen. Rund ein Dutzend Teilneh- 
mende legten daraufhin Klage beim Verwaltungsgericht Hannover ein (ArL, 
persönliches Interview, 08.04.2021; Interessenvertreter I, 01.04.2021; siehe 
auch Niedersächsischer Landtag 2020), auf die im nächsten Abschnitt weiter 
eingegangen wird. 

Auch die hohe Teilnehmendenzahl stellte eine organisatorische Herausfor- 
derung für das Flurbereinigungsverfahren dar. Ungefähr ein Drittel der Flä- 
chen waren zu Projektbeginn bereits in öffentlicher Hand oder im Eigentum 
von Verbänden und Kirchen. Da Flurstücke in privater Hand jedoch über Jahr- 
hunderte vererbt und dabei immer weiter aufgeteilt wurden, waren mehr als 


157 


158 


Umweltgerechtigkeit und sozialökologische Transformation 


900 Eigentümer:innen am Verfahren beteiligt. Mit all diesen Teilnehmenden 
galt es in einzelnen Planwunschgesprächen eine Einigung zu finden. Zuvor 
mussten unwissende Erb:innen teils im Ausland gesucht werden. Üblicherwei- 
se umfassen Flurbereinigungsverfahren 100 bis 300 Teilnehmende, der (zeitli- 
che) Aufwand war laut den ArL-Mitarbeitenden daher »riesig« (ArL, persönli- 
ches Interview, 08.04.2021) und eine »Fleißarbeit« (Kallenbach 2016: 16). Hinzu 
kam, dass weit mehr Personen ihre Flächen tauschen wollten als zunächst an- 
genommen worden war. Gleichwertige Flächen zu finden war schwer zu reali- 
sieren, was ebenfalls zur Verzögerung beitrug (Kallenbach 2018b). 

Auch bei anderen Planungselementen wurde der vorgesehene Zeitraum 
nicht eingehalten. So war bspw. im Projektantrag festgelegt, dass die vier was- 
serrechtlichen Planfeststellungsverfahren parallel erfolgen sollten: 


»Dies war vor dem Hintergrund der Komplexität des Projektes und des 
erheblichen personellen Aufwandes [...] jedoch nicht realisierbar. [...] Auch 
die ursprünglich angesetzte Laufzeit eines Planfeststellungsverfahrens von 
neun Monaten war verwaltungstechnisch nicht haltbar und wurde auf ein 
Jahr korrigiert. [...] [DJa umfangreiche Beteiligungs- und Abstimmungsver- 
fahren [...] gewollt und notwendig waren«, musste der Zeitplan mehrfach 
angepasst werden (Niedersächsischer Landtag 2020: 2). 


4.2 Durchsetzung individueller Interessen und Grenzen 
des Freiwilligkeitsprinzips 


»Flurbereinigungsverfahren dauern in der Regel 12 bis 20 Jahre. Es ist also 
gar nicht ungewöhnlich, dass es jetzt acht Jahre bei der Moorgeest sind. Bei 
Umgehungsstraßen kann es sogar gut mal 40 Jahre dauern« - so ordnete ein 
ArL-Mitarbeiter im Interview (persönliches Interview, 08.04.2021) die Dauer 
des Flurbereinigungsverfahrens vor dem Hintergrund der organisatorischen 
Komplexität ein. Gemessen an der Teilnehmendenzahl sei auch die Anzahl 
der Einwände, Widersprüche und Klagen »verschwindend gering« (siehe 
auch Niedersächsischer Landtag 2020). Dennoch wurde in den Interviews 
deutlich, dass der Verlauf »mühsam« (Interessenvertreter II, persönliches 
Interview, 11.06.2021) und »zermürbend« (NLKWN, persönliches Interview, 
07.04.2021) gewesen sei. Die amtlichen Interviewpartner:innen konstatier- 
ten, dass sich insbesondere bei den älteren Ehrenamtlichen im Naturschutz 
eine nachvollziehbare Ungeduld bemerkbar gemacht habe. Schließlich enga- 
gierten sich diese seit Jahrzehnten für den Moorschutz und hätten lange für 
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den Erfolg der Wiedervernässungsprojekte gekämpft (siehe auch Kallenbach 
2020). Die Frustration richtete sich jedoch nicht primär gegen die organisa- 
torisch bedingten Verzögerungen. Vielmehr sorgte für Unmut, in welcher Art 
und Weise einige Teilnahmeberechtigten die Beteiligungsmöglichkeiten des 
Flurbereinigungsverfahrens (aus)nutzten. 

Rund 40 Flächeneigentümer:innen verzögerten durch verschiedene Ein- 
sprüche und Klagen den Fortschritt des Projektes. Diese Gruppe wurde von 
den Interviewpartner:innen teils als »Totalverweigerer< oder »Hardliner< be- 
zeichnet, die einen »Feldzug« führten (siehe auch Kallenbach 2020a). Die 
Beteiligten waren überwiegend auch im Konflikt des ersten Verfahrens pro- 
minent, als es um die Vereinbarkeit von landwirtschaftlicher Nutzung und 
Moorschutz ging. Zu Beginn des Flurbereinigungsverfahrens bekleideten sie 
zudem teilweise wichtige Positionen in der Teilnehmergemeinschaft. Somit 
standen sich auch beim LIFE+ Projekt Vertretungen des Naturschutzes und 
der Landwirtschaft gegenüber, z.B. bei der Wahl des Vorstands der Teilneh- 
mergemeinschaft (siehe z.B. Haase/Kallenbach 2018; Kallenbach 2018a). Der 
Konflikt verschob sich jedoch hin zu individuellen Interessen. 

Offiziell ging es diesen Teilnehmenden um eine angemessene Kompensa- 
tion für ihre Flächen und das Projekt an sich wurde nicht in Frage gestellt. Die 
externe Einschätzung war dennoch, dass ihr Vorgehen dazu diente, das Pro- 
jekt zu torpedieren oder zumindest verlangsamenden Widerstand zu leisten 
und dabei den größten eigenen Vorteil daraus zu ziehen. Da ich mit keiner 
Person dieser »Hardliner<-Gruppe sprechen konnte, ist eine tiefergehende Be- 
trachtung ihrer Beweggründe nicht möglich. Die folgende Darstellung beruht 
daher nur auf den Interviews mit aktiven Unterstützer:innen bzw. beauftrag- 
ten amtlichen Stellen sowie Zeitungsartikeln. Obwohl sich die externen Ein- 
schätzungen deckten, bleibt die Analyse somit unvollständig. 

Worauf gründete die Einschätzung, es sei dieser Gruppe eigentlich nicht 
um die Angemessenheit der Kompensation gegangen? Ausgangspunkt ist die 
Feststellung, dass die Flächen innerhalb des Moores an sich finanziell wert- 
los waren. Durch die Ausweisung als Naturschutzgebiet hätte weder Baum- 
bestand kommerziell entfernt werden dürfen, noch sei eine andere Nutzung 
möglich gewesen. Der Wert der Flächen sei vor Projektbeginn daher haupt- 
sächlich ideell gewesen. Personen, die ihre Flächen aus ideellen Gründen nicht 
hätten aufgeben wollen, hätten einen Gestattungsvertrag abschließen können. 
Aus Sicht von ArL und NLKWN habe man derartige Beweggründe durch diese 
Option sehr ernst genommen. Die Kompensation ideeller Werte sei zudem zu 
keiner Zeit Thema im Austausch mit den Teilnehmer:innen gewesen. 
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Dass die Forderungen und späteren Klagen nicht aufgrund eines ideellen 
Flächenwertes vorgebracht wurden sei auch daraus ersichtlich, dass die For- 
derungen in den Verhandlungen immer weitergetrieben wurden. Die Behör- 
den hätten »viele zusätzliche Dinge gemacht, um die Attraktivität zu steigern« 
(NLKWN, persönliches Interview, 07.04.2021), z.B. den Verzicht der Landes- 
jagerschaft auf Eigenjagd. Doch die »Hardliner< hätten immer neue Forderun- 
gen gestellt. Diese hätten nichts unmittelbar mit den Flächen zu tun gehabt, 
wie bspw. die Errichtung eines Osterfeuerplatzes. Teilweise sei man mit acht 
bis neun verschiedenen Vorschlägen darauf eingegangen. Entweder hätten sie 
diese jedoch abgelehnt, oder gaben an, sie würden beim nächsten Mal unter- 
schreiben, oder wenn andere auch unterschrieben - bis die nächste Forderung 
gestellt wurde. 

Die »Hardliner< würden dabei nie behaupten, dass sie grundsätzlich gegen 
das Verfahren seien, hieß es in den Interviews. Da keine größeren Arbeiten be- 
ginnen konnten, bis für ein Moor eine Einigung für alle notwendigen Grund- 
stücke erzielt war, behinderten die Forderungen der Gruppe jedoch effektiv 
den Fortschritt der Wiedervernässung. In einem Zeitungsartikel zu den 12 Kla- 
geverfahren beim Oberverwaltungsgericht kommen Ärger und Unverständnis 
über diese effektive Verweigerung beispielhaft zum Ausdruck: 


»Wenig Verständnis bringen die Moorschützer dafür auf, dass nun die Kläger 
[...] versuchten, »per Gerichtsbeschluss für ihre Flächen das letzte Geld her- 
auszuholen<— zulasten des Projekts und des Steuerzahlers. »Sie haben der 
Gesellschaft in hohem Maße geschadet und wollen dem Steuerzahler den 
letzten Cent aus der Tasche ziehen«.« (Kallenbach 2020a: 0.S.) 


Die Interviewpartner:innen meinten daher, dass individuelle Forderungen 
nach Entschädigung Grenzen haben müssten. Zum einen, da es um den 
verantwortungsvollen Umgang mit Steuergeldern gehe, zum anderen, da die 
Wiedervernässung einen wichtigen Beitrag zur Klimawandelbekämpfung 
leiste, der angesichts des bestehenden Naturschutzstatus niemandem einen 
objektiven Nachteil bringe. Im 12-Punkte-Papier war jedoch festgehalten wor- 
den, dass die Flurbereinigung dem Prinzip der Freiwilligkeit folgen sollte. 
Da nie alle Teilnehmer:innen eines Flubereinigungsverfahrens einverstanden 
seien, ist laut ArL-Interview Freiwilligkeit unter Ausschluss der Enteignungs- 
möglichkeit üblicherweise nicht Bestandteil von Flurbereinigungsverfahren 
(persönliches Interview, 08.04.2021). Ab 2020 wurde denn auch die Option 
der Enteignung öffentlich eingebracht: 
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»Christian Meyer, stellvertretender Fraktionsvorsitzender und Naturschutz- 
Experte der Landtags-Grünen stellt fest: »Einzelne Flachenbesitzer dürfen 
nicht das Gesamtprojekt torpedieren. [...] Deshalb ist es überfällig, dass das 
Land nun auch mit Enteignung droht, wenn für Schlüsselflächen keine Eini- 
gung durch Kauf, Flächentausch oder Gestattungsverträge erreicht werden 
kann«.« (Wiese 2020a: 0.5.) 


Daraufhin regte sich unmittelbar Widerstand anderer Parteien, z.B. von Ver- 
treter:innen der FDP (Wiese 2020b) und AfD (AfD-Fraktion in der Regional- 
versammlung Hannover 2020). Inden Argumentationen wurde aufden Schutz 
des Eigentumsrechts und die Verpflichtung zur Einhaltung des 12-Punkte-Pa- 
piers verwiesen. Aufder anderen Seite war schon früher von mehreren Seitenin 
Frage gestellt worden, ob die klagende Personengruppe selbst mit ihrem Vor- 
gehen im Einklang mit dem 12-Punkte-Papier handelte (siehe z.B. Kallenbach 
2018). 

Grundsätzlich sind die genutzten Beteiligungsmöglichkeiten bei Wert- 
ermittlungs- und Flurbereinigungsverfahren gesetzlich festgelegt, um eine 
für die Eigentümer:innen angemessene Einigung zu ermöglichen. Sie sind 
somit wichtig, um prozedurale Gerechtigkeit bei der Umsetzung solcher 
Verfahren zu ermöglichen. In diesem Fall stellt sich jedoch die Frage, ob die 
Absicht, mit der diese Möglichkeiten genutzt wurden, legitim war. Aus Sicht 
der anderen Verfahrensbeteiligten wurden sie zum Zweck der Verschleppung 
eingesetzt, welche sie wiederum als Verfahrensungerechtigkeit wahrnah- 
men. Dass die Zeit für eine rasche Umsetzung drängte, wurde nicht zuletzt 
im Sommer 2020 durch »dramatische« (Kallenbach 2020b: o.S.) Brände in 
einem der Moore deutlich. Ohnehin entwichen »[ilm jetzigen Zustand [...] 
18-100 Tonnen CO, jährlich, das ist ein volkswirtschaftlicher Schaden von 1,3 
Millionen Euro« (Kallenbach 2020b: 0.S.). 


4.3 Gerechtigkeitsspannungsfelder aus dem Zusammenspiel 
natürlicher, gesellschaftlicher und Micro-Zeiten im Fall 
der Moorgest 


Abschnitte 4.1 und 4.2 zeigen auf, welche Verfahrensaspekte den zeitlichen 
Verlauf der Wiedervernässung der Hannoverschen Moorgeest beeinflussten. 
Die Moorgeest-spezifischen Temporalitäten sind dabei in den größeren Kon- 
text von nationalem und globalem Moor- und Klimaschutz eingebettet. Im 
Folgenden analysiere ich das Zusammenspiel dieser Temporalitäten. Dabei 


161 


162 


Umweltgerechtigkeit und sozialökologische Transformation 


nutze ich die drei in Abschnitt 2 eingeführten Temporalitätsebenen; die na- 
türlichen, gesellschaftlichen, und Micro-Zeiten. Sie dienen der analytischen 
Strukturierung der auftretenden Temporalitäten, sind jedoch nicht isoliert 
voneinander zu betrachten. Vielmehr bilden sich über die Temporalitäts- 
ebenen hinweg »Zeitlichkeits-Cluster«, zwischen denen Gerechtigkeitsspan- 
nungsfelder auftreten und abzuwägen sind. Im Folgenden arbeite ich drei 
Zeitlichkeits-Cluster und ihre Beziehungen sowie die besondere Stellung 
einzelner Temporalitätselemente heraus. Abbildung 2 fasst die Analyse gra- 
fisch zusammen. Die grau hinterlegten Cluster über die analytischen Ebenen 
hinweg sind nummeriert und die Spannungsfelder mit A-C gekennzeichnet. 
Die Elemente können darüber hinaus auch einzeln in Beziehung zu anderen 
Elementen oder Clustern stehen. 

Die im Projektcharakter begründeten Zeiterfordernisse bilden das erste 
Zeitlichkeits-Cluster (1). Diese umfassen zum einen gesellschaftliche und 
rechtlich geregelte Projektabläufe. Moorschutzorganisation braucht Zeit: 
von der Projektplanung und strukturierten Aushandlungsprozessen mit der 
betroffenen Bevölkerung, über Beteiligungs- und Kontrollmöglichkeiten im 
Flurbereinigungsverfahren, bis hin zur Ausschreibung von Aufträgen und 
letztlich den Bauarbeiten. Bei Moorschutz als ökosystembasierter Maßnahme 
bestimmen darüber hinaus natürliche Temporalitäten die Zeiterfordernisse. 
So dauert es nach erfolgter Wiedervernässung fünf bis zehn Jahre bis das 
Emissionsverhalten eines intakten Moorökosystems wiederhergestellt ist 
(siehe Abschnitt 3.1). Hinzu kommt, dass Wiedervernässungsarbeiten an die 
Jahreszeiten gebunden sind. In der Moorgeest sind aufgrund der Vegetati- 
onsperiode im Frühling und Sommer zwar Pflege- und Monitoringarbeiten, 
aber keine schweren Bauarbeiten möglich (Kallenbach 2020a). Wäre die Eini- 
gung im Flurbereinigungsverfahren erst später im Jahresverlauf 2021 erzielt 
worden, hätten sich die Bauarbeiten daher um ein weiteres Jahr verschoben. 

Ein Element auf der Micro-Zeitebene, das diese Zeiterfordernisse verstär- 
ken kann, sind projektspezifische Eigenschaften. Diese erwachsen aus lokalen 
Begebenheiten und historischem Kontext. Im Moorgeestprojekt waren dies 
z.B. die hohe Anzahl der Beteiligten, die Rivalitäten zwischen einzelnen 
Personen oder nicht eingeplante Ereignisse wie die Auswahl eines falschen 
Grundstückswertberichts. Obwohl projektspezifisch, sind solche Aspekte 
keine Ausnahmen. Zerstückelte Besitzverhältnisse bei Moorflächen außer- 
halb des landwirtschaftlichen Betriebs sind bspw. die Norm in Deutschland 
(Nitsch/Schramek 2020). Die Umsetzung von landbasierten Maßnahmen 
ist zudem immer in bestehenden sozialen Strukturen verortet, in denen es 
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Partikularinteressen und Konflikte gibt (siehe Abschnitt 3.1) - deren Lösung 
Zeit erfordert. 

Es ist kein Einzelfall, dass projektinherente und umsetzungsspezifische 
Zeiterfordernisse unterschätzt werden. Die Moorgeest-Wiedervernässung als 
landbasierte (Klimaschutz-)Maßnahme war gekennzeichnet durch lange Pla- 
nungshorizonte, hohe Kosten und Komplexität. Dies sind Eigenschaften von 
sogenannten Megaprojekten. Die Geschichte prestigeträchtiger Infrastruk- 
turprojekte zeigt, dass Megaprojekte aufgrund systematisch optimistischer 
Annahmen für Verzögerungen und Kostenexplosionen prädestiniert sind 
(Buck 2019: 43ff.; Flyvbjerg 2017). Betrachten wir die Umsetzung von natür- 
lichen Klimalösungen in einem klimatisch relevanten Maßstab als ökologi- 
sche Infrastrukturprojekte, so wird das Narrativ einer schnellen, einfachen 
Umsetzbarkeit grundlegend durch die im Projektcharakter begründeten 
Zeiterfordernisse in Frage gestellt. 

Das erste Zeitlichkeits-Cluster steht in einer grundsätzlichen Spannung 
zum zweiten Cluster (Spannungsfeld A in Abb. 2): Zum einen braucht das Pro- 
jekt aus verschiedenen Gründen Zeit (1), zum anderen drängen gesellschaftli- 
che und natürliche Temporalitäten auf eine schnelle Umsetzung der Wieder- 
vernässung (2). Das Dringlichkeitscluster hat natürliche und gesellschaftliche 
Temporalitätselemente. Zum einen sind es gesellschaftliche Festlegungen, bis 
wann Netto-null-Emissionen in einer Konstitution erreicht sein sollen, oder 
in welchem Zeitraum ein globaler Temperaturanstieg nicht überschritten wer- 
den soll. In Abschnitt 3.1 ist bspw. beschrieben, dass nationale Zielvorgaben ei- 
ne starke Beschleunigung von Wiedervernässungen notwendig machen. Zum 
anderen sind die Temporalitäten, welche die Reaktion des Erdsystems auf die 
Treibhausakkumulation charakterisieren, eine wesentliche Determinante die- 
ser Ziele und ihrer Dringlichkeit. Im Fallder Moorgeest war darüber hinaus die 
Verschlechterung des Moorökosystems ein »natürlicher« Dringlichkeitsfaktor. 
Die Dringlichkeits-Temporalitäten verflechten also verschiedene gesellschaft- 
liche Ebenen, vom lokalen Zustand des Moores bis zum global gesetzten Tem- 
peraturziel. Auch globale Verteilungsgerechtigkeit hat dabei zeitbezogene Im- 
plikationen. Vergangene Emissionen sind ein wichtiger Faktor für die Vertei- 
lung verbleibender Emissionsrechte (siehe Abschnitt 2). Angesichts des histo- 
rischen und aktuellen Treibhausgasausstoßes sowie der dokumentierten Pro- 
bleme bei der Umsetzung von natürlichen Klimalösungs-Projekten im »globa- 
len Süden« (siehe Abschnitt 1) besteht für Projekte in Deutschland eine beson- 
dere Verantwortung, in kurzer Zeit zu einer signifikanten Reduktion der Treib- 
hausgasstoßes im eigenen Land beizutragen. 
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Abb. 2 
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Vor dem Hintergrund der vielfältigen Dringlichkeitsperspektive kann 
auch die effektive Blockade des Projektes durch Einzelinteressen, beschrieben 
in Abschnitt 4.2, eingeordnet werden. Die Verfolgung individueller Interessen, 
welche das Projekt verzögerten, istin Abb. 2 der Micro-Zeitebene zugeordnet. 
In der Wahrnehmung der Beteiligten wurde im Flurbereinigungsverfahren in 
außergewöhnlichem Maße auf die »Hardliner:-Gruppe eingegangen, welche 
die Beteiligungsmöglichkeiten so ausschöpften, dass sie effektiv den Fort- 
schritt verhinderten. Es scheint, als nutzten sie das Prinzip der Freiwilligkeit 
zu persönlich motivierter Verzögerung des Projektes. Somit entstand ein 
Gerechtigkeitskonflikt zwischen den individuellen Interessen auf der einen 
und der gesamtgesellschaftlich begründeten Dringlichkeit sowie der breiten 
Zustimmung seit Ende des ersten Projektes auf der anderen Seite. 

Aus diesem Spannungsfeld B folgt, dass das Ideal möglichst umfassender 
Beteiligung für prozedurale Gerechtigkeit um eine zeitliche Gerechtigkeits- 
komponente erweitert werden sollte. Umweltgerechtigkeit darf sich nicht dar- 
auf beschränken, ob ausreichend Möglichkeiten (und Zeit) für die Beteiligung 
aller Betroffenen geschaffen werden, damit Prinzipien der öffentlichen Legiti- 
mierung und Zustimmung nicht umgangen werden. Der Fall der Moorgeest 
zeigt, dass diese Möglichkeiten zu Ungerechtigkeiten führen können, wenn 
sie von Beteiligten als Verzögerungsinstrument genutzt werden, um Partiku- 
larinteressen gegen das Gemeinwohl durchzusetzen. Sozialwissenschaftliche 
Forschung hat auch auf andere zeitliche Komponenten prozeduraler Gerech- 
tigkeit hingewiesen. Beispielsweise sind die zeitlichen Ressourcen, die Beteili- 
gung erfordert, nicht für alle Beteiligten aufzubringen (siehe Abschnitt 2). Zeit 
hat verschiedene Implikationen für die Gerechtigkeit eines Verfahrens; die Ge- 
staltung und Analyse von Verfahren bedürfen daher einer bewussten Abwä- 
gung verschiedener zeitlicher Konsequenzen. 

Der Zusammenhang von zeitlicher und prozeduraler Gerechtigkeit wurde 
bei der Wiedervernässung der Moorgeest im Jahr 2020 zum öffentlichen 
Thema, als das Prinzip der Freiwilligkeit auch in der Landespolitik hinterfragt 
wurde. Die Aushandlung der zeitlichen Dimension prozeduraler Gerechtigkeit 
istim Rahmen von Legislaturperioden angesiedelt, welche als drittes Element 
zum Spannungsfeld B hinzukommen. Die Dringlichkeits-Argumentationen 
gehen über die zeitliche und räumliche Dimension der Wahlzyklen hinaus, 
wohingegen mögliche Enteignungsprozeduren einen unmittelbaren Bezug 
zur Wähler:innenschaft haben. Damit entsteht ein potenzieller Interessens- 
konflikt für politische Akteur:innen zwischen der direkten Disruption durch 
Enteignung und ihrer langfristigen Begründung. Eine tiefere Betrachtung 
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und Analyse der Bedeutung von politischen Temporalitäten im Fall der Moor- 
geest übersteigt jedoch den Rahmen der Datenerhebung und den Umfang 
dieses Beitrags. 

Das Verfolgen individueller Interessen steht nicht nur in Spannung zur 
Dringlichkeitsargumentation, sondern ist auch ein Teil des dritten Zeitlich- 
keits-Clusters. Dieses umfasst Elemente auf der Micro-Zeitebene, die das in- 
dividuelle Gerechtigkeitsempfinden von Zeit beeinflussen. Neben den persön- 
lichen Interessen stehen als zweites Element Charakteristika wie Position oder 
Alter. Diese beeinflussen die Wahrnehmung des Zeitablaufs, wie z.B. an der 
Einschätzung der Dauer des Flurbereinigungsverfahrens deutlich wird. Die 
interviewten ArL-Mitarbeiter:innen bewerteten die Dauer des Verfahrens als 
angemessen, und befanden höchstens die öffentliche Darstellung des Verfah- 
rensfortschritts als ungerecht. Bei Personen, welche sich seit Jahrzehnten für 
den Moorschutz einsetzen und sich im fortgeschrittenen Rentenalter befin- 
den, herrschte hingegen nicht nur Ungeduld, sondern auch das Gefühl, per- 
sönlich Ungerechtigkeit durch die Verzögerung zu erfahren. Auch die »Hardli- 
ner<-Gruppe bezog sich z.B. bei der Bekanntgabe der Wertermittlungsergeb- 
nisse auf eine zeitliche Komponente. Sie seien »überfahren« worden - ihnen 
sei also durch einen zu schnellen Vorgang eine Ungerechtigkeit widerfahren 
(Kallenbach 2015b: 0.S.). Die Geschwindigkeit des Umsetzungsfortschritts ist 
demnach ein relevantes Element bei der individuellen Bewertung eines Ver- 
fahrens als gerecht. Innerhalb dieses Clusters findet sich somit gleichzeitig das 
Spannungsfeld C, da Interessen und damit verbundene zeitlichen Taktiken so- 
wie andere Charakteristika der beteiligten Individuen zu entgegengesetztem 
zeitlichem Gerechtigkeitsempfinden führen können. 


5. Zeit als Herausforderung für eine gerechte Umsetzung 
natürlicher Klimalösungen 


Die Wiedervernässung der Hannoverschen Moorgeest startete einst als bun- 
desweites Vorzeigeprojekt - dass sie mehrfach vor dem Scheitern stehen und 
größere Baumaßnahmen erst 15 Jahre später beginnen würden, war für die In- 
itiator:innen wohl kaum vorstellbar. Die Gründe für die Verzögerungen sind 
vielschichtig. Zum einen waren beide Projektphasen von hohen organisato- 
rischen Anforderungen und Komplexität gekennzeichnet. Planungs-, Betei- 
ligungs-, Flurbereinigungs-, und Umsetzungsprozesse benötigen grundsätz- 
lich Zeit. Verschiedene projektspezifische Gegebenheiten erhöhten die jewei- 
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ligen Zeiterfordernisse, wie z.B. der Rückzug von Fördermitteln oder die hohe 
Anzahl der Beteiligten. Zum anderen behinderte eine kleine Gruppe von Flä- 
cheneigentümer:innen den Fortschritt des Projektes. Obgleich sie das Projekt 
nie in Frage stellten, nutzten sie die Beteiligungsmöglichkeiten augenschein- 
lich um den Fortschritt zu torpedieren. 

In der Analyse werden drei zeitbezogene Gerechtigkeits-Spannungsfelder 
deutlich, welche auch für andere landbasierte Klimalösungen relevant sind: 

Erstens braucht die Umsetzung von Projekten wie die Wiedervernässung 
der Hannoverschen Moorgeest aus Gründen der Komplexität und gesellschaft- 
lich und rechtlich strukturierten Prozessen Zeit. Gleichzeitig gilt es aus viel- 
fältigen Gründen keine Zeit zu verlieren: Der fortschreitende Klimawandel, 
seine Auswirkungen auf den Zustand der bestehenden Ökosysteme, nationa- 
le und globale Zielvorgaben sowie die historisch begründete Verantwortung 
des »globalen Nordens: machen die Umwandlung von Treibhausgasquellen in 
-senken dringlich. Grundsätzlich stehen die im Projektcharakter begründeten 
Zeiterfordernisse somit dem Imperativ möglichst schnellen Handelns entge- 
gen. 

Zweitens besteht bei der Umsetzung von Klimawandelmaßnahmen ein 
Spannungsfeld zwischen dieser Dringlichkeit und dem Primat einer unbe- 
dingten Aushandlung individueller Interessen. Ist es gerecht, wenn Indivi- 
duen die prozeduralen Ideale von Konsens und Freiwilligkeit (aus)nutzen, 
um Verzögerungen zu erwirken, und damit gesellschaftliche Kosten in die 
Höhe treiben? Angesichts des Klimawandels können nicht nur zu kurze, 
sondern auch zu lange Beteiligungsprozesse zu Verfahrensungerechtigkei- 
ten führen. Dabei sind weder die untere noch die obere Grenze eindeutig. 
Vor dem Hintergrund der Klimakrise bedarf es einer neuen Abwägung der 
zeitlichen Gerechtigkeitsimplikationen von der individuellen bis zur globalen 
gesellschaftlichen Ebene. 

Drittens ist damit verbunden, dass Zeit eine Komponente des individuel- 
len Gerechtigkeitempfindens ist. Zeit ist Gegenstand der subjektiven Gerech- 
tigkeitsbewertung, so wurde z.B. die Dauer verschiedener Elemente des Flub- 
ereinigungsverfahrens bei der Moorgeest unterschiedlich bewertet. Verschie- 
dene individuelle Temporalitäten der Beteiligten beeinflussen die Bewertung 
eines Verfahrens - z.B. die Zeit, die eine Person in die Verwirklichung eines 
Projektes investiert hat, oder ihr Alter. Temporalitäten entwickeln somit auch 
auf der lokalen Ebene zwischen Einzelpersonen ein Gerechtigkeitsspannungs- 
feld. 
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Natürliche Klimalösungen mögen ein neues Label für bereits erprobte 
Maßnahmen sein - dies ist jedoch in der bestehenden Organisation von land- 
basierten Transformationsprozessen nicht mit einer einfachen und schnellen 
Umsetzung gleichzusetzen. Zum einen muss eine gewisse Zeiterfordernis bei 
der Planung einer sozio-ökologischen Transformationen berücksichtigt wer- 
den. Diese Einsicht bestärkt den Impetus aus Wissenschaft und Gesellschaft, 
die Umsetzung möglichst schnell anzugehen: nicht auf die Zukunft zu warten, 
sondern sie heute zu gestalten. Auf der anderen Seite gilt es, die bestehenden 
demokratischen Prozesse und Maximen angesichts der vielschichtig begrün- 
deten Dringlichkeit zu überdenken. So bedarf es einer öffentlichen Debatte 
über die Legitimation von Rechten und Privilegien, die mithilfe von Verzö- 
gerungstaktiken über Zeiträume durchgesetzt werden. Die Abwägungen, ob 
diese Rechte noch angemessen sind, sind in der Theorie nicht eindeutig zu 
treffen und müssen als Herausforderung für unsere Zeit offen ausgehandelt 
werden. 
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Klimaschutz und Gender in der kommunalen Praxis 
Am Beispiel des Klimaschutzkonzeptes der Stadt Duisburg 


Verena Fisch, Juliane Frost & Alena Dietl 


1. Einleitung 


In den letzten Jahrzehnten wurde die Relevanz von Klimaschutz und Klima- 
anpassung als komplementäre Strategien zur Eindammung der Bedrohung 
durch die globale Erderwärmung weithin anerkannt (Fuhr/Hickmann/Kern 
2018; IPCC 2014). In der Folge entwickelten sich Aushandlungsprozesse um 
Klimagovernance, also der Kombination beider Strategien, zu einem um- 
strittenen akademischen wie auch zu einem machtvollen politischen Diskurs, 
der mit Ressourcenverteilung und materieller Praxis, d.h. dem direkten 
Eingreifen in die materielle Umwelt aus Klimaschutz- oder Klimawandelan- 
passungsgründen, verbunden ist. Doch trotz dieser eindeutigen politischen 
Dimensionen findet ein Großteil der Forschung zu Klimagovernance weit- 
gehend in einem de-politisierten Kontext statt, indem die Entwicklung von 
technischen und wirtschaftlichen Lösungen im Vordergrund steht (Klepp/ 
Chavez-Rodriguez 2018). Um dies zu ändern, fordern viele Wissenschaft- 
ler:innen eine Politisierung der Debatte um Klimagovernance und legen den 
Fokus ihrer Forschung explizit auf machtkritische Fragen der Gerechtigkeit. 
In diesem Zusammenhang können feministische Ansätze einen sinnvollen 
Beitrag leisten, indem sie die Verflechtungen zwischen Gender und Klimago- 
vernance thematisieren und strukturelle Ungerechtigkeiten sichtbar machen 
(Cohen 2017; Klepp/Chavez-Rodriguez 2018). 

Klimapolitik findet nicht nur aufinternationaler und nationaler, sondern 
zunehmend auch auf lokaler Ebene statt. Lokale Strategien bieten einen kon- 
kreten Handlungsrahmen für die Politik vor Ort, um nationale und interna- 
tionale Abkommen zum Klimaschutz umzusetzen und gezielt auf ortsspezi- 
fische Auswirkungen der Klimakrise zu reagieren. Die Industriestadt Duis- 
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burg hat im Jahr 2017 als Ergebnis eines mehrjährigen Prozesses ihr erstes Kli- 
maschutzkonzept verabschiedet, dessen effektive Umsetzung Anfang 2021be- 
gonnen hat (Stadt Duisburg 2017a). Neben klassischen Handlungsfeldern wie 
etwa Industrie und Wirtschaft oder Verkehr enthält das Konzept auch ein Kapi- 
tel zu Gender und Diversity im Klimaschutz und rückt damit vor allem die The- 
men Gender und Migration in den Fokus. Durch die Inklusion von Genderbe- 
langen im Klimaschutz hebt sich das Dokument von anderen lokalen Klima- 
schutzstrategien, welche kaum auf Genderbelange eingehen, ab. Denn trotz 
der wachsenden Aufmerksamkeit für die Zusammenhänge zwischen Gender 
und Klimaschutz mangelt es nach wie vor an der Umsetzung in der prakti- 
schen Klimaschutzplanung (Spitzner et al. 2020). Wie unsere Hintergrundre- 
cherche zu diesem Beitrag zeigte, ist das Klimaschutzkonzept der Stadt Duis- 
burg deutschlandweit eines der wenigen Verwaltungsdokumente aus der loka- 
len Klimaschutzpraxis, in dem der Zusammenhang zwischen Klima und Gen- 
der überhaupt adressiert wird. Im Hinblick auf das transformative Potenzial 
einer Genderperspektive beim Klimaschutz (Pelling/O’Brien/Matyas 2015) ist 
es somit wichtig zu verstehen, in welchen Kontexten das Thema in der Praxis 
bisher verankert wird. Dieser Beitrag hat daher zum Ziel, den Entstehungs- 
prozess des Duisburger Klimaschutzkonzepts zu untersuchen, um jene Fakto- 
ren besser nachvollziehen zu können, die zur Einbeziehung des Themas Klima 
und Gender in das Dokument beigetragen haben. In einem zweiten Schritt soll 
evaluiert werden, mit welchen Verständnissen von Gender und Gerechtigkeit 
in diesem Kontext gearbeitet wurde. 

Um dies zu erreichen, werden im Folgenden zunächst die Konzepte Gen- 
der und Umweltgerechtigkeit sowie ihre Überschneidungen theoretisch erläu- 
tert. Anschließend werden das Klimaschutzkonzept der Stadt Duisburg so- 
wie kontextspezifische Zusammenhänge genauer vorgestellt. Darauffolgend 
werden in dem Ergebnisteil die obenstehenden Fragen nach den Einflussfak- 
toren sowie dem zugrundeliegenden Verständnis von Gender auf Grundlage 
von Expert:inneninterviews und einer Dokumentenanalyse beantwortet und 
in einer abschließenden Diskussion in einen breiteren Kontext gesetzt. Unse- 
re Forschung verweist dabei auf den entscheidenden Einfluss von Individuen 
und Netzwerken, die ergebnisoffene Arbeitsweise der Universität Duisburg- 
Essen sowie die finanziellen und rechtlichen Rahmenbedingungen als wesent- 
liche Faktoren für die Berücksichtigung von Gender im Klimaschutzkonzept. 
Gleichzeitig zeigen wir, dass die Verwendung des Begriffs Gender hier auf ei- 
nem binären Verständnis des sozialen Geschlechts beruht und essentialisti- 
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sche Argumentationsweisen häufig reproduziert anstatt intersektionale Per- 
spektiven ermöglicht werden. 


2. Theoretische Einordnung 
2.1 Zum Begriff Gender 


In diesem Beitrag verwenden wir Gender als eine Perspektive zur Analyse 
von Machtbeziehungen im lokalen Klimaschutz. Gender bezeichnet im Deut- 
schen das soziale Geschlecht und wird verwendet, um sozial und kulturell 
konstruierte Rollen und Beziehungsmuster, Verhaltensweisen, Erwartungen 
und Machtstrukturen zu beschreiben, die eine Gesellschaft individuellen 
Menschen aufgrund ihrer Identität zuschreibt (European Institute for Gender 
Equality 2021). Dem entgegen steht das biologische Geschlecht eines Men- 
schen (englisch sex), das die körperlichen Unterschiede zwischen Menschen 
aufgrund ihrer sexuellen und reproduktiven Fähigkeiten bezeichnet (Butler 
1986). Gender umfasst verschiedene Identitäten sowie soziale, wirtschaftliche 
und kulturelle Fähigkeiten, Möglichkeiten und Eigenschaften, die ein Mensch 
in einer Gesellschaft innehat (Butler 1990). Gender ist dabei nicht unabhängig 
von anderen sozialen Kategorien, wie bspw. Klasse, Alter, ethnische Zuge- 
hörigkeit, Religion oder Gesundheitszustand. Diese unterscheiden sich von 
Gesellschaft zu Gesellschaft und verändern sich im Laufe der Zeit (Alber 2015). 

Die Ursachen für geschlechtsspezifische Ungleichheiten sind historisch 
gewachsen. Sie liegen in beständig reproduzierten Machtverhältnissen und 
gesellschaftlichen Mustern, die Geschlechterrollen in einer Weise definieren 
und verstärken, die nicht-männlich gelesenen Menschen häufig weniger 
Entscheidungsbefugnis und erschwerten Zugang zu und Kontrolle über 
Ressourcen zuweist (Holvoet/Inberg 2014). Dies führt zu androzentrischen 
Systemen und bedeutet, dass in einer Gesellschaft die »mannliche< Perspektive 
vorherrscht und als »normak gilt, während Identitäten, Einstellungen und 
Verhaltensweisen von nicht-männlich gelesenen Menschen vernachlässigt 
und als Abweichung von der »Norm« betrachtet werden. Auf gesellschaftlicher 
Ebene kann dies zu erheblichen Ungleichheiten führen, z.B. in Bezug auf den 
Zugang zu Ressourcen wie Land, Kapital und Informationen oder auch im 
Hinblick auf ungleiche Bezahlung für gleiche Arbeit (gender pay gap) (Alber 
2015; Statistisches Bundesamt 2021; Tharenou 2013). 
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2.2 Zusammenhang von Gender und Klimakrise 


Auf den ersten Blick erscheinen sowohl die Auswirkungen der Klimakrise als 
auch die Reaktionen darauf gender-neutral. Klimatische Veränderungen wer- 
den überwiegend als technisches und (natur-)wissenschaftliches Problem be- 
trachtet; dabei ist der anthropogene Klimawandel ein soziales, politisches und 
wirtschaftliches Phänomen mit tiefgreifenden Auswirkungen auf soziale und 
ökologische Gerechtigkeit (Grundmann 2016; Rohr et al. 2008). Beigenauerem 
Hinsehen wird deutlich, dass auch zwischen den Konzepten Klimakrise und 
Gender komplexe Verbindungen bestehen, die viele wichtige Dimensionen po- 
litischer und gesellschaftlicher Debatten betreffen (Cohen 2017; GenderCC o.].; 
Terry 2009). Wenn bspw. Anreize zu umweltfreundlicherem Konsumverhal- 
ten über höhere Preise geschaffen werden sollen, so treffen diese Maßnahmen 
Menschen mit geringerem Einkommen härter. Aufgrund der oben geschilder- 
ten sozialen Ungleichheiten sind so häufigältere Frauen’ und alleinerziehende 
Mütter die Leidtragenden (genanet o.J.). 

Dennoch werden genderspezifische Aspekte in der Klimapolitik nur sel- 
ten berücksichtigt - weder auf lokaler, nationaler oder internationaler Ebe- 
ne. Hemmati und Röhr (2009) nennen als Gründe dafür vor allem die man- 
gelnde Beteiligung von Frauen und Gender-Expert:innen an klimabezogenen 
Entscheidungsprozessen aber auch den Mangel an Daten über den Zusam- 
menhangvon Gender und Klimawandel (siehe auch Arora-Jonsson 2011; Cohen 
2017). Bisherige Forschung zeigt, dass Entscheidungsträger:innen im »globa- 
len Norden häufig das Wissen über soziale Ungleichheiten fehlt, wodurch so- 
ziale Faktoren bei klimarelevanten Entscheidungen nicht einbezogen werden 
(Kronsell/Magnüsdöttir 2021). 

Im wachsenden Spektrum akademischer Publikationen zu Gender und 
Klima lassen sich besonders zwei Trends beobachten: Erstens, die Konzep- 
tualisierung von Gender im Sinne von Frauen als Risikogruppe (vulnerable) 
und zweitens die geographische Beschränkung der Debatte auf den »globalen 
Süden« (Arora-Jonsson 2011). Hinsichtlich Vulnerabilität wird meist unter- 
schieden zwischen physischer Belastung und gesundheitlichen Aspekten 
bezüglich veränderter klimatischer Verhältnisse einerseits und andererseits 
der Frage, wie soziale Faktoren wie bspw. Klasse, ethnische Zugehörigkeit 
oder eben auch Gender die Vulnerabilität von Menschen beeinflussen (Terry 


1 Als Frauen werden in diesem Beitrag alle Menschen verstanden, die sich selber als Frau- 
en definieren. 
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2009). Dieser Bereich beschäftigt sich vorrangig mit sozialen (z.B. kultu- 
relle Normen, geschlechtsspezifische Rollenverteilung) und ökonomischen 
Faktoren, die die Auswirkungen klimatischer Veränderungen für bestimmte 
Bevölkerungsgruppen noch einmal verstärken (Pearse 2017; Sorensen et al. 
2018). 

Autor:innen verweisen darauf, wie vor allem Frauen aus ländlichen Regio- 
nen des »globalen Südens« verstärkt unter den Auswirkungen der Klimakrise 
leiden. Als ausschlaggebend für diese Benachteiligung gelten vor allem die 
oben erwähnten Faktoren für besondere Vulnerabilität, also bspw. man- 
gelnder Zugang zu (finanziellen) Ressourcen, Ausschluss von Frauen aus 
Entscheidungsprozessen, kulturelle Normen, religiöse Überzeugungen und 
soziale Ausgrenzung im Allgemeinen (siehe bspw. Atapattu 2015; GenderCC 
o.J.). Die systematische Benachteiligung von nicht-mannlichen Menschen 
gilt jedoch nicht nur für Länder des »globalen Südens«, sondern betrifft auch 
Staaten in Europa. Institutionalisierte Ungleichbehandlung in verschiedens- 
ten gesellschaftlichen Bereichen sind auch in Deutschland nach wie vor ein 
Problem (Wippermann 2020). In diesem Kontext scheint es nicht verwun- 
derlich, dass Gender als soziale Kategorie auch in Klimaschutzdebatten nur 
selten Berücksichtigung findet (Röhr/Sauer 2018). Der Abschlussbericht des 
Umweltbundesamtes zu interdependenten Genderaspekten der Klimapolitik 
stellt bspw. fest, dass »Klimapolitik lange Zeit als geschlechtsneutral betrach- 
tet wurde« (Spitzner et al. 2020: 13) und sich internationale Anstrengungen 
und Abkommen (bspw. der 2017 verabschiedete Gender Aktionsplan (UNFCCC 
2017)) noch nicht in nationalen Klimaschutzbestrebungen widerspiegeln, auch 
nicht in Deutschland. 


2.3 Umweltgerechtigkeit als Blickwinkel auf Gender in der Klimakrise 


Der Begriff der Umweltgerechtigkeit hat seine Wurzeln in der Bewegung für 
ökologische Gerechtigkeit in den USA (Bullard 1990) und bezog sich ursprüng- 
lich ausschließlich auf die ungerechte Verteilung von Umweltbelastungen 
(environmental bads). So bildeten Fragen der gerechten Verteilung im Kontext 
von Umweltgerechtigkeitstheorien lange Zeit den zentralen wissenschaft- 
lichen Fokus. Allerdings kritisiert Schlosberg (2004) in Anlehnung an Iris 
Young (1990) und Nancy Fraser (1998, 2000), dass eine entsprechend enge 
Fokussierung zentrale Gerechtigkeitsimplikationen der Anerkennung und 
Partizipation im Rahmen von Umwelt(un)gerechtigkeiten unbeachtet lässt. 
Hinzu kommt, dass bei einer alleinigen Analyse distributiver Aspekte die nor- 
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mative Frage, was als gut und wünschenswert gesehen wird, unbeantwortet 
bleibt. Young (1990) kritisiert außerdem, dass durch eine gerechte Vertei- 
lung allein keineswegs die zugrundeliegenden Ursachen von Ungerechtigkeit 
adressiert werden. 

Schlosbergs (2004) Kritik begründet ein plurales Verständnis von Umwelt- 
gerechtigkeit, welches neben einer gerechten Verteilung von environmental 
goods und bads auch die Anerkennung der Belange diverser öko-sozialer 
Gerechtigkeitsbewegungen sowie ihrer Partizipation in politischen Entschei- 
dungsprozessen ermöglicht. Menschen sind aufgrund ihrer Zugehörigkeit 
zu einer oder mehreren sozialen Gruppen unterschiedlich von Umweltfak- 
toren betroffen. Besonders markant ist dabei die bereits erwähnte Teilung 
zwischen »globalem Norden und »globalem Süden« sowie die Anerkennung 
der Rechte zukünftiger Generationen. Aber auch andere soziale Faktoren wie 
Nationalität, Hautfarbe, Berufsstatus, Gesundheit, Einkommen oder eben 
auch Gender beeinflussen, inwiefern Menschen von Umweltschäden und 
auch umweltpolitischen Maßnahmen betroffen sind (genanet o.].). 

Heute umfasst das Konzept mehrere Dimensionen von Gerechtigkeit 
und spiegelt so die Vielfalt der Bewegungen für Umweltgerechtigkeit auf 
lokaler, nationaler und globaler Ebene wider (Carmin/Agyeman 2011; Hein/ 
Dünckmann 2020; Martin et al. 2014; Schlosberg 2013). Auch diesem Beitrag 
liegt ein Verständnis von Gerechtigkeit zugrunde, in dem neben gerechter 
Verteilung von Umweltrisiken (equity) auch die Anerkennung der Vielfalt der 
betroffenen und beteiligten Gruppen (recognition) sowie die Beteiligung an 
politischen und gesellschaftlichen (Entscheidungs-)Prozessen (participation) 
eine wichtige Rolle spielen. Die Berücksichtigung von Anerkennung und po- 
litischer Teilhabe als Dimensionen von Umweltgerechtigkeit dient nicht nur 
dazu umweltpolitische Maßnahmen zu gestalten, sondern trägt auch dazu 
bei, strukturelle Ursachen von Ungerechtigkeiten zu ermitteln, politische 
Aufmerksamkeit darauf zu lenken sowie mehr Verständnis für die sozialen 
Auswirkungen von Umweltveränderungen zu schaffen (Hafner 2020; Hein/ 
Dünckmann 2020). In diesem Beitrag nutzen wir verschiedene Dimensionen 
von Umweltgerechtigkeit, um unsere Forschung vom oben beschriebenen 
Fokus auf Vulnerabilität zu lösen und ein alternatives Verständnis von Gender 
und Klimaschutz zu erlangen. Eine wichtige Rolle spielt dabei die episte- 
mische Dimension von Umweltgerechtigkeit. Wie wird lokales Wissen in 
Klimaschutzstrategien berücksichtigt? Welche Daten werden erhoben und 
veröffentlicht? Wessen Erfahrungen fließen in die Formulierung von Konzep- 
ten mit ein und wessen Stimme bleibt ungehört? All diese Fragen beschreiben 
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eine Dimension von Gerechtigkeit, die auf mehr beruht als nur formaler 
Anerkennung und Inklusion, sondern langfristig auf nachhaltige soziale 
Transformation abzielt (Dieleman 2015; Temper/Del Bene 2016). 


3. Duisburger Klimaschutzkonzept 


Die Großstadt Duisburg ist Teil der Metropolregion Rhein-Ruhr im Bundes- 
land Nordrhein-Westfalen und hat etwa 500.000 Einwohner:innen (Stand 
2021, Information und Technik Nordrhein-Westfalen 2022). Im 19. und 20. 
Jahrhundert war die Stadt dank ihrer günstigen Lage am Rhein und der 
Ruhr ein bedeutender Standort der Kohle-, Eisen- und Stahlindustrie. Diese 
prägen Duisburg bis in die Gegenwart: Auch heute noch ist Duisburg der 
größte Stahlstandort Europas (Stadt Duisburg o.J.). Hinzu kommen Vorteile 
für die weiterverarbeitende Industrie, wie bspw. die gute Lage der Stadt 
am Kreuzungspunkt wichtiger europäischer Nordsüd- und Ostwest-Han- 
delswege. Duisburg bzw. das Ruhrgebiet verfügte außerdem über reiche 
Kohlevorkommen und hat mit den umliegenden Großstädten einen großen 
Absatzmarkt in unmittelbarer Nähe (Ziesemer 2004). Dennoch führte diese 
Abhängigkeit von Kohle und Stahl im Strukturwandel der letzten Jahrzehnte 
zu einem gravierenden Verlust von Arbeitsplätzen. Die zunehmende Nutzung 
von Öl und Gas führte zu einer sinkenden Nachfrage von Kohle und daraus 
resultierend dem Zechensterben in der Rhein-Ruhr-Region (Ziesemer 2004). 
Produktionsstätten wurden geschlossen und werden heute mit dem Slogan 
»Industriekultur - das Leben von heute vor den Kulissen von gestern« als 
Sport- und Kulturstätten, Denkmäler und Naherholungsgebiete beworben 
(Tourist Information Duisburg o.J.: 11). 

Auch die Klimakrise beeinflusst zunehmend die kommunale Politik der 
Stadt Duisburg. Um eine rechtliche Grundlage fiir kommunalen Klimaschutz 
zu schaffen, wurde 2017 durch einen Grundsatzbeschluss des Rats der Stadt 
Duisburg das Klimaschutzkonzept Duisburg. Nachhaltig beschlossen (Stadt Duis- 
burg 2017a). Die Erstellung wurde durch das Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit gefördert. In die Planung des Klima- 
schutzkonzeptes waren vornehmlich Expert:innen des Zentrums ftir Logistik 
und Verkehr der Universitat Duisburg-Essen sowie das Klimabiiro, das Referat 
fiir Gleichstellung und Chancengleichheit und weitere Expert:innen der Stadt 
Duisburg eingebunden. 
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Überblick 
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Der Fokus auf den Zusammenhang zwischen Gender und Klimawandel 
ist für die Stadt Duisburg nicht neu. Dass das Thema Gender ein integra- 
tiver Bestandteil des Lokalen Agenda 21-Prozesses in Duisburg sein muss, 
wurde schon 1997 durch einen Aufstellungsbeschluss zur Lokalen Agenda 21 
festgehalten. Auch das Frauennetzwerk der Stadt als zivilgesellschaftlicher 
Akteur setzt seit einigen Jahren die Themen Nachhaltigkeit und Klimakrise 
verstärkt auf die politische Tagesordnung. Während der Vorbereitungs- und 
Erstellungsphase des Konzeptes fanden zur Einbeziehung der Öffentlichkeit 
mehrere Workshops zu Frauen- und Genderbelange im Duisburger Klimaschutz 
statt. Diese wurden in Zusammenarbeit mit der Beratungsfirma adelphi, 
mit der damaligen Klimaschutzbeauftragen der Stadt Duisburg sowie dem 
Referat für Gleichberechtigung und Chancengleichheit durchgeführt (Bich- 
ler/Jochum/Freer 2015). Eine chronologische Übersicht über die Entwicklung 
des Klimaschutzkonzepts ist in Abb. 1 dargestellt. 

Die Umsetzung des Klimaschutzkonzeptes hat das Team der Klimaschutz- 
manager:innen im Klimabüro der Stadt Duisburg seit Beginn 2021 federfüh- 
rend übernommen. Darüber hinaus wird die Umsetzung des Klimaschutzkon- 
zepts regelmäßig mit Vertreter:innen der Gleichstellungsstelle, des Umwelt- 
amtes, zivilgesellschaftlichen Akteur:innen, Stadtplanung, Verkehrsplanung, 
Verkehrsgesellschaft, Unternehmen, Stadtwerke und dem Kommunikations- 
team der Stadt Duisburg diskutiert und abgestimmt. 

Das Klimaschutzkonzept ist in insgesamt sieben Handlungsfelder un- 
terteilt: Industrie und Wirtschaft; Verkehr; Logistik; Klimagerechte Stadt- 
entwicklung; Energieeinsparung, Steigerung Energieeffizienz Gebäude, 
Energie- und Wärmeversorgung; klimafreundliche öffentliche Beschaf- 
fung (Kernverwaltung und eigenbetriebsähnliche Einrichtungen); Sharing/ 
Collaborative Economy; sowie Gender/Diversity (Stadt Duisburg 2017a). Für 
jedes Handlungsfeld wurden Ziele, Teilziele und Maßnahmen in einem Ziel- 
system zusammengefasst und zusammenhängend dargestellt. Zusätzlich 
beinhaltet das Konzept fünf handlungsfeldübergreifende Maßnahmen und 
definiert genaue Klimaschutz-Potenziale entlang der Handlungsfelder. 

Im Rahmen dieses Beitrags werden wir uns im Folgenden ausschließlich 
auf die im Handlungsfeld 7 Gender und Diversity im Klimaschutz angeführten 
Maßnahmen sowie relevante handlungsfeldübergreifende Maßnahmen be- 
ziehen. Das Handlungsfeld 7 beinhaltet zwei Maßnahmen und betont »dass 
zu einem erfolgreichen stadtgesellschaftlich umfassenden Klimaschutz- 
konzept die ausgewogene Teilhabe und Mitwirkung aller gesellschaftlichen 
Gruppierungen gehört« (Stadt Duisburg 2017a: 13). Anders als andere Hand- 
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lungsfelder wurde der Bereich Gender nicht aus vorherigen Strategiepapieren 
übernommen, sondern entstand während des Erstellungsprozesses »im Zuge 
der AkteurInnenbeteiligung« (Stadt Duisburg 2017a: 12) und »in Abstimmung 
mit allen Prozessbeteiligten« (Stadt Duisburg 2017a: 65). Welche Akteur:innen 
genau Einfluss auf dieses Handlungsfeld hatten, wird nicht weiter ausgeführt. 

Bemerkenswerterweise bezieht sich (trotz des Titels) keine der beiden 
Maßnahmen im Handlungsfeld 7 speziell auf Gender. Maßnahme 5.10.1 
beschreibt die »Förderung der Teilhabe von Bevölkerungsgruppen mit Mi- 
grationshintergrund im lokalen Klimaschutz im Rahmen von Urban Action 
Research und Service Learning« (Stadt Duisburg 2017a: 160f.), während Maß- 
nahme 5.10.2 auf die »Entwicklung eines Kooperationsprojektes zwischen 
PartnerInnen aus der Wissenschaft, der städtischen Verwaltung und ihren 
Beteiligungsgesellschaften zur Erforschung und Beteiligung von verschie- 
denen Zielgruppen im Duisburger Klimaschutz« abzielt (Stadt Duisburg 
2017a: 162f.). Die einzige Maßnahme, die Gender tatsächlich thematisiert, ist 
handlungsfeldübergreifend und fördert die »Fortbildung städtischer Mitar- 
beiterInnen zum Thema Frauen- und Genderbelange und Klimaschutz« (Stadt 
Duisburg 2017a: 100). 


4. Methodik 


Um den Entstehungsprozess des Duisburger Klimaschutzkonzepts genauer 
und tiefgehender nachvollziehen zu können, folgte unsere Forschung einem 
qualitativen Ansatz. Zusätzlich zu einer qualitativen Inhaltsanalyse (Mayring 
2015) des Konzepts führten wir sechs Interviews mit Expert:innen der Stadt 
Duisburg, der Universität Duisburg-Essen und dem Regionalverband Ruhr, 
die an der Erstellung und/oder der Umsetzung des Konzepts beteiligt waren 
oder sind. Relevante Expert:innen wurden aufgrund ihrer Mitarbeit am Kon- 
zept und im zweiten Schritt per Schneeballverfahren identifiziert und kontak- 
tiert, was uns die anfänglich durch die COVID19-Pandemie erschwerte Kontakt- 
aufnahme mit Expert:innen erleichterte. 

Alle Interviews dauerten zwischen 45 und 90 Minuten und folgten einem 
teilstrukturierten Ablauf. Jedes Gespräch orientierte sich an einem individu- 
ellen Leitfaden, der das Interview strukturierte, ohne dabei Zwischen- und 
Nachfragen auszuschließen oder Expert:innen in ihrem Redefluss zu unter- 
brechen. Die Interviewerin war während des Gesprächs frei, die Reihenfol- 
ge und Prioritäten der Fragen zu ändern. In jedem Interview waren zwei Au- 
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torinnen aus unserem Team anwesend. Die Leitfäden wurden auf der Basis 
vorheriger Literatur- und Hintergrundrecherche sowie dem Klimaschutzkon- 
zept der Stadt Duisburg erstellt. Aufgrund der COVID19-Pandemie war es uns 
nicht möglich, uns persönlich mit unseren Interviewpartner:innen zu treffen. 
Alle Interviews wurden daher über die Software Microsoft Teams geführt und 
audiovisuell aufgezeichnet. Die Gespräche wurden anschließend transkribiert 
und mit Hilfe weiterer Software thematisch codiert und analysiert. Alle drei 
Autorinnen unseres Teams waren an diesem Prozess beteiligt, um unseren Da- 
tensatz möglichst nuanciert und differenziert auszuwerten und zu interpre- 
tieren. 

Generell wurde unser Forschungsvorhaben von allen Befragten sehr posi- 
tivund als äußerst relevant wahrgenommen. Mehrere Expert:innen verwiesen 
dabei auf den bestehenden Mangel an interdisziplinärer Forschung im Kontext 
Gender und Klimaschutz bzw. Klimawandelanpassung in Deutschland. 


5. Ergebnisse: Gender und Klimaschutz in Duisburg 


Der folgende Teil dieses Beitrags gibt einen kompakten Überblick über die 
wichtigsten Ergebnisse unseres Projekts und umfasst Erkenntnisse sowohl 
aus der qualitativen Analyse des Klimaschutzkonzepts als auch aus den Ex- 
pert:inneninterviews. Im ersten Abschnitt betrachten wir die Faktoren, die zur 
Berücksichtigung der Kategorie Gender im Konzept geführt haben, genauer. 
Dieser Teil beruht vor allem auf unseren Interviews mit Personen, die selbst 
durch ihre berufliche Position an der Erstellung des Konzepts mitgewirkt 
haben. 

Im zweiten Abschnitt wird erläutert, welches Verständnis von Gender dem 
Konzept der Stadt Duisburg zugrunde liegt. Wir versuchen dadurch zu beur- 
teilen, wie inklusiv und tiefgehend die Einbeziehung von Gender als relevante 
soziale Kategorie im Klimaschutzkonzept der Stadt Duisburg tatsächlich ist. 
In unserer Bewertung orientieren wir uns an der Kategorisierung des Umwelt- 
bundesamtes (Spitzner et al. 2020: 49), welche die Abstufungen des Ausmaßes, 
in dem Gender berücksichtigt wird, in genderblind (keine Erwähnung der Kate- 
gorie), gendersensitiv (Anerkennung der Kategorie zur effektiveren Gestaltung 
von Politik, ohne Geschlechternormen und die Ursachen von Ungleichheiten 
zu hinterfragen), genderresponsiv (Förderung von Geschlechtergerechtigkeit als 
Gestaltungskriterium bei politischen Entscheidungen und Erfüllung von Gen- 
der Mainstreaming-Geboten) und gendertransformativ (Adressieren von Ursa- 
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chen für Benachteiligung, Überwindung von androzentrischem Fokus in der 
Politikgestaltung, Transformation von Gendernormen) unterteilt. Dieser Teil 
beruht gleichermaßen auf unseren Interviews sowie der Inhaltsanalyse des 
Klimaschutzkonzepts. 


5.1 Berücksichtigung von Gender im Klimaschutzkonzept 


Dieser Abschnitt widmet sich der Frage, welche Faktoren während des Erstel- 
lungsprozesses des Duisburger Klimaschutzkonzepts dazu geführt haben, 
dass die Kategorie Gender im finalen Dokument so ausführlich berück- 
sichtigt wird. Auf Grundlage der Expert:inneninterviews konnten wir vier 
dieser Faktoren identifizieren: der Einfluss von Individuen, der Einfluss von 
Netzwerken, die Vergabe des Auftrags zur Erstellung des Konzepts an eine 
lokale Universität sowie rechtliche und finanzielle Rahmenbedingungen. 
Im folgenden Abschnitt werden wir diese Aspekte genauer betrachten und 
diskutieren. 

Zunächst wurde in den Interviews der Einfluss von Einzelpersonen als 
entscheidender Faktor für die Berücksichtigung von Gender im Duisburger 
Klimaschutzkonzept betont. Vor allem die personelle Besetzung einzelner Pos- 
ten wie der Gleichstellungsbeauftragten oder der Klimaschutzbeauftragten 
hat maßgeblich dazu beigetragen, dass das Thema Klima und Gender in das 
Konzept mit aufgenommen wurde. Wie aus unseren Interviews hervorging, 
hängt dies u.a. damit zusammen, dass die Tätigkeiten beider Beauftragten 
in der Regel als kommunale Querschnittsaufgabe verstanden werden und die 
Positionen aufgrund ihres breiten Aufgabenspektrums viel Spielraum haben, 
um eigene Schwerpunkte zu setzen (siehe auch Deutsches Institut für Urba- 
nistik 2018; Geithner-Simbine 2016; Landesarbeitsgemeinschaft kommunaler 
Frauenbüros/Gleichstellungsstellen Nordrhein-Westfalen 2019). Entspre- 
chend wichtig waren somit auch Motivation und berufliche Laufbahn der 
Posteninhaber:innen für die Ausgestaltung des Klimaschutzkonzeptes. Wie in 
mehreren Gesprächen hervorgehoben wurde, sei es bspw. u.a. aufgrund des 
Desinteresses von lokalen Politiker:innen am Thema Gender, sehr anstren- 
gend und arbeitsaufwändig gewesen, die Beteiligung des Frauenbüros an 
dem Projektvorhaben sicherzustellen. Das Gelingen sei daher hauptsächlich 
der hohen Motivation der damaligen Gleichstellungsbeauftragten und ihrer 
langjährigen Erfahrung aus der Frauenbewegung zuzuschreiben. 

Diese Abhängigkeit von Individuen bei der Erstellung inklusiver Klima- 
schutzstrategien ist aufgrund mehrerer Gesichtspunkte kritisch zu betrach- 
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ten. Eine unserer Interviewpartnerinnen betonte, dass die Notwendigkeit, 
persönliche Kapazitäten etwa in Form von zusätzlicher Recherche, außer- 
dienstlicher Netzwerkarbeit oder Überstunden einzubringen, besonders 
problematisch sei, da vor allem die Position der Gleichstellungsbeauftragten 
meist mit Frauen besetzt werden. Frauen sind durch die ungleiche Verteilung 
von Care-Arbeit in Deutschland ohnehin einer deutlichen Arbeitsmehrbelas- 
tung ausgesetzt (BMFSFJ 2019). Eine Auslagerung des erhöhten Arbeitsauf- 
wands zur Inklusion von Frauen in Klimaschutzpläne auf einzelne Mitglieder 
eben jener Bevölkerungsgruppe sollte daher hinterfragt werden. 

Gleichzeitig könnte der starke Einfluss von Einzelpersonen während der 
Erstellung des Klimaschutzkonzeptes auf einen mangelhaften Beteiligungs- 
prozess hinweisen. Eine angemessene Beteiligung von Bürger:innen, Verbän- 
den und der lokalen Wirtschaft in der lokalen Klimaschutzpolitik ist aufgrund 
mehrerer Aspekte zentral für den Erfolg von Strategien und Maßnahmen. Par- 
tizipation ist nicht nur ein Mittel, um die Öffentlichkeit zu informieren, son- 
dern kann auch dabei helfen, Akteur:innen von der Notwendigkeit des Klima- 
schutzes zu überzeugen, die Akzeptanz von Maßnahmen zu steigern, Koope- 
rationen anzuregen sowie Stakeholder zu eigenen Aktivitäten zu motivieren. 
Auch Kropp (2013) verweist darauf, dass Regelungen in Bezug auf die Klimakri- 
se, die »von oben: verordnet statt partizipativ erarbeitet werden, häufig nicht 
die notwendige Akzeptanz in der Bevölkerung entwickeln, um tatsächlich zu 
nachhaltigem Wandel zu führen. Einige der interviewten Expert:innen bestä- 
tigten, dass partizipative Elemente in der Erstellung des Duisburger Konzepts 
nur eine untergeordnete Rolle spielten und Entscheidungen in der Regel in 
einem kleinen Kreis getroffen wurden. Die Einbringung von Gender als The- 
ma im Klimaschutz sei demnach hauptsächlich zwei Individuen im Beirat des 
Konzepts zu verdanken. Diese Abhängigkeit vom außerordentlichen Engage- 
ment weniger Einzelpersonen ist kritisch zu betrachten: Zwar können Positio- 
nen wie die Gleichstellungsbeauftragte als Sprachrohr für zivile Gruppen und 
Organisationen dienen, jedoch braucht gendertransformative (Klima-)Politik 
strukturelle Veränderungen, die von der Mehrheit einer Gemeinschaft mitge- 
tragen und vertreten werden (Kropp 2013). Anderenfalls laufen wichtige The- 
men Gefahr, in lokalen Kontexten benachteiligt oder gänzlich ignoriert zu wer- 
den. 

Als zweiter Faktor wurde die Bedeutung von lokalen, regionalen als auch 
nationalen Netzwerken hervorgehoben. In diesem Kontext wurden insbe- 
sondere Frauennetzwerke als wertvolle Kommunikationsplattform zum Aus- 
tausch von Information und Wissen erwähnt. Eine Expertin erklärte: »Und 
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das Wichtigste ist dabei überhaupt über Netzwerke, Expert:innenwissen 
von verschiedenen Seiten auch zu verfügen, aber auch, dass Ansprechpart- 
nerinnen da sind, die einbezogen werden können.« (Interviewpartnerin 5, 
persönliches Interview, 21.04.2021) Duisburg kann hierbei auf ein aktives 
Frauennetzwerk zurückgreifen, welches im Zuge des Agenda 21-Prozesses ge- 
fördert und ausgezeichnet wurde und dessen Rahmen bereits in den 1990ern 
die Themen nachhaltige Entwicklung und Frauenpolitik zusammenbrachte 
(Stadt Duisburg 2017b). Das Duisburger Frauennetzwerk Agenda 21 ist dabei eng 
verknüpft mit weiteren Frauennetzwerken auf anderen Ebenen, wie z.B. der 
Landesarbeitsgemeinschaft (LAG) kommunaler Gleichstellungsstellen NRW. Auf- 
grund der Expertise und langjährigen Präsenz der Frauennetzwerke war und 
ist es der Gleichstellungsstelle von Duisburg möglich, Genderbelange in di- 
versen städtischen und landesweiten Gremien zu adressieren und schließlich 
auch im Beirat des Duisburger Klimaschutzplans einzubringen. 

In Anlehnung an die Arbeit von Mendes Barbosa und Walker (2020) zu 
epistemischer Gerechtigkeit innerhalb der Umweltgerechtigkeit zeigt das 
Beispiel von Duisburg die Bedeutung von Netzwerken für die Generierung 
einer Gegenexpertise (»counter-expertise« (Mendes Barbosa/Walker 2020: 382)) 
gegenüber den dominanten Diskursen zu Klimaschutz, welche gender-spe- 
zifische Perspektiven nicht berücksichtigen. Wie bei Mendes Barbosa und 
Walker (2020) spielte dabei die Publikation dieser Gegenexpertise in Form von 
Broschüren, Flyern oder Newslettern eine zentrale Rolle. Eine Person erklärte: 


»[Ich habe] immer Wert draufgelegt, die Ergebnisse zu dokumentieren und 
zu publizieren. [...] Wie kann ich Wissen erstmal festhalten, dass das erhal- 
ten bleibt, aber auch popularisieren. Das waren ja keine Wissenschaftlerin- 
nen, die da alle mitgemacht haben, sondern kamen ja aus allen Bereichen 
[...] Und die [Ergebnisse] waren auch sehr kritisch teilweise, und da hatte ich 
natürlich in der Verwaltung Probleme, kritische Ergebnisse zu veröffentli- 
chen. Das war für mich immer ein richtiger Kampf.« (Interviewpartnerin 5, 
persönliches Interview, 21.04.2021) 


Indem das gesammelte Wissen in leicht verständlicher Sprache schriftlich 
festgehalten, veröffentlicht und durch vorhandene Netzwerke weiter ver- 
breitet wurde, entwickelten sich jenes Wissen und die daraus resultierenden 
Publikationen zu einem politischen Instrument, auf das sich Netzwerke mit 
Gegenexpertise (»networks of counter-expertise« (Mendes Barbosa/Walker 2020: 
385)) in politischen Aushandlungsprozessen berufen können. So veröffentlich- 
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te das Referat für Gleichberechtigung und Chancengleichheit 2017 bspw. eine 
Broschüre zu Frauen- und Genderbelange im Klimaschutz (Freer/Köth-Jahr 2017). 

Als dritten Punkt ergab unsere Analyse, dass in der Wahrnehmung un- 
serer Interviewpartner:innen auch die Vergabe des Auftrags zur Erstellung 
des Klimaschutzkonzeptes an die Universität Duisburg-Essen anstelle eines 
Beratungsunternehmens einen Einfluss auf die inhaltliche Ausgestaltung des 
Konzeptes hatte. Die Erstellung des Konzepts durch eine lokale Institution 
mit guten Beziehungen zu öffentlichen Stellen habe dazu geführt, dass we- 
niger mit bereits vorhandenen Schemata und Bausteinen gearbeitet wurde 
und stattdessen verstärkt auf die lokalen Gegebenheiten und Bedürfnisse 
eingegangen werden konnte. Beratungsunternehmen haben komplexe Struk- 
turen für Wissenstransfer und können daher bei der Entwicklung von neuen 
Strategien auf einen großen Erfahrungsschatz an Projekten zurückgreifen. 
Gleichzeitig basieren sie ihr Geschäftsmodell auf einer Art Wissensindustrie, 
in welcher der finanzielle Gewinn im Vordergrund steht. So ist die profit- 
orientierte Wiederverwendung von existierenden Ansätzen problematisch, 
wenn sie lokale Realitäten ausblendet und stattdessen die Probleme den 
vorhandenen Lösungen anpasst (Keele 2019). Die auf Effizienz fokussierte 
Arbeitsweise der Beratungsunternehmen steht dabei der (Re-)Politisierung 
von Klimaschutz, Fragen von Gerechtigkeit und der Identifikation von unter- 
schiedlichen Vulnerabilitaten entgegen (Keele 2019). Wie eine der befragten 
Personen bestätigte, mache es einen großen Unterschied, dass Mitarbeitende 
der Universität Duisburg-Essen das Konzept verfasst haben, die »vorher noch 
kein Klimaschutzkonzept geschrieben haben, und dann eben nicht irgendwas 
aus der Schublade geholt haben, sondern eben sehr viel freier dann da Ideen 
entwickelt haben« (Interviewpartner 6, persönliches Interview, 04.06.2021). 
Durch die Vergabe der Ausschreibung an die örtliche Universität konnte loka- 
les Wissen besser berücksichtigt und eingebunden werden. Gleichzeitig zeigt 
sich hier ein Trend weg von öffentlichen- hin zu privaten, kommerzialisierten 
Klimawissenschaften, bei welchem auch Universitäten bspw. durch Auftrags- 
arbeit zunehmend eine Beratungsfunktion übernehmen und somit vermehrt 
als Dienstleister anstatt als unabhängige Forschungsinstitute agieren (Keele 
2019; Perkmann/Walsh 2008; Webber/Donner 2017). 

Als vierten und letzten Faktor konnten wir rechtliche und finanzielle 
Rahmenbedingungen als einflussreiche Aspekte auf die Ausgestaltung des 
Klimaschutzkonzepts identifizieren. Diese umfassen einerseits die rechtliche 
Verankerung von Genderbelangen in der lokalen, regionalen und nationalen 
Gesetzgebung. Einige unserer Expert:innen betonten wiederholt die Wich- 
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tigkeit von rechtlichen Grundlagen für die städtische Verwaltung und Politik 
sowie die Stellung des Themas Gender als Querschnittsaufgabe. Dadurch, 
dass Gender Mainstreaming u.a. in der Begründung zum Klimaschutzgesetz 
(Ministerium für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie des 
Landes Nordrhein-Westfalen 2021) sowie in dem Klimaschutzplan des Landes 
Nordrhein-Westfalen (Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Landwirt- 
schaft, Natur- und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen 2015) 
festgeschrieben wurde, konnten sich die Akteur:innen in ihren Forderungen 
auf diese Vorgaben berufen. Auch nationale und internationale Strategien 
und Verträge, wie etwa die Europäische Charta für die Gleichstellung von Frauen 
und Männern auf lokaler und regionaler Ebene (Rat der Gemeinden und Regionen 
Europas 2006) oder der Klimaschutzplan 2050 der Bundesrepublik Deutsch- 
land (BMUV 2016) wurden von manchen Expert:innen als Grundlage für den 
Gender-Fokus in Duisburg herangezogen. 

Entscheidend war außerdem, dass Duisburg bereits 2005 eine verpflich- 
tende Genderprüfung von Ratsvorlagen beschloss (Rat der Stadt Duisburg 
20052). Seitdem muss jede Drucksache mit Gender Mainstreaming-Relevanz 
im Vorfeld vom zuständigen Referat auf mögliche Konflikte und Diskrimi- 
nierung hin überprüft werden. Diese Prüfung traf auch auf das Klimaschutz- 
konzept der Stadt zu und so wurde die damalige Gleichstellungsbeauftragte 
schon frühzeitig in den Erstellungsprozess miteingebunden. 

Daran anschließend wurde von einigen unserer Interviewpartner:innen 
auch die Verfügbarkeit von finanziellen Ressourcen hervorgehoben. Da sowohl 
Gleichstellungsarbeit als auch Klimaschutz und -anpassung vielfach durch 
Projektgelder gefördert seien, ließen sich mit Fördergeldern gut bestimmte 
Entwicklungen, wie ein Genderfokus im Bereich Klima, anstoßen. Dies berge 
allerdings gleichzeitig auch Risiken, da mit dem Ablauf der Projekte auch oft 
die erschaffenen Strukturen endeten und Wissenstransfer zwischen einzelnen 
Projekten und Verwaltungsstellen oft vernachlässigt würde, wie eine Person 
erklärte: 


»Das ist natürlich immer schön, wenn man mit Projektgeldern bestimm- 
te Entwicklungen anstoßen kann. Aber auch das Thema Umsetzung der 
tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und Männer [..] ist jahrelang zu- 
mindest in Nordrhein-Westfalen über Projektgelder finanziert worden. 
Und es gibt auch viele Projekte, die dann wieder kaputt gegangen sind. Und 
auch die Erkenntnisse aus den Projekten haben dann nicht unbedingt einen 
Transfer erfahren [...] [IJch weiß auch nicht, inwieweit das wirklich auch vom 
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Ansatz her dann tatsächlich auch nachhaltig ist.« (Interviewpartnerin 4, 
persönliches Interview, 15.04.2021) 


Die Frage nach der Finanzierung ist im Duisburger Kontext besonders rele- 
vant, da die Stadt— wie viele Kommunen im Ruhrgebiert und in ganz NRW — 
hochverschuldet ist (WDR 2021). Ein wachsendes Aufgabenspektrum in Bezug 
auf Klimawandelanpassung und Klimaschutz geht häufig mit höheren Ausga- 
ben und sinkenden Einnahmen einher. Kommunen sind daher häufig auf pri- 
vatwirtschaftliches und gesellschaftliches Engagement angewiesen, um Kli- 
maziele zu erreichen und neue klimatische Herausforderungen zu bewältigen 
(Kropp 2013). 


5.2 Verständnis von Gender 


Eine genauere Analyse davon, wie Gender in diesem Dokument verstanden 
und ausgelegt wird, ist entscheidend, um zu verstehen, ob Gender in diesem 
Kontext mehr ist als nur Schlagwort zur Erfüllung formaler Vorgaben. Die In- 
terpretation von Gender entscheidet auch darüber, wie Politik gestaltet wird 
und inwieweit das Konzept einen Beitrag zu gendertransformativer Umwelt- 
gerechtigkeit leisten kann. Durch eine qualitative Analyse des Klimaschutz- 
konzepts und unseren Expert:inneninterviews konnten wir drei Charakteristi- 
ka identifizieren, die das Verständnis von Gender im Duisburger Klimaschutz 
entscheidend prägen. 


Gender als vage definierte Querschnittsaufgabe 

Unser erster Aspekt gilt der Verwendung des Begriffs Gender in der Praxis des 
kommunalen Klimaschutzes in Duisburg. Hier haben die Expert:inneninter- 
views zunächst deutlich gezeigt, dass der Begriff Gender in der Praxis bisher 
wenig aufgegriffen wird. Eine Expertin erklärte uns: 


»Das Thema Frauenförderung ist vielleicht an manchen Stellen in den 
Kommunen angekommen. Das Thema Gender ist oftmals in Kommunen 
gar nicht angekommen, weil man sich allein schon gegen den Begriff 
wehrt. Da gibt es ja eine ewige leidliche Diskussion.« (Interviewpartnerin 4, 
persönliches Interview, 15.04.2021) 


Oft mangele es dabei an einem Verständnis für Gender-Ihemen, weshalb häu- 
fig ein Rechtfertigungsdruck für Expert:innen und Mitarbeitende bestehe, die 
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versuchten das Thema einzubringen. Gender werde oft als »lästiges Frauen- 
thema« (Interviewpartnerin 4, persönliches Interview, 15.04.2021) betrachtet. 

Gleichzeitig wurde Gender von befragten Expert:innen häufig als »Quer- 
schnittsthema« (Interviewpartnerin 4, persönliches Interview, 15.04.2021) 
und »Querschnittsaufgabe« (Interviewpartner:innen 1 und 2, persönliche 
Interviews, 18.03.2021 und 25.03.2021) bezeichnet, dessen Bearbeitung sich 
nicht auf einen Fachbereich und damit einen Verwaltungsbereich begrenzen 
lässt. Und auch im Klimaschutzkonzept heißt es: »Das siebte Handlungsfeld 
stellt als Querschnittsthema in den Vordergrund, dass zu einem erfolgreichen 
stadtgesellschaftlich umfassenden Klimaschutzkonzept die ausgewogene 
Teilhabe und Mitwirkung aller gesellschaftlicher Gruppen gehört.« (Stadt 
Duisburg 2017a: 13) Die Analyse der Interviews hat außerdem gezeigt, dass 
Gender in der Praxis im Wesentlichen als Verwaltungsaufgabe betrachtet wird. 
Das Klimaschutzkonzept basiert als Verwaltungsdokument auf rechtlichen 
Vorgaben. Dadurch, dass Gender Mainstreaming bereits vorher in offiziellen 
Dokumenten auf nationaler, regionaler und kommunaler Ebene festge- 
schrieben wurde, gab es eine klare Rechtsgrundlage, auf welcher sowohl die 
Gleichstellungsbeauftragte als auch die Klimaschutzbeauftragte argumentie- 
ren und handeln konnten. Die Interviews haben gezeigt, dass Gender in vielen 
Fällen vor allem aufgrund rechtlicher Vorgaben und verfügbaren Statistiken 
über die unterschiedliche Betroffenheit von Frauen und Männern berücksich- 
tigt wird. Während somit diese strukturellen Aspekte wichtige Impulse für 
die Berücksichtigung von Gender im Klimaschutz geben, gab es für viele der 
beteiligten Akteur:innen keinen explizit normativen Gerechtigkeitsanspruch 
für das Themenfeld Klima und Gender. Entsprechend wenig Beachtung fan- 
den daher auch Aspekte der Verfahrens- und Anerkennungsgerechtigkeit 
im Klimaschutzdokument. Hier lässt sich der Bogen schlagen zu dem vorher 
erwähnten Einfluss, den Einzelpersonen auf die Erstellung des Konzeptes hat- 
ten. Rechtliche Grundlagen und Daten zu Geschlechtergerechtigkeit sind für 
viele Kommunen ähnlich, jedoch waren lokale Akteur:innen und Netzwerke 
entscheidend für die Inklusion der Kategorie Gender. 

Ein weiterer Aspekt ist in diesem Zusammenhang die ungenaue Verwen- 
dung des Konzepts und eine fehlende Differenzierung zwischen den Begriffen 
Geschlecht, Gender und Frauen, die häufig synonym verwendet werden. Ein 
Beispiel dafür ist die handlungsfeldübergreifende Maßnahme Fortbildung 
städtischer MitarbeiterInnen zum Thema Frauen- und Genderbelange und Klima- 
schutz (Stadt Duisburg 2017a: 100f.) in der es heißt: 
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»Klimaschutz und die mit ihm verbundenen Maßnahmen können Aus- 
wirkungen auf die Gleichstellung von Frauen und Männern haben. [...] in 
kommunalem Rahmen sind die Zusammenhänge zwischen Frauen- und 
Genderbelangen und Klimaschutz noch deutlicher herauszuarbeiten. Dafür 
ist eine Fortbildung der städtischen MitarbeiterInnen wichtig, die die unter- 
schiedlichen Betroffenheiten von Frauen durch den Klimawandel detailliert 
herausarbeitet [...]. Dadurch sollen MitarbeiterInnen in die Lage versetzt 
werden, Klimaschutzmaßnahmen frauen- und gendergerecht auszurichten 
und auszuwählen sowie Klimaschutzmaßnahmen auf ihre geschlech- 
terspezifische Wirkung zu überprüfen und so zu gestalten, dass keine 
Benachteiligungen für ein Geschlecht entstehen. Auch sollen städtische 
MitarbeiterInnen dafür sensibilisiert werden, Frauen und ihre Netzwerke 
bei der Entwicklung von Klimaschutzmaßnahmen rechtzeitig zu beteiligen 
[Herv. durch Autor:innen].« (Stadt Duisburg 2017a: 100f.) 


Neben einem binären Verständnis von Gender wird hier auch der Begriff Gen- 
der mit Frauen gleichgesetzt. Eine der befragten Expert:innen begründete dies 
mit der historischen Entwicklung des Berufes der Gleichstellungsbeauftrag- 
ten, welche ursprünglich auch ausschließlich Frauenbeauftragte hieß. So sei- 
en Frauen auch heute noch die vorrangige Zielgruppe und entsprechend sei es 
sehr schwer ein akademisch-geprägtes und komplexes Konzept wie Gender in 
ihrer alltäglichen Arbeit umzusetzen. 

Basierend auf dem vorangestellten Verständnis von Gender, wurde sich im 
Kontext von Gender und Klimaschutz häufig ausschließlich auf Frauen als re- 
levante Akteur:innengruppe bezogen. Eine Expertin erklärte uns, »[d]ass es 
aber bestimmte Dinge gibt, die nach wie vor, sage ich mal, vielfach von Frau- 
en wahrgenommen werden, führt ja dazu, dass es eine immer sehr schnell in 
diese, auf diese Ebene abrutscht. Das ist jetzt ein Frauenthema« (Interview- 
partnerin 4, persönliches Interview, 15.04.2021). 


Gender als binärer Begriff 

Anknüpfend daran lässt sich auf Grundlage der Interviews festhalten, dass in 
der Praxis in der Regel mit einem binären Verständnis von Gender als Mann- 
Frau-Dichotomie gearbeitet wird. Dies sei u.a. auch durch die rechtlichen 
Grundlagen bedingt, welche der Gleichstellungsbeauftragten hauptsächlich 
den Bereich Frauen als Zuständigkeitsbereich zuschreiben: 


»Die Gleichstellungsbeauftragte als Leiterin des Frauenbüros arbeitet auf 
kommunaler Ebene darauf hin, das verfassungsrechtliche Gebot der Gleich- 
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berechtigung von Frauen und Männern sowie die Ziele der übrigen der 
Herstellung der Gleichberechtigung dienenden Gesetze zu verwirklichen. 
Sie wirkt bei allen Vorhaben und Maßnahmen der Stadt mit, die die Belange 
von Frauen berühren oder Auswirkungen auf die Gleichberechtigung von 
Frau und Mann und die Anerkennung ihrer gleichberechtigten Stellung 
in der Gesellschaft haben. In der Zuständigkeit der Gleichstellungsbe- 
auftragten liegen alle frauen- und gleichstellungsrelevanten Fragen und 
Angelegenheiten.« — $15 Abs. 1 Hauptsatzung der Stadt Duisburg (Rat der 
Stadt Duisburg 2005b: 8) 


Ein binäres Genderverständnis findet sich auch im Klimaschutzkonzept wie- 
der. Wie bereits beschrieben, bezieht sich das Handlungsfeld 7 (Stadt Duis- 
burg 2017a) auf den Bereich Gender und Diversity im Klimaschutz. Gender 
wird als »das sozial und kulturell bedingte Geschlecht eines Menschen« defi- 
niert, während Diversity »für die Vielfalt in Bezug auf verschiedene Aspekte, 
wie, Alter, Herkunft, Religion, sexuelle Orientierung oder körperliche Befähi- 
gung« steht (Stadt Duisburg 2017a: 12). Das Handlungsfeld soll »Aspekte der 
Gleichbehandlung und gleichmäßigen Einbeziehung der Geschlechter« (Stadt 
Duisburg 2017a: 13) in den Fokus rücken und geschlechtsspezifische Strategien 
und Lösungsansätze ermöglichen. Aus der Beschreibung des Handlungsfelds 
geht deutlich hervor, dass sich das Konzept weitgehend an einem hetero-nor- 
mativen, binären Verständnis von Gender orientiert. So heißt es bspw.: 


»Im Kontext »Gender< zeigen sich [..] Trends geschlechterspezifischer 
Lösungsansätze, wobei (überspitzt formuliert) nach wie vor typisch »mann- 
liche: Ansätze oft einseitig technologielastig sind und damit ein Ungleich- 
gewicht und auch entscheidende Nachteile in der Anwendbarkeit produ- 
zieren. Grundsätzlich gilt, dass unterschiedliche geschlechtliche Gruppen 
unterschiedliche Wahrnehmungsperspektiven bei gleichem Themenfokus 
Klimaschutz haben und auch Probleme oder Lösungen unterschiedlich 
akzentuieren. [...] So nehmen Männer und Frauen bspw. Notwendigkeiten 
für Maßnahmen in der Förderung und Attraktivierung des ÖPNV in der 
Gesamtheit differenziert war [sic!]. Beispielsweise ermöglicht eine >weibli- 
che Perspektive auf Aspekte der Sicherheit oder der Aufenthaltsqualität an 
Haltestellen des ÖPNV einzugehen, welche stärkere Hemmnisse darstellen 
können, ihn zu nutzen als etwa der Preis.« (Stadt Duisburg 2017a: 65.) 


Diese Unterscheidung zwischen »männlichen« und »weiblichen« Perspektiven 
auf Probleme und Lösungen im Klimaschutz betont ein binäres Verständnis 
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von Gender, in dem sich jeder Mensch als entweder eindeutig männlich oder 
weiblich einordnen lässt. Diese Binarität lässt sich bspw. auch im Teilziel 
DIV.a des Konzepts erkennen, das die »Berücksichtigung geschlechterspezifi- 
scher Bedürfnisse und Wahrnehmungen in der Stadtentwicklung (Feminine 
Stadt</»>Maskuline StadtJ« abdeckt (Stadt Duisburg 2017a: 205). 

Im Hinblick auf das Verständnis von Gender im Kontext des Duisbur- 
ger Klimaschutzkonzeptes decken sich die Ergebnisse unserer Forschung 
in Duisburg mit anderen Studien zu Repräsentation von Gender in Klima- 
dokumenten. Djoudi et al. (2016) bspw. untersuchten 41 Dokumente zur 
Klimawandelanpassung auf Aspekte von Gender und Intersektionalität. Ihre 
Forschung zeigt, dass intersektionale Analysen und ein queeres Verständnis 
von Gender zwar im Bereich akademischer Gender Studies viele Vorteile 
bringen, im Bereich Klima jedoch bisher keine Rolle spielen, da dieser Diskurs 
weiterhin von einer »men-versus-women dichotomy« (Djoudi et al. 2016: 248) 
bestimmt wird und soziale sowie politische Machtverhältnisse wenig bis gar 
nicht berücksichtigt werden. 


Gender und Vulnerabilität 

Wie in der theoretischen Einordnung dieses Beitrags bereits beschrieben, 
wird die Kategorie Gender häufig benutzt, um die besondere Vulnerabilität 
von nicht-männlich gelesenen Personen zu betonen und dann entsprechende 
Schutzstrategien zu entwickeln. Dieses Narrativ wurde sowohl im Klima- 
schutzkonzept als auch in unseren Interviews häufig aufgegriffen. Frauen 
wurden nahezu ausschließlich als besonders vulnerabel und schutzbedürf- 
tig dargestellt, indem ihre besondere Betroffenheit für Umweltbelastungen 
(z.B. Feinstaub) und den Auswirkungen der Klimakrise (z.B. Hitze) betont 
wurde. Als Konsequenz wurden dabei hauptsächlich Anpassungen im Gebiet 
der Stadtplanung, wie z.B. bessere Gehwege oder mehr Schattenplätze im 
öffentlichen Raum, gefordert. Vereinzelt wurde außerdem auf die Notwen- 
digkeit hingewiesen, einzelne Personengruppen besser anzusprechen und zu 
erreichen. 

Daran anschließend stellt sich die Frage, welches Verständnis von Gerech- 
tigkeit im Rahmen von Gender und Klimagovernance dominiert. Hier weisen 
die Ergebnisse unserer Recherche aufgrund der Fokussierung auf die beson- 
dere Betroffenheit von Frauen gegenüber den Klimawandelfolgen und die 
Verortung der Lösungsansätze im Bereich der Stadtplanung darauf hin, dass 
die ungerechte Verteilung von Schäden und Risiken der Klimawandelfolgen 
am stärksten adressiert wird. Wie oben beschrieben, wird dieser Fokus auf 
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Verteilungsgerechtigkeit innerhalb von Klimaanpassungsdiskursen bereits 
seit den 1990ern kritisiert, da dabei Partizipations- und Anerkennungsge- 
rechtigkeit sowie normative Fragen zu distributiven Aspekten weitestgehend 
unbeachtet bleiben. Arora-Jonsson (2011) verweist bspw. darauf, dass der 
Fokus auf die Verwundbarkeit von Frauen meist wenig Konstruktives zu De- 
batten um Klimaschutz und Klimawandelanpassung beiträgt. Im Gegenteil 
kann das Beharren auf Vulnerabilität zum gegenteiligen Effekt führen, d.h.: 


»[...] gender is made invisible in the debates on climate change since it is as- 
sumed that we know what the problem is— the vulnerability of women. It 
also denies them agency while constructing women's vulnerability as their 
specific problem. In doing so, it reinforces differences between women and 
men as given and unchangeable.« (Arora-Jonsson 2011: 748) 


Anstatt die unterschiedliche Betroffenheit als gegeben anzusehen und durch 
stadtplanerische Maßnahmen darauf zu reagieren, ware es demnach wichti- 
ger, die sozio-kulturellen und institutionellen Strukturen, welche die (unge- 
rechte) Verteilung konstituieren, zu berücksichtigen. Gendertransformative 
Politik ist nur möglich, wenn sich der Diskurs und politische Maßnahmen von 
einer Defizitperspektive entfernen. Stattdessen könnte hier der Blickwinkel 
der Verfahrens- und Anerkennungsgerechtigkeit wertvolle Erkenntnisse brin- 
gen. 

Mit Blick aufunsere Analyse des Verständnisses von Gender im Duisburger 
Klimaschutz lässt sich das Duisburger Klimaschutzkonzept als gendersensi- 
tiv bewerten. Das bedeutet, dass Gender als Kategorie anerkannt und berück- 
sichtigt wird, allerdings ohne dabei Geschlechternormen und die Mann-Frau- 
Dichotomie grundsätzlich in Frage zu stellen: »Klimaschutzmaßnahmen sind 
auf ihre geschlechtsspezifische Wirkung hin zu überprüfen und so zu gestal- 
ten, dass keine Benachteiligungen für ein Geschlecht entstehen.« (Stadt Duis- 
burg 2017a: 14) Ebenso gehört hierzu die Anerkennung der besonderen Betrof- 
fenheit von Frauen gegenüber den Auswirkungen der Klimakrise. Dem gegen- 
über steht ein genderresponsives Verständnis, welches die aktive Förderung 
von Geschlechtergerechtigkeit als explizites Kriterium der Politikgestaltung 
berücksichtigt (Spitzner et al. 2020). Während dieses Verständnis von einigen 
interviewten Expert:innen geteilt wurde, lässt sich diese Perspektive im Kli- 
maschutzkonzept nicht wiederfinden. 
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6. Schlussgedanken 


In diesem Forschungsprojekt untersuchten wir das Duisburger Klimaschutz- 
konzept und die Inklusion der Dimension Gender aus einer Umweltgerech- 
tigkeitsperspektive. Der Fokus unseres Projekts lag dabei ausdrücklich auf 
dem Erstellungsprozess, während die Umsetzung des Konzepts größtenteils 
unbeachtet blieb. Der erste Teil unserer Forschung ergab, dass vor allem 
vier Faktoren dazu beigetragen haben, dass Gender im Duisburger Klima- 
schutzkonzept vergleichsweise ausführlich berücksichtigt wurde: Neben dem 
starken Einfluss von Individuen und Netzwerken waren vor allem auch die 
Vergabe des Auftrags an die Universität Duisburg-Essen sowie finanzielle und 
rechtliche Rahmenbedingungen entscheidend. 

Diese Erkenntnisse können als Inspiration für die Erstellung und Anpas- 
sung lokaler Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsstrategien in anderen 
Städten aufgegriffen werden. Wünschenswert wäre dabei besonders, dass zu- 
künftige Konzepte sich nicht nur an grundlegenden rechtlichen Vorschriften 
orientieren, sondern auch an weitreichenden normativen Gerechtigkeitsan- 
sprüchen wie sie bspw. in den politischen und gesellschaftlichen Debatten 
rund um Umweltgerechtigkeit formuliert werden. Eine Genderperspektive 
auf das Thema Klima ist wichtig, nicht nur um formale Vorgaben zu erfüllen, 
sondern um Städte und Kommunen inklusiver und gerechter zu gestalten. 
Die Beteiligung von Bürger:innen und lokalen Initiativen bei der Erstellung 
dieser Konzepte, wie in Duisburg im Ansatz geschehen, sollte dabei ein zen- 
traler Aspekt sein, um den Genderdiskurs vom Narrativ der Vulnerabilität 
abzulösen. 

In einem zweiten Schritt untersuchten wir, auf welchem Verständnis von 
Gender das Klimaschutzkonzept beruht und wie der Begriff in der Praxis ver- 
wendet wird. Unsere Ergebnisse zeigen, dass Gender meist mit einem binä- 
ren Verständnis des sozialen Geschlechts einhergeht und häufig synonym zum 
Begriff Frauen verwendet wird. Häufig werden die mit dem Begriff Gender ge- 
nannten Gruppen im Kontext von Klimaschutz als besonders vulnerabel ange- 
sehen. Hier zeigt sich, dass es sinnvoll wäre, sich bei Klimaschutz nicht nur an 
aktueller Forschung aus den Naturwissenschaften zu orientieren, sondern Er- 
kenntnisse aus den Gender Studies in die Erstellung von politischen Konzep- 
ten miteinzubeziehen, um politische Strategien inklusiver zu gestalten und 
den Fokus auf Empowerment statt Vulnerabilität zu lenken. 

Aus unseren Beobachtungen ergeben sich außerdem weiterführende For- 
schungsfragen, die die Zusammenhänge zwischen den oben genannten Ein- 
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flussfaktoren genauer beleuchten könnten. Besonders die Kooperation mit der 
lokalen Universität anstatt eines gewinnorientierten Beratungsunternehmens 
und die Auswirkungen dieser Entscheidung der Stadt erscheint uns ein span- 
nender Umstand zu sein. Weiterführende Forschung könnte sich daher auf 
den Aspekt der epistemischen Gerechtigkeit bei der lokalen Anpassung an glo- 
bale Klimaveränderungen fokussieren und wie diese z.B. durch die Wahl der 
Akteur:innen erreicht werden kann. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass das Duisburger Klima- 
schutzkonzept Gender zwar als relevante Kategorie für den lokalen Klima- 
schutz anerkennt und formal berücksichtigt, Geschlechternormen jedoch 
nicht aktiv in Frage gestellt und Ursachen von Ungleichbehandlung nur wenig 
thematisiert werden. In diesem gesellschaftlichen Spannungsfeld zwischen 
strukturellen Ungerechtigkeiten, der (De-)Konstruktion von Geschlechter- 
normen und rechtlichen Vorgaben ist das Konzept zwar genderresponsiv, 
schafft es aber nicht, transformativ auf Gerechtigkeitsfragen zu reagieren. 
Im Vergleich zu ähnlichen Klimaschutzstrategien in anderen deutschen Kom- 
munen schenkt die Strategie der Kategorie Gender allerdings weitaus mehr 
Beachtung und kann daher als essenziellen und ermutigenden ersten Schritt 
für gendersensitiven Klimaschutz betrachtet werden. 
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Der Hamburger Hafen im Wachstumszwang 
Das Hafenerweiterungsgebiet als Territorium 
der (Un)Gerechtigkeit? 


Nils Hilder & Jonas Hein 


1. Einleitung 


Die Elbmarsch und die ehemaligen Marschinseln des Hamburger Süderelbe- 
raums haben sich seit der Industrialisierung dramatisch verändert. Ehemali- 
ge Marschdörfer und Hamburger Stadtteile wie Altenwerder, Waltershof und 
Neuhof sind als Folge der Ausweitung von Hafenanlagen, Autobahnen und Ei- 
senbahnstrecken zerstört worden. Insbesondere die Ausweitung von Hafen- 
flächen führte zu Landnutzungskonflikten. Um flexibel auf steigende Fracht- 
raten, neue Transportsysteme und Schiffsklassen reagieren zu können, hat das 
Land Hamburg zunächst 1961 das Hafenerweiterungsgesetz, und später 1982 
das Hafenentwicklungsgesetz (HafenEG) beschlossen und damit eine bundes- 
weit einmalige Raumordnungskategorie geschaffen: das Hafenerweiterungs- 
gebiet, welches als Landreserve für eine mögliche Erweiterung des Hafens gilt. 
Damit schränkt der Hamburger Senat die Eigentumsrechte von Grundstücks- 
besitzer:innen ein, der Ausbau von Wohnungen und öffentlicher Infrastruktur 
wird gehemmt und Bewohner:innen über eine gesetzliche Duldungspflicht ge- 
zwungen, Emissionen aus der Hafennutzung und -Entwicklung zu ertragen. 
Die Bevölkerung im Hafenerweiterungsgebiet muss seit mehreren Generatio- 
nen mit einer möglichen Umsiedlung rechnen und damit mit einem Gefühl 
der permanenten Unsicherheit leben. 

In jüngerer Zeit stellen stagnierende Umschlagszahlen und bestehende 
Landreserven innerhalb des Hafengebiets die Notwendigkeit des Hafenerwei- 
terungsgebiets und insbesondere die Einschränkung von Eigentumsrechten 
und den Eingriff in die Lebensverhältnisse zugunsten der Hafenwirtschaft in 
Frage. Darüber hinaus stellen multiple Krisen, die Notwendigkeit einer sozial- 
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ökologischen Transformation und der Bedarf nach Wohnraum die auf perma- 
nentes Wachstum ausgerichtete Hafenpolitik zusätzlich auf den Prüfstand. 
Dieser Beitrag befasst sich vor allem mit dem im Hafenentwicklungsgebiet 
gelegenen Hamburger Stadtteil Moorburg und stellt Fragen der Umwelt- und 
der räumlichen Gerechtigkeit in den Vordergrund. Wir möchten darüber 
hinaus verdeutlichen, welchen Mehrwert eine verstärkte Auseinandersetzung 
mit der politischen Ökonomie für die Umweltgerechtigkeitsforschung haben 
kann (siehe z.B. Faber 2017). 

Gerechtigkeitsimplikationen der Hafenerweiterung und die Auseinan- 
dersetzungen um Moorburg wurden bislang kaum sozialwissenschaftlich 
untersucht. Einige wenige Studien beschäftigen sich mit den rechtlichen 
Implikationen des Hafenentwicklungsgesetztes (siehe Badura/Schmidt-Ass- 
mann 1983) und den Konflikten zwischen Bewohner:innen, Aktvist:innen 
und der Hafenwirtschaft im Kontext der Räumung des Stadtteils Hamburg- 
Altenwerder für den Bau des gleichnamigen Containerterminals (Nuhn/ 
Ossenbrügge/Söker 1983). Strupp (2016, 2017) rückt das Argument der Flä- 
chenvorsorge in den Vordergrund. In seiner Genealogie der Denkfigur »Flä- 
chenvorsorge« dekonstruiert er das zentrale Argument des Hamburger Senats 
und der Hafenwirtschaft, dass die Wettbewerbsfähigkeit des Hafens und der 
Wohlstand der Stadt nur durch Flächenreserven langfristig gesichert werden 
kann. Er verweist darauf, dass »mit der »Flächenvorsorge« im Hafen nicht in 
gleicher Weise [...] gesundheits- oder sozialpolitische [...] Vorsorge« verbun- 
den ist (Strupp 2017: 145). Er rückt damit Gerechtigkeitsfragen zumindest 
implizit in den Vordergrund und beschreibt Machtungleichgewichte und die 
»Opfer« der Vorsorgepolitik (Strupp 2017: 145). Eine systematische Untersu- 
chung der (Umwelt-)Gerechtigkeitsimplikationen von Hafenerweiterung und 
Vorsorgepolitik liegt bislang noch nicht vor. 

Aufbauend auf Umweltgerechtigkeitskonzepten und dem Konzept der 
strategischen Selektivitat (Jessop 1999, 2002) versucht dieser Beitrag diese 
Forschungslücke zu füllen und plädiert dafür, Umweltgerechtigkeitsfragen 
stärker in der Planung zu berücksichtigen. Im Vordergrund steht dabei 
folgende Forschungsfrage: Welche Implikationen haben das Hafenerwei- 
terungsgesetz und die Hafennutzung im Süderelberaum für verschiedene 
Dimensionen der Umweltgerechtigkeit und der räumlichen Gerechtigkeit 
in Hamburg-Moorburg? Wir zeigen, dass die Häufung von environmental 
bads in Moorburg eng mit der strategischen Selektivität des Staatstaats und 
der eingeschriebenen Vorrangstellung des Hafens in der Hamburger Politik 
verknüpft ist. Umweltbelastungen, eingeschränkte Partizipationsmöglich- 
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keiten und Eingriffe in Eigentumsrechte zeigen, dass den Bewohner:innen 
des Stadtteils der Zugang zu Mechanismen der Politikformulierung ver- 
wehrt bleibt und verdeutlichen den Zusammenhang zwischen politischer 
Ökonomie und Umwelt(un)gerechtigkeiten. Im Folgenden werden zunächst 
die Entwicklungen im Süderelberaum, einige konzeptionelle Überlegungen 
und unsere methodische Vorgehensweise skizziert. Im Anschluss stellen wir 
unsere Ergebnisse entlang mehrerer Umweltgerechtigkeitsdimensionen dar. 
Dabei fokussieren wir uns besonders auf die Verteilungsgerechtigkeit, die 
prozedurale Gerechtigkeit, den Zugang zu Wissen und Informationen, sowie 
die Anerkennungsgerechtigkeit. 


2. Der Hamburger Süderelberaum und die Hafenerweiterung 


Moorburg ist die älteste Ortschaft Hamburgs im Süderelberaum. 1375 hat 
Hamburg das Gebiet erworben mit dem strategischen Ziel, den Handel auf 
der Süderelbe kontrollieren zu können (Lorenzen-Schmidt/Padberg/Voigt 
1993; Rieck 1975; Rohmann 2019). Zu diesem Zweck wurde dort die Moorburg 
gebaut, eine Festung, nach der der Ort heute benannt ist. Abgesehen von den 
militärischen Zwecken war Moorburg jahrhundertelang landwirtschaftlich 
geprägt. Vor allem die Milchviehwirtschaft und die Lieferung landwirtschaft- 
licher Erzeugnisse nach Hamburg waren wichtige Erwerbsquellen (Rieck 
1975). Unter teilweise lebensgefährlichen Bedingungen haben die Moorburger 
Milchhändler regelmäßig die Elbe überquert, um die Hamburger Bevölkerung 
zu versorgen. Moorburg hatte also schon seit dem Mittelalter eine wichtige 
strategische Rolle für Hamburg: zunächst die Sicherung des Handels, dann 
die Belieferung mit Lebensmitteln. 

Abgesehen von Moorburg gehörte der Süderelberaum historisch nicht zu 
Hamburg. Dieser wurde erst schrittweise ab dem 18. Jahrhundert und vor 
allem durch das Groß-Hamburg-Gesetz von 1937 Teil des heutigen Stadt- 
staats. Die Ausweitung der Landesgrenzen erfolgte jedoch nicht mit dem 
Ziel Wohnraum zu schaffen, die ländliche oder städtische Entwicklung zu 
fördern, oder das Leben im Süderelberaum attraktiver zu machen, sondern 
mit der klaren Prämisse, den Zugang zur Elbe zu sichern und Land für die 
Hamburger Industrie- und Hafenentwicklung zu sichern (Markert/Menicke 
1995; Nuhn/Ossenbrügge/Söker 1983; Rohmann 2019). 

Mit dem Beginn der Industrialisierung setzte vor allem gegen Ende des 
19. Jahrhunderts ein weitreichender Transformationsprozess im Hamburger 
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Süderelberaum ein. Die mehrheitlich landwirtschaftlich genutzten Elbinseln 
im Binnendelta wurden nach und nach zu Hafenflächen umgewandelt (Nuhn/ 
Ossenbrügge/Söker 1983). Im 20. Jahrhundert fielen auch erste Ortschaften 
dem Ausbau des Hafens zum Opfer, wie Waltershof oder Neuhof. Der Hafen 
war der zentrale Treiber der Hamburger Wirtschaft und des Reichtums vieler 
Hamburger Handelsleute. Dadurch wurde das kontinuierliche Wachstum des 
Hafens und der Wettbewerb Hamburgs mit den anderen großen europäischen 
Häfen zunehmend zu einem der wichtigsten Ziele der Hamburger Politik, dem 
andere Ziele untergeordnet wurden. Schon früh wurden daher Flächen im 
Süderelberaum als potenzielle Hafenerweiterungsgebiete betrachtet (Nuhn/ 
Ossenbrügge/Söker 1983). Durch die Einführung des Hafenerweiterungs- 
gesetzes 1961 wurden die Orte Francop, Moorburg und Altenwerder dann 
auch per Gesetz als Hafenerweiterungsgebiet ausgewiesen. Dies geschah 
insbesondere vor dem Hintergrund eines zunehmenden Containerverkehrs. 
Die Hamburger Hafenwirtschaft und Politik ging davon aus, dass für den 
Containerumschlag deutlich mehr Flächen benötigt werden als zuvor. Mit 
dieser Begründung sollte dann auch Altenwerder geräumt werden (Freie und 
Hansestadt Hamburg 1992). Das Hafenerweiterungsgesetz wurde jedoch im 
Rahmen der Räumung Altenwerders Ende der 1970er Jahre gekippt. Allerdings 
reagierte der Senat schnell mit einem neuen Gesetz und beschloss 1982 das 
Hafenentwicklungsgesetz (HafenEG). Das hatte zur Folge, dass Altenwerder 
geräumt und abgerissen wurde. Die Fläche lag längere Zeit brach, bis 2002 die 
Bauarbeiten für das Containerterminal Altenwerder (CTA) begannen. 

Das HafenEG teilt das Hafengebiet in das Hafennutzungsgebiet sowie das 
Hafenerweiterungsgebiet. Letzteres dient als Flächenreserve für eine mögli- 
che zukünftige Hafenerweiterung und kann bei Bedarf vom Senat durch ei- 
ne Hafenplanungsverordnung nach der nötigen Vorbereitung in das Hafen- 
nutzungsgebiet überführt werden ($ 5 Abs. ı HafenEG). Seit der Einführung 
des Gesetzes wird das Gebiet nicht mehr vom Bezirk verwaltet, sondern von 
der HPA (Hamburg Port Authority), welche die Verwaltungsbehörde für das Ha- 
fennutzungs- und -erweiterungsgebiet ist. Letzteres ist in zwei Zonen aufge- 
teilt, welche in etwa bei der Autobahn A7 aneinandergrenzen. Der östliche Teil 
Moorburgs ist als Zone 1 des Hafenerweiterungsgebiets und der westliche Teil 
als Zone 2 ausgewiesen (siehe Abb. 1). Diese Klassifikation betrifft vor allem das 
Bauveränderungsverbot. Grundsätzlich gilt: 


»Im Hafenerweiterungsgebiet dürfen die Grundstücke nicht wesentlich ver- 
ändert, insbesondere nicht bebaut werden. Ebenso dürfen weder bauliche 
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Anlagen verändert noch Betriebe errichtet oder verändert werden.« (§ 3 Abs. 
1 Satz 1-2 HafenEG) 


Im westlichen Teil von Moorburg ist das jedoch etwas weniger streng: »In der 
Zone II des Hafenerweiterungsgebietes diirfen landwirtschaftliche, gewerb- 
lich gartnerische sowie forstwirtschaftliche Bauten und Betriebe errichtet 
oder verändert werden.« ($ 3 Abs. 3 HafenEG) Das HafenEG schreibt zudem 
vor, dass die Moorburger:innen typische Emissionen und Einwirkungen der 
Hafennutzung dulden müssen: 


»Soweit eine Duldungspflicht nicht bereits nach anderen Vorschriften be- 
steht, haben Eigentümer von Grundstücken im Hafenerweiterungsgebiet 
Einwirkungen aufihre Grundstücke, die sich aus rechtmäßigen Maßnahmen 
der Hafenentwicklung oder aus rechtmäßigen Nutzungen des Hafengebiets 
ergeben, zu dulden.« (8 10 Satz 1 HafenEG) 


Diese juristischen Einschränkungen haben weitreichende Folgen für die Be- 
völkerung und die dörfliche Struktur. Als sich Ende der 1970er und Anfang 
der 1980er Jahre die möglichen Hafenerweiterungspläne konkretisierten, 
verkauften viele Einwohner:innen ihre Grundstücke an die Stadt und verlie- 
ßen Moorburg. Heute stehen trotz Wohnungsmangel und hoher Nachfrage 
viele Wohnungen leer, es gibt kaum noch Eigentümer:innen und die städti- 
sche Wohnungsbaugesellschaft SAGA verwaltet etwa 90 % der Immobilien in 
Moorburg. Darüber hinaus gibt es aufgrund der drohenden Hafenerweiterung 
einen Mangel an Investitionen in Häuser und einen daraus resultierenden 
erheblichen Sanierungsstau. Mangelnde Investitionen in Infrastruktur sollen 
bereits bei der schweren Sturmflut von 1962 eine Rolle gespielt haben. Ein 
Bewohner Moorburgs berichtet, dass das Dorf damals die meisten Deichbrü- 
che erlitten habe, was zur Folge hatte, dass das gesamte Vieh ertrunken ist. 
Seitdem besteht der Vorwurf, dass Deiche in Moorburg nicht erhöht wurden, 
da der Stadtteil ohnehin geräumt werden soll. Wir konnten diese Behauptung 
nicht verifizieren. Der schlechte Zustand der Deiche in Moorburg war damals 
jedoch bekannt. Sie erfüllten nicht die nominale Deichhöhe von 5,65 m, die 
1889 festgelegt worden ist (Meyer 0.].). Die Erhöhung der Deichlinie auf 6,20 m 
war laut Bütow (1962) lediglich geplant. 
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Abb. 1: Der Süderelberaum, Moorburg und das Hafenerweiterungsgebiet 


Süderelberaum 


L Grenze Moorburg 
=== Geplante A26 


EI] Relevante 
Industriestandorte 


4 EEE] Spülflächen 
Hafenerweiterungsgebiet 
= CA Zone 1 

IQ] Zone 2 


i) 
jj) Bodennutzung 


| E Grünflächen & 
\ Landwirtschaft 


TEN / ; N Hafengebiet 
1 SETS BEL RENN \ 
= a SE ML 7 = E Wald 
ae Sonstige Nutzung 


Quellen: 
Open Street Map Contributors een 


„| Freie und Hansestadt Hamburg, 


Landesbetrieb Geoinformation und 
fermessung (2022); Hamburg Port 
"| Authority (2012, 2022) 


Quelle: Eigene Darstellung 


Die verbliebenen Bewohner:innen und Hinzugezogene gründeten 1994 
den Runden Tisch Moorburg um auf die durch Abwanderung, Vernachlässigung, 
veränderte Eigentumsstruktur und den Status als Hafenerweiterungsgebiet 
entstandenen Probleme reagieren zu können. Das Forum sollte die Stabilität 
des Dorfes wiederherstellen und sich für die Herauslösung Moorburgs aus 
dem Hafenerweiterungsgebiet einsetzen. Diese Institution arbeitet auf Basis 
demokratischer Prinzipien und wird von einer Bürger:innenversammlung ge- 
wählt. Der Runde Tisch ist seitdem ein wichtiges Dialogforum innerhalb des 
Stadtteils, aber auch ein wichtiger Akteur im Austausch mit der Öffentlichkeit, 
der Politik und den Behörden geworden. Ein weiteres wichtiges Gremium, 
der Ständige Gesprächskreis Moorburg entstand im Rahmen des Koalitionsver- 
trags der Grünen mit der SPD 1998. Der Ständige Gesprächskreis Moorburg soll 
dabei helfen, die Lebensbedingungen in Moorburg zu sichern und den Infor- 
mationsaustausch zwischen staatlichen Akteur:innen und der Bevölkerung 
Moorburgs zu verbessern. Vertreten sind dort die wichtigen Institutionen und 
Akteur:innen des Dorfes (Sportverein, Schützenverein, Freiwillige Feuerwehr 
etc.), Vertreter:innen des Runden Tisches, die HPA, die SAGA und in unregel- 
mäßigen Abständen auch andere Behörden, wie z.B. die Wirtschaftsbehörde 
oder die Finanzbehörde. In den Sitzungen werden Fragen des alltäglichen 
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Lebens in Moorburg diskutiert, Vorhaben von HPA (z.B. Baustellen, Straßen- 
sperrungen, Arbeiten an den Deichen), der SAGA (Instandsetzungen) oder 
Verkehrsinfrastrukturprojekte wie die A26 von Vorhabensträgern vorgestellt. 

Begründet wird die Existenz des Hafenerweiterungsgebietes und die Auf- 
rechterhaltung des Gesetzes bis heute mit der Notwendigkeit einer Flächenre- 
serve, die weiteres Flächenwachstum und steigende Umschlagszahlen ermög- 
lichen soll. Insbesondere in den 1990er Jahren nahm der Containerumschlang 
im Hamburger Hafen stark zu (Zhang 2008). Auf Basis der enormen Wachs- 
tumsraten von über 200 % im Zeitraum von 1995-2006 wurde angenommen, 
dass der Hafen im Jahr 2025 bis zu 25 Mio. TEU (Twenty-foot Equivalent Unit) 
umschlagen wiirde. Mit jenen Annahmen wurde auch die weitere Notwendig- 
keit des Hafenerweiterungsgebiets als Flachenreserve legitimiert (Vöpel 2020). 
Seit 2007 stagniert der Wert allerdings bei etwa 9 Mio. TEU (Port of Hamburg 
2022) und stellt die Logik einer auf permanentes Wachstum ausgerichtete Ha- 
fenpolitik zunehmend in Frage. 


3. Konzeptionelle Uberlegungen und methodische Vorgehensweise 


Das Konzept der Umweltgerechtigkeit erganzt traditionelle Umweltschutzdis- 
kurse um Perspektiven, die Ungerechtigkeiten und Exklusionsdynamiken in 
Mensch-Umwelt-Beziehungen, sowie deren zu Grunde liegenden ungleichen 
Machtverhältnisse aufdecken. Die Umweltgerechtigkeitsbewegung hat ihren 
Ursprung in den 1960er Jahren in den USA, wo soziale Bewegungen gegen eine 
ungerechte Verteilung von Umweltverschmutzung, z.B. durch Abfall- und 
Giftstoffdeponien (u.a. in Warren County, North Carolina), demonstriert ha- 
ben, die überdurchschnittlich oft in unmittelbarer Nähe zu marginalisierten 
Bevölkerungsgruppen entstanden (Bullard 1994; Cutter 1995; Flitner 2003). 
Der Begriff der Umweltgerechtigkeit wurde seitdem in den akademischen 
Diskurs aufgenommen. Der Schwerpunkt vieler Arbeiten lag auf Fragen der 
Verteilungsgerechtigkeit. Später wurde das Forschungsfeld um zwei weitere Di- 
mensionen ergänzt, die prozedurale Gerechtigkeit sowie die Anerkennung (Flitner 
2003; Schlosberg 1999; siehe Einleitung, dieser Band: 7-43 für eine intensivere 
Auseinandersetzung mit Umweltgerechtigkeit). Neben den genannten drei 
Gerechtigkeitsdimensionen spielen insbesondere in jüngeren Arbeiten zu 
Umweltkonflikten auch zunehmend Fragen der epistemischen Gerechtig- 
keit, der Wissensproduktion und dem Zugang zu (Umwelt)Informationen 
eine wichtige Rolle (Bercht/Hein/Klepp 2021; Mendes Barbosa/Walker 2020; 
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Weißermel/Chaves 2020). In diesen Arbeiten wird anerkannt, dass sowohl 
die Produktion von Wissen keinen politisch neutralen Prozess darstellt als 
auch der Zugang zu Informationen von Machtasymmetrien durchzogen ist. 
Ob sich eine (wissenschaftliche) Begründung z.B. über die Notwendigkeit der 
Hafenerweiterung oder der Fahrrinnenanpassung der Elbe durchsetzt, hängt 
nicht unbedingt mit der wissenschaftlichen Güte einer Studie zusammen, 
sondern vielmehr von den Machtverhältnissen in der Gesellschaft und davon, 
wie Begründungen und Erklärungen dabei helfen können, politische Ziele zu 
erreichen (Forsyth 2011; Hein/Thomsen 2023). 

Das Konzept der strategischen Selektivität geht auf staatstheoretische Ar- 
beiten von Nicos Poulantzas (1978) zurück. Ulrich Brand und Christoph Görg 
(2003: 226) konzeptualisieren in Anlehnung an Nicos Poulantzas (1978) den 
Staat als ein »machtbasiertes soziales Verhältnis, das in Form von Apparaten 
eine Materialität schafft, die in sich selbst voller Konflikte und Widersprüche 
ist«. Kampfe und Machtverhältnisse zwischen Klassen und anderen sozialen 
Gruppen schreiben sich über längere Zeiträume in die institutionelle Struktur 
des Staates ein (Brad/Hein 2019). Bob Jessop (1999) verweist in diesem Zusam- 
menhang auf die strategische Selektivität des Staates. Der Staat und seine 
Apparate (z.B. Ministerien, Fachbehörden etc.) ist aufgrund der Art und Wei- 
se, wie Machtverhältnisse in seine Struktur eingeschrieben sind, offener für 
die Strategien und Interessen bestimmter Akteur:innen (z.B. Hafenindustrie) 
und verwehrt anderen (z.B. Bewohner:innen der Marschdörfer im Hambur- 
ger Süderelberaum) den Zugang zu Prozessen der Politikformulierung (Brad/ 
Hein 2019). In unserem Fall führt dies zur oben beschrieben Flächenvorsor- 
gepolitik für mögliche zukünftige Hafenerweiterungen. Die Interessen der 
Landwirt:innen in den ehemaligen Marschdörfern und mögliche alternativen 
Formen der Landnutzung spielen dagegen in der Raumplanung kaum eine 
Rolle. Aus unserer Sicht hilft die Verknüpfung der drei Umweltgerechtigkeits- 
dimensionen mit dem Konzept der strategischen Selektivität, die Ursachen 
von Ungerechtigkeiten greifen zu können. Insbesondere die Frage, warum 
bestimmte Formen der Landnutzung im Hafen Priorität haben, bestimm- 
te Emissionen geduldet werden müssen und Eigentumsrechte beschränkt 
werden, lässt sich so fassen. 

Der vorliegende Beitrag hat weder den Anspruch einen vertiefenden Über- 
blick über staatstheoretische Konzepte noch über Gerechtigkeitstheorien 
zu geben. Das dreidimensionale Konzept der Umweltgerechtigkeit und das 
Konzept der strategischen Selektivität dienen vielmehr als Heuristik für die 
Untersuchung, Einordnung und Kategorisierung der Auseinandersetzung 
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um Hafenerweiterung, Hafenerweiterungsgebiet und Umweltbelastungen in 
Moorburg. Die empirische Grundlage des Artikels bilden qualitative Inter- 
views sowie eine Dokumentenanalyse. Wir haben mit Bewohner:innen des 
Stadtteils Hamburg-Moorburg, mit ehemaligen Bewohner:innen des durch 
den Bau eines Containerterminals aufgelösten Stadtteils Altenwerder, mit der 
HPA und mit politischen Entscheidungsträger:innen gesprochen. Außerdem 
wurden historische Dokumente aus dem Kirchenarchiv und dem Archiv des 
Museums für Hamburgische Geschichte, sowie aktuelle politische Doku- 
mente analysiert. So sollen (Un-)Gerechtigkeiten bei der Transformation des 
Süderelberaums aufgedeckt und Machtverhältnisse innerhalb des Prozesses 
besser verstanden werden. 

Wir beziehen uns dabei im Wesentlichen auf Gerechtigkeits-claims der 
Moorburger:innen und auf Aussagen von weiteren Gesprächspartner:innen. 
Unter Gerechtigkeits-claims verstehen wir Walker (2009) folgend kontext- 
abhängige, normative Aussagen zum Zustand der Umwelt und inwieweit 
dieser sich auf die eigene Lebensrealität auswirkt. Negative Auswirkungen, 
z.B. durch Luftverschmutzung und Lärm, werden überwiegend als belastend 
und ungerecht empfunden. In diesem Zusammenhang stellt sich jedoch auch 
die grundsätzliche Frage, inwieweit eine gleichmäßige räumliche Verteilung 
von Verschmutzungen denn tatsächlich gerechter wäre (Ott 2020). Nicht alle 
Aussagen bzw. claims der Moorburger:innen ordnen Belastungen explizit als 
ungerecht ein oder stellen gar Forderungen für eine gerechtere Verteilung. 
Die Aufarbeitung und Kategorisierung des empirischen Materials entlang von 
Verteilungs- und prozeduralen Dimensionen, Fragen des Wissenszugangs 
und der Wissensproduktion, sowie der Anerkennung basiert folglich auch auf 
den Interpretationen der Autoren. 


4. Verteilungsgerechtigkeit - Hafenerweiterung 
als chronische Krankheit 


Die Verteilungsdimension von Umweltgerechtigkeit stellt vor allem die räum- 
lich ungerechten Verteilungen von Umweltbelastungen in den Vordergrund 
(environmental bads). Dies umfasst bspw. die räumliche Verteilung von De- 
ponien und emissionsintensiven Industriestandorten (Schlosberg 2004; 
Raddatz/Mennis 2013; Walker 2009). Darüber hinaus spielen auch Fragen des 
Zugangs zu urbanen Grünflächen eine Rolle (environmental goods). Deponie- 
standorte und emissionsintensive Industriestandorte sind überproportional 
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häufig in der Nähe von Gebieten zu finden, die überwiegend von margina- 
lisierten Gruppen bewohnt werden, so ein gängiges Argument (Raddatz/ 
Mennis 2013). Wohngebiete von privilegierten Gruppen verfügen im Gegen- 
satz dazu häufig über einen höheren Anteil an Grünflächen. Darüber hinaus 
wird die Ausweitung von Grünflächen auch mit Gentrifizierungsdynamiken 
in Verbindung gebracht (siehe z.B. Anguelovski et al. 2019). Die Verteilung 
von Umweltbelastungen im Raum geschieht nicht zufällig, sondern ist Folge 
ungleicher Machtverhältnisse, struktureller Ungerechtigkeiten und stra- 
tegischer Selektivitäten (Hein/Dünckmann 2020). Wir unterscheiden mit 
Blick auf Moorburg zunächst zwischen den Verteilungsimplikationen der 
Hafen- und Industrienutzung im Stadtteil und seiner Umgebung und den 
direkten Auswirkungen des HafenEGs. 

Der Stadtteil Moorburg wird in unseren Interviews als ländlich beschrie- 
ben. Es wird in nahezu jedem Gespräch betont, wie schön es sei, in ländli- 
chen Strukturen so naturnah und zugleich stadtnah zu wohnen. Grünflächen 
und die »ländliche Idylle gehen jedoch laut unserer Interviewpartner:innen 
durch das Wachstum des Hafens zunehmend verloren. So werden aus envi- 
ronmental goods zunehmend environmental bads. Die Erweiterung von Hafenflä- 
chen und der Ausbau der Hafeninfrastruktur führt darüber hinaus zu Luft- 
verschmutzung und Lärmbelastungen. So berichten Bewohner:innen bspw., 
dass sie etwa in den 1970er Jahren bei Ostwind keine Wäsche draußen aufhän- 
gen konnten. Des Weiteren ist das Hafengebiet und das Hafenerweiterungsge- 
biet auch Schwerindustrie-, Mineralölindustrie- und Kraftwerksstandort. In 
Moorburg befindet sich bspw. das Kraftwerk Moorburg, ein Kohlekraftwerk, 
welches 2021 stillgelegt wurde und zukünftig für die Herstellung von Grünem 
Wasserstoff genutzt werden soll (siehe Abb. 2). Seit der Eröffnung des Contai- 
ner Terminal Altenwerder (CTA) grenzt Moorburg im Norden direkt an den Ha- 
fen. Abgesehen von den Industrie- und Hafenflachen sorgt auch die dazuge- 
horige Infrastruktur ftir Luftverschmutzung (Lieber 2018). Im Westen wird das 
Dorf von der Autobahn A7 durchtrennt. Darüber hinaus wurde 2019 eine süd- 
liche Straßenanbindung für den CTA gebaut, welche laut Erzählungen von An- 
wohner:innen ein erhöhtes Verkehrsaufkommen von Lastkraftwagen zur Fol- 
ge hat. Zuletzt soll in naher Zukunft südlich von Moorburg die Erweiterung 
der Autobahn A26 Ost gebaut werden, die voraussichtlich die Feinstaubbelas- 
tung weiter erhöhen wird. Darüber hinaus ist Moorburg auch stark von Lärm- 
emissionen betroffen. Eine Anwohnerin schildert, dass je nach Windrichtung 
entweder der Hafen, die Industrie, das Kraftwerk, oder die Autobahn zu hören 
sei. Dementsprechend sei es nie ruhig. 
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Abb. 2: Spülfelder in Moorburg (vorne) und Kraftwerk Moorburg (hinten) 


Quelle: Eigene Aufnahme 


Weitere Umweltbelastungen und Nutzungsänderungen entstanden durch 
Schlickdeponien (siehe Abb. 2) in Moorburg (Elbe-Filmgruppe 1982). Obwohl 
die Wasserqualität der Elbe besser geworden ist, ist der Elbschlick z.T. noch 
stark belastet. Die Spülfelder sind wegen der Belastung mit Schadstoffen für 
jegliche Nutzung unbrauchbar (Freitag/Hochfeld/Ohle 2007; Rettet die Elbe 
2021; Thiel 2016). Eine Interviewpartnerin erläutert, dass sie in ihrem Garten 
Gemüse nur in Hochbeeten anbaue, da sie befürchte, dass die Böden im Stadt- 
teil durch den Schlick immer noch mit Schwermetall belastet seien. Andere 
Deponien wurden inzwischen für die Freizeitnutzung aufbereitet. Der soge- 
nannte Moorburger Berg, der während der Bauarbeiten des CTA entstanden 
ist, ist zu einer Grünfläche mit Wegen, einigen Sitzgelegenheiten und einem 
Aussichtspunkt umgewidmet worden. Hier ist aus einer Umweltverschmut- 
zung ein Naherholungsgebiet geworden, was jedoch unterschiedlich wahrge- 
nommen wird. Während in einem Gespräch gefordert wird, die Freizeitnut- 
zung des Moorburger Bergs noch stärker auszuweiten, wird er in einem ande- 
ren Gespräch aufgrund vermuteter Belastungen kritischer betrachtet. 
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Als direkte Auswirkung des HafenEGs bezeichnen wir auch mögliche psy- 
chologische Auswirkungen der permanenten Unsicherheit und mangelnder 
Investitionen in Infrastruktur und Wohnraum. Eine Bewohnerin beschreibt 
den Stadtteil als »chronische Krankheit« (Bürgerin Moorburgs, persönliches 
Interview, online, 09.09.2021) und verweist auf die Belastungen, die durch 
das Dauerthema Hafenerweiterung bestehen. Einige Gesprächspartner:innen 
verweisen auf die Erfahrungen bei der Umsiedlung Altenwerders. Der Prozess 
der Zwangsumsiedlung habe sich dort stark auf die sozialpsychologische 
Situation der Bevölkerung ausgewirkt. Es wurde von Familienkonflikten über 
Erbschaften sowie von Neid zwischen Familien berichtet und über Personen, 
die früh an Heimatverlust gestorben seien. 


5. Prozeduale Gerechtigkeit und Partizipation: 
HafenEG als sinnentleerter Torso? 


Die prozedurale Gerechtigkeitsdimension stellt die Fähigkeit von Akteur:in- 
nen, sich (Umwelt-)Informationen zu beschaffen, sich an Entscheidungs- 
prozessen zu beteiligen und Gerichtsverfahren durchzuführen in den Vor- 
dergrund. Außerdem werden Machtverhältnisse in Partizipationsprozessen 
beleuchtet (Walker 2012). In unserem Fall stellt sich die Frage, inwiefern die 
Bewohner:innen sich in Planungsprozesse einbringen können, inwieweit 
das HafenEG die Fähigkeit der Bewohner:innen ihren Stadtteil zu gestalten 
einschränkt und inwieweit das HafenEG Privateigentum beschränkt. 

Wie bereits im zweiten Abschnitt dieses Beitrags beschrieben, ist das 
HafenEG eine deutschlandweit einzigartige juristische Konstruktion, die 
die Bewohner:innen in ihren Eigentumsrechten stark einschränkt. Darüber 
hinaus wird die Bevölkerung im Hafenerweiterungsgebiet zur Duldung Ha- 
fenbedingter Emissionen verpflichtet. Aufgrund der Einschränkung per Ge- 
setz sind die Handlungsmöglichkeiten der Moorburger:innen grundsätzlich 
stark eingeschränkt. Allerdings lässt die Einzigartigkeit dieser juristischen 
Konstruktion auch Raum, diese anzufechten. Das HafenEG stellt laut dem 
ehemaligen Bundesverfassungsrichter Jürgen Kühling (2011) das Hafengebiet 
planungsrechtlich über das Bundesbaugesetzbuch und damit Landesrecht 
über Bundesrecht. Kühling (2011) stellt zudem die Verfassungskonformität 
des HafenEG in Frage. Er argumentiert in einem Gutachten, dass das Hafen- 
EG ein bodenrechtliches Instrument sei, für das das Land Hamburg keine 
Gesetzgebungskompetenzen habe. Darüber hinaus verletze das Gesetz den 
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Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Kühling (2011:43) kommt zu dem Schluss, 
das HafenEG sei »ein sinnentleerter Torso. Die Verletzung von Art. 74 GG führt 
daher zur Nichtigkeit des ganzen Gesetzes«. Ob das Verfassungsgericht zu 
einem ähnlichen Urteil kommen würde, ist schwer zu beurteilen. Die HPA 
und der Senat schätzen die juristische Gültigkeit des Gesetzes anders ein. 
Nichtsdestotrotz scheint die Existenz dieses Gutachtens und die theoreti- 
sche Möglichkeit, das Gesetz anzufechten, einigen Moorburger:innen etwas 
Handlungsspielraum zu ermöglichen. Uns wurde berichtet, dass einige Bau- 
vorhaben die eigentlich durch das HafenEG ausgeschlossen wären, durch 
die HPA genehmigt oder nicht genau geprüft wurden. Generell scheint die 
HPA nicht in der Lage zu sein oder nicht über den Willen zu verfügen, die 
Einhaltung des HafenEGs vollständig zu kontrollieren. Dies schafft Freiräume 
für Bürger:innen: 


»[D]as wurde am Anfang ziemlich rigide ausgelegt und irgendwann habe ich 
gesagt: Okay, dann müsst ihr mich verklagen. Und dann sehen wir uns wie- 
der vorm Bundesverfassungsgericht.< Und wenn man so ein [...] Gutachten 
hat, diskutiert sich das leichter.« (Bürger Moorburgs 1, persönliches Inter- 
view, Hamburg Moorburg, 15.07.2021) 


Dieser Bürger fühlt sich durch das Gutachten sicher, unter der Voraussetzung, 
dass er sich an alle bundesrechtlichen Vorgaben hält. Ein anderer Bürger ver- 
mutet, dass die wenigen Bauvorhaben, die es gibt auch wenig relevant seien, 
da es kaum noch Eigentümer:innen in Moorburg gebe und dass die HPA diese 
dann gewähren ließe, anstatt eine rechtliche Auseinandersetzung zu provozie- 
ren: 


»Ich sage mal, unter uns gesagt, es sind ja nichtmehr so viele Eigentümer 
da, ich glaube da backen die sich auch ein Ei drauf. Wenn die das versucht 
hätten zu verhindern; das scheuen die natürlich wie der Teufel das Weih- 
wasser, weil dann kann man das Hafenentwicklungsgesetz angreifen. Wenn 
die sagen: »Wir machen nicht wegen Hafenerweiterung«, dann sagen wir: Ja 
dann baut euren Hafen, wo baut ihr denn den Hafen So, Punkt aus.« (Bür- 
ger Moorburgs 4, persönliches Interview, Hamburg Moorburg, 15.07.2021) 


Damit wird in dieser Argumentation ebenfalls die Verhältnismäßigkeit ange- 
sprochen, die nach 40 Jahren umso mehr in Frage zu stellen sei. 


219 


220 


Umweltgerechtigkeit und sozialökologische Transformation 


Zusätzlichen Handlungsspielraum konnten sich Moorburger:innen auch 
durch verschiedene Formen des Protests erkämpfen. Im Kontext der geplan- 
ten Räumung Moorburgs Anfang der 1980er Jahre hat sich eine Protest-Grup- 
pierung um das Projekt Die Moorburg gesammelt. Im Rahmen dieses Projek- 
tes wurde ein Haus in Moorburg gekauft, um anschließend Anteilsscheine für 
jeweils 500 DM an über 600 Menschen zu verkaufen. Das Ziel war, eine Ent- 
eignung für den Senat so kompliziert wie möglich zu machen (Elbe-Filmgrup- 
pe 1982; Kastendieck/Wahba 2015). Es wurden zwar nicht alle Anteilsscheine 
verkauft, das Haus steht jedoch noch. Einige Mitglieder der Gruppierung blie- 
ben weiterhin in Moorburg aktiv und hatten auch regelmäßigen Austausch 
mit Vertreter:innen des Senats und politischer Parteien. Über diese Gesprä- 
che konnte der Abriss einzelner Häuser verhindert werden. Außerdem wur- 
de die Anwendung des Bauveränderungsverbotes ein wenig gelockert, sodass 
zunächst Instandsetzungen und mittlerweile auch wieder Modernisierungen 
durchgeführt werden können. Bei diesen politischen Gesprächen hat auch der 
Runde Tisch Moorburg immer wieder eine wichtige Rolle gespielt. Nichtsdesto- 
trotz gibt es auch Kritik, da sich nicht alle Bürger:innen vom Runden Tisch ver- 
treten fühlen. Gerade die »Alteingesessenen« haben das Gefühl geäußert, es sei 
keine Bürger:innenvertretung, sondern eine »Interessensvertretung von poli- 
tisch geneigten Gruppen« (Bürger Moorburgs 4, persönliches Interview, Ham- 
burg Moorburg, 15.07.2021) bei der sie nicht mitmachen würden. 

Auch die Möglichkeit der Partizipation über den Ständigen Gesprächskreis 
Moorburg ist zu hinterfragen. Es werden dort zwar Informationen ausge- 
tauscht und wichtige Belange des alltäglichen Lebens in Moorburg diskutiert; 
das HafenEG wird dagegen explizit nicht zur Diskussion gestellt. Der Ständige 
Gesprächskreis schafft daher vor allem einen institutionalisierten Rahmen, 
in dem Informationen über Planungsentscheidungen die Moorburg betreffen 
geteilt werden. Er schafft jedoch keine darüber hinaus gehende Möglichkeit, 
Planungsprozesse zu gestalten. Die von uns interviewten Bewohner:innen des 
Stadtteils bewerten den Gesprächskreis sehr unterschiedlich. So wurde der 
HPA zum einen bescheinigt, die Gespräche ernst zu nehmen und kompetentes 
Personal zu entsenden. Zum anderen wird kritisiert, dass die Anliegen der 
Moorburger:innen regelmäßig abgelehnt werden mit der Begründung, die 
nötigen finanziellen Mittel fehlten. 
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6. Wissen und der Zugang zu Informationen 


Neben den genannten prozeduralen Fragen und den skizzierten Formen 
der Partizipation sind Fragen des Zugangs zu Wissen und Informationen 
und letztendlich die Frage, welches Wissen politische Planungsprozesse 
beeinflusst, wichtig für ein besseres Verständnis (möglicher) Umweltunge- 
rechtigkeiten. Dies gilt auch für die Auseinandersetzungen um Moorburg, 
da hier insbesondere von Seiten der Bewohner:innen Planungsprozesse als 
intransparent beschrieben werden und Annahmen über zukünftiges Hafen- 
wachstum hinterfragt werden. Zunächst stellt sich allerdings die Frage, auf 
Basis welcher Erkenntnisse das Hafenerweiterungsgebiet ausgewiesen wur- 
de und bis heute als weiterhin notwendig für die Wettbewerbsfähigkeit des 
Hafens gilt. 

Das Hafenerweiterungsgebiet wurde unter dem Eindruck eines stark 
wachsenden globalisierten Handels und der Prognose eines steigenden 
Flächenbedarfs durch die Zunahme des Containerverkehrs verabschiedet. 
Allerdings ist heute festzustellen, dass der prognostizierte Anstieg des Contai- 
nerumschlags weit unterschritten wurde. Zudem hat das bisherige Wachstum 
durch die Entwicklung effizienter Logistik nicht den vermuteten steigen- 
den Flächenbedarf hervorgerufen. Darüber hinaus macht eine Studie von 
Vöpel (2020) auf die Notwendigkeit einer Transformation und eines neuen 
Hafenmodells aufmerksam, welches stärker auf Innovation und Speziali- 
sierung sowie auf eine höhere Flächenproduktivität setzt. Diese neueren 
Kenntnisse und die damit verknüpfte Infragestellung der Flächenreserve 
hat bislang aber noch zu keiner unmittelbaren Änderung der Hafenpolitik 
geführt. Insbesondere die Hafenwirtschaft besteht auf der Beibehaltung des 
Hafenerweiterungsgebiets und hat auch in der Vergangenheit bei der Um- 
widmung des Hafengebiets, z.B. für den Bau der Hafencity und in jüngerer 
Zeit im Rahmen der Planungen für das Wohn- und Geschäftsquartier auf 
dem Kleinen Grasbrook, Widerstand geleistet (Klare 2021; Lieber 2018). Moor- 
burg gilt als »einzig verbleibende große und zusammenhängende Fläche, 
die perspektivisch dem Hafen zur Verfügung steht«, so der Präsident des 
Unternehmensverbands Hafen Hamburg (UVHH) in einer Meldung des Täglichen 
Hafenberichts (Klare 2021: 0.S.). Auch der wirtschaftspolitische Sprecher der 
Bürgerschaftsfraktion der CDU betont: »Moorburg muss Hafenerweiterungs- 
gebiet bleiben« um Raum für die »gesamte maritime Wertschöpfungskette in 
Hamburg« bereitzuhalten (Wiese 2021: 0.S.). 
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Neben der grundsätzlichen Frage, auf Basis welcher bzw. wessen Erkennt- 
nisse hafenpolitische Entscheidungen getroffen werden, stellt sich die Frage, 
welche Akteur:innen Zugang zu Informationen über mögliche Landnutzungs- 
änderungen im Hafenerweiterungsgebiet erhalten können. Der Hamburger 
Senat, die Bürgerschaft, der Bezirk Hamburg Harburg und die HPA stellen In- 
formationen auf ihren jeweiligen Internetauftritten zur Verfügung. Dies gilt 
aber bspw. nicht für das Gremium, das u.a. geschaffen wurde, um die Trans- 
parenz von Entscheidungen zu erhöhen und den Informationszugang zu ver- 
bessern. So werden die Protokolle des Ständigen Gesprächskreises Moorburg seit 
etwa 2015 nicht mehr veröffentlicht. Außerdem wurde im damaligen Koali- 
tionsvertrag die Protokollierungspflicht nicht mehr explizit aufgeführt. Auch 
Versuche von Moorburger:innen, über den Transparenzbeauftragen der Stadt 
Hamburg eine Veröffentlichung zu erwirken, sind gescheitert. Eine offizielle 
Begründung oder Erläuterung für den verwehrten Zugriff auf die Protokolle 
liegt nicht vor. Innerhalb des Stadtteils kursieren jedoch verschiedene Erzäh- 
lungen. Einige Interviewpartner:innen äußern sich so, als wolle die HPA keine 
Informationen preisgeben u.a., weil sie in den Gesprächen einige Zugeständ- 
nisse mache, mit denen die Politik nicht einverstanden sei. Von anderer Seite 
heißt es, die Entscheidung keine Protokolle zu veröffentlichen, sei von den teil- 
nehmenden Moorburger:innen getroffen worden und nicht von den Behörden. 

Zurzeit schaffe der Gesprächskreis laut den Aussagen einiger Moorbur- 
ger:innen jedoch keine zusätzliche Transparenz. Ein Bürger beschreibt, wie 
schwierig es sei, Mitglied des Gesprächskreises zu werden, den er diesbezüg- 
lich als »closed shop« (Bürger Moorburgs 4, persönliches Interview, Hamburg 
Moorburg, 15.07.2021) bezeichnet. Ein weiterer erzählt, dass er keinerlei Infor- 
mationen bekäme, weder darüber, wer Mitglied im Gesprächskreis sei, noch 
was dort besprochen werde. Eine Bürgerin berichtet, dass sie teilweise über 
eine Freundin, die Mitglied im Gesprächskreis sei, an Informationen komme. 
Abgesehen von persönlichen Kontakten, werden einige Informationen mit 
Teilnehmer:innen des Runden Tisches und der Bürgerversammlungen geteilt. 
Auch diese Gremien werden jedoch von einigen als intransparent beschrieben. 
So fühlen sich insbesondere »Alteingesessene«, nicht vertreten und beklagen, 
dass sie nicht über aktuelle Entwicklungen informiert werden. Ein Bürger 
äußert sich dazu wie folgt: 


»Ja, also das sehe ich sehr kritisch. Ich finde das richtig traurig. Deswegen, 
ich bin Ureinwohner, ich habe es ja auch nicht erfahren. Also, ich habe ja hier 
meinen Lebensmittelpunkt, meine Söhne haben ihren Lebensmittelpunkt, 
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die sind sehr aktiv in den Vereinen, auch im Fußballverein, meine Frau hat 
hier ihr Gewerbe, ich habe hier einen Hof, und ich erfahre nicht was da ist? 
In welchen Zeiten leben wir denn?« (Bürger Moorburgs 4, persönliches Inter- 
view, Hamburg Moorburg, 15.07.2021) 


Durch den fehlenden Zugang zu Informationen fällt es einigen Bewohner:in- 
nen schwer, sich zu engagieren und gegen Ungerechtigkeiten vorzugehen. 


7. Anerkennung 


Fragen der Anerkennung stellen die soziale Position der Akteur:innen in 
den Vordergrund. Welche sozialen Gruppen und Individuen werden als 
gleichberechtigte Partner:innen in sozialen Interaktionen akzeptiert? Die 
Nicht-Anerkennung von Lebensstilen, Praktiken und Wissensformen geht 
in vielen Fällen mit einer strukturierten und institutionalisieren Form der 
Unterdrückung oder Ignoranz einher (Fraser 2000). Insbesondere das Hafen- 
entwicklungsgesetz weist aus unserer Sicht auf institutionalisierte Formen 
der Unterdrückung hin. Dies betrifft aber in unserem Fall keine sozialen 
Gruppen, die aufgrund von Ethnizität, Geschlecht und intersektionaler Di- 
mensionen von Ausgrenzung betroffen sind. In unseren Interviews, aber 
auch in früheren Forschungen zur Hafenerweiterung in Altenwerder (Nuhn/ 
Ossenbrügge/Söker 1983), deutet sich eher ein diffuses Gefühl der Vernachläs- 
sigung und Nichtbeachtung von vermeintlich lokalen Interessen an. Aussagen 
wie die HPA agiere wie Piraten, Hamburg sehe den Süderelberaum als Nut- 
zungsraum an, Moorburg habe zu wenig Wähler:innenpotenzial oder der 
Senat würde die historische Leistung der Moorburger:innen, z.B. in der Pro- 
duktion von landwirtschaftlichen Erzeugnissen für die Stadtbevölkerung, 
nicht anerkennen, illustrieren dies. 

Das diffuse Gefühl der Vernachlässigung und Nichtbeachtung ist dabei in 
historisch pfad-abhängige Zentrum-Peripherie Verhältnisse und unterschied- 
liche lokale Identitäten innerhalb der Metropol Region Hamburg eingebettet. 
Aus unseren Gesprächen ging hervor, dass Bewohner:innen Moorburgs sich 
eher dem Alten Land zugehörig fühlen als der Stadt Hamburg. Nördlich der 
Elbe wird mit Skepsis auf den Süden geschaut. Eine Gesprächspartnerin 
erwähnt das Sprichwort: »Wenn der [Hamburger] über die Elbbrücken ist, ist 
der in Italien.« (Ehemalige Bewohnerin Altenwerders, persönliches Interview, 
Hamburg Altenwerder, 15.07.2021) Der Siedlungskern Hamburgs befindet sich 
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nördlich des Binnendeltas der Elbe. Der Süden erfüllte für Hamburg eher stra- 
tegische Zwecke, wie die Sicherung des Zugangs zur Elbe und die Sicherung 
von Land für die Industrie- und Hafenentwicklung (Markert/Menicke 1995; 
Nuhn/Ossenbrügge/Söker 1983; Rohmann 2019). In einem unserer Interviews 
verdeutlicht ein Bezirkspolitiker dies wie folgt: »Der Süden von Hamburg ist 
für den Senat immer eher eine Fläche, die man nutzen kann, als eine die man 
entwickeln kann.« (Bürger Moorburgs 3, persönliches Interview, Hamburg 
Moorburg, 15.07.2021) 

Das Hafenentwicklungsgesetz ist in diesem Kontext besonders relevant. 
Es zeigt sehr deutlich, dass die Interessen der Hafenindustrie im Süderelbe- 
raum über denen anderer Akteur:innen stehen. Die bereits beschriebenen Ein- 
schränkungen für die Bevölkerung Moorburgs und für die Entwicklung des 
Dorfes insgesamt werden in Kauf genommen, um Vorsorge für eine ungewis- 
se Zukunft des Hafens zu betreiben (Strupp 2017). Diese rechtliche Vorsorge 
durch das HafenEG sorgt außerdem dafür, dass Moorburg in politischen De- 
batten und Planungsprozessen primär als zukünftiges Hafengebiet betrachtet 
wird. Ein Bürgerschaftspolitiker beschreibt: 


»Aber im Prinzip wollen die halt das Dorf abreißen und weghaben und wol- 
len dafür ein Hafenbecken hin haben, also kann man jetzt auch nicht er- 
warten, dass die sagen, macht mal mit bei dem Wettbewerb Deutschlands 
schönstes Dorf und wir möbeln da alles auf und wir wollen, dass ihr euch 
da alle so wohl und glücklich fühlt, dass ihr noch weniger weg wollt. Das 
liegt halt in der Natur der Sache.« (Bürgerschaftspolitiker aus dem Süder- 
elberaum, persönliches Interview, online, 08.12.2021) 


Dieser Zustand wirkt sich auch auf die Vorgehensweise der SAGA aus, die 
kaum in den Erhalt ihrer Immobilien investiert. Für einige Bewohner:innen 
verstärkt dies den Eindruck der Vernachlässigung des Stadtteils durch den 
Hamburger Senat. Ein Gesprächspartner berichtet uns z.B. Folgendes: 


»Hier in der Nachbarschaft ist ein Haus, das wächst ein. Und da sind natür- 
lich schon mal Dinge, da kann man ja auch mal drüber nachdenken, wird 
unser Wohngebiet hier dadurch runtergezogen? [...] es hat verbretterte Fens- 
ter. Kann manja auch mal drüber nachdenken, ein bisschen Farbe wäre auch 
ganz nett, ist ja eh keine wunderschöne Fassade. [...] Eigentum verpflichtet, 
aber diese Verpflichtung spürt natürlich die SAGA nicht.« (Bürger Moorburgs 
4, persönliches Interview, Hamburg Moorburg, 15.07.2021) 
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Das subjektive Gefühl mangelnder Anerkennung und Wertschätzung wird 
durch den sanierungsbedürftigen Zustand vieler Gebäude und dem aus 
Sicht der Bewohner:innen vernachlässigten öffentlichen Raum deutlich. Ein 
Anwohner beschreibt bspw., wie sich diese fehlende Anerkennung an Kleinig- 
keiten ausdrücke, wie das nicht-Mähen des Deiches oder das nicht-Entfernen 
von Straßenhindernissen: »Und zwar diese Beliebigkeit, diese Vernachläs- 
sigung, das ist es nicht Wert. Moorburg ist scheißegal. Wenn das an der 
Elbchaussee wäre, wären die schon längst weg sozusagen.« (Bürger Moorbugs 
4, persönliches Interview, Hamburg Moorburg, 15.07.2021) Hier wird der 
Vorwurf deutlich, dass andere Stadtteile Hamburgs mehr Aufmerksamkeit 
erhalten würden. Dieser Vorwurf wird auch in Bezug auf die Bereitstellung 
finanzieller Mittel wiederholt. Eine Bürgerschaftspolitikerin kritisiert, dass 
Moorburger Forderungen oder Ideen häufig abgelehnt würden, mit der Be- 
gründung, es sei zu wenig Geld vorhanden, wie z.B. bei der geforderten 
Sanierung des Radweges auf dem Deich, die nicht geschehe, während in 
anderen Hamburger Bezirken deutlich aufwändigere Vorhaben finanziert 
würden. 

Darüber hinaus wird mehrmals das geringe Wähler:innenpotenzial des 
Ortes angesprochen. Einige Bürger:innen Moorburgs betonen, dass die Po- 
litiker:innen bei etwa 740 Einwohner:innen und 400 Wahlberechtigten keine 
große Rücksicht auf Moorburg nehmen müssten. Bewohner:innen beschrei- 
ben ihren Ort als einen, an den man Unannehmlichkeiten abschieben könne. 
So sollten bspw. Sicherungsverwahrte in Moorburg untergebracht werden. 
Dies führte zu Protesten und verstärkte das Gefühl der Vernachlässigung. 
Dies wurde auch von Seite der HPA wahrgenommen: 


»Und das hat natürlich für große Sorgen auch Anknüpfungspunkte gegeben 
und auch wieder dazu geführt, dass es so einen Minderwertigkeitskom- 
plex gibt, den man dort möglicherweise wirklich begründet erlebt, dass 
man sagt, die Hamburger die haben da so eine Art letzte Ecke, in die sie 
alle möglichen Sachen reindrücken, die sie woanders nicht unterbringen, 
Moorburg, Kraftwerk Moorburg, Sicherungsverwahrte, und was kommt 
noch alles mehr?« (Mitarbeiter der Hamburg Port Authority, persönliches 
Interview, online, 11.08.2021) 
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8. Diskussion 


Hafenerweiterung, die Ansiedlung von Schwerindustrie, der Bau von Ver- 
kehrsinfrastruktur, das Deponieren von teils toxischem Elbschlick und die 
Ausweisung als Hafenerweiterungsgebiet haben die Lebensumstände der 
Moorburger:innen grundlegend verändert. Die Situation in Moorburg lässt 
sich trotz der hohen Umweltbelastung (vor allem Lärmemission und die mög- 
licherweise weiterhin bestehende Belastung durch Elbschlick) nicht mit der 
in Warren County in North Carolina vergleichen (Bullard 1994; Flitner 2003; 
Schroeder et al. 2008). Die Proteste gegen eine Giftmülldeponie in Warren 
County, die auch als Ausgangspunkt der Umweltgerechtigkeitsbewegung 
angesehen werden, zeichnen sich durch komplexe Mehrfachdiskriminierun- 
gen aus, bei denen insbesondere Ethnizität und race von Aktivist:innen und 
Wissenschaftler:innen als ausschlagegebend angesehen werden. 

Im Falle Moorburgs lassen sich ähnliche Formen der Diskriminierung 
nicht erkennen. Moorburg war bis in das 20. Jahrhundert hinein vor allem 
durch Landwirtschaft, Garten- und Obstbau, Handwerk, Fuhrunternehmen 
und die Fischerei geprägt. Jene Akteur:innen konnten sich nur sehr begrenzt 
in regionale Staatsapparate einschreiben. Moorburg war über Jahrhunderte 
lang ein Dorf dessen Landwirt:innen Hamburg mit Nahrungsmittel versorg- 
ten, während nördlich der Elbe durch Handel Reichtum akkumuliert wurde. 
Das ging auch mit unterschiedlichen gesellschaftlichen Stellungen einher: 
die Bauern und Bäuerinnen im Süden und die Kauf- und Handelsleute im 
Norden. Diese Hierarchie, in der Moorburg zunächst landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse und heute Land für die Lagerung von Hafenschlick bereitstellt und 
der Flächenvorsorge für den Hafen dient, ist heute durch das HafenEG recht- 
lich festgeschrieben. Das HafenEG schafft ein Territorium in dem spezifische 
Regeln gelten, Eigentumsrechte eingeschränkt werden und Bewohner:innen 
Umweltbelastungen in Kauf nehmen müssen. Darüber hinaus scheinen Vor- 
gaben wie Denkmalschutz keine Anwendung zu finden und der öffentliche 
Raum vernachlässigt zu werden. Die Marginalisierung Moorburgs und damit 
verbundene Ungerechtigkeiten weisen zumindest in Teilen eine historische 
Klassendimension auf (Bäuer:innen vs. Kaufleute), die sich trotz veränderter 
gesellschaftlicher Rahmenbedingungen und der Auflösung landwirtschaft- 
licher Strukturen weiterhin räumlich manifestiert. Das Fortbestehen des 
Hafenerweiterungsgebiets, auch wenn die Notwendigkeit weiterer Hafen- 
erweiterungen von vielen Akteur:innen bezweifelt wird (siehe z.B. NABU 
2021; Vöpel 2020), verdeutlicht die historisch gewachsenen Machtverhältnisse 
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und strategische Selektivität des Stadtstaats. Das Urteil des Landgerichts 
Hamburg im Februar 1979, das letztlich zur gesetzlichen Neuregelung und zur 
Verabschiedung des Hafenentwicklungsgesetz durch die Hamburger Bürger- 
schaft führte, zeigt jedoch auch, dass strategische Selektivitäten veränderbar 
sind und fortlaufend neu verhandelt werden. Die strategische Selektivität des 
Stadtstaats, in anderen Worten die Art und Weise, wie Machtverhältnisse in 
seine Struktur eingeschrieben sind, ist eine Folge der Vorrangstellung des 
Hafens und festigt diese gleichzeitig. Der Stadtstaat, aber auch der Staat auf 
Bundesebene, wie die kürzlich abgeschlossene Fahrrinnenanpassung der Elbe 
illustrierte, ist offener für die Interessen der Hafenindustrie und verwehrt 
den Bewohner:innen des Süderelberaums, den niedersächsischen Gemein- 
den an der Unterelbe, den Landwirt:innen und den Elbfischer:innen den 
Zugang zu Prozessen der Politikformulierung. Die von den Moorbuger:innen 
als ungerecht empfundene Situation des Stadtteils geht im Wesentlichen 
auf das HafenEG und damit auf die Vorrangstellung des Hafens zurück. Das 
HafenEG verhindert aus Sicht der Bewohner:innen gleichwertige Lebensbe- 
dingungen. Kleinere Maßnahmen zur Verbesserung der Lebensumstände, 
Sanierungen oder der Bau neuer Infrastruktur werden aufgrund der mögli- 
chen Auflösung und Umsiedlung des Ortes nicht umgesetzt. Des Weiteren 
schreibt das HafenEG fest, dass Bewohner:innen des Hafenerweiterungsge- 
biets höhere Luft- und Lärmemissionen dulden müssen, die durch den Hafen 
oder hafennahe Nutzungen verursacht werden. Das HafenEG schreibt damit 
sowohl Verteilungsungerechtigkeiten als auch prozedurale rechtlich fest, da 
es die Klagemöglichkeiten der Bewohner:innen einschränkt. Kühling (2011) 
argumentiert in einem Gutachten zum HafenEG, dass dies nicht verhältnis- 
mäßig sei, da durch sehr geringen Aufwand (z.B. Luftfilteranlagen) seitens 
der Emittenten die Belastungen verringert werden könnten. 

Neben den bereits erwähnten Luft- und Lärmemissionen wird die Belas- 
tung des in Moorburg deponierten Schlicks durch die Bevölkerung als Um- 
weltproblem wahrgenommen. Der Schlick, der durch Fahrrinnenanpassun- 
gen und Hafenerweiterung anfällt, hat in der Vergangenheit landwirtschaft- 
liche Flächen vergiftet. Heute wird Schlick in den Spülfeldern Moorburg Mitte 
und am Moorburger Berg aufbereitet. Auch wenn der heute gebaggerte Schlick 
als weniger giftig gilt, sind einige Bewohner:innen weiterhin sehr besorgt und 
weisen auf mögliche Schwermetallbelastungen hin. Die Nutzung von weiten 
Teilen des Stadtteils als Deponieflächen verdeutlicht zudem die periphere La- 
ge des Stadtteils innerhalb Hamburgs. Hier sind Opportunitätskosten, also die 
entgangenen Profite anderer Landnutzungsformen, geringer und das HafenEG 
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ermöglicht den Zugriff auf Flächen. Gleichzeitig wandeln sich hier environmen- 
tal bads in vermeintliche environmental goods. So wurde mit Hilfe des Aushubs 
der Hafenerweiterung in Altenwerder der Moorburger Berg angelegt. Dieser 
gilt heute als Naherholungsgebiet, das von Moorburger:innen für die Freizeit- 
nutzung in Anspruch genommen wird. Durch die Umwidmung und Umdeu- 
tung der ehemaligen Deponie in eine Grünfläche wird diese heute primär als 
ein Ort mit Freizeitwert wahrgenommen und nicht als potenzielle Gefahr. 


9. Fazit und Ausblick 


Dieser Beitrag befasste sich vor allem mit dem im Hafenerweiterungsgebiet 
gelegenen Hamburger Stadtteil Moorburg und stellt Fragen der Umwelt- und 
der räumlichen Gerechtigkeit in den Vordergrund. Die Häufung von environ- 
mental bads in Moorburg ist eng mit der politischen Ökonomie Hamburgs 
verknüpft. Sie ist Folge der strategischen Selektivität des Staatstaats und 
der eingeschriebenen Vorrangstellung des Hafens in der Hamburger Po- 
litik. Umweltbelastungen, Gefühle der Vernachlässigung, eingeschränkte 
Partizipationsmöglichkeiten, Eingriffe in Eigentumsrechte und die perma- 
nente Unsicherheit, die das Leben im Stadtteil bestimmt, zeigen, dass den 
Bewohner:innen des Stadtteils der Zugang zu Mechanismen der Politikfor- 
mulierung verwehrt bleibt. Das HafenEG und das Duldungsgebot schränkt 
Handlungsspielräume ein und sichert Umweltungerechtigkeiten rechtlich ab. 
Darüber hinaus ist der Konflikt um Hafenerweiterung und letztendlich die 
diskutierten Umweltgerechtigkeitsfragen in die historisch-pfadabhängige 
Produktion von Zentren und Peripherien in der Metropolregion Hamburg 
eingebettet. Der Süderelberaum erscheint aus Hamburger Sicht als Nut- 
zungs- und Kolonisationsraum. Dieser soll vor allem die Konkurrenzfähigkeit 
des Hafen- und des Industriestandorts Hamburg sichern und durch das Be- 
reithalten von Flächenreserven weiteres Wachstum ermöglichen. Alternative 
Entwicklungspfade spielen in der Raumplanung kaum eine Rolle und erklären 
die beschriebenen Gefühle der Vernachlässigung und Nichtbeachtung der 
Moorburger Bevölkerung durch den Senat. 

Aktuell deutet sich eine weitere Entwicklungsphase im Süderelberaum 
an. Die Stadt Hamburg möchte vor dem Hintergrund der notwendigen Trans- 
formation des Energiesektors ein Standort für die Produktion von Grünem 
Wasserstoff werden. Dafür soll laut den aktuellen Überlegungen der Politik 
das stillgelegte ehemalige Kohlkraftwerk Moorburg für die Herstellung von 
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Grünem Wasserstoff umgebaut werden. Vor diesem Hintergrund hat die 
Handelskammer Hamburg Pläne für einen Energie- und Klimahafen Moorburg 
(Handelskammer Hamburg 2021) veröffentlicht. Moorburg könnte also erneut 
vor erheblichen Veränderungen stehen, die durch das Klima- und Nachhal- 
tigkeitsnarrativ nochmal eine neue symbolische Aufladung erhalten. Es ist 
noch unklar, welche Auswirkungen die Umsetzung auf den Stadtteil haben 
könnte. Auch könnte das Hafenerweiterungsgebiet in Zukunft zur Disposition 
stehen. In Anbetracht der bevorstehenden Veränderungen ist es aus unserer 
Sicht umso wichtiger, Gerechtigkeitsfragen und Machtasymmetrien kritisch 
zu beleuchten und darauf zu drängen, dass Umweltgerechtigkeitsaspekte 
in der Planung und auch innerhalb des Hafenerweiterungsgebiets stärker 
berücksichtigt werden. 
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Wem gehören Grünflächen? 
Nutzungskonflikte und Gerechtigkeitsvorstellungen 
in Frankfurt a.M., einer wachsenden deutschen Großstadt 


David Paul Wirtz, Gianluca Cavallo & Paul Günter Schmidt 


1. Grünflächen unter Druck - Ein umkämpftes Gut 
in wachsenden Großstädten 


Seit der Verabschiedung der Leipzig-Charta durch die zuständigen Minister:in- 
nen der EU-Mitgliedsstaaten im Jahre 2007 ist das Leitbild der kompakten 
und multifunktionalen Stadt immer stärker in den Mittelpunkt moderner 
Stadtentwicklung gerückt. Durch kompakte Bauweise sollen kurze Wege und 
alltägliche Begegnungen ermöglicht, Flächenverbrauch und Zersiedelung 
vermieden werden (BMUB 2007). Innerstädtische Grünflächen und attraktive 
Zwischenräume sollen eine hohe Lebensqualität ermöglichen (BMUB 2007). 
In Städten mit hohen Zuzugsraten geraten diese jedoch immer stärker unter 
Druck (SRU 2018). Wohnraum ist knapp und wird stark nachgefragt. 

Das Zusammentreffen zwischen Leitbildern einer kompakten, grünen 
Stadt und dem steigenden Wohnungsbedarf führt häufig zu Konflikten. 
Diese wurden bereits sowohl international (Barthel/Parker/Ernstson 2015; 
Derkzen et al. 2017; Haaland/van den Bosch 2015; Lin/Meyers/Barnett 2015; 
Milbourne 2012) als auch in Deutschland (Kabisch/Haase 2014) diskutiert. Für 
einige Städte wurde auch die spezielle Rolle von Kleingärten genauer unter- 
sucht (siehe z.B. Tappert/Klöti/Drilling 2018; Thomas 2020). Im vorliegenden 
Kapitel erweitern wir die Diskussion um Grünflächen im Kontext städti- 
scher Nachverdichtungs- und Wachstumsprozesse durch einen Rückgriff auf 
Somers (1992) Interpretation des Narrativbegriffs und die Perspektive der 
Umweltgerechtigkeit (environmental justice). Der Fokus unserer Arbeit liegt auf 
der Mobilisierung der Bürgerschaft am Beispiel eines Bauprojekts in Frank- 
furt a.M. und den Akteursgruppen, die sich für den Erhalt der Grüne Lunge 
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genannten Fläche einsetzen. Wir untersuchen die Narrative der involvierten 
zivilgesellschaftlichen Akteur:innen und die Strategien, die sie nutzen, um 
auch jene Menschen für den Erhalt der Fläche zu mobilisieren, die von den 
Bebauungsplänen nicht unmittelbar betroffen sind. Im von uns untersuchten 
Fall sind Fragen der Zugänglichkeit und des Eigentums der Fläche besonders 
zentral und umstritten. Insbesondere ist strittig, ob Grünflächen, die zur 
Erbringung wesentlicher Ökosystemdienstleistungen beitragen, in privater 
Hand bleiben, oder ob sie stattdessen im Zuge einer gesamtgesellschaftli- 
chen sozialökologischen Transformation notwendigerweise öffentlich bzw. 
als Allmende (commons) konstituiert und verwaltet (Ostrom 1990) werden 
sollten. Es handelt sich im Wesentlichen um Fragen der Verteilungsgerech- 
tigkeit, obwohl sie von den Akteur:innen nicht unbedingt als solche betitelt 
werden, weshalb wir von impliziten Gerechtigkeitsvorstellungen sprechen. Die 
Perspektive der Umweltgerechtigkeit (Mohai/Pellow/Roberts 2009) erlaubt es 
uns außerdem, in den Narrativen der unterschiedlichen Akteur:innen teils 
implizite Forderungen nach Anerkennung und prozeduraler Gerechtigkeit 
festzustellen. 

Das vorliegende Kapitel untersucht: i) Welche Erzählungen nutzen die 
verschiedenen Teilnehmenden in der öffentlichen Debatte, um ihre Position 
zu rechtfertigen und andere Menschen zu mobilisieren? ii) Welche Gerechtig- 
keitsvorstellungen sind in diesen Narrativen enthalten? Dabei geht es nicht 
nur um jede der beteiligten Akteursgruppen im Einzelnen, sondern auch 
um die Interaktion zwischen diversen Gruppen sowie die Interaktion dieser 
mit der Stadt. Wie Barthel, Parker und Ernston (2015) zeigen, fühlen sich 
häufig nicht nur einzelne Initiativen für den Erhalt städtischer Grünflächen 
zuständig, sondern es bilden sich Koalitionen, die den beteiligten Akteurs- 
gruppen eine größere Erfolgsaussicht bieten. Wie sich zeigen wird, kann es 
aber auch dazu kommen, dass die Zukunftsvisionen der unterschiedlichen 
Gruppen stark voneinander abweichen, sodass die Einheit der Koalition nach 
Abwendung der Bebauung fraglich wird. Diese unterschiedlichen Visionen - 
Funktionswahrung durch private Nutzung versus Erhalt durch Wandel - 
thematisieren wir im Rahmen der von uns vorgenommenen Analyse als 
divergierende Gerechtigkeitsvorstellungen. 

Im Folgenden beschreiben wir zunächst den lokalen Kontext des von uns 
beleuchteten Falls und erläutern den theoretischen und methodischen Rah- 
men unserer Forschung. Darauf aufbauend erörtern wir die unterschiedlichen 
Narrative der Akteur:innen zur Zukunft der Grünen Lunge in Frankfurt und die 
in den Narrativen hervortretenden impliziten Gerechtigkeitsvorstellungen. 
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2. Der Konflikt um die Grüne Lunge in Frankfurt 


Die Frankfurter Stadtregierung plante zwischen 2009 und 2021 die Neu- 
gestaltung eines Gebietes, das zum Zeitpunkt dieses Forschungsvorhaben 
(2020-2021) größtenteils als Freizeitgärten an Privatpersonen verpachtet war, 
teils jedoch auch ein kleines Gewerbegebiet mit einschloss. Dieses Gebiet 
sollte von einem privatwirtschaftlichen Entwickler bebaut werden, um neuen 
Wohnraum zu schaffen. Insgesamt sollten auf dem Areal etwa 1.500 Wohn- 
einheiten entstehen (Stadtplanungsamt Frankfurt a.M. o.J.a, 0.J.b, 0.J.c). 
Darunter sollte auch ein spezifischer Prozentsatz an geförderten sozialen 
Wohnungsbau fallen, wobei es sich dabei im juristischen Sinne lediglich um 
eine Absichtserklärung handelte. Die Stadtverwaltung betonte jedoch stets, 
Wohnraum für alle sozio-ökonomischen Bevölkerungsgruppen bereitstellen 
zu wollen und auch die Implikationen für das Stadtklima in die Planung mit 
einzubeziehen (Stadtplanungsamt Frankfurt a.M. o.J.a, 0.J.b, o.J.c). Neben 
der Bebauung plante die Stadt auch Teile der auf dem Gebiet vorhandenen 
Kleingärten und Freizeitgärten in öffentliche Grünflächen umzuwandeln. Die 
Stadt legitimierte ihr Handeln durch den angespannten Wohnungsmarkt in 
Frankfurt und die allgemeine Wohnungsknappheit aufgrund der stetig wach- 
senden Zuzugsraten (Stadtplanungsamt Frankfurt a.M. o.J.a, 0.J.b, 0.J.c). In 
der Tat zählt Frankfurt a.M. bereits zu den 10 größten deutschen Städten 
und galt vor dem Beginn der COVID19-Pandemie als eine der Städte mit dem 
größten Zuwachs in Deutschland (Rink et al. 2021). 

Das zu bebauende Areal, die sogenannte Grüne Lunge, befindet sich im 
Nordwesten Frankfurts und ist Teil einer vom städtischen Umweltamt als 
besonders wertvoll erachteten Grünachse, die von den Außenbezirken im 
Nordosten der Stadt bis zu den innerstädtischen Vierteln (Bergen, Seck- 
bach, Bornheim, Nordend) verläuft und damit die Innenstadt mit kühler Luft 
versorgt. Die Fläche unterlag zur Zeit des Forschungsvorhabens unterschied- 
lichen Nutzungen und war Eigentum bzw. Pachtobjekt verschiedener privater 
Parteien. Die Eigentümerstruktur, insbesondere die der Pachtflächen, war 
zersplittert. Flächen gehörten teilweise einem lokalen Beamtenwohnverein, 
teils der Kirche oder wurden bereits vom Investor und zukünftigen Entwickler 
der Fläche aufgekauft. Die Stadt Frankfurt selbst besaß nur wenig Grund. 

Obwohl die Stadt Frankfurt 2009 eine Machbarkeitsstudie für das Projekt 
beauftragt und die ersten Flächen an den Investor verkauft hatte, wurden 
die Pächter:innen der Gärten erst 2012 über die Bebauungspläne informiert. 
Als sich die Pläne zu konkretisieren begannen, organisierte sich Widerstand 
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und 2015 wurde durch eine Gruppe von Freizeitgärtner:innen und Sympa- 
thisant:innen eine Bürger:inneninitiative gegründet, mit dem Ziel, die Grüne 
Lunge zu erhalten (Bürgerinitiative für den Erhalt der Grünen Lunge am Gün- 
thersburgpark e.V.; kurz: BIEGL). Die BIEGL erweiterte sich bald um weitere 
Mitglieder mit Natur- und Umweltschutzinteresse. Viele der neuen Mitglie- 
der waren ohne eigenen Garten im zu bebauenden Gebiet und bald stellte 
diese Gruppe innerhalb der Initiative die Mehrheit der Mitglieder. Die erste 
Demonstration gegen das Bauvorhaben wurde im April 2016 organisiert. Im 
September 2018 fand die erste Großdemonstration, unter Beteiligung weiterer 
Umweltorganisationen u.a. Fridays for Future, für den Erhalt der Fläche statt. 
Seitdem ist die Verbindung mit anderen Umweltorganisationen maßgebend 
geblieben und die Grüne Lunge ist für die Umweltbewegung der Stadt Frankfurt 
zum zentralen Symbol des Widerstands geworden. Es finden in regelmäßigen 
Abständen weitere Großdemonstrationen mit Bezug zur Grünen Lunge statt. 

Die zweite von uns analysierte Akteursgruppe, die GemüseheldInnen, wurde 
2019 von zwei Einzelpersonen gegründet, die auf der Suche nach Anbauflächen 
waren, um ihre Vision von urbaner Landwirtschaft (urban gardening) zu reali- 
sieren. Das ursprüngliche Ziel der GemiiseheldInnen, in der ganzen Stadt Grün- 
flächen zur Lebensmittelerzeugung zu bewirtschaften, entstand unabhängig 
von der konkreten Fläche der Grünen Lunge. Die Nutzung eines ersten Gartens 
zur konkreten Umsetzung der Bewirtschaftung wurde ihnen jedoch durch die 
BIEGL ermöglicht. Die zur Verfügung gestellte Fläche war dabei ein bereits 
länger brachliegendes, besitzloses Grundstück (GemüseheldInnen, persönli- 
ches Interview, Frankfurt a.M., 25.04.2021)’. Obgleich später auch unabhängig 
Mitglieder rekrutiert wurden, war insbesondere zu Anfangszeiten ein Groß- 
teil der Mitglieder der GemüseheldInnen auch parallel in der BIEGL aktiv. Auf- 
grund dieser personellen und räumlichen Überschneidungen beteiligten sich 
bald auch die GemüseheldInnen an den Bemühungen zum Erhalt der Grünen 
Lunge. 

Bei einer im Zuge der Forschung durchgeführten Ortsbegehung im Sep- 
tember 2020 war das Gebiet nur eingeschränkt zugänglich und die Gärten teils 
ungenutzt. Einige Gärten lagen brach, da sich die Planung bereits seit eini- 
ger Zeit verzögerte und Gärten, die an den Entwickler verkauft werden sollten, 
schon frühzeitig nicht mehr verpachtet wurden. Teilweise waren diese Flächen 


1 Anmerkung zu den Interviews: Mit der BIEGL wurde je ein Interview mit zwei organi- 
sationstragenden Mitgliedern (numeriert als BIEGL-1 und BIEGL-2) und mit den Gemü- 
seheldInnen ein Doppelinterview mit den zwei Gründungsmitgliedern geführt. 
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vermüllt und von Obdachlosen bewohnt. Offiziellumfasst die Grüne Lunge auch 
öffentlich zugängliche Wege. Der Eingang zu diesen war aber insbesondere im 
Bereich der Freizeitgärten kaum sichtbar oder durch Zäune und verschlosse- 
ne Tore eingeschränkt. Es ist daher zu vermuten, dass Ortsfremde die Wege 
kaum nutzen, sondern letztendlich nur jene Personen, die bereits mit der Flä- 
che enger vertraut sind. 


3. Narrative und implizite Gerechtigkeitsvorstellungen 


Laut Somers (1992, 1994) sind Ereignisse immer subjektiv und aus dem indivi- 
duellen Bezugsrahmen heraus zu interpretieren. Handlungen von Akteur:in- 
nen werden erst dann verständlich, wenn sowohl ihre i) narrativ konstituierten 
Selbstbilder (ihre narrative Identität), als auch ii) der Bezugsrahmen (relational 
setting), den die jeweiligen Akteur:innen als für ihr Handeln bedeutend anse- 
hen, nachvollzogen werden. Der Bezugsrahmen umfasst dabei sowohl das so- 
zialhistorische als auch das kulturelle Umfeld, in das die Akteur:innen einge- 
bettet sind. Dies schließt kulturelle Normen, gesellschaftliche Leitbilder, his- 
torische Ereignisse und ihre öffentlich geltende Deutung mit ein. Anknüpfend 
an diesen Bezugsrahmen hebt Thévenot (2009) die Relevanz der Übersetzung 
des eigenen Anliegens in ein anschlussfähiges Narrativ hervor. Damit eine Ak- 
teursgruppe sich in einem Planungskonflikt positionieren kann, muss sie ihre 
Argumente so auswählen, dass diese auch für die Öffentlichkeit verständlich 
und zugänglich sind. Letztendlich entscheidet der gesellschaftliche Rahmen, 
in dem die Argumente vorgebracht werden, ob diese im öffentlichen Diskurs 
als valide anerkannt werden (Thomas 2020). 

Die Narrative, welche die Identität sozialer Akteur:innen konstituieren, 
besitzen laut Somers (1992) eine inhärente Zeitlichkeit, in der selektiv wahrge- 
nommene Ereignisse innerhalb größerer historischer Zusammenhänge von 
den Akteur:innen eingebettet werden. Wichtig ist hierbei, dass jede:r einzelne 
Akteur:in in wechselseitiger Bezugnahme mit anderen Akteur:innen steht. 
Diese Interdependenz beeinflusst dann, wie Ereignisse in größere individuel- 
le Narrative integriert werden. Darüber hinaus sind gesamtgesellschaftliche 
Leitnarrative, sogenannte Meta-Narrative, ein weiterer kontextueller Faktor, 
der in der Konstitution individueller Narrative eine zentrale Rolle spielt. Ein 
auf diese Weise konstituiertes Narrativ wird schließlich zu einem öffentli- 
chen Narrativ, wenn das Individuum bzw. eine Gruppe mit einer kohärenten 
narrativen Identität in die Öffentlichkeit tritt. Für die vorliegende Forschung 
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bedeutet dies, dass wir, aufbauend auf Somers (1992), analysieren, wie Ak- 
teursgruppen in der Grünen Lunge ihre narrative Identität und damit ihr 
Selbstverständnis konstruieren und so gestalten, dass sie für den öffentli- 
chen Diskurs anschlussfähig sind. Die jeweiligen narrativen Identitäten der 
Akteursgruppen werden dann kontrastiert und in Relation gesetzt. 

Anschließend analysieren wir die impliziten Gerechtigkeitsvorstellungen 
der Akteursgruppen. Dabei folgen wir Schlosbergs (2007) und Walkers (2012) 
Konzeption der Umweltgerechtigkeit und unterscheiden zwischen drei Di- 
mensionen: i) Die Dimension der Verteilungsgerechtigkeit, die beschreibt, 
inwiefern Güter und Lasten innerhalb der Gemeinschaft der Betroffenen 
(community ofjustice) verteilt werden. ii) Die Dimension der prozeduralen Ge- 
rechtigkeit, die den effektiven Zugang zum Entscheidungsprozess in Betracht 
zieht; d.h., welche Akteur:innen können die Verteilung der Lasten und Güter 
bestimmen und zu welchem Grad wird der Zugang zu diesem Prozess von 
den Beteiligten als (un-)gerecht empfunden. iii) Zusätzlich die Dimension der 
Anerkennungsgerechtigkeit, wobei ein Prozess als gerecht wahrgenommen 
wird, wenn sich alle Beteiligten als gleichwertige Gesprächspartner:innen 
anerkannt fühlen. Im vorliegenden Fall treten alle drei Dimensionen als im- 
plizite Gerechtigkeitsvorstellungen in den Narrativen hervor und werden im 
Zuge dieses Beitrags u.a. auch auf ihre Anschlussfähigkeit im öffentlichen 
Diskurs geprüft. 

Wir haben Narrative und implizite Gerechtigkeitsvorstellungen mit Hilfe 
von qualitativen Interviews und einer Dokumentenanalyse identifiziert und 
analysiert sowie diese Analyse durch eine Begehung des Areals ergänzt. Die 
Dokumentenanalyse umfasst öffentlich zugängliche Planungsdokumente der 
Stadt und Veröffentlichungen und Newsletter der Akteursgruppen. Die Bege- 
hung der Fläche erfolgte teils eigenständig, teils im Rahmen von walk alongs 
(Kusenbach 2003), d.h. einer Kombination von Spaziergang und Interview, bei 
denen wir uns von unseren Interviewpartner:innen »ihren< Blick auf das Areal 
haben zeigen lassen. Je Akteursgruppe interviewten wir zwei Personen; für die 
GemüseheldInnen wurde dabei ein Doppelinterview durchgeführt. Alle unsere 
Gesprächspartner:innen waren innerhalb ihrer Gruppen in leitenden Funk- 
tionen tätig. Das anschließende Codieren der semi-strukturierten Interviews 
erfolgte durch einen interpretierenden und induktiven Ansatz nach Mayring 
(2015) und einer Auswertung unter Bezugnahme auf das Prozessmodell von 
Corbin und Strauss (2008). Die zentrale Achse des Codierens orientierte 
sich an der Interpretation des Narrativbegriffs von Somers (1992, 1994). Die 
verschiedenen Narrative der Gesprächspartner der jeweiligen Initiativen 
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stützen sich jedoch zusätzlich auf implizite Gerechtigkeitsvorstellungen, im 
vorliegenden Fall insbesondere der Umweltgerechtigkeit (Schlosberg 2007; 
Thevenot 2009; Walker 2012). Daher bezogen wir diese Konzepte als weitere 
theoretische Dimension in unseren interpretativen Rahmen mit ein. 

Unser Beitrag beschäftigt sich mit Narrativen und den Gerechtigkeits- 
vorstellungen der zivilgesellschaftlichen Akteur:innen, da weitere Akteurs- 
gruppen (Stadt, Investor, Vertreter eines örtlichen Kleingartenvereins) unsere 
Interviewanfragen ablehnten. Die Perspektive der Stadt und der Investo- 
rengruppe wurden durch Pressemitteilungen, amtliche Dokumente und die 
jeweiligen Websites jedoch ergänzend als weiterer Kontext betrachtet. 


4. »Eine klimagerechte Stadt für Alle! Grüne Lunge bleibt!« - 
Analyse aktivistischer Narrative in der Grünen Lunge 


Aufgrund ihrer unterschiedlichen Entstehungsgeschichte entwickelten die 
BIEGL und die GemüseheldInnen unterschiedliche Narrative im öffentlichen 
Diskurs und verfolgen nun, darauf aufbauend, auch unterschiedliche Stra- 
tegien. Dem räumlich gebundenen Narrativ der BIEGL und ihrer Strategie 
der Funktionswahrung durch private Gartennutzung steht dabei der Ansatz des 
Erhalts durch Wandel der GemüseheldInnen gegenüber. Diese Narrative wer- 
den anschließend hinsichtlich ihrer impliziten Gerechtigkeitsvorstellungen 
untersucht. 


BIEGL - Räumliche Gebundenheit und Funktionswahrung 
durch private Gartennutzung 


Die BIEGL gründete sich mehrheitlich als Zusammenschluss von lokalen 
Pächter:innen, erlangte dann aber auch wachsenden Rückhalt in der weiteren 
Stadtbevölkerung. Innerhalb ihres Narratives sieht sie sich als legitime Stim- 
me bezüglich aller grünen oder grünflächenbezogenen Anliegen in der Stadt und 
als Repräsentant:in für die Interessen der gesamten Stadtbevölkerung. 

Dabei ist das Selbstbild der BIEGL stark mit dem konkreten Raum der Grü- 
nen Lunge verknüpft und deren Funktion für die weitere Stadt. Den Bezugs- 
rahmen ihres Narrativs stellen verschiedene gegenwärtig relevante gesamtge- 
sellschaftliche Diskurse dar. Diese reichen vom globalen und lokalen Biodi- 
versitätsverlust, der Kritik am Neoliberalismus sowie der Bebauung öffentli- 
chen Grundes durch einen privaten Investor, bis hin zur zunehmenden Priva- 
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tisierung öffentlicher Aufgaben. Auch wird ein mangelhaftes Naturverständ- 
nis der jungen Generationen angeführt, und Klein- und Freizeitgärten als eine 
Lösung, diesem entgegenzuwirken. 

Die gärtnerische Tätigkeit der Pächter:innen selbst wird als Grundlage der 
Sicherung damit verknüpfter Ökosystemdienstleistungen dargestellt, von de- 
nen die gesamte Stadtbevölkerung profitiere. Die erbrachten Serviceleistun- 
gen gingen über die Grenzen der Parzellen hinaus und seien auch für die wei- 
tere Stadt wirksam: Das Erhalten von lokalen Wildnis- und Naturflächen, Nah- 
erholungsgebieten und gleichzeitig einer für die Innenstadt wichtige Frisch- 
luftschneise seien, gerade in Zeiten des Klimawandels, immer mehr von Be- 
deutung. Die private Tätigkeit des Gärtnerns bekommt somit einen morali- 
schen Wert; Pächter:innen werden zu »altruistischen Gartner:innen, die zum 
Allgemeinwohl beitragen. Dies zeigt sich anschaulich an dem offiziellen Slo- 
gan der von der BIEGL am 19. September 2020 mitorganisierten Demonstra- 
tion in Frankfurt: 


»Eine klimagerechte Stadt für Alle! Grüne Lunge bleibt!« (Grüne Lunge bleibt 
2020: 0.5.) 


Außerdem präsentiert sich die BIEGL als lokales Expert:innengremium und 
reklamiert auch daher ein Mitspracherecht im Planungsprozess. Durch eigene 
Vorerfahrungen und die langjährige Beschäftigung mit den unterschiedlichen 
Planungsdokumenten, Abläufen und von der Stadt in Auftrag gegebenen Gut- 
achten sowie dem Austausch mit anderen NGOs entstand innerhalb der In- 
itiative ein umfassendes Wissen zu öffentlichem Planungs- und Umweltrecht, 
Beteiligungsprozessen und Stadtökologie. Ihre Mitglieder sind sich der ökolo- 
gischen und klimatischen Funktion der Fläche bewusst und heben diese deut- 
lich hervor. Zusätzlich sind sie als langjährige Nutzer:innen der Fläche auch 
im Detail über lokale Charakteristika der Grünen Lunge informiert. 

Nachdem erste Versuche des Protests gegen die Bebauung ohne sichtbaren 
Erfolg geblieben waren, suchte die BIEGL Verbündete, was zu einer Verände- 
rung der Proteststrategie führte: 


»Und das [Anm.: die Ergebnislosigkeit der bisher verfolgten Strategie] hat 
ein bisschen den Anstoß gegeben, sich nach Partnern umzugucken, und 
die Partner kamen von ganz verschiedenen Seiten. Wie gesagt, offiziell und 
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von mir sind die Mitgliedschaften im BUND und bei IDUR?, die hab’ ich 
initiiert.« (BIEGL-2, persönliches Interview, online, 14.06.2021) 


»Der BUND hat nebenbei zu der Veränderung in unserer (...) Totalver- 
weigerung sag ich mal der Bebauung, eine gewisse Rolle gespielt, (...) das 
sei kein Konzept, mit dem wir sehr weit kommen würden. Wir müssen uns 
mal überlegen, ob wir nicht was bieten könnten im Ausgleich für eine, ja, 
(...) Bewahrung des uns wichtigen Teils der Grünen Lunge.« (BIEGL-2, persön- 
liches Interview, online, 14.06.2021) 


»Wir haben eben auch gemerkt, dass es allein mit Unterschriften nicht 
mehr reicht. Und wir haben uns dann von uns aus und auch Initiativen 
vonseiten der Fridays for Future [...] Ich glaube, das waren die ersten, geöff- 
net und mit denen zusammen Aktionen gemacht, Demonstrationen usw.« 
(BIEGL-2, persönliches Interview, online, 14.06.2021) 


Der Bezugsrahmen wurde sowohl im Zuge der Erweiterung der Mitgliederba- 
sis, als auch aufgrund öffentlicher Ereignisse immer wieder angepasst. Zentral 
wurde insbesondere in den letzten Jahren der Klimawandel und die damit ein- 
hergehende Notwendigkeit zur städtischen Klimaanpassung, welche als Met- 
anarrative herausgestellt wurden. In der zeitlichen Rückschau erscheint der 
Hitzesommer 2018 ein bedeutender Wendepunkt zu sein: Die Auswirkungen 
hoher innerstädtischer Temperaturen wurden direkt spürbar, was wiederum 
die Bedeutung der Grünen Lunge als kühlende Fläche auch für die weitere Stadt- 
bevölkerung verdeutlichte. 

Der von der BIEGL angestrebte Lösungsansatz für den Erhalt der Grünen 
Lunge ist eine Wahrung ihrer ökologischen und klimatischen Funktionen vor 
allem durch den Fortbestand der privaten Gartennutzung. Dadurch soll auch 
die lokale »Heimat« der Pächter:innen, mit ihrem sozialen und pädagogischen 
Wert, geschützt werden. Die bestehende Nutzung soll nach Ansicht der BIEGL 
stärker durch die Stadt geschätzt und die Stadtbevölkerung für den Wert der 
Fläche sensibilisiert sowie für den Widerstand gegen die Bebauung mobilisiert 
werden. Ziel ist es, als legitime Vertreterin der lokalen Bevölkerung im öffent- 
lichen Diskurs sichtbar zu werden und sich mit wesentlichen Partnern zu ver- 
netzen. So sollen Anerkennung, Einfluss und ein Mitspracherecht erlangt wer- 
den (BIEGL-2, persönliches Interview, online, 14.06.2021). Zusätzlich, und um 


2 BUND = Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland eV.; IDUR = Informations- 
dienst Umweltrecht eV. 
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ihre rechtliche Position zu verbessern, erwirkte die BIEGL die Anerkennung als 
gemeinnütziger Verein (BIEGL-2, persönliches Interview, online, 14.06.2021). 

Für die Öffentlichkeitsarbeit werden u.a. regelmäßige Newsletter und 
Veröffentlichungen auf der eigenen Webseite sowie auf Facebook, als auch 
verschiedenartige Führungen genutzt. Es wird fortlaufend über lokale Tätig- 
keiten informiert und die positiven gesellschaftlichen Leistungen der Grünen 
Lunge werden herausgestellt. Zudem wird ihr Lokal-Wissen geteilt und die 
Forderung wiederholt, dass die Stadt ihre Fachkompetenz anerkennen und die 
BIEGL stärker in den Planungsprozess einbinden solle. Die Führungen richten 
sich zum einen an die breitere Öffentlichkeit, haben aber auch speziell Lo- 
kalpolitiker:innen als Zielgruppe. Abgesehen von dieser Öffentlichkeitsarbeit 
vernetzt sich die BIEGL auf Demonstrationen aktiv mit anderen Gruppie- 
rungen. Dabei nahm sie zunehmend die Rolle der Antagonistin gegen die, 
aus ihrer Sicht, »tricksende und mauschelnde Stadt« (BIEGL-1, persönliches 
Interview, Frankfurt a.M., 01.09.2020) ein und versuchte, ihre Ziele mithilfe 
ihrer rapide gewachsenen Mitgliederbasis noch stärker im öffentlichen Raum 
zu vokalisieren. 

Um anschlussfähig und im öffentlichen Diskurs relevant zu sein, werden 
die zunächst lokalen Themen (Naturschutz und Erhalt der privaten Grünflä- 
chen) in ein allgemein zugängliches Narrativ übersetzt. Sie schließen dabei 
insbesondere an die übergeordneten und weiterreichenden Meta-Narrative 
zur Notwendigkeit des Klimaschutzes an. Auf ähnliche Weise verknüpfen 
sie die Partikularinteressen der Pächter:innen, d.h. den Erhalt der Gärten 
in ihrer jetzigen Eigentumsform, mit einem in der Öffentlichkeit tragbaren 
Argument der Funktionswahrung der Grünen Lunge zur Erbringung wichtiger 
Ökosystemdienstleistungen. Innerhalb der BIEGL gibt es verschiedene, sich 
überlagernde Strömungen: Die ursprünglichen Mitglieder waren primär an 
der Erhaltung der eigenen Privatgärten interessiert. Um das Anliegen aber zu 
übersetzen und einer breiteren Öffentlichkeit zugänglich zu machen, wurde 
vor allem auf die klimatische Funktion der Fläche verwiesen. Mit diesem 
Narrativwandel ging ein demografischer Wandel der Initiative einher, sodass 
gegenwärtig ein Großteil der Mitglieder keinen Garten besitzt und sich rein 
den lokalen Umwelt- und Klimaschutz zum Ziel gesetzt hat. Diese »Überset- 
zung« (Ihomas 2020: 14) des eigenen Anliegens in eine öffentlich relevante 
Sprache, ermöglichte der BIEGL neue Mitglieder zu gewinnen, Koalitionen 
mit einer breiteren Bewegung zu bilden, sich im öffentlichen Diskurs stark zu 
positionieren und so letztendlich zum Erhalt der Grünen Lunge beizutragen. 
Das explizite Narrativ der Grünen Lunge als Naturraum, der für das Lokalklima 
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und die Biodiversität der Stadt Frankfurt relevant ist, beinhaltet das implizit 
angenommene Recht auf die Erhaltung der privaten Garten (bei sadäquater« 
Nutzung). 


GemüseheldInnen - Erhalt durch Wandel 


Während die BIEGL in ihrer Gründungshistorie einen starken räumlichen Be- 
zug zur konkreten Fläche der Grünen Lunge aufweist, entstanden die Gemüsehel- 
dInnen zunächst unabhängig von dieser. Ihr Anliegen war primär die Lancie- 
rung einer neuen Form der Lebensmittelerzeugung und der Versuch, durch 
lokales Gärtnern einen Rückbezug zur Natur und zu Lebensmitteln zu ermög- 
lichen. Ziel ist es, hierdurch eine gesamtgesellschaftliche Ernährungswende 
zu begünstigen (GemüseheldInnen, persönliches Interview, Frankfurt a.M., 
25.04.2021). 

Inhärent ist dabei auch der soziale Aspekt: Die Gärten sollen als öffentli- 
cher Raum soziale und pädagogische Funktionen erfüllen und ermöglichen, 
dass sich Menschen allen Alters althergebrachtes Wissen zum Gärtnern an- 
eignen. Gleichzeitig soll ein neuer Bezug zur Natur und zur Nahrung entwi- 
ckelt werden. Frankfurt ist ihre Fokusregion, die Idee sollaber auch in den Rest 
Deutschlands ausstrahlen und dort Nachahmer:innen finden. 


»Unser, ja unser Hauptziel ist, das war unser Slogan von Anfang an: Wir 
möchten Frankfurt essbar machen. Also, wir möchten die städtische 
Landwirtschaft nach Frankfurt bringen. Und wir möchten, dass überall 
in Frankfurt Orte entstehen, wo Gemüse angebaut wird, wo die Menschen 
wieder lernen, wie man das macht, wo Gemeinschaft stattfinden kann, 
wo die Menschen wieder zusammenwachsen. Das ist unser Hauptziel. [...] 
Wir wollen das [Anm. die Grüne Lunge] zu einem Ort für viele machen, 
also zu einem offenen Ort, auch zu einem Vorzeigeprojekt für Frankfurt.« 
(GemüseheldInnen, persönliches Interview, Frankfurt a.M., 25.04.2021) 


Sich selbst positionieren die GemüseheldInnen dabei als Visionär:innen und 
Avantgarde. Gärtnern wird außerdem ganz wesentlich als sinnstiftende Tä- 
tigkeit angesehen, die das Potenzial hat, Menschen glücklicher zu machen. 
Grundannahme ist dabei, dass die Menschen ein grundlegendes Bedürfnis ha- 
ben, in Beziehung zur Natur zu treten und dass das Gärtnern dieses Bedürfnis 
erfüllt bzw. erfüllen wird. 


245 


246 


Umweltgerechtigkeit und sozialökologische Transformation 


Als Bezugsrahmen für ihr Narrativ steht bei den GemüseheldInnen die 
Ernährungswende im Vordergrund. Ähnlich wie bei der BIEGL sind jedoch 
auch Klimawandel und Biodiversitätsverlust als Meta-Narrative wichtig. Um 
ihr Narrativ und ihre Vision jedoch effektiv im öffentlichen Diskurs zu po- 
sitionieren, nutzen auch sie die argumentative Rückkopplung zum Erhalt 
der schützenswerten ökologischen und klimatischen Funktionen der Grünen 
Lunge. Gleichwohl, und trotz dieser großen Überschneidung der Narrati- 
ve, divergieren die Vorstellungen bezüglich der zukünftigen Nutzung der 
Fläche, denn um das Ziel einer Ernährungswende zu erreichen, wird von 
den GemiiseheldInnen eine drastische Änderung der Eigentumsverhältnisse 
angestrebt. 

Die GemüseheldInnen favorisieren also keinen konservierenden Erhalt der 
Fläche, sondern einen Erhalt durch Wandel. Eine innerstädtische ökologische 
Lebensmittelerzeugung ist nach Ansicht der GemüseheldInnen nur möglich, 
wenn Grünflächen als Gemeingut bzw. als commons bewirtschaftet werden. 
Mit Bezug auf die Grüne Lunge bedeutet dies eine Öffnung des Areals für die 
Bevölkerung und die Umwandlung der Privat- in Gemeinschaftsgärten. Dies 
ermögliche eine affektive Bindung einer möglichst großen Zahl an Stadt- 
biirger:innen, die als wesentliche Voraussetzung für den Erhalt der Fläche 
angesehen wird: 


»Wir hatten das Gefühl, die Menschen werden diesen Ort nicht verteidigen, 
wenn sie keine Beziehung zu der Erde haben, zu dem Ort, wenn sie noch nie- 
mals hier waren, und wir wollten diese Verbindung schaffen. [...] Und deswe- 
gen war es schon so, dass wir gedacht haben, wenn wir da Gemeinschaftsgär- 
ten auf die Beine stellen und ganz viele Leute da involviert sind, dann wird es 
wahrscheinlich, dass man das erhalten kann.« (GemüseheldInnen, persönli- 
ches Interview, Frankfurt a.M., 25.04.2021) 


Dies erlaube auch eine Stärkung der Position der Grünen Lunge im innerstädti- 
schen Aushandlungsprozess um die Raumnutzung und letztendlich den Erhalt 
der Fläche als Grünraum. Grundansatz dabei bleibt die Idee der Ernährungs- 
wende und des Gärtnerns als Rückkopplung der Bevölkerung an die Lebens- 
mittelerzeugung. 
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Die »eigene Scholle« oder ein Gemeinschaftsgarten? 


Beide Gruppen, BIEGL und GemüseheldInnen, verfolgen die Strategie, eine 
möglichst breite Öffentlichkeit für den Wert der Grünen Lunge zu sensibi- 
lisieren und eine emotionale Bindung zum Areal zu erzeugen: Die BIEGL 
intendiert speziell ein größeres Naturverständnis zu schaffen, während die 
GemüseheldInnen eine aktive Bindung durch Mitwirken (d.h. Mitgärtnern) 
anstrebt. In den Augen der GemüseheldInnen sei dies jedoch nicht möglich, 
solange die Gärten in privater Hand bleiben. Sie müssten deshalb zu Gemein- 
schaftsgärten umgewandelt werden, sodass die Fläche zusätzlich zu ihrer 
klimatischen auch eine soziale Funktion erfüllen kann, welche die Aufrecht- 
erhaltung der Fläche vor der Öffentlichkeit rechtfertige. Dies käme allerdings 
einer Abwertung der Pächter:inneninteressen gleich und ist daher innerhalb 
der BIEGL nur sehr eingeschränkt tragfähig. 

Hinsichtlich des zeitlichen Verlaufs lässt sich bei der BIEGL eine bottom- 
up Bewegung feststellen: Ursprünglich kämpften die Besitzer:innen um das 
Recht, ihren eigenen Garten und Rückzugsraum zu behalten. Das Ziel, die »ei- 
gene Scholle« (BIEGL-1, persönliches Interview, Frankfurt a.M., 01.09.2020) 
zu retten, entwickelte sich jedoch bald zu einem öffentlich anschlussfähi- 
gen Thema, als das Narrativ des Klimaschutzes in den Vordergrund trat. 
Damit einher ging der Schulterschluss mit anderen lokalen und nationalen 
Umweltschutzorganisationen und Aktivist:innen. Gleichwohl änderte sich 
auch die Mitgliederstruktur der BIEGL, sodass nun die Mehrheit der heuti- 
gen Aktivist:innen Personen ohne Garten in der Grünen Lunge sind. Aus der 
Entwicklung vom kleinen, konkreten Fall der Gartenrettung hin zur symbo- 
lischen Aufladung des Falles für das Frankfurter Stadtklima, ergibt sich die 
Positionalität und Eigenwahrnehmung der BIEGL als legitime Vertreterin 
der Umwelt- und Bürger:inneninteressen, die allerdings von der Stadt im 
Planungsprozess nicht ausreichend eingebunden und berücksichtigt werde. 

Die GemüseheldInnen folgen einem gegenteiligen Narrativ. Für sie ergibt 
sich aus der globalen Klimakrise der Wunsch zum Handeln und damit die Not- 
wendigkeit einer u.a. durch urbane Landwirtschaft zu realisierenden, Ernäh- 
rungswende. Sie folgen einem top-down Ansatz, der vom Globalen ins Lokale 
geht und kommen erst durch die Implementierung ihrer Idee mit dem Dis- 
kurs der Grünen Lunge stärker in Kontakt. Aus diesen unterschiedlichen His- 
torien, bottom-up und top-down, ergaben sich Unterschiede in Narrativen und 
Bezugsrahmen. Zusätzlich korrelieren die unterschiedlichen Strategien, der 
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Funktionswahrung durch private Gartennutzung versus Erhalt durch Wandel, 
mit voneinander abweichenden impliziten Gerechtigkeitsvorstellungen. 


5. Implizite Gerechtigkeitsvorstellungen - 
»Gerechte« Gestaltung für die Zukunft der Grünen Lunge 


Im Gegensatz zu den meisten Forschungsarbeiten zum Thema Umweltge- 
rechtigkeit (siehe z.B. Walker 2012) steht im Fall der Grünen Lunge eine Fläche 
zur Debatte, die von den beteiligten Akteursgruppen überwiegend als po- 
sitiv bewertet wird (siehe persönliche Interviews BIEGL-1, Frankfurt a.M., 
01.09.2020; BIEGL-2, online, 14.06.2021; GemüseheldInnen, Frankfurt a.M., 
25.04.2021). Die Beteiligten teilen die Ansicht, dass Griinflachen sich positiv 
auf das Stadtklima und die Biodiversität auswirken und dass es daher im 
öffentlichen Interesse liege, die Flächen zu erhalten. Mehr Wildnis und Grün 
werden automatisch mit einem Gewinn an Lebensqualität gleichgesetzt (siehe 
BIEGL-2, persönliches Interview, online, 14.06.2021). Mögliche negative Aus- 
wirkungen, die zur Last bestimmter sozialen Gruppen gehen könnten (z.B. 
Gentrifizierung: siehe dazu Anguelovski et al. 2019; Haase et al. 2017), werden 
von den Akteursgruppen nicht in Erwägung gezogen. Wesentliche soziale 
Aspekte der Umweltgerechtigkeit bleiben also außer Sicht. Dies ist insoweit 
bemerkenswert, als die Stadt die Baumaßnahmen unter dem Narrativ des 
sozialen Wohnungsbaus präsentiert. 

Keine der hier im Fokus stehenden Gruppen artikuliert ihre Gerechtig- 
keitsvorstellungen explizit. Gerechtigkeitsfragen wurden jedoch, wie wir im 
Folgenden argumentieren, in den Interviews implizit aufgeworfen. Es geht 
dabei i) um die Verteilung von Gütern, ii) das Teilhaberecht im Planungspro- 
zess und iii) den Wunsch nach Anerkennung. 


Verteilungsgerechtigkeit - Wer profitiert von der Grünen Lunge? 


Die BIEGL setzt sich für den Erhalt der Grünfläche als Klein- und Freizeit- 
gartenareal und eine Bewahrung des Status quo ein. Die BIEGL rechtfertigt 
die Notwendigkeit des Erhalts der Grünen Lunge mit ihrem Beitrag zur Erbrin- 
gung eines gesamtgesellschaftlichen Guts. In ihrem jetzigen Zustand der pri- 
vaten Nutzung trage die Fläche bereits zu einem nachhaltigen und verträg- 
lichen Stadtklima bei, von dem alle Bürger:innen der Stadt Frankfurt profi- 
tieren. Alle Bürger:innen der Stadt würden durch den Erhalt der Grünfläche 
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in ihrem universellen »Grundrecht« auf ein lebensfreundliches Klima gestärkt. 
Dieses Gerechtigkeitsverständnis spiegelt sich im Selbstbild beider Interview- 
partner der BIEGL wider, die dadurch die Rolle der BIEGLals Verteidigerin der 
Fläche legitimieren. Gleichzeitig wird argumentiert, dass die Erbringung die- 
ses gesamtgesellschaftlichen Guts eine positive Externalität der privaten Tätig- 
keit sei. Zur Wahrung dieser positiven Externalität müssten die bestehenden 
Besitzverhältnisse beibehalten werden. Es besteht also ein Zwiespalt zwischen 
einem universellen Gerechtigkeitsanspruch und den Eigentums- bzw. Pacht- 
verhältnissen der Fläche, die den Zugang zu dem Gebiet einschränken. 

Innerhalb der BIEGL, insbesondere zwischen den Pächter:innen, geht 
es dabei auch um die Verteilung von Sozialraum, der als Erholungs- und 
Anbaufläche sowie als Lernraum genutzt werden kann. Hierbei handelt es 
sich um ein privates Gut, das exklusiv einigen Wenigen offensteht. Es fällt 
auf, dass je nachdem, welche Funktion der Fläche in den Vordergrund gestellt 
wird, zwei communities of justice (siehe Schlosberg 2007) existieren, wie sich 
aus den Interviews mit dem Vorstand der BIEGL und der Inhaltsanalyse von 
Flyern und Blogeinträgen sowie aus der Website der Initiative erschließt 
(BIEGL o.].a, 0.J.b, 0.J.c; Grüne Lunge bleibt 2020): Steht das gesamtgesell- 
schaftliche Gut des Klima- und Umweltschutzes im Vordergrund, so schließt 
die Gerechtigkeitsvorstellung alle Bewohner:innen der Stadt Frankfurt mit 
ein. Wird hingegen die Funktion der Grünen Lunge als Sozial- und Erholungs- 
raum hervorgehoben, so beschränkt sich die Betroffenengruppe auf jene 
mit exklusivem Zugang zur Fläche, d.h. Eigentümer:innen, Pächter:innen 
sowie von ihnen eingeladene Personen. Die Bebauung der Grünen Lunge wäre 
also doppelt ungerecht - so der implizite Anspruch -, weil sie zum einen 
der gesamten Stadtbevölkerung das öffentliche Gut der Frischluftschneise 
mit ihrer klimatischen Funktion verwehren und zum anderen langjährigen 
Gärtner:innen ihr verdientes« privates Gut entziehen würde. 

Die GemüseheldInnen kämpfen zwar ebenfalls für den Erhalt der Grünflä- 
che und desselben gesamtgesellschaftlichen Guts der Biodiversität und des 
Klimaschutzes, sie unterscheiden sich aber von der BIEGL in der Frage der 
Zugänglichkeit des Gebiets und der damit verknüpften Gerechtigkeitsvorstel- 
lung. Während die BIEGL private Gärten erhalten möchte, bevorzugen die 
GemüseheldInnen einen öffentlichen Raum. Konflikte mit der BIEGL drehen 
sich daher vor allem darum, ob der den Pächter:innen zugängliche Sozialraum 
zumindest für lokale Anwohner geöffnet werden soll. Die Zukunft der Fläche 
sehen die GemüseheldInnen weniger im Privateigentum, sondern als Club- 
bzw. Gemeingut (Colding et al. 2013; Quilligan 2012). Nach diesem Verständ- 
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nis sollten sowohl der Zugang als auch die Nutzung der Fläche unabhängig 
von Eigentum und Pacht all denjenigen garantiert werden, die sich dem Gar- 
tenprojekt anschließen wollen, solange es Platz für neue Mitstreiter:innen 
gibt (GemüseheldInnen, persönliches Interview, Frankfurt a.M., 25.04.2021). 
Aus dieser Sichtweise wäre die Bebauung der Grünen Lunge potenziell für alle 
Stadt-, vor allem jedoch für die Stadtteilbewohner:innen ungerecht, nicht 
nur aufgrund des Verlusts der klimatischen Funktion der Fläche, sondern 
auch, weil sie die Stadtteilbewohner:innen eines (potenziellen) Gemeinguts 
berauben würde. 


Anerkennung im städtischen Planungsprozess - 
Die Hoheit der Stadt Frankfurt 


Hinsichtlich der prozeduralen Gerechtigkeit und der Anerkennung von rele- 
vanten Akteursgruppen kommt der Stadt Frankfurt a.M. eine entscheiden- 
de Rolle zu. Als Ausrichterin des Planungsprozesses bestimmen die städtische 
Bürokratie und einzelne politische Akteur:innen entscheidend die Beteiligung 
am Prozess. Zudem hat die Stadt eine gewisse Deutungshoheit darüber, wel- 
che Form der Evidenz und welche Belange sowie Argumente im Bürger:innen- 
beteiligungsprozess anerkannt werden. Das heißt, welche Argumente valide 
sind und erfolgreich übersetzt werden können (Thévenot 2009; Thomas 2020). 
Innerhalb des Planungsprozesses kritisieren beide Akteursgruppen, vor allem 
aber die BIEGL, mangelnde Möglichkeiten, ihre Interessen und Standpunk- 
te zu artikulieren. Aus den Interviews ergibt sich eine implizite, jedoch an- 
spruchsvolle Vorstellung von prozeduraler Gerechtigkeit, welche der struktu- 
rierten Form der Gerechtigkeitvon Hunold und Young (1998) nahekommt. Laut 
den Autor:innen ist ein Verfahren dann gerecht, wenn fünf Voraussetzungen 
erfüllt werden: i) alle Betroffenen sollen vertreten werden, ii) sie sollen an der 
Themensetzung und am Entscheidungs- und Durchführungsprozess beteiligt 
werden, iii) Zugang zu relevanten Informationen erhalten sowie iv) die Ent- 
scheidungsmacht mit der politischen Autorität teilen. Schließlich v) sollen die 
dadurch getroffenen Entscheidungen von der politischen Autorität auch tat- 
sächlich umgesetzt werden. In diesem Sinne äußert die BIEGL nicht nur den 
Wunsch, sich im Zuge einer Bürger:innenbeteiligung äußern zu dürfen, son- 
dern wünscht sich auch, aktiv in den Entscheidungsprozess einbezogen zu 
werden und die Entscheidungsmacht mit der Stadt zu teilen: 
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»Ja, ich hoffe, dass es, [...] tatsächlich einen runden Tisch gibt, von der Stadt 
[...] organisiert, in dem die Stadt auch Teilnehmer ist, das Planungsamt auch, 
aber ein Teilnehmer unter vielen, und in dem, an dem, neben diesen bei- 
den Akteuren, auch die Pächter, die Eigentümer, die Gärtnereien, die Bür- 
gerinitiative und die anderen Akteure, die sich dort im Moment festgeses- 
sen haben, wiederfinden können. Das war mein Wunsch. Und dann muss das 
halt auf eine moderierte Art und Weise so gehen, das kann nicht so sein, dass 
der, derjenige, dass derjenige der am lautesten schreit oder am langsten da 
war oder die meisten Mitglieder hat, sich durchsetzt, sondern da muss es erst 
mal um eine Zielfindung gehen, was will man überhaupt mit dem Gebiet er- 
reichen, was soll erhalten werden, was nicht? Und dann muss man anhand 
dessen fragen, >was können wir denn dann erreichen und wie erreichen wir 
das%« (BIEGL-2, persönliches Interview, online, 14.06.2021) 


Die BIEGL beansprucht das Recht, für die Betroffenengruppe zu sprechen, 
fühlt sich in ihrer Rolle als Interessenvertreterin jedoch nicht anerkannt. Die 
Stadt habe sie zwar zum Gespräch eingeladen, jedoch keine Kompromissbe- 
reitschaft gezeigt und insbesondere die Option einer Nulllösung, d.h. einer 
Nichtbebauung, nie in Betracht gezogen: 


»Die Stadtregierung setzt dies absolut stur durch. Kompromissfähigkeit 
null.« (BIEGL-1, persönliches Interview, Frankfurt a.M., 01.09.2020) 


»Erstens hat es nie eine Inerwägungsziehung einer sogenannten Null- 
lösung gegeben, also dass dieses Gebiet geschützt wird, war überhaupt 
nie diskussionsfähig. Zweitens hat es durch diese Festsetzungen z.B. auf 
die Zahl der Wohnungen nie eine Möglichkeit gegeben, dass ein Architek- 
tenbüro sagt: »>Okay, wir bauen oft in versiegelten Flächen, das sind dann 
1000 Wohnungen weniger vielleicht oder 700 weniger. Die können wir 
ökologisch bauen, aber der Kern des Gebietes bleibt unangetastet.< Gab’s 
nicht. Das ist jetzt durch die Kehrtwende der Grünen so gekommen. Ja, 
aber in den ganzen Wettbewerben stand das nie zur Debatte. Ja.« (BIEGL-2, 
persönliches Interview, online, 14.06.2021) 


Kommt es zur effektiven Einbeziehung in den Entscheidungsprozess, kriti- 
siert die BIEGL, dass es sich um das Geklüngel einer »Planungselite< handelt, 
die sich aus Investoren und der Frankfurter Stadtregierung zusammensetzt 
(BIEGL-1, persönliches Interview, Frankfurt a.M., 01.09.2020). Nicht-mone- 
täre Interessen der Bürger:innenschaft würden unzureichend berücksichtigt. 
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In diesem Zusammenhang kritisiert die BIEGL auch, dass die Stadt lediglich 
Interessen anerkenne, die ihr Profitmöglichkeiten biete. 


»[Anm.: Über Bürgerforen im Zuge des Beteiligungsprozesses in der Pla- 
nung] [D]as war eine Gesellschaft, die sich hauptsächlich aus Vertretern der 
Ämter und der IHK [Industrie- und Handelskammer], Interessengruppen, 
Architektenvereinigung u.s.w. zusammengesetzt. Ganz wenig Beteiligte 
direkt, also keine Gärtner, keine Eigentümer und ganz wenig Beteiligte aus 
den Bürgerinitiativen im Nordend. [...] Aber angesichts der Struktur dieser 
Bürgerforen; ein fast 20-minütiger Vortrag vom Planungsdezernenten. 
Dann eine längere Debatte zwischen Referenten und dann gab’s Frage- und 
Antwortspiel; Wieviel Fragen wurden gestellt? Ich schätze mal, 20 vielleicht. 
Wieviel Leute waren da? Zweihundert. Da gibt es also praktisch keine Chan- 
ce, in irgendeiner Form anteilmäßig zu Wort zu kommen. Und Ähnliches 
passierte beim Architektenwettbewerb.« (BIEGL-2, persönliches Interview, 
online, 14.06.2021) 


Da die Grüne Lunge in ihrer gegenwärtigen Existenz jedoch nicht dem finan- 
ziellen Interesse der Stadt diene und dem Profitstreben der Stadt zuwiderlau- 
fe, werde dementsprechend auch die unliebsame Expertise der Initiative nicht 
anerkannt; die von der Fläche erbrachten Ökosystemdienstleistungen müsse 
im innerstädtischen Verteilungskampf um Marktwerte also zurücktreten (sie- 
he BIEGL-1, persönliches Interview, Frankfurt a.M., 01.09.2020). So bedau- 
erten Mitglieder der BIEGL stark, hinsichtlich Fragen des Arten- und Natur- 
schutzes nicht miteinbezogen zu werden; beides Themen, die sie als ihre Ex- 
pertise betrachten. Die GemüseheldInnen dagegen haben den Beteiligungspro- 
zess deutlich positiver empfunden, ihr Gesamtprojekt wurde von der Stadt mit 
Wohlwollen aufgenommen. Auch sie merkten aber an, dass die Stadt im Zuge 
des Beteiligungsprozesses die Bebauung der Grünen Lunge nie in Frage stellte. 
Die GemüseheldInnen fühlten sich somit zwar zumindest teilweise als Konsulta- 
tionsinstanz in den Prozess miteinbezogen, die letztendliche Entscheidungs- 
hoheit habe sich die Stadt aber stets vorbehalten. 


6. Fazit 


Unser Beitrag beschäftigte sich mit den Narrativen und den damit verbun- 
denen impliziten Gerechtigkeitsvorstellungen in der öffentlichen Debatte um 
die Grüne Lunge in Frankfurt am Main. In den Jahren 2009 bis zum Zeitpunkt 
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der Forschung (2021) wurde die Bebauung des Klein- und Freizeitgartenare- 
als kommunalpolitisch diskutiert, wobei zwei wesentliche, oft als konkurrie- 
rend angesehene, Politikfelder aufeinandertreffen: Einerseits ist die Bevölke- 
rung Frankfurt am Mains hohen Mietpreisen und Wohnungsknappheit aus- 
gesetzt. Andererseits rufen sommerliche tropische Nächte und Hitzewellen in 
der Stadt und große umweltpolitische Demonstrationen, wie die von Fridays for 
Future, die Folgen des Klimawandels und die Notwendigkeit, städtische Räume 
umweltgerecht zu gestalten, stärker ins Bewusstsein. 

In der Debatte um die Ausgestaltung der Grünen Lunge werden dabei ins- 
besondere der Klimawandel und die Klimaanpassung zu dominanten Meta- 
Narrativen (siehe Somers 1992). Thomas (2020) beschreibt, dass nur solche Ar- 
gumente im öffentlichen Diskurs als valide wahrgenommen werden, die für 
den gesellschaftlichen Rahmen von Bedeutung sind. Selbiges spiegelt sich im 
Fall der Grünen Lunge wider, da klimapolitische Ziele der Initiativen weitaus 
mehr Anklang finden, als Belange, die nur die Eigentümer:innen und Päch- 
ter:innen des Areals betreffen. Dies gilt besonders für den funktionalen Wert 
der Fläche als Frischluftschneise für die gesamte Stadt und die innerstädti- 
sche Biodiversität. Basierend auf diesen Themen und strategischen Allianzen 
der BIEGL wurde die Grüne Lunge schnell zum Symbol des umweltpolitischen 
Widerstands in Frankfurt. 

Die BIEGL bemängelt die fehlende Kompromissbereitschaft der Stadt und 
unzureichende Möglichkeiten für Bürger:innen, sich in den Planungsprozess 
einzubringen. Wo die Einbindung geschieht, beklagt die BIEGL die mangeln- 
de Anerkennung ihrer Anliegen und ihrer umweltpolitischen Expertise. Hier 
wird deutlich, dass die Stadt als Ausrichterin des Planungsprozesses die Ho- 
heit über die Dimensionen prozeduraler Gerechtigkeit und der Anerkennung 
relevanter Akteur:innen ausübt, während die Bürger:innen durch organisier- 
ten Widerstand das formale Entscheidungsverfahren von außen zu beeinflus- 
sen versuchen. 

Es zeigt sich, dass beide Akteure des Widerstandes zwar der Wunsch nach 
Abwendung der Bebauung eint, sie in den Visionen über die Zukunft des Ge- 
bietsjedoch divergieren, da sie ein unterschiedliches Verständnis der zu schüt- 
zenden Güter haben. Während die BIEGL ein privates Gut mit ihrer positiven 
Externalität schützen will, möchten die GemüseheldInnen die Grüne Lunge ver- 
gemeinschaften. Je nachdem, ob die Grünfläche als Privat- oder Gemeingut 
verstanden wird, variiert auch die community ofjustice, d.h. die Gruppe der von 
den Bebauungsplänen Betroffenen. Im ersten Fall sind es Eigentümer:innen 
und Pächter:innen, im zweiten alle Stadtteilbewohner:innen, die freien - aber 
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geregelten - Zugang zur Fläche erhalten sollten. Diesen Sichtweisen liegen da- 
bei unterschiedliche Gerechtigkeitsvorstellungen zugrunde. 

Am Beispiel der Grünen Lunge wurde deutlich, dass aufgrund der gegen- 
wärtigen politischen und gesellschaftlichen Relevanz und Dringlichkeit des 
Klimawandels als Metanarrativ, so auch Personen ohne Besitz- oder Pachtver- 
hältnis für den Kampf um den Erhalt der Fläche mobilisiert werden konnten. 
Es lässt sich jedoch feststellen, dass insbesondere Fragen des Eigentums 
und der Zugänglichkeit zu divergierenden Vorstellungen über die Zukunft 
einer Fläche führen können. Dies gilt vorwiegend dann, wenn die gärtneri- 
sche Nutzung der Fläche per se schon als Erbringung gesamtgesellschaftlich 
bedeutender Ökosystemdienstleistungen angesehen wird. 

Im Nachgang unserer Forschung zeigte sich, dass die Bemühungen der In- 
itiativen erfolgreich waren: Das Thema der Grünen Lunge nahm bei den Frank- 
furter Kommunalwahlen 2021 eine wesentliche Rolle ein. Bündnis 90/Die Grü- 
nen gingen als Wahlsieger hervor; die neue Stadtregierung beschloss, die Grü- 
ne Lunge zu erhalten und lediglich bereits versiegelte Flächen auf dem Areal zu 
bebauen, wobei Stand jetzt geplant ist, 500 der ursprünglich 1.500 Wohnun- 
gen zu bauen (Becker 2021). 
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Ländliche Gentrifizierung und Konflikte 
um Umweltgerechtigkeit 
Das Beispiel der Chalet-Dörfer in Österreich 


Michael Mießner & Matthias Naumann 


1. Einleitung 


»In den österreichischen Alpen entstehen immer mehr Luxusimmobilien für 
Reiche- die besten Lagen werden verbaut. Ein Ferienhaus oder ein Chalet 
steht vor allem bei vermögenden EU-Bürgerinnen und Bürgern hoch im 
Kurs. Gekauft wird nicht, um dort länger zu wohnen, es geht vor allem um 
eine möglichst gewinnbringende Investition.« (ORF Salzburg 202ob: 0.S.) 


Das Zitat verweist aufein aktuelles Phänomen in alpinen Landschaften - nicht 
nurin Österreich: Den Bau von Luxus-Chalets bzw. Chalet-Dörfern, höher- 
preisigen Immobilien in ländlichen Räumen, deren Eigentümer:innen in ers- 
ter Linie Investor:innen, Touris:innen und Nutzer:innen von Zweitwohnsitzen 
sind. Sie stehen stellvertretend für ähnliche Entwicklungen in vielen touris- 
tisch attraktiven Regionen in Europa. Die Chalets orientieren sich an tradi- 
tionellen Baustilen, sind aber häufig Neubauten und werden auch nicht mehr 
als landwirtschaftliche Almhütten genutzt (siehe Abb. 1). Häusergruppen von 
mehreren Chalets, häufig aufbislang agrar- und forstwirtschaftlich genutzten 
Flächen, werden auch als Chalet-Dörfer bezeichnet. 

Mit diesen immobilienwirtschaftlichen Investitionen ist eine weitere Ver- 
siegelung der Landschaftverbunden, indem bisherige Weide-, Freiflächen und 
Waldbestände in Bauland umgewandelt werden. Zudem führen Chalet-Dörfer 
in vielen Fällen zu lokalen Konflikten über die Leistbarkeit von Wohnraum in 
alpinen ländlichen Räumen. Der Beitrag diskutiert diese Entwicklungen auf- 
bauend auf einer ersten Analyse von Medienberichten zu Chalet-Dörfern in 
Österreich als ein Phänomen ländlicher Gentrifizierung und stellt Bezüge zu 
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Fragen von Umweltgerechtigkeit her. Chalet-Dörfer stehen zum einen für die 
Aufwertung ländlicher Räume und damit verbundene Immobilienpreissteige- 
rungen, zum anderen führen sie zu einem weiteren Rückgang unversiegelter 
Flächen und einer Zunahme ökologischer Probleme. 


Abb. 1: Beispiel für ein Chalet-Dorf in den Alpen 


Quelle: Yves o.J. 


In unserem Beitrag führen wir zunächst in die Debatte um Gentrifizierung 
in ländlichen Räumen ein (Abschnitt 2) und zeigen dann anhand empirischer 
Schlaglichter, inwiefern Chalet-Dörfer ein Beispiel von ländlicher Gentrifizie- 
rung und Konflikten um Umweltgerechtigkeit sind (Abschnitt 3). Eine solche 
Verknüpfung der beiden Debatten ist bisher kaum erfolgt, macht aber deut- 
lich, dass die Veränderungen ländlicher Immobilienmärkte soziale, räumli- 
che und ökologische Ungleichheiten zur Folge haben. Im Fazit formulieren wir 
weitergehende Fragen und Vorschläge für eine weitere empirische wie auch 
konzeptionelle Verknüpfung der Debatten um ländliche Gentrifizierung und 
Umweltgerechtigkeit. 
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2. Aufwertung und Verdrängung in ländlichen Räumen 


Gentrifizierung ist zu einem wissenschaftlich wie auch politisch viel disku- 
tierten Thema geworden - bislang werden damit jedoch nur selten ländliche 
Räume in Verbindung gebracht. So blickt die städtische Gentrifizierungsfor- 
schung aufeine lange Tradition zurück (siehe Glass 1964; Smith 1979), während 
Forschungsarbeiten zu ländlichen Räumen erst in den vergangenen 20 Jah- 
ren deutlich zugenommen haben. Die mit der Gentrifizierung einhergehen- 
de Verdrängung marginalisierter Bevölkerungsgruppen (Marcuse 1985) wirft 
zwangsläufig die Frage nach sozialer Gerechtigkeit auf (Marcuse 2016). Slater 
(2012: 189) schreibt bspw.: »Dispossesing or depriving someone of their home 
is [...] >a heinous act ofinjustice«. 

Gerechtigkeitsfragen und Gentrifizierung sind daher nicht zu trennen von 
der Wohnungsfrage (Engels 1973 [1872/73]), der Forderung nach Wohnraum fiir Al- 
le (Schönig/Kadi/Schipper 2017) und damit auch nach »housing justice« (Slater 
2021: 104). Diese Prozesse wurden in der angloamerikanischen Debatte unter 
dem Begriff der rural gentrification auch fiir landliche Raume untersucht. Im 
Folgenden stellen wir zunachst die Debatte zur landlichen Gentrifizierung vor 
(Abschnitt 2.1), mit der sich verschiedene Aspekte der Entwicklung von Chalet- 
Dörfern in alpinen Räumen fassen lassen. Anschließend diskutieren wir mög- 
liche Bezüge zwischen ländlicher Gentrifizierung und Fragen der Umweltge- 
rechtigkeit (Abschnitt 2.2). 


2.1 Ländliche Gentrifizierung! 


Erste Hinweise auf ländliche Aufwertungs- und Verdrängungsprozesse fin- 
den sich in der britischen rural geography bereits in den 1970er Jahren, wurden 
damals allerdings nicht mit dem Begriff der Gentrifizierung in Verbindung 
gebracht. Vermehrt Aufmerksamkeit wurde diesem Phänomen erst seit den 
1990er Jahren zuteil (für einen Überblick über die Diskussion siehe Scott 
et al. 2011). Die in der ländlichen Gentrifizierungsforschung verwendeten 
Erklärungsansätze können grob in konsumorientierte und politisch-ökonomische 
Ansätze unterschieden werden. 

Die konsumorientierten Ansätze rücken die veränderte Immobiliennach- 
frage, neue Lebensstile sowie sich wandelnde Bevölkerungsstrukturen in den 


1 Die Ausführungen in diesem Abschnitt basieren auf einem Überblicksbeitrag zur 
ländlichen Gentrifizierungsdebatte (Mießner/Naumann 2021). 
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Vordergrund. Ländliche Gentrifizierung wird hier mit dem Zuzug urbaner 
Mittelschichten auf der Suche nach vermeintlichen ländlichen Idyllen (Hal- 
facree 1996) erklärt. Dadurch verändert sich die Sozialstruktur ländlicher 
Räume - z.B. werden gutbezahlte Beschäftigte der Dienstleistungsökono- 
mien zu neuen Bewohner:innen ländlicher Orte (Cloke/Thrift 1987). Zudem 
bewirkt der Zuzug von Mittelschichtshaushalten, dass sich die Kluft zwischen 
wohlhabenden und einkommensschwachen Bevölkerungsgruppen vergrößert 
(siehe Little 1987). 

Dabei wird die Gentrifizierung insbesondere von Gentrifiern angestoßen, 
deren Zuzug auch veränderte Konsummuster und -präferenzen in ländlichen 
Räumen zur Folge hat (Ghose 2004). Insbesondere das imaginierte ländliche 
Idyll (Halfacree 1996) zieht Gentrifier in landschaftlich attraktive Gebiete. Sie 
versuchen, ihre Vorstellungen von grünen, ruhigen und gesunden ländlichen 
Verhältnissen in den neuen Wohnorten durchzusetzen (siehe Smith/Phillips 
2001). Auch die häufig an Berghängen gelegenen Chalets mit freiem Ausblick 
auf alpine Panoramen sprechen solche Vorstellungen von ländlichen Idyllen 
an. Entsprechend werden Gebäude außerhalb der Ortskerne umgestaltet 
(Ghose 2004) oder auch Hausboote genutzt (Smith 2007). So sind auch die 
in alpinen Regionen errichteten Chalets nur selten direkt in den Dörfern 
zu finden und werden häufig etwas außerhalb von bestehenden Siedlungen 
errichtet. Der Zuzug im Rahmen von ländlichen Gentrifizierungsprozessen 
ist stark selektiv, denn häufig können sich nur einkommensstarke Bevölke- 
rungsgruppen Wohneigentum in attraktiven Lagen leisten. In der Diskussion 
um ländliche Gentrifizierung wird aufgrund der Bedeutung landschaftlicher 
Attraktivität für den Zuzug auch der Begriff der »greentification« genutzt 
(Smith 2011). Die Gentrifier in ländlichen Räumen werden deshalb z.T. auch 
als Greentifier (siehe Richard/Dellier/Tommasi 2014) bezeichnet. Die land- 
schaftliche Attraktivität ländlicher Orte wirkt dabei auch auf Tourist:innen 
anziehend. Zuziehende Gentrifier richten darauf ökonomische und kulturelle 
Angebote aus (Hines 2010), wie z.B. Erlebnisbauernhöfe, nach vermeintlich 
traditionellem Vorbild angelegte Gärten (Richard/Dellier/Tommasi 2014) oder 
Hobbylandwirtschaften (Sutherland 2012). Im Fall von Chalet-Dörfern ist die 
Architektur der Gebäude häufig an früheren Almhütten orientiert (siehe Abb. 
1), die landwirtschaftliche Nutzung spielt aber keine Rolle mehr. Visser (2004) 
betont die Bedeutung von Ferien- und Wochenendhäusern in ländlichen 
Räumen als ein Phänomen ländlicher Gentrifizierung durch touristische Nut- 
zungen. Auch für die Alpen wird die Konkurrenz von touristischer Nutzung 
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und dauerhafter Wohnnutzung betont (Barrioz 2020). Die Chalets in alpinen 
Regionen werden ebenfalls nicht dauerhaft genutzt. 

Politisch-ökonomische Ansätze verstehen ländliche Gentrifizierung als 
Teil struktureller ökonomischer Veränderungen und räumlich ungleicher Ent- 
wicklung. Renditegeleitete Investitionen in die gebaute Umwelt kennzeichnen 
nicht nur Städte, sondern auch ländliche Räume. So führen Gebäudesanierun- 
gen auch in ländlichen Kontexten zu einer Steigerung der Immobilienwerte 
(Phillips 1993), die Ausdruck ländlicher rent gaps (Smith 1979) - den Lücken 
zwischen aktuell realisierter und potenziell realisierbarer Erträge aus der 
Nutzung von Grund und Boden - sind. Phillips (1993) konnte in seinem 
Schlüsselaufsatz zu ländlicher Gentrifizierung zeigen, dass die Gentrifier diese 
rent gap antizipieren und insofern als »Charaktermasken« (Marx 1962 [1867]: 
99) bzw. »Personifikationen der ökonomischen Verhältnisse« (Marx 1962 
[1867]: 99) auftreten. Die Gentrifier gehören dabei überwiegend den »capitalist 
classes« (Phillips 1993: 131) an, weshalb Phillips (1993: 123) von einer »Klassen- 
kolonisierung« ländlicher Räume spricht. Hier tut sich ebenfalls eine Parallele 
zu Chalet-Dörfern in Österreich auf. Auch deren Käufer:innen gehören den 
wohlhabenden Schichten aus verschiedensten Ländern an (Kurier 2020). 

Eine besondere Bedeutung kommt der (lokal-)staatlichen Politik zu, also 
der Raumplanung und Regionalpolitik. Aus diesem Grund bezeichnet Shucks- 
mith (2011: 607) Planer:innen auch als »Agent:innen der Gentrifizierung«. So 
zeigt Darling (2005), wie die planerische Ausweisung von zusätzlichem Bau- 
land so starke Bodenpreissteigerungen bewirkt, dass Immobilien zu weit über 
dem durch lokale Einkommen leistbaren Niveau verkauft werden. Zudem ist 
auch in ländlichen Räumen eine Verschiebung der Lokalpolitik hin zu unter- 
nehmerischen Zielen zu konstatieren (Perlik 2011: 8), die auf die Attrahierung 
von einkommensstarker Bevölkerung und Investitionen abzielt. So sind bspw. 
geringe Grundsteuern in Gemeinden ein Anreiz für Investor:innen, um in 
ländliche Immobilien zu investieren (Perlik 2011: 5). Die geringen Grund- 
steuern generieren darüber hinaus Zuzug, da sie ländliche Gemeinden auch 
für Mittelschichtshaushalte zu attraktiven Wohnstandorten machen. Zur 
Beförderung des Tourismus bemühen sich Kommunen nicht selten »intensiv 
um die Aufwertung und Verbesserung der lokalen Bedingungen [eigene Über- 
setzung]«, wie Gastronomie, Einzelhandel oder Verkehrsinfrastrukturen, um 
»Tourist:innen anzuziehen und ihnen Erlebnisse zu bieten, die ihren Erwar- 
tungen entsprechen [eigene Übersetzung]« (George/Mair/Reid 2009: 145). In 
diesem Sinne kann auch in ländlichen Räumen von einer »staatlich initiierten 
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[Herv. 1.0.]« (Holm 2018: 156) bzw. politisch vorangetriebenen Gentrifizierung 
gesprochen werden. 

Eine weitere Ursache für ländliche Gentrifizierung ist die Transformation 
der Landwirtschaft des »globalen Nordens (Darling 2005). Während die land- 
wirtschaftliche Produktion in den 1970er Jahren noch durch eine Intensivie- 
rung der Nutzung und Flächenexpansion geprägt war, wurden in den 1980er 
Jahren kleine Höfe und Flächen sowie Beschäftigte aus der landwirtschaftli- 
chen Nutzung entlassen. Seitdem werden diese Räume stärker konsumtiv ge- 
nutzt (Vergunst 2016), etwa durch Tourismus- oder Freizeitaktivitäten. Ehe- 
mals produktives Agrarland wurde zunächst entwertet und an vielen Orten im 
Rahmen von ländlichen Gentrifizierungsprozessen wieder neu in Wert gesetzt 
(Phillips 2004) - eine Entwicklung, für die heute auch die Chalet-Dörfer in Os- 
terreich stehen. 

An den skizzierten Verbindungen von ländlicher Gentrifizierung und Cha- 
let-Dörfern ist bereits deutlich geworden, dass auch in alpinen ländlichen Räu- 
men Gentrifizierungsprozesse stattfinden. Unter dem Stichwort alpine Gentri- 
fizierung sind in den vergangenen Jahren einige Beiträge erschienen, die Auf- 
wertung und Verdrängung unter den besonderen regionalen Bedingungen der 
Alpen diskutieren. Die bisherigen Arbeiten zur alpinen Gentrifizierung zeigen 
die Bedeutung der Umweltqualität für die Zuwanderung von greentifiern (Ri- 
chard/Dellier/Tommasi 2014). Perlik (2020) stellt alpine Gentrifizierung in den 
Zusammenhang mit der Ausbreitung von Urbanisierung, bei der die urbanen 
Zentren auf multi-lokale Arbeitskräfte angewiesen sind, also Menschen, die in 
Städten arbeiten und auf dem Land leben. Auch Cretton (2018) betont den Zu- 
sammenhang von alpiner Gentrifizierung und Multi-Lokalität, die mit einer 
Verbesserung der infrastrukturellen Anbindung alpiner Räume seit den 1990er 
Jahren ermöglicht wurde. Wir verstehen die Entwicklung von Chalet-Dörfern 
als eine aktuelle Zuspitzung dieser alpinen Spielartländlicher Gentrifizierung. 

Die Umwandlung von Agrarland und forstwirtschaftlich genutzten Flä- 
chen sowie die mit den Gentrifizierungsprozessen verbundenen sozialen und 
ökologischen Veränderungen weisen Bezüge zu Fragen von Umweltgerechtig- 
keit auf, die wir im folgenden Abschnitt umreißen. 


2.2 Umweltgerechtigkeit und Gentrifizierung 


Bezüge zur Umweltgerechtigkeit bestehen in der Gentrifizierungsforschung 
vor allem in den Beiträgen zu green, ecological oder environmental gentrification 
(für einen Überblick siehe Mullenbach/Baker 2020). Auch wenn es »keine ein- 
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heitliche beziehungsweise konsistente Begriffslandschaft« (Haase/Schmidt 
2022: 334) für diese Prozesse gibt, verwenden wir hier die Bezeichnung »grü- 
ne Gentrifizierung«. Als grüne Gentrifizierung wird die Aufwertung von 
städtischen Brachflächen oder Parks bezeichnet, die zu Immobilienpreis- 
steigerungen in angrenzenden Quartieren und schließlich zur Verdrängung 
bisheriger Bewohner:innen führt (Ali/Haase/Heiland 2020: 4). Damit sen- 
sibilisiert das Konzept der grünen Gentrifizierung für die negativen Folgen 
»grüner Aufwertung« (Haase/Schmidt 2022: 337). 

Die Diskussion um Umweltgerechtigkeit thematisiert drei Dimensionen: 
Verteilungsgerechtigkeit, prozedurale Gerechtigkeit und Anerkennungsge- 
rechtigkeit (siehe Hein/Dünckmann 2020 sowie die Einleitung zu diesem 
Buch). Verteilungsgerechtigkeit bezieht sich auf die räumlich ungleiche Be- 
troffenheit von negativen Umwelteinflüssen, wie Bodendegradation oder 
Luftverschmutzung sowie auf den unterschiedlichen Zugang zu Umweltgü- 
tern, wie fruchtbaren Böden oder attraktiven Landschaften. Die prozedurale 
Gerechtigkeit thematisiert die Möglichkeiten und Grenzen der Teilhabe an 
politischen Entscheidungen mit ökologischer Relevanz, wie z.B. im Rah- 
men der Raumplanung. Die Anerkennungsgerechtigkeit rückt die Beachtung 
der Bedürfnisse verschiedener Bevölkerungsgruppen hinsichtlich ökologi- 
scher Fragen sowie die häufig höhere Gewichtung von Expert:innenwissen in 
politischen Planungs- und Entscheidungsprozessen in den Fokus. 

Fragen der Umweltgerechtigkeit wurden in der Gentrifizierungsforschung 
bisher vor allem am Beispiel von städtischen Räumen thematisiert, es gibt 
aber auch Bezüge zu ländlichen Räumen. So zeigt Phillips (1993), dass die 
Gentrifier, die Immobilienkäufe tätigen, überwiegend einkommensstarken 
Bevölkerungsgruppen angehören. Diese Feststellung macht zugleich deut- 
lich, dass den einkommensschwachen Bevölkerungsgruppen der Zugang zu 
ländlichen Immobilien zunehmend erschwert wird. 

Die Bedeutung prozeduraler Gerechtigkeit wird am Beispiel der Politik für 
ländliche Räume der englischen Regierung deutlich. Seit den 1940er Jahren 
sollte das urbane Wachstum eingedämmt und Agrarland zur Sicherstellung 
der Nahrungsmittelversorgung geschützt werden. Diese Strategie erfuhr seit 
den 1970er Jahren eine Veränderung, als bspw. die landwirtschaftlich bewirt- 
schafteten Flächen mit Verweis auf Nachhaltigkeit verringert und die Möglich- 
keit für die Baulandausweisung erleichtert wurde (Shucksmith 2011). Davon 
profitierten insbesondere wohlhabende Haushalte und Mittelschichten sowie 
Besitzer:innen von Land, das für die Immobilienentwicklung vorgesehen war. 
Unter Verweis auf eine andere Studie führt Shucksmith aus: 
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»[Es gab dort] an »unholy alliance: of urban councils seeking to divert 
resources to the cities together with the rural middle classes seeking to pre- 
serve an exclusive countryside and to enhance their own property values. 
The major gainers were identified as wealthy, middle-class, ex-urbanite 
country dwellers and the owners of land designated for development. The 
principal losers his team identified were non-home-owners in rural England 
(including future generations) and people forced to live in dense urban 
areas despite the widespread aspiration to rural, or at least suburban, 
living.« (Shucksmith 2011: 607) 


Das Beispiel verdeutlicht, dass bestimmte Akteur:innen von der Regionalpoli- 
tik und -planung stärker profitieren und weniger mächtige Gruppen von die- 
sen ausgeschlossen werden (Shucksmith 2011). 

Mangelnde Anerkennungsgerechtigkeit zeigt sich im Fall von städti- 
scher grüner Gentrifizierung an dem Gefühl von Entfremdung, das z.B. bei 
bisherigen Bewohner:innen durch neue grüne Infrastrukturen, die auf ein- 
kommenshöhere Bevölkerungsschichten zugeschnitten sind, ausgelöst wird 
(Dastrup/Ellen 2016: 103). Aber auch die Revitalisierungen von Parks in Seattle, 
die aufgrund des mangelnden Verständnisses der Situation wohnungsloser 
Menschen unbeabsichtigt dazu geführt haben, dass Wohnungslose aus ei- 
nem der für sie letzten Aufenthaltsorte verdrängt wurden, verdeutlichen 
die Relevanz von Anerkennungsgerechtigkeit (Dooling 2009). In ländlichen 
Räumen müssen sich alteingesessene Bewohner:innen häufig dafür einset- 
zen, dass Zuziehende bisherige Landnutzungen anerkennen und diese nicht 
durch andere Nutzungen verdrängen, die häufig auf Vorstellungen von einem 
idyllischen Landleben basieren (siehe Bryson/Wyckoff 2010). 

Ländliche Gentrifizierung und Umweltgerechtigkeit haben, das macht 
das Beispiel der grünen Gentrifizierung deutlich, eine ganze Reihe an Über- 
schneidungen. Beide Debatten nehmen die sozial wie räumlich ungleichen 
Auswirkungen der Aneignung von ländlicher Natur in den Blick. Eine systema- 
tische konzeptionelle wie auch empirische Verknüpfung der Debattenstränge 
zu ländlicher Gentrifizierung und zu Umweltgerechtigkeit steht jedoch noch 
aus. 
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3. Chalet-Dörfer in Österreich zwischen ländlicher Gentrifizierung 
und Kämpfen um Umweltgerechtigkeit 


Die dargestellten Debatten zu ländlicher bzw. alpiner Gentrifizierung sowie 
deren Bezüge zu Umweltgerechtigkeit verknüpfen wir im Folgenden mit em- 
pirischen Illustrationen zur Entwicklung von Chalet-Dörfern in Österreich. 
Bisher gibt es noch keine einheitliche Erfassung von Chalet-Dörfern und de- 
ren exakte Abgrenzung ist auch noch offen. Jedoch zeigen Webportale für die 
Anmietung von Chalets, wie etwa chaletdorf.info mit mehreren hundert Ange- 
boten, dass es sich mittlerweile um ein weit verbreitetes Phänomen handelt. 
Zudem gibt es zahlreiche Medienberichte darüber, wie die Entwicklung von 
Chalet-Dörfern auf lokale Widerstände von Bewohner:innen, Umweltschüt- 
zer:innen und Gemeindepolitiker:innen stößt. So kündigten erste Gemeinden 
in Österreich an, künftig keine Chalets mehr zu genehmigen (ORF Salzburg 
20202). Auf der Grundlage der medialen Berichterstattung” in Österreich im 
Zeitraum von 2018-2022 illustrieren wir zum einen, inwiefern Chalet-Dörfer 
ein Beispiel für ländliche Gentrifizierung darstellen (Abschnitt 3.1) und zum 
anderen, wie in den Konflikten um Chalet-Dörfer Fragen sozialökologischer 
Gerechtigkeit verhandelt werden (Abschnitt 3.2). 


3.1 Chalet-Dörfer als Ausdruck ländlicher Gentrifizierung 


Die Entwicklung von Chalet-Dörfern stellt in den alpinen Regionen in Öster- 
reich mittlerweile ein weitverbreitetes Phänomen dar, das in mehreren Bun- 
desländern festzustellen ist. Der Geschäftsführer einer Tourismusberatung 
erläutert: »Was als Übertragung des Malediven-Bungalowresort-Konzepts in 
die Alpen gedacht war, ist zum flächendeckenden Trend geworden.« (zitiert 
in Hoepke 2018: 0.S.) 

Andere Medienberichte sprechen von einem »Chalet-Trend« (Michaeler 
2020: 0.8.), davon, dass die »Luxuschalets [...] wie Schwammerl aus dem 
Waldboden gewachsen« sind oder sogar von »Chaletanerei« (OÖ-Krone 2021: 
0.8.). 

In der Debatte um die Chalet-Dörfer werden verschiedene Facetten länd- 
licher Gentrifizierung deutlich. Hinter der »Kombination aus Natur und 


2 Hierfür wurden Beiträge aus österreichischen überregionalen Zeitungen (Die Presse, 
Der Standard), regionalen Zeitungen und dem Österreichischen Rundfunk (ORF) von 2018 
bis Frühjahr 2022 ausgewertet. 


267 


268 


Umweltgerechtigkeit und sozialökologische Transformation 


Luxus« (Weindl 2020: 0.5.) im Sinne von Holzhäusern in den Bergen mit 
einer hochwertigen Einrichtung und technischen Ausstattung steht der An- 
lagedruck von zunehmend internationalen Investor:innen (Kurier 2020). 
Immobilien in ländlichen Räumen werden, gerade in Zeiten niedriger Zin- 
sen, zu einem lohnenden Ziel für Investitionen, das hohe Wertsteigerungen 
verspricht. Mittlerweile gibt es mit chaletdorf.info sogar ein eigenes Suchportal 
für Chalet-Dörfer und es wird erwartet, dass der Markt von den Auswirkun- 
gen der COVID19-Pandemie noch einmal zusätzlich profitierte (ORF Salzburg 
2021). Die Umwandlung von alpinem Agrarland in Bauland für Chalet-Dör- 
fer verspricht also enorme Renditesteigerungen, was Investor:innen aus 
verschiedenen Ländern anzieht. Tiroler Projektentwickler:innen sprechen 
davon, dass ihre Zielgruppe »internationale Kosmopoliten [sind], die nicht 
nur einen Wohnsitz haben« (zitiert in Kurier 2020: 0.S.). Hier wird die von 
Phillips (1993) beschriebene Klassen-Kolonisierung ländlicher Räume deutlich: 
Angehörige der Mittel- und Oberklasse ziehen zu, während es für weniger 
kaufkräftige Bewohner:innen immer schwieriger wird, passende Immobilien 
zu finden. Bereits 2014 erwarb z.B. Prinz Alfred von Liechtenstein ein Almdorf 
in Kärnten, das er mit einer Investitionssumme von 26 Millionen Euro zu 
einer Anlage mit mehr als 60 Chalets entwickelte (Hoepke 2018). Diese Bei- 
spiele zeigen darüber hinaus, dass sich analog zur Gentrifizierung städtischer 
Quartiere das Immobilienangebot an eine kaufkräftige Nachfrage jenseits des 
lokalen Bedarfs an Wohnraum richtet. 

Auch die Bedeutung von urbanen Vorstellungen ländlicher Idyllen (Hal- 
facree 1996) kommen bei Chalet-Dörfern zum Tragen. So spricht ein Bericht 
davon, dass »Ferienwohnungen, und hier insbesondere Chalets, [...] aber auch 
dem Trend der Zeit [entsprechen] - man denke nur an Schlagworte wie Cocoo- 
ning, Regionalität oder »Zurück zur Natur« (Baldia 2020: 0.S.). Ein anderer 
Pressebericht zitiert Prinz Alfred von Liechtenstein wie folgt: 


»Dem Argument, dass auch solche Almdörfer kitschig seien und eine heile 
Welt vorgaukelten, könne er zwar etwas abgewinnen, saber dann muss man 
den Tourismus insgesamt infrage stellen. Letztlich geht es immer um Enter- 
tainment, Unterhaltung und eine Illusion«.« (Hoepke 2018: 0.5.) 


Das Zitat macht zudem deutlich, dass die Umgestaltung alpiner Räume sich an 
den Vorstellungen ländlicher Idyllen (urbaner) Tourist:innen orientiert. Damit 
fungiert der Tourismus als ein Treiber von ländlichen Gentrifizierungsprozes- 
sen in alpinen Räumen. 
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In Tirol befürchten Kritiker:innen von Chalet-Dörfern »versteckte Frei- 
zeitwohnsitze« und insgesamt einen »Einstieg zum Ausverkauf Tirols« (zitiert 
in Strozzi 2018: 0.8.). Die mit Chalet-Dörfern verbundenen neuen Ausschlüsse 
bzw. Verdrängung von bisherigen Bewohner:innen auf Immobilienmärkten 
illustriert dieses Zitat aus dem Land Salzburg: »Der Mittersiller Sepp Wan- 
ger sagt, der arme Bürger müsse dort bauen, wo ihm das Flusswasser bei 
der Haustür hereinrinne: »Und der Reiche sitzt oben auf der Sonnseite im 
Trockenen«.« (ORF Salzburg 2019: 0.5.) 

Der knappe Baugrund, so die Kritik, wird für Zweitwohnsitze verbraucht 
(ORF Salzburg 2019) und es droht in der Konsequenz, dass die Preise »ins Hor- 
rende« steigen, sodass »Einheimische [...] bald nicht mehr bauen« können, be- 
klagt ein Bürgermeister (ORF Salzburg 2020b: 0.S.). So kritisiert ein Landwirt 
aus Salzburg, dass Investor:innen ein Vielfaches der üblichen Preise zahlen 
(ORF Salzburg 2020d). 

Wie bereits angeführt, ist ländliche Gentrifizierung auch Ergebnis plane- 
rischer Strategien einer Aufwertung ruraler Räume. Nicht selten versprechen 
sich Gemeinden von der Entwicklung von touristischen Anlagen wirtschaftli- 
che Impulse. So hat der Tourismus in vielen ländlichen Regionen in Österreich 
eine wichtige wirtschaftliche Bedeutung, denn es gibt kaum Investitionen aus 
anderen Sektoren. Dem Versprechen der Investor:innen steht die Kritik ge- 
genüber, dass Chalet-Dörfer nur wenige Arbeitsplätze schaffen (Kurier 2021). 
Kalte Betten aufgrund nur zeitweise genutzter Immobilien seien schlecht für 
die Entwicklung eines Ortes, argumentieren Gemeindevertreter:innen in Tirol 
(Kurier 2020). Dies schließt an die Kritik der ländlichen Gentrifizierungsfor- 
schung an, die auch auf die negativen Folgen der Aufwertung ländlicher Räu- 
me für die bisher dort lebenden Menschen verweist (Shucksmith 2011). 

Neben steigenden Bodenpreisen richten sich die Proteste gegen Chalet- 
Dörfer auch gegen deren ökologische Auswirkungen. Diese Fragen und deren 
Bezug zur Umweltgerechtigkeit behandelt der folgende Abschnitt. 


3.2 Konflikte um Chalet-Dörfer und Umweltgerechtigkeit 


Die Gentrifizierung alpiner Landschaften durch die Errichtung von Cha- 
let-Dörfern besitzt, etwa aufgrund der mit ihr verbundenen Versiegelung 
von Flächen, auch eine sozialökologische Dimension. Damit bietet Um- 
weltgerechtigkeit eine weitere Perspektive für das Verständnis von Chalet- 
Dörfern und die mit ihnen verbundenen Konflikte. Die drei Dimensio- 
nen von Umweltgerechtigkeit - Verteilungsgerechtigkeit, prozedurale und 
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Anerkennungsgerechtigkeit - bieten Anknüpfungspunkte zum Verständnis 
dieser Konflikte. 

Proteste von Umweltschützer:innen und Anwohner:innen richten sich 
zum einen grundsätzlich gegen die weitere Versiegelung von Grünflächen 
(Kurier 2020) und die damit verbundenen ökologischen Nachteile für ländli- 
che Regionen in den Alpen - ein klassischer Fall mangelnder Verteilungsge- 
rechtigkeit. So wird von Protesten gegen die fehlende Rücksichtnahme auf das 
Klima (Kurier 2021) sowie gegen negative Auswirkungen der zunehmenden 
Bebauung auf die lokale Vogelwelt (ORF Tirol 2020) oder auf Moorgebiete 
(ORF Salzburg 2019) berichtet. Als Reaktion darauf beginnen erste Gemein- 
den, Neubauten durch die Raumordnung einzuschränken (Kurier 2020). 
Darüber hinaus wird die Kommodifizierung von alpinen Landschaften sowie 
deren Aneignung durch finanzstarke Investor:innen kritisiert. So beklagt der 
Obmann des Naturschutzbundes im Land Salzburg: »Es gibt dort Menschen, 
die sich dumm und dämlich daran verdienen, die an landwirtschaftliche 
Grundstücke herangekommen sind und sie jetzt nach Goldgräber-Manier 
verbauen wollen.« (Zitiert in ORF Salzburg 2020d: 0.5.) 

Dieses Beispiel sowie die schon erwähnte Problematik eines räumlich 
ungleichen Hochwasserschutzes verdeutlichen, dass Verteilungsgerechtigkeit 
hinsichtlich des Zugangs zu Land in alpinen Räumen ein bedeutendes Thema 
ist. 

Prozedurale Gerechtigkeit adressiert die Kritik an der Planung von Chalet- 
Dörfern bspw. in Oberösterreich: »Die Bevölkerung wurde nicht eingebunden. 
Ende Dezember wurden wir vor vollendete Tatsachen gestellt und erfuhren, 
dass eine Umwidmung des Grünlands geplant ist.« (OO-Krone 2021: 0.8.) 

Zahlreiche weitere Medienberichte behandeln die mangelnde Transparenz 
bei der Ausweisung von Flächen wie auch hinsichtlich der konkreten Pläne der 
Investor:innen. 

Fragen von Anerkennungsgerechtigkeit zeigen sich daran, wie bereits 
oben ausgeführt, dass sich die Entwicklung von Chalet-Dörfern an einem 
bestimmten, besonders finanzstarken Segment von Nachfrager:innen auf 
dem Immobilienmarkt orientiert. Dabei bleiben die Interessen der bisherigen 
Bewohner:innen hinsichtlich von Wohnraum, aber auch nach landwirtschaft- 
licher Nutzung oder Freiflächen unberücksichtigt. Diese fehlende Anerken- 
nung lokaler Verhältnisse führt immer wieder zu Protesten. So spricht ein 
SPÖ-Politiker im Salzburger Land von einer neuen Dimension von »Protzig- 
keit und Dekadenz« (Nagl 2019: 0.5.) der entwickelten Projekte. Ein Chalet- 
Dorf im Land Salzburg stieß auf Kritik, da beim Kauf eines Luxus-Chalets 
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ein E-Porsche inkludiert war (ORF Salzburg 2020c) - ein Symbol für die 
Zielgruppe, an die sich das Projekt richtete. 

Die Entwicklung von Chalet-Dörfern in alpinen Landschaften ist damit 
zum einen als Beispiel für die Gentrifizierung ländlicher Räume zu verstehen. 
Renditegeleitete Investitionen führen zu Preissteigerungen bei ländlichen Im- 
mobilien, die es für lokale Nachfrager:innen mit weniger Einkommen schwie- 
rig machen, sich ihre Wohnwünsche zu erfüllen oder sogar in der Region zu 
verbleiben. Zum anderen zeigt sich in den Konflikten um Chalet-Dörfer die 
Bedeutung von Umweltgerechtigkeit - hinsichtlich des ungleichen Zugangs 
zu alpinen Flächen, hinsichtlich der Transparenz von Planungsprozessen und 
der Anerkennung der Interessen der bisherigen Bewohner:innen. Aus dieser 
explorativen Untersuchung von Chalet-Dörfern, aber auch hinsichtlich der 
konzeptionellen Verknüpfung der Debatten um ländliche Gentrifizierung und 
um Umweltgerechtigkeit ergeben sich weitergehende Fragen, die wir im Fazit 
kurz skizzieren. 


4. Fazit und Ausblick: Ländliche Gentrifizierung und 
Umweltgerechtigkeit in alpinen Räumen 


Die empirischen Schlaglichter zu Chalet-Dörfern und die mitihnen verbunde- 
nen Konflikte zeigen die Relevanz von Debatten um ländliche Gentrifizierung 
und Umweltgerechtigkeit auf. Die Transformation ländlicher Immobili- 
enmärkte hat nicht nur soziale und räumliche, sondern auch ökologische 
Ungleichheiten zur Folge. Die Diskussionen um ländliche Gentrifizierung 
und Umweltgerechtigkeit sind jedoch bisher wenig miteinander verknüpft 
worden. Ähnlich wie Slater (2021) fordert, die urbane Gentrifizierungsfor- 
schung stärker mit Fragen der sozialen Gerechtigkeit zu verknüpfen, sollten 
auch die Verbindungen von ländlicher Gentrifizierung mit Fragen der Um- 
weltgerechtigkeit stärker thematisiert werden, um folgende Aspekte sichtbar 
zu machen: 

Erstens eröffnet die Debatte um Umweltgerechtigkeit einen Blick auf die 
ökologischen Folgen ländlicher Gentrifizierung, wie etwa Flächenversiege- 
lung, steigender Wohnflächenverbrauch oder zunehmender Verkehr durch 
Wochenendpendler:innen. Diese Folgen können entlang der Dimensionen 
Verteilungsgerechtigkeit, prozedurale und Anerkennungsgerechtigkeit syste- 
matisiert werden. So wäre bei der Ausweisung neuer Chalet-Dörfer danach 
zu fragen, wer die ökologischen Vorteile, wie einen freien Blick auf alpines 
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Panorama genießen kann, aber auch, wer die ökologischen Folgen einer zu- 
nehmenden Flächenversiegelung trägt. Die Wachstumslogik, die auch die 
Planung und Entwicklung ländlicher Räume nach wie vor prägt, kann und 
muss hier in Frage gestellt werden. Zu überlegen wäre weiterhin, wie Pla- 
nungsprozesse in ländlichen Gemeinden so gestaltet werden können, dass 
ortsansässige Bewohner:innen bei der Entwicklung dieser Projekte von Be- 
ginn an einbezogen und nicht übergangen werden. Hierbei stellt sich auch die 
Frage, wie die Bedürfnisse der lokalen Bevölkerung in den Planungsprozessen 
so integriert werden können, dass mögliche Einsprüche ernst genommen 
werden. Darüber hinaus weist Mark Shucksmith (2011: 608) darauf hin, dass 
»people’s perceptions are shaped discursively in such a way that they accept 
certain things as natural or inevitable«. 

Die Entwicklungen in alpinen ländlichen Räumen wurden bisher nur 
punktuell mit den Debatten um ländliche Gentrifizierung verknüpft. Auf 
stärker theoretisch-konzeptioneller Ebene wäre daher zweitens zu prüfen, 
inwieweit die bisherigen Erklärungsansätze ländlicher Gentrifizierung auch 
auf alpine Phänomene übertragbar sind. Die Medienberichte und erste For- 
schungen (Cretton 2018; Perlik 2020; Richard /Dellier/Tommasi 2014) deuten 
darauf hin, dass die Perspektiven der ländlichen Gentrifizierungsforschung 
fruchtbar genutzt werden können. Eine umfassende systematische Verbin- 
dung zwischen alpiner und ländlicher Gentrifizierungsforschung steht aber 
noch aus. Da die Chalet-Dörfer für gewöhnlich neue Entwicklungsprojekte 
sind, stellt sich hier die Frage, inwiefern sie Verdrängungsprozesse auslösen 
können. Diese Frage trifft auch generell aufländliche Gentrifizierungsprozes- 
se zu und wird in jüngerer Zeit verstärkt thematisiert (Phillips et al. 2021). Die 
Arbeiten von Perlik (2020) sowie Cretton (2018) zur Multilokalität der alpinen 
Bewohner:innen verdeutlichen zudem eine weitere Herausforderung: So ist 
zu klären, wie Suburbanisierung und ländliche Gentrifizierung zusammen- 
hängen und zugleich zu eruieren, wie diese Phänomene voneinander klar 
abgegrenzt werden können. 

Die Verbindung der Debatten um ländliche Gentrifizierung und um Um- 
weltgerechtigkeit verspricht damit, konzeptionell und empirisch weit über al- 
pine Regionen hinaus Anregungen zu liefern. 
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Umweltgerechtigkeit als integrierter Ansatz 

zur Schaffung gesundheitlicher Chancengleichheit 
Konzept, empirische Befunde, strategische Überlegungen 
und ein Fallbeispiel 


Christiane Bunge! 


1. Einleitung 


Weltweit ziehen immer mehr Menschen in die Städte. Urbanisierung und Ver- 
dichtung der Städte nehmen auch in Deutschland in vielen Regionen zu. Dies 
hat klare ökologische Vorteile: Nachverdichtungen können zu einem sparsa- 
meren Umgang mit Fläche, zur Vermeidung von Verkehr, zur Verringerung 
des Verbrauchs an natürlichen Ressourcen und somit auch zum Klimaschutz 
beitragen. Jedoch sind mit der urbanen Entwicklung auch Herausforderungen 
für die Umwelt und die Gesundheit der Menschen verbunden, die nicht zuletzt 
auch soziale Implikationen haben. Erhöhte Umweltbelastungen in bestimm- 
ten Quartieren können die Folge sein. Ebenso können der Verlust an gesund- 
heitsförderndem Grün durch bauliche Entwicklungen und der erhöhte Nut- 
zungsdruck auf verbleibende Flächen zu sozialen, gesundheitlichen und auch 
klimaökologischen Problemen führen (Schubert et al. 2019). 

Nicht erst im Zuge des zunehmenden Wachstums der Städte zeigt sich, 
dass es oftmals die benachteiligten Bevölkerungsgruppen sind, die von 
Umweltproblemen in urbanen Gebieten besonders betroffen sind. Häufig 
konzentrieren sich Hitzebelastungen, Lärm und Luftschadstoffbelastungen 
gerade in sozial benachteiligten Stadtquartieren. Diese Quartiere sind gleich- 


1 Die Autorin ist Mitarbeiterin des Umweltbundesamt; gleichwohl müssen die in die- 
sem Beitrag geäußerten Ansichten nicht zwingend mit denen des Umweltbundesamtes 
übereinstimmen. 
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zeitig meist mit wenig Grünflächen und Parks ausgestattet (siehe u.a. SenUVK 
2019; Shresta 2016). 

Die anhaltende COVID19-Pandemie, die Flutkatastrophen und die heißen 
Sommer der vergangenen Jahre machen auf dramatische Weise deutlich, wie 
die menschliche Gesundheit von den globalen und regionalen Umwelt- und 
Klimaveränderungen betroffen ist. Vom Menschen verursachte Umweltbelas- 
tungen, wie Schadstoffe in der Luft, im Wasser, im Boden und Lärm oder kli- 
mawandelbedingte Extremwetterereignisse, aber auch natürliche Umweltein- 
flüsse wie UV-Strahlung können die Lebensqualität der Bevölkerung beein- 
trächtigen und die menschliche Gesundheit gefährden. Feinstaubkonzentra- 
tionen in der Außenluft können bspw. zu Atemwegserkrankungen und Herz- 
Kreislauferkrankungen führen. Besonders gefährdet sind Risikogruppen, et- 
wa Kleinkinder, ältere Menschen, Menschen miteinem geschwächten Immun- 
system oder mit Atemwegs- und Herz-Kreislauferkrankungen (UBA 2019). 

Die Lancet Commission on Pollution and Health veröffentlichte 2017 in einem 
Bericht, dass schätzungsweise 16% bis zu 23% aller Todesfälle weltweit auf 
Umweltverschmutzungen zurückzuführen sind. Die Berechnungen beziehen 
sich auf anthropogen erzeugte Emissionen in Luft, Gewässern und Böden so- 
wie weitere gesundheitsrelevante Aspekte, wie Lärm, Strahlung und die Folgen 
des globalen Klimawandels (Landrigan et al. 2018). Da von zahlreichen neuen 
chemischen Substanzen die gesundheitlichen Wirkungen noch nicht umfas- 
send bekannt sind, ist davon auszugehen, dass der Anteil der Krankheitslast, 
der auf Umweltschadstoffe zurückgeht, noch höher liegen könnte. Zudem sind 
überdurchschnittlich häufig vulnerable und arme Menschen von umweltbezo- 
genen Erkrankungen betroffen - weltweit und auch in Ländern mit einem ho- 
hen Wohlstandsniveau (Landrigan et al. 2018). 

Die natürliche Umwelt spielt außerdem eine wichtige Rolle als Gesund- 
heitsressource. Städtische Grünräume sind für die wohnortnahe Erholung der 
Menschen von großer Bedeutung. Sie haben wichtige ökologische sowie kli- 
matische Funktionen und dienen als Erlebnis-, Begegnungs- und Bewegungs- 
orte (Claßen/Heiler/Brei 2012). 

Richtet man im urbanen Kontext den Blick auf das erhöhte Risiko von 
vulnerablen und sozial benachteiligten Menschen für umweltbedingte Ge- 
sundheitsbeeinträchtigungen, so führt dies zu einem Konzept von Um- 
weltgerechtigkeit, das die Public-Health-Perspektive einnimmt und das die 
gesundheitliche Chancengleichheit in den Fokus rückt. Dieses Konzept stellt 
die sozialräumliche Verteilung von gesundheitsrelevanten Umweltbelas- 
tungen und Umweltressourcen in städtischen Gebieten in den Mittelpunkt. 
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Damit ist die Frage verbunden, wer sich und seine Interessen erfolgreich in 
umweltpolitisch relevante Planungs- und Entscheidungsprozesse einbringen 
und damit an der Gestaltung seiner Lebensumwelt mitwirken kann (Bolte et 
al. 2018). 

Aus Public-Health-Perspektive erläutert der Beitrag zunächst das Be- 
griffsverständnis und Ziele, die unter dem Begriff Umweltgerechtigkeit 
verfolgt werden. Anschließend wird ein Erklärungsmodell vorgestellt, das die 
lokale Umwelt mit der sozialen Lage und Gesundheit in Beziehung setzt. Im 
Weiteren weisen empirische Befunde aktueller Untersuchungen auf den Zu- 
sammenhang zwischen Umweltqualität und sozialen Faktoren und schließlich 
den damit verbundenen Gesundheitschancen und Erkrankungsrisiken hin. 
Im nächsten Schritt wird das Politik- und Handlungsfeld Umweltgerechtig- 
keit beleuchtet und Forschungsaktivitäten auf Bundesebene präsentiert, die 
strategische Überlegungen und Handlungsempfehlungen umfassen. Mit dem 
Berliner Umweltgerechtigkeitsmonitoring wird ein bundesweit herausragendes 
Beispiel vorgestellt, das zeigt, wie der Ansatz Umweltgerechtigkeit in einer 
Metropole derzeit umgesetzt wird. 


2. Begriffsverständnis und Ziele 


In Deutschland schließt das Thema Umweltgerechtigkeit aus Public-Health- 
Perspektive an den Diskurs zu gesundheitlicher Ungleichheit an und führt die 
Themen Umwelt, Gesundheit und soziale Lage zusammen (Bolte et al. 2012). 
Aus dieser Perspektive wird Umweltgerechtigkeit haufig als ein normatives 
Leitbild bzw. Leitkonzept verstanden. Zentrales Ziel ist, umweltbezogene 
gesundheitliche Beeintrachtigungen zu vermeiden und zu beseitigen sowie 
bestmögliche umweltbezogene Gesundheitschancen für alle herzustellen. Auf 
der Basis des Sozialstaatsprinzips und des Gleichheitsgrundsatzes werden 
damit die klassischen Ziele des gesundheitsbezogenen Umweltschutzes im 
Sinne der Vermeidung oder Beseitigung von Umweltbelastungen mit dem Ziel 
eines sozial gerechten Zugangs zu einer möglichst gesunden Lebensumwelt 
verbunden (Böhme et al. 2015; Bolte et al. 2012b). 

Die Public-Health-Perspektive unterscheidet mindestens drei Dimensio- 
nen von Umweltgerechtigkeit, die aufeinander einwirken (Maschewsky 2008): 


e  Verteilungsgerechtigkeit: gerechte bzw. faire Verteilung von (nicht ver- 
meidbaren) Umweltbelastungen, aber auch von Umweltressourcen, 
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e Zugangsgerechtigkeit: gleichberechtigter Zugang zu Umweltressourcen, 

+ Verfahrensgerechtigkeit: gleiche Möglichkeiten der (aktiven) Beteiligung 
an Informations-, Planungs-, Anhörungs- und Entscheidungsprozessen 
für alle unmittelbar von umweltbezogenen Interventionen betroffenen 
Bürger:innen. 


Die Public-Health-Forschung weist hinsichtlich der Dimension der Verfah- 
rensgerechtigkeit auf einen direkten Gesundheitsbezug hin und bezieht sich 
dabei auf das Konzept der Salutogenese, das danach fragt, wie Gesundheit 
entsteht und wie Menschen ihre Gesundheit erhalten und fördern können 
(Antonovsky 1997). Bereits die empfundene Teilhabe an umweltbezogenen 
Planungs- und Entscheidungsprozessen kann sich in diesem Sinne über 
eine Stärkung des Kohärenzgefühls gesundheitsfördernd auswirken. Men- 
schen können sich dabei als selbstwirksam erleben, was einen Beitrag zur 
Gesundheit leisten kann (Böhme/Köckler 2018). 


3. Erklärungsmodell zum Zusammenhang zwischen sozialer Lage, 
Umwelt und Gesundheit 


Zahlreiche theoretische Modelle rücken die Bedeutung der Umwelt für den Zu- 
sammenhang zwischen Gesundheit und sozialer Lage in den Mittelpunkt und 
beziehen Faktoren aus der natürlichen und der gebauten Umwelt ein (Bolte/ 
Kohlhuber 2009; Gee/Payne-Sturges 2004; Schulz/Northridge 2004). Alle Mo- 
delle erklären die Beeinflussung der Gesundheit durch die soziale Lage einer- 
seits mit sozialen Unterschieden bei Umweltbelastungen und -ressourcen (Ex- 
positionsvariation) und andererseits mitsozialen Unterschieden bei der Anfäl- 
ligkeit (Vulnerabilität) hinsichtlich der Effekte von belastenden Umweltexpo- 
sitionen (Effektmodifikation). 

Darauf aufbauend haben Bolte et al. (2012b) ein Modell entwickelt, das 
die Auswirkungen der individuellen sozialen Lage auf die Gesundheit als 
ein komplexes Zusammenwirken von lokalen, regional-spezifischen sowie 
individuellen Belastungen und Ressourcen darstellt (siehe Abb. 1). Demnach 
hat die individuelle soziale Lage mit ihrer horizontalen (u.a. Geschlecht, Alter) 
und vertikalen Differenzierung (u.a. Einkommen, Bildung) einen Einfluss auf 
die Lebensumwelt und die damit verbundene Exposition gegenüber gesund- 
heitsrelevanten Belastungen sowie den Zugang zu gesundheitsrelevanten 
Ressourcen. Diese können sowohl physischer als auch psychosozialer Art sein, 


C. Bunge: Umweltgerechtigkeit als Ansatz zur Schaffung gesundheitlicher Chancengleichheit 283 


z.B. Lärm, Zugang zu öffentlichen Grünflächen und sozialen Netzwerken in 


der Nachbarschaft. 


Abb. 1: Modell zur Beschreibung des Zusammenhangs zwischen sozialer Lage, Umwelt und 


Gesundheit 


Soziale Lage 


+ horizontale Differenzierung (z.B. Alter, Geschlecht, Migrationshintergrund) 


* vertikale Differenzierung (z.B. Einkommen, Bildung, berufliche Stellung, Erwerbstätigkeit/Arbeitslosigkeit) 


| 


| 


Lokale Lebensumwelt 
(Verhältnisse) 


Wohnumfeld, Arbeitsplatz, Schule 


Lokale Belastungen 

(z.B. Lärm, Luftschadstoffe, Hitze, 
Innenraumbelastungen, Baufälligkeit, 
Verwahrlosung, Kriminalität) 


Lokale Ressourcen 

(z.B. Grünflächen und öffentliche Freiräume, 
‚Angebote der sozialen und gesundheitlichen 
Versorgung, unterstützende soziale Netzwerke in 
der Nachbarschaft) 


Individuelle Vulnerabilität 


Individuelle Belastungen 
(psychosoziale Belastung z.B. durch 
Familiensituation, prekäre Beschäftigung, 
Existenzängste) 


———— pa 


Individuelles 
Gesundheitsverhalten 

(z.B. Ernahrung, Bewegung, Rauchen, 
Gesundheitsvorsorge) 


Individuelle Ressourcen 
(z.B. Wissen, Erfahrung, 
Handlungsfreiraume und -kompetenzen) 


Individuelle Exposition 


Quelle: Bolte et al. 2012b: 26? 


Gesundheit 


Ebenso wie die soziale Lage beeinflussen die Belastungen und Ressourcen 


der lokalen Lebensumwelt ihrerseits die individuelle Exposition und die indi- 


viduelle Vulnerabilitat gegentiber gesundheitsrelevanten Umweltfaktoren. Zu 


den individuellen Vulnerabilitätsfaktoren zählen psychosoziale Belastungen 


(u.a. prekäre Arbeitssituation), Ressourcen (u.a. Wissen, Erfahrungen) und 


2 Abdruck mit freundlicher Genehmigung des Hogrefe Verlags, vormals Hans Huber 
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das dadurch beeinflusste individuelle Gesundheitsverhalten. Außerdem be- 
einflussen die im Modell nicht dargestellten physiologischen Faktoren (u.a. 
genetische Disposition) die individuelle Gesundheit. Schließlich kann eine 
Exposition trotz gleicher Intensität zu unterschiedlichen gesundheitlichen 
Wirkungen führen. Verantwortlich hierfür ist die individuelle Vulnerabilität, 
die den sogenannten Expositionseffekt modifizieren kann (Bolte et al. 2012b). 
Damit ist gemeint, dass bei Menschen, die aufgrund ihrer sozialen Lage über 
geringere individuelle Gesundheitsressourcen verfügen (z.B. geringes Wissen 
über gesunde Ernährung) und gleichzeitig z.B. durch prekäre Arbeitssitua- 
tionen belastet sind, Einflüsse aus der lokalen Lebensumwelt (z.B. Lärm, 
Luftschadstoffe) sich negativer auf ihre Gesundheit auswirken können als bei 
Menschen, die sozial besser gestellt sind - obwohl sie objektiv der gleichen 
Belastungssituation aus der lokalen Lebensumwelt ausgesetzt sind. 


4. Empirische Befunde zu Umweltgerechtigkeit 


Erst seit etwa Anfang der 2000er Jahre wird in Deutschland die soziale Lage als 
wesentliche Einflussgröße für umweltbezogene gesundheitliche Beeinträchti- 
gungen (wieder) thematisiert (Bolte et al. 2012a, 2018; Bolte/Mielck 2004; Bun- 
ge/Katzschner 2009; Hornberg/Bunge/Pauli 2011; Maschewsky 2008). Bereits 
vor über 100 Jahren beschrieben Mosse und Tugendreich (1912 [1994]) in ih- 
rem Buch Krankheit und Soziale Lage den Zusammenhang zwischen Armut, un- 
günstigen Wohnverhältnissen und erhöhter Sterblichkeit. In den 1970er Jahren 
zeigten Jarres (1975) Untersuchungen im Ruhrgebiet, dass in Gegenden mit ho- 
her Luftschadstoffbelastung überdurchschnittlich viele Arbeiter:innen lebten. 
Eine erste umfassende Übersicht über empirische Befunde zu sozialen Un- 
terschieden bei Umweltschadstoffexpositionen in Deutschland gaben Hein- 
rich et al. (1998) Ende der 1990er Jahre. Die Studienübersicht zeigte, dass die 
Wohnbedingungen von Menschen mit einem niedrigen sozioökonomischen 
Status schlechter waren als die von Menschen mit einem höheren sozioökono- 
mischen Status. Die Wohnungen lagen häufiger an verkehrsreichen Straßen 
und Industrieanlagen und waren damit Belastungen durch Außenluftschad- 
stoffe, Lärm und Schwermetalle im Staubniederschlag ausgesetzt. 
Empirische Befunde aktueller, vor allem sozial- und umweltepidemiologi- 
scher Untersuchungen in Deutschland weisen ebenfalls aufeinen Zusammen- 
hang zwischen sozioökonomischen und soziodemographischen Faktoren und 
der Qualität der Wohnbedingungen sowie Art und Umfang der Umweltexpo- 
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sitionen und schließlich den damit verbundenen Gesundheitschancen und 
Erkrankungsrisiken hin. Die Studien erfassen entweder die subjektive Wahr- 
nehmung der Umweltqualität (Befragungen) oder das objektive Ausmaß der 
Umweltbelastungen bzw. -ressourcen (Messwerte). Zudem kann unterschie- 
den werden zwischen Untersuchungen, die Auskunft über die individuelle 
Belastung durch Umwelteinflüsse geben, und Studien, die sich mit der räum- 
lichen Verteilung von Umweltbelastungen und Umweltressourcen befassen. 
Hier liegt der Fokus auf dem Zusammenhang zwischen Umweltqualität und 
sozialen Parametern (z.B. Arbeitslosenquote) auf kleinräumiger Ebene (z.B. 
Stadtquartiersebene). Im Folgenden werden ohne Anspruch auf Vollständig- 
keit empirische Befunde aktueller Studien vorgestellt. Diese beziehen sich 
aufbundesweite Untersuchungen sowie regionale Studien mit dem Fokus auf 
urbane Gebiete. 


Allgemeine Umweltprobleme 


Bundesweit repräsentative Studien zeigen, dass sozial benachteiligte Bevöl- 
kerungsgruppen tendenziell stärker von Umweltproblemen betroffen sind 
oder sich stärker belästigt fühlen als sozial besser Gestellte. Nach den Er- 
gebnissen der Umweltbewusstseinsstudie des Umweltbundesamtes (UBA) aus 
dem Jahr 2016 fühlten sich in Deutschland rund 40% der Befragten durch 
Umweltprobleme gesundheitlich sehr stark oder stark belastet. Befragte mit 
niedrigem Sozialstatus nahmen subjektiv deutlich häufiger Umweltprobleme 
als gesundheitsbelastend wahr als Befragte mit hohem Sozialstatus (BMUB/ 
UBA 2017). Im Jahr 2019 sah sich mit 29,2 % ein größerer Anteil von armuts- 
gefährdeten Personen in Deutschland Umweltverschmutzung, Schmutz und 
sonstigen Umweltproblemen ausgesetzt als nicht armutsgefährdete Personen 
mit 24,5 % (Statistisches Bundesamt 2021). 


Umweltbedingte Mehrfachbelastungen 


Das Land Berlin hat ein Umweltgerechtigkeitsmonitoring entwickelt, das 
über die sozialräumliche Verteilung gesundheitsrelevanter Umweltbelastun- 
gen und -ressourcen Auskunft gibt (siehe auch Abschnitt 6). Aktuelle Daten 
weisen darauf hin, dass es im Land Berlin viele Gebiete gibt, die gleichzeitig 
Lärm-, Luft- und bioklimatische Belastungen aufweisen, einen Mangel an 
Grünflächen besitzen und eine hohe soziale Problemdichte (u.a. eine hohe 
Arbeitslosigkeit) haben und damit als mehrfach belastet gelten. Sozial be- 
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nachteiligte Quartiere sind häufig doppelt, drei-, vier- und fünffach belastet 
(SenUVK 2019). Eine Studie aus Dortmund identifizierte im nördlichen Teil 
der Stadt im Vergleich zum südlichen Teil eine große Anzahl von Hotspots, in 
denen es sowohl eine hohe soziale Verwundbarkeit (u.a. hohe Anzahl an Trans- 
ferleistungsempfänger:innen und Menschen mit Migrationshintergrund) als 
auch umweltbedingte Mehrfachbelastungen gibt. Dort konzentrierten sich 
hohe Feinstaub (PM.o)-, Stickstoffdioxid (NO2)- und Larmbelastungen sowie 
eine große Entfernung zu Grünflächen (Shrestha et al. 2016). 


Belastungen durch Straßenverkehr 


In einer bundesweit repräsentativen Untersuchung des Robert Koch-Instituts 
(RKI) gaben Teilnehmende mit niedrigem Sozialstatus häufiger an, an stark 
oder extrem befahrenen Durchgangsstraßen zu wohnen als Teilnehmende mit 
mittlerem und hohem Sozialstatus. Nach eigenen Angaben wohnten 28,3 % der 
Befragten mit niedrigem Sozialstatus an einer stark oder extrem stark befah- 
renen Straße und 14,8 % der oberen Statusgruppe (Laußmann et al. 2013). Auf 
mögliche Auswirkungen solcher Wohnlagen auf die Gesundheit weisen Daten 
der Schulanfängerstudie Sachsen-Anhalt von 1991 bis 2009 hin: Krankheiten 
wie Bronchitis, Lungenentzündung und Nasennebenhöhlenentzündung bei 
Kindern waren mit einem erhöhten Autoverkehr in benachteiligten Wohn- 
lagen assoziiert. Kinder aus Familien mit einem niedrigeren Sozialstatus 
lebten näher an verkehrsreichen Straßen und erwiesen sich als anfälliger für 
Erkältungskrankheiten (Gottschalk et al. 2011). 


Lärmbelästigung und Lärmbelastung 


Eine Studie des RKI zur Gesundheit in Deutschland konnte einen Zusammen- 
hang zwischen der Belästigung durch Lärm im Wohnumfeld und dem sozio- 
ökonomischen Status (SES) zeigen. Danach hatten Personen mit einem nied- 
rigen SES im Vergleich zu Personen mit hohem SES ein höheres Risiko, sich 
von Lärm durch Nachbarn, Straßen- oder Schienenverkehr belästigt zu fühlen. 
Bei der Belästigung durch Fluglärm konnte dagegen kein Zusammenhang mit 
dem SES beobachtet werden (Niemann et al. 2014). Eine europaweite Haus- 
haltsbefragung bestätigte diese Tendenz für Deutschland. So fühlten sich im 
Jahr 2019 armutsgefährdete Menschen mit rund 33 % häufiger von Lärm durch 
Nachbarn oder von der Straße belästigt als nicht armutsgefährdete Menschen 
(rund 25 %) (Statistisches Bundesamt 2021). Für Hamburg zeigte eine Studie, 
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dass für Haushalte mit niedrigerem Einkommen die Wahrscheinlichkeit, in 
Gebieten mit einer höheren Lärmbelastung zu wohnen, signifikant höher ist 
als für Haushalte mit höherem Einkommen (Szombarthely et al. 2018). 


Belastungen durch schadstoffemittierende Betriebe 


Bezogen auf die objektive Exposition durch industrielle Luftschadstoffe zeigte 
eine Untersuchung für Gesamtdeutschland, dass die Exposition in Gebieten 
besonders hoch war, in denen der Anteil von Einwohner:innen ohne deut- 
sche Staatsangehörigkeit höher war. Dies galt insbesondere für städtische 
Regionen (Rüttenauer 2018). Eine weitere Auswertung von Rüttenauer (2019) 
wies darauf hin, dass die Stärke dieses Zusammenhangs zwischen Städten 
in Deutschland stark variiert. In einigen Städten waren Einwohner:innen 
mit deutscher Staatsangehörigkeit höher belastet als Einwohner:innen ohne 
deutsche Staatsangehörigkeit. Dies wird mit der Lage der schadstoffemit- 
tierenden Betriebe am Stadtrand erklärt, wo der Anteil an Personen mit 
deutscher Staatsangehörigkeit höher ist. Eine Studie aus Hamburg zeigte 
ebenfalls, dass Schadstoffe emittierende Industriebetriebe häufiger in und 
um Nachbarschaften mit einem hohen Anteil an Personen ohne deutsche 
Staatsangehörigkeit und Sozialhilfeempfänger:innen angesiedelt sind als 
in Nachbarschaften mit einem hohen Anteil von Personen mit deutscher 
Staatsangehörigkeit und niedrigem Anteil an Sozialhilfeempfänger:innen. 
Die unterschiedliche Bevölkerungsdichte innerhalb Hamburgs konnte diesen 
Befund nicht erklären (Raddatz/Mennis 2013). 


Zugang zu Grünräumen 


Zunehmend beschäftigen sich deutschsprachige Studien mit dem Zugang zu 
gesundheitsfördernden Grünflächen/-räumen. Für Gesamtdeutschland zei- 
gen Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) und des European Urban Atlas 
(EUA) den positiven Zusammenhang zwischen individuellem Einkommen, 
individueller Bildung und der Anzahl zugänglicher Grünflächen in der Wohn- 
umgebung. Die höchste Einkommensgruppe hatte bspw. mehr nahegelegene 
Grünfläche zur Verfügung als die niedrigste Einkommensgruppe (Wüste- 
mann/Kalisch/Kolbe 2017). Aktuelle Ergebnisse der bundesweit repräsentati- 
ven Deutschen Umweltstudie zur Gesundheit von Kindern und Jugendlichen (GerES V, 
2014-2017) des Umweltbundesamtes belegen, dass Kinder und Jugendliche mit 
niedrigem Sozialstatus in Städten mit mehr als 20.000 Einwohner:innen nach 
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Angaben der Eltern länger brauchen, um zu Fuß von zu Hause eine öffentliche 
Grünfläche zu erreichen als Kinder und Jugendliche mit hohem Sozialstatus 
(Rehling et al. 2021). Daten aus Berlin, München, Dortmund und Leipzig 
bestätigen, dass Haushalte mit einem höheren Einkommen bzw. höherem 
sozio-ökonomischem Status einen besseren Zugang zu Grünflächen haben als 
solche mit niedrigem Haushaltseinkommen bzw. niedrigem sozio-ökonomi- 
schem Status (Markevych et al. 2017; Schüle/Gabriel/Bolte 2017; SenUVK 2019; 
Shrestha et al. 2016). 


Klimawandelfolgen/Hitzebelastung 


In jüngster Zeit rücken vermehrt die gesundheitlichen Folgen des Klimawan- 
dels in den Fokus der Aufmerksamkeit. Eine Pilotstudie zur subjektiven Be- 
lastung der Einwohner:innen durch Hitzeereignisse in Dresden verglich zwei 
Stadtgebiete miteinander, die sich nach Bebauungs- und Sozialstruktur deut- 
lich unterscheiden. Danach fühlten sich Bewohner:innen in dem Gebiet mit 
einem höheren Anteil sozial benachteiligter Menschen stärker durch Hitze be- 
lastet und konnten ihr individuelles Verhalten weniger anpassen als Bewoh- 
ner:innen des sozial besser gestellten Stadtgebietes (Looks et al. 2021). 


5. Umweltgerechtigkeit als Politik- und Handlungsfeld 


Umweltgerechtigkeit mit dem Fokus auf gesundheitliche Chancengleichheit 
ist eine Querschnittsaufgabe, die zahlreiche Politik- und Handlungsfelder 
betrifft und verbindet: vom Umwelt-, Natur- über den Klimaschutz, Klimaan- 
passung bis zur Stadtentwicklung, Verkehrsplanung, Gesundheitsförderung 
und Gemeinwesenarbeit. Umweltgerechtigkeit bietet daher Anknüpfungs- 
punkte zu verschiedenen Strategien und Konzepten: von der klassischen Um- 
weltpolitik über die nachhaltige und gesundheitsfördernde Stadtentwicklung, 
die Gesunde und Soziale Stadt bis zur soziallagenbezogenen Gesundheitsf6r- 
derung und Pravention. Ubergreifende Ansatze und politische Prozesse, in 
die das Thema Umweltgerechtigkeit ebenfalls eingebettet ist, sind der Health- 
in-All-Policies-Ansatz (Bunge 2020) sowie die Prozesse zur sozialékologischen 
Transformation (Böhme et al. 2022). 

Die Bundesregierung bzw. einzelne Bundesministerien haben in den 
vergangenen Jahrzehnten zahlreiche internationale Vereinbarungen und Er- 
klarungen unterzeichnet, die staatliche Organe dazu verpflichten, im Sinne 
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von Umweltgerechtigkeit zu handeln. Hier ist besonders die Europäische Charta 
Umwelt und Gesundheit hervorzuheben, in der Folgendes festgehalten ist: 


»Jeder Mensch hat Anspruch auf eine Umwelt, die ein höchstmögliches Maß 
an Gesundheit und Wohlbefinden ermöglicht, Information und Anhörung 
über die Lage der Umwelt sowie über Pläne, Entscheidungen und Maßnah- 
men, die voraussichtlich Auswirkungen auf Umwelt und Gesundheit haben, 
Teilnahme am Prozess der Entscheidungsfindung.« (WHO Europa 1989: 1) 


Bereits im Jahr 1999 schrieb der Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) 
in seinem Sondergutachten Umwelt und Gesundheit. Risiken richtig einschätzen 
über die zukünftige Larmschutzpolitik: »Da insbesondere sozial Schwächere 
von unzumutbarem Lärm betroffen sind, ist ein Abbau der Lärmbelastung 
auch ein Gebot des Sozialstaates.« (SRU 1999: 34) Anders als in den USA oder 
auch in Schottland überwog in Deutschland in den vergangenen Jahrzehnten 
das wissenschaftliche Interesse am Thema Umweltgerechtigkeit deutlich. 
Erst seit etwa 2015 gelangt Umweltgerechtigkeit zunehmend von der aka- 
demischen auf die politische und administrative Ebene und erfährt dort 
größere Aufmerksamkeit. Auf Bundesebene ist dies u.a. dadurch zu erklären, 
dass ab 2013 die Zuständigkeiten für Umwelt und Bau bzw. Stadtentwick- 
lung in einem Bundesministerium zusammengeführt wurden. So rückten 
der Umweltbereich, in dem etwa seit 2006 das Thema Umweltgerechtigkeit 
konzeptionell entwickelt worden war, und die Umsetzungsebene mit dem 
Bereich Bau/Stadtentwicklung enger zusammen. Vor allem die Programme 
der Städtebauförderung, die auf integratives, ressortübergreifendes und 
gebietsbezogenes Handeln im Rahmen der Stadt- und Quartiersentwicklung 
ausgerichtet sind, boten konkrete Ansatzpunkte für den integrierten Ansatz 
Umweltgerechtigkeit (BBSR 2016; Böhme et al. 2022). 

Auf Ebene der Bundesländer ist die gewachsene Aufmerksamkeit an den 
Beschlüssen der Konferenz der Umweltminister:innen der Bundesländer (UMK) 
abzulesen. Im Jahr 2016 vereinbarten die Länder gemeinsam mit dem Bund 
die Entwicklung eines strategischen Gesamtkonzeptes sowie die Erarbeitung 
von Leitlinien zur konkreten Umsetzung von mehr Umweltgerechtigkeit 
(UMK 2016). Nach weiteren Beschlüssen der UMK u.a. zur Festlegung von 
prioritären Handlungsfeldern legte der Bund im Jahr 2019 einen Vorschlag für 
Leitlinien für Umweltgerechtigkeit vor. Schließlich wurden Bund und Länder 
gebeten, die Leitlinien »mit den weiteren relevanten Akteuren partizipativ zu 
erörtern« (UMK 2019: 24). 
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Der Vorschlag für Leitlinien zu Umweltgerechtigkeit wurde im Rahmen 
von BMUV? und UBA geförderten Forschungsprojekten des Deutschen Instituts 
für Urbanistik (Difu) entwickelt (Böhme et al. 2015; Böhme/Franke/Preuß 2019). 
Nach 2019 wurden die Überlegungen dazu in einem dritten Forschungsprojekt 
weitergeführt (Böhme et al. 2022). 


Forschungsprojekte zur strategischen Weiterentwicklung 
des Umweltgerechtigkeitsansatzes 


Das Deutsche Institut für Urbanistik (Difu) hat gefördert vom BMUV und UBA 
zwischen 2011 und 2022 in zwei Forschungsprojekten untersucht, wie eine in- 
tegrierte Betrachtung von Umwelt, Gesundheit, Sozialem und Stadtentwick- 
lung als Planungs- und Entscheidungsgrundlage in der kommunalen Verwal- 
tungspraxis verankert werden kann (Böhme et al. 2015; Böhme/Franke/Preuß 
2019). Die Ergebnisse wurden 2019 als Vorschlag für Leitlinien in die UMK ein- 
gebracht. Darüber hinaus wurden in einem dritten Forschungsprojekt strate- 
gische Überlegungen entwickelt, wie Bund und Länder die Kommunen bei der 
Schaffung von Umweltgerechtigkeit unterstützen können (Böhme et al. 2022). 
Die aus den drei Forschungsprojekten hervorgegangen Handlungsempfehlun- 
gen richten sich in erster Linie an die Politik und Verwaltung auf kommunaler 
sowie auf Bundes- und Länderebene. Zu den Handlungsempfehlungen zählen 
u.a.: 


e Anknüpfungspunkte des Umweltgerechtigkeitsansatzes u.a. in Leitbil- 
dern, Planungsprozessen, Förderprogrammen prüfen und ggf. Umwelt- 
gerechtigkeitsaspekte aufnehmen (Böhme/Franke/Preuß 2019; Böhme et 
al. 2022), 

e Kleinraumige Verknüpfung raumbezogener Daten zur Umweltqualitat, 
gesundheitlichen und sozialen Lage, um mehrfach belastete Teilräume zu 
identifizieren und damit Handlungsräume für mehr Umweltgerechtigkeit 
zu ermitteln (Böhme/Franke/Preuß 2019), 

e Politische Beschlüsse (z.B. Kabinettsbeschlüsse, Verankerung in Koaliti- 
onsverträgen) fassen und neue Organisations- und Kooperationsstruktu- 
ren schaffen bzw. Thema in bestehenden Strukturen verankern (Böhme et 
al. 2022), 


3 BMUV = Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver- 
braucherschutz 
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e Umweltgerechtigkeit in der Ausbildung an Hochschulen und der berufli- 
chen Weiterbildung stärken (Böhme et al. 2022). 


Mit den Ergebnissen der Forschungsprojekte liegen derzeit sowohl Empfeh- 
lungen vor, die erforderliche Verfahrens- und Arbeitsschritte für die Kommu- 
nalverwaltungen aufzeigen, als auch mit Maßnahmenvorschlägen unterlegte 
strategische Überlegungen, an denen Bund und Länder ihre zukünftige Ar- 
beit ausrichten können. Eine wichtige Rückendeckung und fachliche Unter- 
stützung haben die vom Bund geförderten Forschungsaktivitäten in den ver- 
gangenen Jahren bereits den Akteur:innen im Land Berlin bei der Entwicklung 
des Berliner Umweltgerechtigkeitsmonitorings gegeben. Dies wird im Folgenden 
genauer ausgeführt. 


6. Fallbeispiel: Das Berliner Umweltgerechtigkeitsmonitoring 


Das Land Berlin hat im Jahr 2008 ein Modellvorhaben zu Umweltgerechtigkeit 
gestartet und daraus ein Instrument zur Identifizierung mehrfach belasteter 
Räume auf gesamtstädtischer Ebene entwickelt. Das Berliner Umweltgerech- 
tigkeitsmonitoring als zentraler Baustein einer umfassenden Umweltgerech- 
tigkeitskonzeption ergänzt etablierte Berichterstattungssysteme, die die 
Themen Umwelt, Gesundheit, Stadtentwicklung und Soziales weitestgehend 
unabhängig voneinander betrachten. Es beruht aufeinem komplexen Metho- 
denkonstrukt, das es ermöglicht, die Daten der spezifischen Berichterstat- 
tungsinstrumente auf kleinräumiger Ebene zusammenzuführen und die 
Themen dadurch sektorübergreifend und integriert zu betrachten (SenUMVK 
2022). Die Daten des Berliner Umweltgerechtigkeitsmonitorings entstammen 
verschiedenen Quellen u.a. dem Berliner Umweltatlas, der Luftreinhalte- und 
Lärmminderungsplanung und dem Monitoring Soziale Stadtentwicklung (MSS) 
(SenUVK 2019). 

Das Berliner Umweltgerechtigkeitsmonitoring besteht aus einem Kernindika- 
torensatz: die vier umweltbezogenen Kernindikatoren Lärmbelastung, Luftbe- 
lastung (Feinstaub PM;.s, NO;), bioklimatische Belastung, Grünflächenversorgung 
sowie dem Kernindikator Sozialstruktur. Zu weiteren Ergänzungsindikatoren 
zählt u.a. der Indikator einfache Wohnlage (Mietspiegel). Für die raumbezogene 
Verschneidung der Kernindikatoren wurden die Daten auf eine gemeinsame 
Analyseeinheit — den Planungsraum — aus dem Berliner Konzept der Lebens- 
weltlich orientierten Räume (LOR) umgerechnet und jeweils in drei Bewertungs- 
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kategorien - gut, mittel, schlecht - eingestuft (SenUMVK 2022). Das Konzept der 
LOR wurde im Jahr 2006 im Land Berlin für alle Fachplanungen als verbindli- 
che Gliederung des Stadtgebiets eingeführt. Aus der Jugendhilfeplanung her- 
vorgegangen zielt das Konzept der LOR darauf, bei der Abgrenzung der Teil- 
räume auf möglichst homogene Binnenstrukturen zu achten. Die Teilräume 
sollen nicht nur eine bauliche Einheitlichkeit aufweisen, sondern auch ähn- 
liche sozioökonomische Strukturen und vergleichbare Lebenslagen abbilden 
(SenUMVK 2019). 

Der Mehrfachbelastungsfaktor für jeden einzelnen Planungsraum der 
LOR ergibt sich schließlich aus der Anzahl der Kernindikatoren, die in die 
Kategorie schlecht eingestuft wurden. Durch die Visualisierung in einer klein- 
räumigen Mehrfachbelastungskarte, der Integrierten Umweltgerechtigkeitskarte, 
kann so dargestellt werden, welche Planungsräume einfach bis fünffach belas- 
tet sind. Damit wird die Identifizierung von extrem stark und auch mehrfach 
belasteten städtischen Teilräumen möglich. Fünffach belastete Planungsräu- 
me weisen eine hohe Lärm-, Luft- und bioklimatische Belastung auf, sind 
schlecht mit Grünflächen ausgestattet und durch einen hohen Anteil sozial 
benachteiligter Bevölkerungsgruppen gekennzeichnet (SenUMVK 2022). 

Damit liefert das Monitoring eine Aussage über die Umweltbelastungen 
in Verbindung mit der Sozialstruktur der verschiedenen Stadtgebiete im 
Vergleich zueinander, d.h. über die Verteilung der Belastungen innerhalb 
Berlins. Absolute Veränderungen der Belastungssituation im zeitlichen Ver- 
lauf lassen sich daran nicht ablesen. Außerdem wird ein Mittelwert für einen 
Planungsraum ermittelt, was dazu führt, dass Ungleichheiten innerhalb ei- 
nes Planungsraums nicht zutage treten. Des Weiteren werden die einzelnen 
Belastungen bzw. Kernindikatoren als gleichwertig betrachtet, was zu dis- 
kutieren ist. Diese und weitere Grenzen der Aussagekraft sind u.a. darauf 
zurückzuführen, dass sich die sektoralen Daten in ihrer Erhebungsmetho- 
dik, räumlichen Tiefe und Erhebungszeitpunkt und -turnus voneinander 
unterscheiden. Für die statistische Vergleichbarkeit wurde ein pragmatisches 
Vorgehen gewählt, das Vereinfachungen und gewisse Unschärfen zur Folge 
hat (SenUMVK 2022). 


Der Weg zur Umsetzung und politischen Verankerung 
Lange Zeit wurden die Entwicklung des Berliner Umweltgerechtigkeitsmonitorings 


sowie die weiteren Schritte zur Umsetzung und Maßnahmenunterlegung nur 
von wenigen, engagierten Mitarbeitenden der Berliner Landesverwaltung vor- 
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angetrieben. Unterstützung leisteten in den Anfangsjahren ab etwa 2007 ne- 
ben dem Amt für Statistik Berlin-Brandenburg das Umweltbundesamt (UBA), ex- 
terne Forschungseinrichtungen wie das Deutsche Institut für Urbanistik (Difu), 
der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland Landesverband Berlin und Pla- 
nungsbüros. Jedoch fehlten auf Landesebene der politische Wille und die Un- 
terstützung, das Konzept weiterzuentwickeln und auf Landes- und auch Be- 
zirksebene zu implementieren. So standen bspw. nicht ausreichend zeitliche 
und finanzielle Ressourcen zur Verfügung (Sander 2019). 

Mit der rot-rot-grünen Regierungskoalition kam im Jahr 2016 Schwung 
in das Thema und dessen politischer Verankerung und Umsetzung auf Lan- 
des- und Bezirksebene. Im Koalitionsvertrag wurde unter der Überschrift 
Einsatz für Umweltgerechtigkeit konstatiert: »Die gesundheitliche Belastung 
durch Luftverschmutzung, Lärm, unzureichende wohnortnahe Grünflächen 
sowie die bioklimatische Belastung sind räumlich und sozial ungleich ver- 
teilt.« (SPD/DIE LINKE/Bündnis 90/Die Grünen 2016: 159) Es wird das Ziel 
formuliert, »[...] die Anzahl der mehrfach belasteten Gebiete und die Betrof- 
fenheit der Berliner*innen deutlich zu reduzieren« (SPD/DIE LINKE/Bündnis 
90/Die Grünen 2016: 159). Zudem solle die zu diesem Zeitpunkt bereits vor- 
liegende quartiersbezogene Berliner Umweltgerechtigkeitskonzeption auf 
Senats- und Bezirksebene umgesetzt und Städtebaufördermittel gezielt unter 
Anwendung des Sozialatlas und der Umweltgerechtigkeitskriterien verwendet 
werden (SPD/DIE LINKE/Bündnis 90/Die Grünen 2016). 


Erster Basisbericht Umweltgerechtigkeit (2019) 


Schließlich wurde im Jahr 2019 der erste Basisbericht Umweltgerechtigkeit - 
Grundlagen für die sozialräumliche Umweltpolitik von der Senatsverwaltung für 
Umwelt, Verkehr und Klimaschutz herausgegeben - in Zusammenarbeit und 
mit fachlicher Unterstützung anderer Senatsverwaltungen und weiterer In- 
stitutionen (SenUVK 2019). Auf über 400 Seiten präsentiert der Bericht eine 
detaillierte sozialraumbezogene Umweltbelastungsanalyse für die einzelnen 
Bezirke und Planungsräume im Land Berlin. Diese wird flankiert von Beiträ- 
gen zu Grundlagen und Rahmenbedingungen u.a. zu umweltmedizinischen 
Fragestellungen, zu Forschungsaktivitäten zu Umweltgerechtigkeit sowie zu 
Ansätzen der praktischen Umsetzung. 

Die Ergebnisse der Analysen und die notwendigen Umsetzungsschritte 
wurden Anfang 2020 auf dem ersten Kongress Umweltgerechtigkeit in Berlin 
diskutiert. Finanziell gefördert von der Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr 
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und Klimaschutz (SenUVK) richtete das Unabhängige Institut für Umweltfragen 
e.V. (UfU) gemeinsam mit dem Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland 
Landesverband Berlin und dem Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg den Kongress 
aus (UfU eV./BUND/Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg o.J.). Schließlich 
bekräftigte die seit Ende 2021 amtierende Berliner Landesregierung in ihrem 
Koalitionsvertrag erneut, dass sie die vielfach belasteten Gebiete reduzieren 
möchte. Dazu sollen der Bericht zu Umweltgerechtigkeit fortgeschrieben 
und regelmäßig aktuelle Umweltgerechtigkeitskarten vorgelegt werden (SPD/ 
DIE LINKE/Bündnis 90/Die Grünen 2021). Zudem wird im Koalitionsvertrag 
festgehalten, dass: 


»Hitzeaktionspläne der Bezirke mit dem Fokus auf Aspekte von Umweltge- 
rechtigkeit erstellt werden und die Koalition sozial gerechte Anpassungs- 
maßnahmen für den Bestand entwickeln wird, um den sozialen Auswirkun- 
gen des Klimawandels zu begegnen.« (SPD/DIE LINKE/Bündnis 90/Die Grü- 
nen 2021: 51) 


Auch beim Thema Mobilität möchte die Landeregierung die Bezirke darin un- 
terstützen u.a. Modellprojekte mit dem Ziel der Umweltgerechtigkeit zu initi- 
ieren (SPD/DIE LINKE/Bündnis 90/Die Grünen 2021). 


Umweltgerechtigkeitsatlas - Aktualisierung 2021/2022 


Im Juli 2022 hat die Senatsverwaltung in Zusammenarbeit mit weiteren 
Ressorts und mit Unterstützung des Amts für Statistik Berlin-Brandenburg den 
Bericht zu Umweltgerechtigkeit fortgeschrieben und aktualisierte Umweltge- 
rechtigkeitskarten veröffentlicht (SenUMVK 2022). Der Bericht zeigt, dass das 
Land Berlin beim Thema Umweltgerechtigkeit weiterhin seinen Schwerpunkt 
auf die Datenanalyse und die Identifizierung von Sozialräumen mit beson- 
derem Handlungsbedarf setzt. Angaben zu konkreten Umsetzungsschritten 
zur Reduzierung der Anzahl der mehrfach belasteten Quartiere in Berlin 
fehlen. Es wird nur in allgemeiner Form auf Maßnahmen in den Bereichen 
Mobilität, Stadtgrün, Bauen und Wohnen verwiesen, die die Lebensqualität 
in den Quartieren durch die Verringerung von Umweltbelastungen erhöhen 
sollen (SenUMVK 2022). 
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Forschung und zivilgesellschaftliches Engagement 


An anderer Stelle wurde in den vergangenen Jahren der Berliner Umwelt- 
gerechtigkeitsansatz aufgegriffen: Universitäten und andere Forschungs- 
institutionen haben Studien und praxisorientierte Projekte initiiert, die 
die Umweltgerechtigkeitskarten als Hintergrundfolie nutzen oder weitere 
Datenverschneidungen und -analysen beinhalten. Unter anderem an der 
Technischen Universität Berlin wurde und wird im Fachgebiet Integrierte Ver- 
kehrsplanung auf die Umweltgerechtigkeitsdaten Bezug genommen, bspw. 
im Projekt MobilBericht in Berlin-Pankow (Bezirksamt Pankow o.J.) und im 
Projekt Nahmobilitätskonzept Wrangelkiez in Berlin-Kreuzberg (TU Berlin 2022). 
Ebenso nutzten Studierende die Umweltgerechtigkeitsanalysen in ihren Mas- 
terarbeiten und Promotionsvorhaben (siehe u.a. Becker 2016). Auch einige 
zivilgesellschaftliche Gruppen beziehen sich auf die Umweltgerechtigkeitsda- 
ten der Senatsverwaltung und gehen mit ihren partizipativen Projekten u.a. 
zum Thema Wohnumfeldverbesserung, Stadtgrün und Klimaanpassung in 
die mehrfach belasteten Quartiere hinein - u.a. gefördert vom UBA (life eV. 
0.J.). 

Im Land Berlin liegt auf Ebene der Politik und Verwaltung der Schwer- 
punkt auf der kleinräumigen Datenanalyse und der Erstellung der Umwelt- 
gerechtigkeitskarten. Mit dem Umweltgerechtigkeitsmonitoring verfügt 
Berlin - bundesweit einmalig- über ein Instrument, das Informationen 
über die sozialräumliche Verteilung von gesundheitsrelevanten Umweltbe- 
lastungen und -ressourcen liefert und damit eine wichtige Grundlage für 
Planungen und Entscheidungen im Bereich Umwelt, Gesundheit, Städte- 
bau und Stadtentwicklungen darstellt. Seit 2015 sind bspw. Verweise auf 
die Umweltgerechtigkeitskarten in den Flächennutzungsplan 2015 und das 
Stadtentwicklungskonzept Berlin 2030 eingeflossen. Auch wurden in der För- 
derperiode 2014-2021 des Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE) 
die Umweltgerechtigkeitskarten angeführt, um den Einsatz von EU-Förder- 
mitteln örtlich zu begründen (SenUMVK 2022). 

Forderungen nach einer landesweiten integrierten Handlungsstrategie 
verbunden mit einem konkreten Maßnahmenpaket, die u.a. während des 
ersten Kongresses Umweltgerechtigkeit in Berlin laut wurden (UfU e.V./BUND/ 
Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg o.J.), haben jedoch bisher auf Ebene der 
Berliner Politik und Verwaltung wenig Widerhall gefunden. Es zeigen sich 
hierbei die Probleme, die häufig mit der Durchsetzung eines Querschnittsthe- 
mas wie Umweltgerechtigkeit verbunden sind. Die Zusammenarbeit verschie- 
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dener Zuständigkeitsbereiche sowie unterschiedlicher politischer Parteien 
in einem auf sektorale, fachspezifische Arbeit ausgerichteten Verwaltungs- 
apparat und politischen Systems ist bei einem Querschnittsthema zwingend 
erforderlich. Dies ist allerdings häufig mit Zuständigkeitskonflikten, inhalt- 
lichen Differenzen, Widerständen und Reibungsverlusten innerhalb und 
zwischen den Verwaltungseinheiten und Parteien verbunden (Sander 2019). 

In Hinblick auf die Durchsetzung eines kooperativen und integrierten 
Planungs- und Politikverständnis, von dem der Umweltgerechtigkeitsansatz 
profitieren würde, gibt es noch großen Handlungsbedarf. Zudem sind nur 
vereinzelt Bemühungen zu erkennen, die Bürger:innen an der Weiterentwick- 
lung des Umweltgerechtigkeitsansatzes in Berlin und an der Umsetzung in 
den hoch belasteten Quartieren zu beteiligen. Die Weichen für eine Hand- 
lungsstrategie und konkrete Maßnahmen auf Landes- und Bezirksebene sind 
durch die Festlegungen im aktuellen Koalitionsvertrag gestellt. An einem 
kürzlich gestarteten Projekt zur Durchführung eines Fachkongresses im Jahr 
2023 und der Erstellung eines Praxisleitfadens Umweltgerechtigkeit umsetzen in 
Berliner Quartieren zeigt sich, dass das Land Berlin auch auf Quartiersebene 
zunehmend Aktivitäten zu Umweltgerechtigkeit unterstützt (UfU e.V. 0.].). 
Mit Blick auf das gesamte Bundesgebiet ist das Land Berlin in jedem Fall 
bereits mit dem Umweltgerechtigkeitsmonitoring in einer Vorreiterrolle zu 
sehen. Berlin ist ein wichtiger Impulsgeber für andere Metropolen und könnte 
auch auf der Handlungs- und Umsetzungsebene ein Vorbild werden. 


7. Fazit und Ausblick 


Aus Public-Health-Perspektive steht das Leitbild Umweltgerechtigkeit dafür, 
die sozialen und sozialräumlichen Ungleichheiten im gesundheitsbezogenen 
Umweltschutz stärker in den Blick zu nehmen. Umweltgerechtigkeit bietet vor 
allem für urbane Gebiete eine neue Perspektive, Umweltqualität, Gesundheit, 
Stadtentwicklung und soziale Aspekte integriert zu betrachten und darüber 
gemeinsame Ziele zu verfolgen - zum Schutz und zur Förderung der Gesund- 
heit der Bevölkerung. Die COVID19-Pandemie zeigt auf besondere Weise, wie 
schnell sich soziale Ungleichheiten verschärfen können. Und auch die zuneh- 
mende Verdichtung der Städte und die spürbaren Folgen des Klimawandels in 
Deutschland erhöhen den Handlungsdruck. Mehr Umweltgerechtigkeit kann 
zu gesünderen, sozial gerechten und nachhaltigen Städten beitragen. 


C. Bunge: Umweltgerechtigkeit als Ansatz zur Schaffung gesundheitlicher Chancengleichheit 


Die Umweltminister:innen der Länder haben gemeinsam mit dem Bund 
im Jahr 2016 die Entwicklung eines strategischen Gesamtkonzeptes sowie 
die Erarbeitung von Leitlinien zur konkreten Umsetzung von mehr Umwelt- 
gerechtigkeit vereinbart (UMK 2016). Eine entsprechende Grundlage und 
wichtige Impulse für die strategische Weiterentwicklung und Umsetzung 
des Ansatzes Umweltgerechtigkeit auf kommunaler, Bundes- und Länder- 
ebene wurden in den vom BMUV und UBA geförderten Forschungsprojekten 
erarbeitet. Nun müssen konkrete (politische) Schritte folgen. Es braucht 
durchsetzungsstarke Akteur:innen, die sich für das Thema einsetzen und 
andere über Ressort- und Fachdisziplingrenzen hinaus überzeugen und für 
die Zusammenarbeit gewinnen können. 

Eine zukünftige konzeptionelle Aufgabe ist die Verzahnung des auf ge- 
sundheitliche Chancengleichheit fokussierten Umweltgerechtigkeitsansatzes 
mit den Prozessen zur sozialökologischen Transformation. Dabei kann die 
Stärkung des Gesundheitsargumentes in den Diskursen zur sozialökolo- 
gischen Transformation gewinnbringend sein (Romanello et al. 2022; von 
Philipsborn et al. 2020). »Gesundheit« ist ein Belang, der alle angeht und 
innerhalb der Bevölkerung zu weiterer Akzeptanzsteigerung führen kann. 
Außerdem bietet sich dadurch die Chance, neue Allianzen mit den Ge- 
sundheitsakteur:innen zu bilden und sie als starke Partner:innen bei allen 
Transformationsprozessen zu gewinnen. 
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Gerechte Wege zur sozialökologischen 
Transformation?! 

Ein Trialog zwischen Sybille Bauriedl, Jonas Hein 
und Silja Klepp 


Sybille Bauriedl, Jonas Hein & Silja Klepp 


Die verschiedenen Beitrage des Sammelbandes illustrieren Gerechtigkeits- 
fragen, Machtverschiebungen und Konflikte im Kontext sozialökologischer 
Transformation(en). Sie verdeutlichen, dass Wandel Gewinner:innen und 
Verlierer:innen schafft. Abschließen möchten wir unseren Sammelband mit 
einem Gespräch mit Sybille Bauriedl. Sie ist Professorin für Integrative Geo- 
graphie an der Europa Universität in Flensburg und beschäftigt sich seit 
vielen Jahren mit lokalen und globalen Umweltgerechtigkeitsfragen, sozial- 
ökologischen Transformationsprozessen und mit der Kontinuität kolonialer 
Strukturen. In unserem Gespräch werden wir zentrale Themen und Be- 
griffe des Sammelbands diskutieren und reflektieren. Zunächst setzen wir 
uns mit Zielkonflikten und Zielzeitpunkten auseinander, darauf aufbauend 
mit intersektionalen Perspektiven, mit dem Begriff der just transition, mit 
Externalisierungen, räumlichen Konfiguration und Rassismus und abschlie- 
ßend mit Wegen zur Transformation. Dabei geht es auch um die Rolle von 
Wissenschaftler:innen und um neue Aufgaben für die Umweltgerechtigkeits- 
forschung. 


Zielkonflikte und Zeitlichkeiten 


Jonas Hein (JH): Danke, dass Du Zeit für uns gefunden hast, liebe Sybille! 
Eine zentrale Frage, die an verschiedenen Stellen im Sammelband disku- 

tiert wird, sind die Zielkonflikte der Transformation und wie diese Zielkon- 

flikte mit Fragen der Umweltgerechtigkeit und der Klimagerechtigkeit zusam- 
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menhängen. Wir bewegen uns hier in einem deutschen Kontext, während die 
Umweltgerechtigkeitsforschung aus dem nordamerikanischen Raum kommt 
und sich stark aus der racial justice-Bewegung entwickelt hat. Sie ist um die 
Welt gereist und hat sich dabei auch weiter ausdifferenziert. Von sehr loka- 
len Konflikten hin zu Mehrebenen- und transnationalen Konflikten, bei einer 
gleichzeitigen Ausdifferenzierung der gesellschaftlichen Bewegungen. Es sind 
dabei auch neue Bewegungen entstanden, die sich stärker mit Umweltgerech- 
tigkeitsfragen im »globalen Süden: beschäftigt haben, z.B. environmentalism of 
the poor. Jetzt ist aus unserer Sicht das Transformationsthema im deutschspra- 
chigen Raum besonders spannend und wie sich innerhalb dieses Wandlungs- 
prozesses Gerechtigkeitsfragen verändern und neue Gewinner:innen und Ver- 
lierer:innen produziert werden. Das sehen wir, glaube ich, in verschiedenen 
Kapiteln immer wieder, mal impliziter, mal expliziter. Wir haben auch ver- 
sucht es in der Einleitung aufzugreifen und es wäre schön, wenn wir in unserer 
Fazit-Diskussion auch darauf eingehen könnten. 


Sybille Bauriedl (SB): Da würde ich gerne direkt drauf reagieren, weil du das 
Feld schon sehr breit aufgemacht hast und direkt deutlich gemacht hast, dass 
ihr mit dem Sammelband einen räumlichen Fokus auf Deutschland gesetzt 
habt und aufgefordert habt, Beispielfelder zu Zielkonflikten der Transforma- 
tion im deutschsprachigen Raum zu präsentieren. Ich finde das sehr interes- 
sant. Deutschland ist ein spezifischer Raum, der durch eine lange Industriali- 
sierungsphase und einen hohen durchschnittlichen Wohlstand gekennzeich- 
net ist. Damit liegt der Fokus auch auf einem nationalpolitischen Kontext der 
sozialökologischen Transformation. Diesen Raum habt ihr erstmal als politi- 
sches Handlungsfeld betrachtet. Das halte ich für einen sehr guten Ausgangs- 
punkt und die Beiträge in dem Band, die ihr vereint habt, sind in dem Kontext 
auch sehr aufschlussreich. 

Ich fand drei Perspektiven interessant, die immer wieder aufgeschienen 
sind. Zum einen wurde klar, dass die Zielkonflikte dadurch entstehen, dass 
unterschiedliche Zielzeitpunkte adressiert werden. Das fällt mir besonders auf 
bei den Beispielen, die sich mit dem Ausbau des Hafens in Hamburg beschäf- 
tigen, wo formuliert wurde: »Das muss sofort passieren, damit die ökonomi- 
sche Entwicklung in Hamburg sich auch weiter entfalten kann.« Also, eine sehr 
kurzfristige Perspektive. Zum anderen wurden in zwei Beiträgen sehr langfris- 
tige Perspektiven der Zielkonflikte beim Abbau von Braunkohle vorgestellt, wo 
es um das Interesse eines langfristigen Kohleabbaus auf der Seite des Betrei- 
bers geht und auf der Seite der Klimaaktivist:innen im Rheinischen Braunkoh- 
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lerevier wird gesagt: »Wir müssen sofort einen anderen Transformationsweg 
einschlagen.« Hier treffen sehr oft Zielzeitpunkte aufeinander, die ganz un- 
terschiedliche Vorstellungen von einer erfolgreichen Transformation haben. 
Die Zielzeitpunkte sind ein Riesenthema der Transformationsdebatte. Gerade 
im Bereich der Energiewende oder überhaupt der Reduktion von Kohlenstoff- 
emissionen. Bedeuten die Zielmarken 2030, 2040, 2050 usw., dass wir sofort 
etwas ändern, damit wir dieses Ziel erreichen können oder dass wir noch acht 
Jahre warten und dann 2030 anfangen, ganz schnell was zu verändern? Das ist 
ein sehr wichtiger Aspekt bei den Zielkonflikten. 

Nicht nur die Zeitpunkte des Transformationsbeginns liegen bei den be- 
teiligten Transformationsakteur:innen oft nicht übereinander, sondern auch 
die Zielräume. Bei den Beispielen im Sammelband handelt es sich großteils 
um kommunale, lokale, regionale Themen, die bearbeitet werden. Geht es nur 
um die Transformation in diesem lokalen Kontext? Wie sind diese Transforma- 
tionsziele eingebettet in multiskalare Perspektiven? Das finde ich einen ganz 
wichtigen Punkt. Bestehen hier Konflikte zwischen lokalen Zielen, den natio- 
nalen Zielen und den internationalen Zielen? Wir beobachten immer wieder, 
dass diese Zielräume nicht zusammenpassen. Also, ganz simpel, die Vereinba- 
rungen, die 2015 in Paris beim UN-Klimagipfel getroffen worden sind, werden 
auf nationaler Ebene nicht eingehalten. Es ist wichtig, die unterschiedlichen 
Maßstabsebenen der Zielräume, also eine multiskalare Perspektive und nicht 
nur isolierte Zielräume, in den Blick zu nehmen. 

Und die dritte interessante Perspektive der Buchbeiträge ist die Identifi- 
zierung unterschiedlicher Zieladressat:innen. Fast alle Beiträge beschäftigen 
sich mit Fragen der Verteilungsgerechtigkeit - Wer hat Zugang zu bestimmten 
Ressourcen? — und mit Verfahrensgerechtigkeit - Wer hat Mitgestaltungs- und 
Mitspracherecht bei der Entwicklung von Zieldeutungen? Die Deutungshoheit bei 
der Zielformulierung wird in all diesen Beiträgen als Problem formuliert. 
Dazu fällt mir z.B. der Beitrag von Stefanie Baasch ein, die deutlich macht, 
dass die Zielkonflikte immer entstehen, wenn Ziele in top-down-Prozessen 
gesetzt werden und dann spätestens bei der Umsetzung der notwendigen 
Maßnahmen Proteste entstehen, wenn viele betroffene Akteur:innen zum ers- 
ten Mal davon hören, dass etwas passieren soll. Die Problematik der top-down- 
Politik scheint bei allen Beiträgen durch; verbunden mit dem Argument, dass 
die Partizipation von Zieladressaten eine ganz wichtige Perspektive ist für 
erfolgreiche Transformationsprozesse. Und ich finde es interessant, kritisch 
zu reflektieren, wie und wann wir als Wissenschaftler:innen Zielkonflikte an- 
schauen. Nehmen wir diese nur wahr, wenn es Proteste gab? Wie können wir 
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sonst Zielkonflikte erkennen? Schauen wir nur auf stimmmächtige Akteur:in- 
nen, die ihre Bewertung von Transformationszielen auch äußern können? 
Meine Beobachtung ist in vielen Fällen, dass auch Wissenschaftler:innen 
nur hinschauen, wenn es Konflikte gibt und es ihre Aufgabe wäre, zu einem 
früheren Zeitpunkt Zielkonflikte erkennen zu können. 


Silja Klepp (SK): Ganz herzlichen Dank. Ich würde vielleicht noch mal an den 
Anfang zurück gehen. Du hast jetzt drei verschiedene Formen von Zielkon- 
flikten identifiziert. Wir fanden tatsächlich auch die zeitlichen Dimensionen, 
die z.B. Tabea Dorndorf in ihrem Artikel zur Wiedervernässung der Han- 
noverschen Moorgeest so gut rausgearbeitet hat, sehr spannend. Das noch 
mal ganz klar zu kriegen, wie komplex es ist, ökologische Zeitabläufe, Pro- 
jektlaufzeiten und demokratische Zeitabläufe also bspw. Legislaturperioden, 
zusammenzubringen. Dass z.B. eine Wiedervernässung von einem Moor 
mal 30 Jahre dauern kann, da alle im Flurbereinigungsprozess eingebunden 
sind und der Prozess auf demokratischen Abläufen basiert. Wo eben nicht 
einfach enteignet werden kann. Und, dass dann auch alle möglichen neuen 
Konflikte auftauchen. Das ist glaube ich ein Kernpunkt hier. Auch weil die 
Vorstellungen von dem, was jetzt Priorität hat, so unterschiedlich sind. Auch 
das hat dann wieder mit unterschiedlichen Vorstellungen von Wohlstand und 
unterschiedlichen Vorstellungen von Entwicklungen zu tun: Ist es wirklich die 
ökonomische Entwicklung, die immer noch im Zentrum stehen sollte oder ist 
es eben eine ganz andere Art von Entwicklung? Und letztlich die Frage: wie 
stark brennt eigentlich unser Haus momentan schon? Da entstehen dann na- 
türlich ganz unterschiedliche Prioritäten, die wir diesen Politiken geben. Zum 
Beispiel den Klimaschutz ganz nach vorne zu stellen. Das ist dann aber oft ein 
großer Konflikt mit demokratischen Abläufen, die einerseits in solchen büro- 
kratischen Verfahren sehr, sehr lange dauern können, wo aber andererseits die 
eher kurzfristigen Perioden z.B. von einem:r Bürgermeister:in oder anderen 
Politiker:innen wieder ein Problem sind, weil da immer so eine Kurzfristigkeit 
herrscht. Da ist es schwierig, Klimaschutz langfristig zu planen. Auch das ist 
ja ein großes Problem, um hier nochmals die Zeitlichkeiten aufzugreifen. 


JH: Ja, und was Tabea Dorndorf auch schön darstellt, ist der Konflikt zwischen 
Projektfinanzierung und den tatsächlichen ökologischen Notwendigkeiten, 
da dieser Prozess der Wiederherstellung von einem Moor sehr zeitintensiv ist 
und eigentlich eine dauerhafte Finanzierung benötigt und leider nicht in die 
Projektlogiken passt. Wir haben dann zwei, drei, vielleicht auch mal fünfJahre 
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Laufzeit und das entspricht nicht den ökologischen Notwendigkeiten. Und 
was ich sehr interessant finde, Tabea bettet das Thema in aktuelle Debatten zu 
nature-based solutions ein. Damit wird klar, dass diese vermeintlichen nature- 
based solutions, die auch ein Instrument sein könnten, um Klimagerechtigkeit 
herzustellen, eben keine sofortige Lösung darstellen. Sie sind keine Lösung, 
die sofort verfügbar ist. Das heißt, dieser Begriff nature-based solutions sugge- 
riert letztendlich, dass wir ein bisschen Wasser ins Moor kippen und schon 
bindet dieses Moor auf einmal wie von selbst mit magischer Hand Treib- 
hausgase und rettet uns so vor dem gefährlichen Klimawandel. Aber diese 
ganzen komplexen Planungsprozesse wie Flurbereinigungen und auch die 
ökologischen Prozesse sorgen dafür, dass die vermeintliche Lösung eben nicht 
sofort verfügbar und dauerhafte Pflege notwendig ist. 


SB: Ich würde gerne noch mal weiter zum Thema Zeitspanne diskutieren. Sil- 
ja, du hast eben auch angesprochen, dass Verwaltungsbürokratie bestimm- 
te Zeitlogiken hat und Politik oft in Wahlperioden denkt. Aber das sind kei- 
ne Naturgesetze! Und es gibt sehr viele Beispiele, die zeigen, dass das nicht 
so sein muss. Ich fand auch mit Blick auf die Frage »Was für eine Zeitspanne 
der Transformation braucht eigentlich Ökologie?« den Beitrag zur Wiederver- 
nässung der Moore interessant. Darin kommen unterschiedliche Akteurslo- 
giken zusammen: In welchen Zeithorizonten denkt ein:e Landwirt:in und in 
welchen Zeithorizonten der Umweltschutz? Darüber habe ich länger nachge- 
dacht. So eine Umgestaltung eines Moores und die Reaktivierung der Senken- 
funktion ist ein langjähriger Prozess, aber wir haben in der Ökologie natürlich 
auch kurzfristige Prozesse, wenn wir über Kipppunkte sprechen. Es ist nicht 
immer so, dass die Natur ganz langsam reagiert. Auch, wenn wir sofort auf- 
hören, Kohlenstoff zu emittieren, wird es weiter eine globale Erwärmung ge- 
ben, weil das so ein träger Wandelprozess ist. Aber es gibt eben auch kurz- 
fristige Dynamiken in der Ökologie oder in den Ökosystemen, die wir auch 
betrachten müssen. Es ist zu erwarten, wenn es kurzfristige Umbrüche gibt, 
wird es auch ein blitzartiges Handeln geben - oder vielleicht gibt es eine Läh- 
mung des Handelns, aber es wird auf jeden Fall eine relevante Reaktion her- 
vorrufen. Ökologie ist nicht nur langatmig und auch Verwaltungshandeln ist 
nicht immer ein langsamer Prozess. Das hängt davon ab, ob hinter der Büro- 
kratie, also der Umsetzungsebene, ein politischer Konsens steht und eine ent- 
sprechende Finanzierung. Das sehen wir zurzeit beim veränderten Energie- 
Regime, in dem jetzt sehr stark auf Erdgasnutzung und dessen Transport über 
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LNG-Technologie’ gesetzt wird. Da sind plötzlich schnelle Verwaltungs- und 
Umsetzungsprozesse möglich für die es den nötigen politischen Konsens und 
die Finanzierung gab. Und auch in der Ökonomie, wo wir immer davon ausge- 
hen, Wirtschaftsakteur:innen sind davon getrieben, immer schnellere Profite 
generieren zu müssen — gerade internationale Unternehmen -, weil sie die In- 
teressen von Aktionär:innen befriedigen müssen. Es gibt aber auch sehr viele 
Beispiele für Großunternehmen, vor allem in Deutschland, wo es noch viele 
Familienunternehmen gibt, die für langfristige Transformationsprozesse an- 
sprechbar sind. Es hat sehr stark mit der Unternehmensführung und der Pro- 
fitstruktur zu tun, wenn wir über die Zeithorizonte von großen Unternehmen 
sprechen. Und genauso würde ich das sehen bei der individuellen Ebene, wo 
wir immer davon ausgehen, die individuellen Logiken widersprechen oft den 
langfristigen Zielen. 

Was ich bei euren Sammelbandbeiträgen sehr interessant finde ist, dass 
sich fast alle mit Eigentumsfragen beschäftigen. Es geht in vielen Beiträgen - 
explizit oder implizit - um Land- und auch Wohnraumeigentum und das 
spielt für Transformationsprozesse eine sehr große Rolle. Bei dem Beispiel in 
Moorburg ging es darum, dass die Mieter:innen und Eigentümer:innen ganz 
anders auf die Situation der Vernachlässigung ihrer Wohnsiedlung reagieren, 
die direkt neben dem Hafenrand zu finden ist. Also, was für ein Interesse ha- 
ben Anwohner:innen, ihre Heimat oder den Ort, wo sie leben, zu verteidigen? 
Und wir wissen von den Protesten gegen Windenergie und Photovoltaik, dass 
es in der Regel Hauseigentümer:innen sind, die sich hier engagieren. Das ist 
ein wichtiger Punkt, der auch die Langfristigkeit der Perspektive betrifft und 
die Gesellschaft als Akteur. Es gibt sehr unterschiedliche Zeitperspektiven, die 
da in den Blick genommen werden und das sehen wir jetzt vor allem auch bei 
den Anti-Braunkohle-Protesten. Dort ist sehr klar, dass die Entscheidungen, 
die jetzt getroffen worden sind, langfristige Effekte haben werden und die, 
die in Nordrhein-Westfalen gerade die politischen Entscheidungen treffen, 
kurzfristige Gerechtigkeitsinteressen für relevanter halten. Das lässt sich auch 
nicht so einfach einteilen in kurz- und langfristige Logiken, sondern muss 
entsprechend der politischen Verhältnisse und der Eigentumsverhältnisse 
und auch der Verfügungsmacht über die Ressourcen, um die es dabei geht, 
unterschieden werden. 


1 Liquified Natural Gas (LNG) = Flüssigerdgas 
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SK: Und es wird auch sehr spannend sein zu sehen, ob sich nicht auch ge- 
nau diese Zeitlichkeiten, z.B. von demokratischen Prozessen, anpassen lassen, 
wenn es unbedingt notwendig ist... Dass Dinge schneller gehen oder dass Le- 
gislaturperioden anders gelegt werden müssen oder, dass z.B. bürokratische 
Prozesse sehr stark abgekürzt werden können. 


JH: Während wir einerseits schnell neue LNG-Terminals gebaut haben, ist 
bspw. beim vermeintlich schnellen Ausbau erneuerbarer Energien relativ we- 
nig passiert in den letzten Monaten. Aber auch im umweltpolitischen Bereich 
sehe ich, dass es eine gewisse Einsicht gibt, dass man Finanzierungen langfris- 
tiger gestalten muss. Es gibt z.B. jetzt vom Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung den neuen Legacy Landscape Fund, der erstmals 
tatsächlich langfristig Geld für Schutzgebiete weltweit bereitstellen soll. Auf 
nationaler Ebene hingegen haben wir jetzt seit Jahren diese Diskussionen um 
Moorschutzstrategien, die sehr langsam vorankommen u.a. wegen der hohen 
Komplexität. Aufgrund eben dieser ungeklärten Eigentumsfragen oder der 
Komplexität von Flurbereinigung. Und dieser Prozess geht nicht schneller 
voran, obwohl die letzten drei Jahre die Moore gebrannt haben. Sind Moore 
eben doch momentan ökonomisch und gesellschaftlich nicht relevant genug? 


SK: Sybille, du hast gesagt, dass sich viele von diesen Zielkonflikten auch um 
Eigentum drehen. Das sehen wir z.B. bei den Konflikten um die Kleingärten 
in Frankfurt, dass wir auch interessante neue Allianzen haben, wo sich Ak- 
tivistinnen unterschiedlicher Couleur zusammentun. Einerseits solche, die 
eben genau das Gefühl haben, dass es eher um das persönliche Eigentum und 
z.B. die eigenen Kleingärten geht und diese im Zentrum des Interesses stehen. 
Und anderseits Akteur:innen dazukommen, die einen anderen, transformati- 
ven Anspruch haben und vielleicht auch einen globalen Anspruch des Klima- 
schutzes mitbringen. Von der Zeitlichkeit her könnte man denken, dass dies 
vielleicht eher Allianzen sind, die sich genau für diesen Konflikt zusammen- 
tun und nicht langlebig sind. Andererseits sehen wir auch, dass es Allianzen 
gibt oder auch Konflikte, wo sich die öffentliche Meinung verschiebt und wo 
wir sehen, dass es doch viel mehr öffentliche Unterstützung gibt für bestimm- 
tes zivilgesellschaftliches Engagement. Ich hatte das Gefühl, dass die Bericht- 
erstattung und die Diskussion um die Räumung von Lützerath positiver sind, 
als ich das erwartet hatte. Es geht also auch um Verschiebungen von Debatten. 
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Transformation und intersektionale Perspektiven 


SB: Verschiebung von Debatten der Umweltgerechtigkeit oder der sozialöko- 
logischen Transformation? 


SK: Ich würde sagen, was als gerecht empfunden wird in der sozialökologi- 
schen Krise. 


SB: Genau! Ich frag das hier ein bisschen provozierend, weil ihr das auch 
im Buchtitel so verbunden habt: Umweltgerechtigkeit und sozialökologische 
Transformationskonflikte. Umweltgerechtigkeit als Perspektive ist ganz klar 
aus einer aktivistischen Praxis entstanden. Ich finde, das habt ihr in der 
Einleitung gut beschrieben und ihr habt genauso gut beschrieben, dass der 
Transformationsbegriff aus einer wissenschaftlichen Perspektive entstan- 
den und dann im politischen Feld aufgegriffen worden ist. Das heißt, der 
Transformationsbegriff ist stärker mit top-down-Handeln verbunden und 
der Umweltgerechtigkeitsbegriff mit politischer Partizipation und Solidari- 
sierung. Ich finde es sehr wichtig zu unterscheiden, in welchen Kontexten 
die Umweltgerechtigkeitsperspektive und die Transformationsperspektive 
entstanden sind. Ich lese implizit in eurer Bucheinleitung: Transformation 
zielt auf Gerechtigkeit. In anderen Kontexten wird das anders formuliert. 
Der Wissenschaftliche Beirat Globale Umweltveränderungen (WBGU) setzt das 
Transformationsziel mit Nachhaltigkeit gleich. Und das ist eine spezifische 
Idee von Gerechtigkeit. Ich finde der Nachhaltigkeitsbegriff erfährt gerade 
ein revival. Der Begriff hat nach dem Rio-Gipfel 1992, wo die Umsetzung von 
Lokalen Agenda 21-Prozessen beschlossen wurde, gerade in Deutschland in 
sehr, sehr vielen Kommunen große Aufmerksamkeit erzeugt. Und dann so 
ab 1997, bis dahin sollten die Lokalen Agenda 21-Prozesse abgeschlossen sein, 
passierte nicht mehr viel. Aber in den letzten Jahren kommt der Nachhaltig- 
keitsbegriff wieder hoch. Aus meiner Sicht auch aufgrund von Fridays for Future 
und anderen Klimagerechtigkeitsbewegungen, die die zentralen Argumente 
der Nachhaltigkeit - Generationengerechtigkeit und globale Gerechtigkeit - 
wieder aufgegriffen haben und immer betonen: diese Gerechtigkeitsper- 
spektiven gehören zusammen. Klimagerechtigkeit heißt für sie, zukünftige 
Generationen in den Blick zu nehmen, also die zeitliche Gerechtigkeitsdimen- 
sion, aber auch die globale Gerechtigkeit, also die internationale Dimension. 
Und es wäre eine Möglichkeit, sich auf allen politischen Ebenen auf diese 
Gerechtigkeitsdimensionen grundsätzlich zu verständigen. Diese Perspektive 
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der Umweltgerechtigkeitsdebatte ist auch im wissenschaftlichen Kontext 
aufgegriffen worden. Dabei sind aber nicht alle Argumente mitgenommen 
worden. Aus meiner Sicht müsste eine intersektionale Perspektive eine sehr 
viel stärkere Rolle spielen und Umweltgerechtigkeit muss immer auch mit 
Umweltrassismus zusammen gedacht werden, denn da kommt die Umwelt- 
gerechtigkeitsperspektive her. Umweltgerechtigkeit adressiert immer die 
Frage: Was sind die Dominanzstrukturen? Wer wird Ungerechtigkeit ausge- 
setzt? Das ist der ursprüngliche Blick. Es sind bestimmte Personen, vor allem 
Schwarze Personen, in den Großstädten der USA, die Umweltgiften ausge- 
setzt sind. Das war mit dem Beginn der Umweltgerechtigkeitsperspektive 
so und das können wir mit Blick auf Klimagerechtigkeit auf globaler Ebene 
ganz genauso beobachten. Klimagerechtigkeit heißt, »weiße« Dominanz und 
Schwarzes Leben im Anthropozän zu erkennen. Wer sind die Betroffenen 
des Anthropozäns? Das sind vor allem Schwarze Menschen. Also, nicht nur 
Menschen, die im »globalen Süden« leben, sondern Menschen, die aufgrund 
von rassistischen Strukturen, die eine lange Geschichte haben, deprivilegiert 
werden. Gerechtigkeit, wie sie in der Klimadebatte definiert wird, ist ganz 
stark von »weißer« Dominanz geprägt. Der UN-Klimagipfel 2022 in Ägypten 
hat das noch mal sehr, sehr deutlich gezeigt. Der nächste Klimagipfel wird in 
Dubai, einer Stadt in den Vereinigten Arabischen Emiraten stattfinden und 
damit von Akteur:innen geleitet, die unmittelbar mit der fossilen Industrie 
verbunden sind. Und da geht es nicht nur um eine Hautfarbe, sondern na- 
türlich auch um eine bestimmte Form der Ressourcenaneignung, die hier als 
weiße: Dominanz bezeichnet werden kann. Das ist aus meiner Sicht verloren 
gegangen in den letzten Jahrzehnten in der Umweltgerechtigkeitsdebatte. 
Die Klimagerechtigkeitsbewegung greift das wieder auf, aber auch da gibt 
es Auseinandersetzungen, wie weit die Bewegung von »weißen« Akteur:innen 
dominiert wird und Schwarzes Leben eben nicht verstanden und ausreichend 
in den Blick genommen wird. Es gibt aktuelle wissenschaftliche Beiträge, die 
genau das in den Blick nehmen, bspw. die Beiträge von Farhana Sultana zu 
climate coloniality*. Das hat einen neuen Anstoß gegeben, Klimagerechtigkeit 
stärker aus einer anderen Perspektive zu diskutieren. 


SK: Ich glaube wir müssen in Deutschland vor allen Dingen auch auf die in- 
tersektionale Diskriminierung gucken, weil hier im deutschsprachigen Raum 


2 Sultana, Farhana (2022):»The unbearable heaviness of climate coloniality«, in: Political 
Geography 99, 102638. 


316 


Umweltgerechtigkeit und sozialökologische Transformation 


eine ganze Reihe von Diskriminierungen stattfinden. Eben nicht nur entlang 
von race, sondern auch entlang von gender, wie wir es auch in dem Kapitel 
zur Klimaanpassung in Duisburg gelesen haben. Gender und intersektionale 
Diskriminierung durch Klima-governance spielt erstmal überhaupt keine Rolle, 
z.B. in den Klimawandelanpassungsstrategien, die jetzt entwickelt werden. 
Es spielt überhaupt keine Rolle, obwohl wir das wissen, obwohl die Studien 
vorliegen. Zum Beispiel vom Umweltbundesamt, also sogar von staatlichen 
Akteur:innen. Wir wissen, dass es da Probleme gibt, dass z.B. bestimmte 
Technologien bestimmte Gruppen diskriminieren und trotzdem wird darauf 
nicht geachtet. Wenn es dann doch mal berücksichtigt wird, dann liegt das 
eben an ganz bestimmten Personen, die Netzwerke aufgebaut haben und 
aktivieren konnten und sich dafür einsetzen konnten, dass gender-Aspekte 
berücksichtigt wurden. Das wird dann aber oft eher verkürzt. Gender scheint 
dann als reines Frauenthema auf. In dem Sinne: »Wir greifen dieses Thema 
auf, weil Frauen besonders vulnerabel sind.« 


SB: »Frauen« sind eben nicht besonders vulnerabel als Kollektivkategorie, son- 
dern es geht darum, was du eben auch angesprochen hast, eine intersektionale 
Perspektive einzunehmen. Verena Fisch, Juliane Frost und Alena Dietl haben 
das in ihrem Beitrag gut rausgearbeitet, dass es darum geht, geschlechtli- 
che Sorgeverhältnisse in den Blick zu nehmen: Wer wird mit bestimmten 
Geschlechter-Stereotypen adressiert, Umweltschutz als zusätzliche Sorgeauf- 
gabe zu betreiben? Das finde ich eine interessante Dimension und ich fand es 
auch in dem Beitrag von Mießner und Naumann spannend, die sich mit Gen- 
trifizierung beschäftigen. Diese Form der Gentrifizierung heißt im Endeffekt: 
»Exklusion durch ökologische Aufwertung.« Also, dass Menschen eben nicht 
in den gesunden Teilen von Städten und ländlichen Räumen leben können. 
Das ist in der Regel immer ein Effekt von intersektionalen Ausschlüssen, dass 
Menschen mit geringerem Einkommen keinen Zugang haben - und das sind 
durchschnittlich eher Frauen, alleinerziehende Menschen mit Migrationshin- 
tergrund usw. Und dann sind wir wieder bei dem Aspekt, den wir eben schon 
angesprochen haben: Eigentumsverhältnisse. Eigentumsverhältnisse sind 
ganz wichtig, um zu verstehen, wer wie von Ausschlüssen betroffen ist. Und 
dabei nicht nur Armut in den Blick zu nehmen, sondern natürlich auch Reich- 
tum. Kürzlich ist wieder eine Studie veröffentlicht worden, die uns gezeigt 
hat, dass die 10 % des reichsten Bevölkerungsanteils in Deutschland über die 
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Hälfte der Kohlenstoffemissionen verursachen.” Damit beanspruchen reiche 
Menschen ein Recht zur Verschmutzung der Umwelt und Gesundheitsbelas- 
tung und nutzen ihr Eigentum in einer Weise, die maximal klimaschädlich ist 
und damit andere Menschen belastet. 


SK: Und das sind doch eigentlich Debatten, die wir hier in Deutschland noch 
kaum führen, oder? Ich habe das Gefühl, das deuten wir auch in der Einleitung 
an, dass Debatten um diese Lebensstile in Deutschland kaum geführt werden. 
Die Superreichen, die zunehmend mit dem Privatjetrumfliegen und damit na- 
türlich sehr, sehr viele Emissionen verursachen. Aber auch, und das wird von 
Michael Mießner und Matthias Naumann schön herausgestellt, dass eine be- 
stimmte Schicht, die vielleicht einen gehobenen Lebensstil hat, aber eben kei- 
ne Superreichen, dass sie auch ganz bestimmte Lebensstile verfolgen, die sehr 
emissionsintensiv sind. Die aber die Vorstellung haben, dass ihr eigener Le- 
bensstil eher nachhaltig sei, da sie eine Sehnsucht nach dem Ländlichen und 
Ökologischen haben. 


Just transition 


JH: Auf was ich eben nochmal eingehen wollte, war das Thema Debatten- 
verschiebung. Hier finde ich insbesondere die verstärkte Verwendung des 
just transition-Begriffs interessant. Der Begriff spielt inzwischen auch in der 
Bundespolitik eine große Rolle, gerade in der deutschen internationalen Zu- 
sammenarbeit. Das finde ich deshalb interessant, weil der Begriffletztendlich, 
wenn man ihn ganz zurückverfolgt, auch Ursprünge in der Umweltgerechtig- 
keitsbewegung hat, aber dann in den USA von der Gewerkschaftsbewegung 
stark aufgegriffen wurde. Insbesondere in der stark kohledominierten Wirt- 
schaft Südafrikas wird diskutiert, wie man es schaffen kann, Zielkonflikte 
zwischen den Interessen der Arbeiter:innen und dem Umwelt- und Klima- 
schutz aufzulösen. Wie können wir Umweltpolitiken entwickeln, die keine 
Jobs kosten? In der radikaleren Lesart des Begriffs wird er weitergefasst und 
umfasst auch Ideen für ein verändertes Verhältnis von Arbeit und Kapital und 
dass letztendlich Eigentumsverhältnisse geändert werden müssen, um eine 
just transition zu ermöglichen. 


3 Gore, Tim (2020): Confronting carbon inequality: Putting climate justice at the heart 
of the COVID-19 recovery, 0.0.: Oxfam. 
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So weit geht natürlich die Debatte in der Bundespolitik und der inter- 
nationalen Zusammenarbeit nicht, aber was ich da spannend finde ist, dass 
dieser Begriff seit einigen Jahren und verstärkt nach dem Regierungswech- 
sel 2021 eben auch in der Entwicklungspolitik auf einmal eine große Rolle 
spielt. Das heißt, es werden alle möglichen neuen Finanzierungslinien, alle 
möglichen neuen Nord-Süd-Partnerschaften (z.B. Just Transition Partnerships 
(JETPs) auf Initiative der Deutschen G7-Präsidentschaft) als just transition 
gerahmt. Vielleicht wird so ein erstmal positiver Aspekt, der aus der progres- 
siven Gewerkschaftsbewegung stammt, der durchaus auch die Notwendigkeit 
Eigentumsverhältnisse zu verändern, in den Mittelpunkt rückt, jetzt ein 
Stück weit genutzt wird, um business as usual-Politiken voranzubringen, die 
vor allem auf ökologischer Modernisierung basieren. Diese wirklich trans- 
formative Komponente, wo es eben auch um Herrschaftsverhältnisse und 
Eigentumsverhältnisse geht, wird kaum berücksichtigt. 


SB: Also, ich habe das auch sehr aufmerksam beobachtet, wie dieser Begriff 
vor allem in die deutschsprachige Debatte eingeflossen ist. Für mich war ein 
wichtiger Moment der UN-Klimagipfel im polnischen Katowice im Jahr 2018. 


JH: Genau das war der sogenannte just transition-Gipfel. 


SB: Und da ist der just transition-Begriff, sehr stark geworden und auch die da- 
malige deutsche Delegtionsführerin, Bundesumweltministerin Svenja Schul- 
ze, hat diesen Begriff permanent wiederholt und positiv besetzt. Außerdem 
wurde die Schlesische Deklaration für Solidarität und gerechten Übergang von über 
50 Ländern unterzeichnet. Also, nicht nur gerecht, sondern auch solidarisch. 
Der Fokus der Gewerkschaften fossiler Branchen lag ganz stark darauf, be- 
stimmte Industriearbeitsplätze zu sichern. Das hat auch eine sehr starke gen- 
der-Komponente. Es geht eben nicht um die Rettung der Textilindustrie, son- 
dern die Rettung der Kohleindustrie, mit der fast ausschließlich männliche 
Arbeitsplätze gesichert werden sollen. Und es geht nicht nur um die Arbeits- 
plätze, sondern um Wohlstandssicherung durch unbefristete Vollzeitarbeits- 
plätze. In anderen Kontexten wird von no regret-Maßnahmen gesprochen. Also, 
dass Lösungen gefunden werden sollen, die niemandem weh tun. Und das ist 
natürlich eine absurde Vorstellung, weil das Nichthandeln tut auf jeden Fall 
auch bestimmten Gruppen weh. Und es wird einfach keine Veränderung ge- 
ben, ohne dass es jemanden berührt. Das ist die Grundproblematik von so- 
zialökologischer Transformation, dass es hier offensichtlich ein absichtliches 
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Missverständnis gibt. Dass wir aktuell ein Problem haben und es eine Lösung 
geben kann, die dieses Problem aus der Welt schafft, ohne dass es jemanden 
berührt. 


SK: Das ist auch die Idee der ökologischen Modernisierung, die dabei sogar 
noch neue Märkte schafft und Rettung durch technologischen Fortschritt ver- 
spricht. 


SB: Genau! Ich halte in diesem Zusammenhang auch den von Naomi Klein 
geprägten Begriff »Katastrophen-Kapitalismus«* für passend. Wir beobach- 
ten aktuell einen Umbau des Energieregimes als Antwort auf die Klimakrise. 
Davon profitieren viele Energieunternehmen. Gleichzeitig beobachten wir die 
Abbaggerung rund um Lützerath. Es ist das Argument, dass wir jetzt diese 
Energiekrise lösen müssen und dass die gewählte Energiewende die einzige 
Lösung ist. Das ist wieder so ein TINA-Argument - es gibt keine Alternati- 
ve. Lützerath muss weg, damit wir an die besonders großen Braunkohleflöze 
rankommen. Das ist auch eine Form von Desaster-Politik. Man kann es auch 
so deuten: Mit dieser Transformation wird versucht, politisches Kapital und 
auch ökonomisches Kapital rauszuschlagen mit dem gleichzeitigen Verspre- 
chen, dass es keine Verlierer:innen gibt. Die Unmöglichkeit dieses Verspre- 
chens benennen diejenigen, die jetzt gerade in Lützerath protestieren, sehr 
deutlich. Es gibt viele Verlierer:innen des Braunkohleabbaus, deswegen sind 
die Protestierenden vor Ort. Und das finde ich schon bemerkenswert, dass die- 
se Erzählung von einer Transformation, bei der es nur Gewinner:innen geben 
wird, bei der die Ökologie gewinnt und alle Menschen gewinnen, trotzdem so 
lange funktioniert. Und das soll auch noch im Kontext kapitalistischer Struk- 
turen funktionieren, von denen wir wissen, dass sie das absolut zerstörerische 
Problem, mit dem wir es zutun haben, verursacht haben. 


Externalisierungen, räumliche Konfigurationen und Rassismus 


SK: Das ist eine sehr gute Überleitung zum Thema Externalisierung. Es wird 
sozusagen so getan, als würden die großen Externalisierungen, die wir bisher 
hatten, sogar teilweise geheilt. Als würden z.B. mit dem Grünen Wasserstoff 


4 Klein, Naomi (2007): Die Schock-Strategie. Der Aufstieg des Katastrophen-Kapitalis- 
mus, Frankfurt a.M.: Fischer. 
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Akteur:innen im »globalen Südens auch nur Gewinner:innen sein und als wür- 
de es da nicht um Eigentumsverhältnisse und um Flächenfraß usw. gehen. Me- 
ga-Infrastrukturen brauchen wir auch dort wieder - auch hier in Deutschland. 
Auch das wird bisher wenig diskutiert. Zumal eine Technologie wie Grüner 
Wasserstoff ganz neue Zentralisierungen hervorruft und gerade nicht, wie an- 
dere erneuerbare Energien, eine Technologie ist, die vielleicht eher dezentra- 
lisiert. Genau diese Externalisierung der Kosten, der ökologischen und auch 
der sozialen Kosten, die ja überhaupt nur dazu geführt hat, dass wir diesen 
Wohlstand hier haben, wie wir ihn haben, die wird weiterhin verschwiegen. 
Du hast vorhin auch gefragt: Was nehmen wir eigentlich wahr? Wir sollten ge- 
rade auch im Ausblick dieses Buches, dass sich sehr stark auf die Diskriminie- 
rungen konzentriert hat, auf die Ungerechtigkeiten hier im deutschsprachi- 
gen Raum, auch nochmal über Externalisierungen sprechen. Soziale und öko- 
logische Kosten, die wieder in ganz andere Regionen der Welt verlagert wer- 
den. 


JH: Was ich da besonders spannend finde sind letztendlich Dinge, die wir 
eigentlich auch schon seit Jahren beobachten und gemeinsam im Blick haben. 
Dass letztendlich Klimapolitik nicht über ökologische Modernisierung hin- 
ausgeht und zu einem großen Anteil auf Externalisierungen baut. Wir sind 
ohnehin schon eine Gesellschaft, die stark von Rohstofimporten abhängig ist. 
Jetzt externalisieren wir zusätzlich noch Emissionsreduktionen und wollen 
uns Kohlenstoffsenken sichern. 

Und da hat sich in den letzten Jahren nicht viel verändert. Ökologische Mo- 
dernisierung ist weiterhin von Klimagipfel zu Klimagipfel die dominante Ant- 
wort auf die Klimakrise. Interessanterweise haben sich insbesondere auf dem 
letzten Biodiversitätsgipfel die Narrativen etwas geändert. Es wird auf ein- 
mal relativ tiefgreifend von transformativem Wandel gesprochen. Aber wenn 
man dann genauer hinsieht, adressiert letztendlich das Meiste doch einfach 
nur die üblichen ökologischen Modernisierungselemente oder fortress conser- 
vations. Und in der Klimapolitik wird es natürlich noch deutlicher, dass eigent- 
lich alle Lösungen letztendlich Marktmechanismen sind. Sei es im Biomasse- 
bereich, sei es in Bereichen des Waldschutzes, also REDD+ bspw. oder einfach 
das Ausnutzen von Opportunitätskosten von im »globalen Süden: geringeren 
Lohnkosten. Ein etwas provokativer Aspekt, der mir so in den letzten Tagen 
aufgefallen ist, als ich mich stärker mit Lützerath beschäftigt habe und auch 
mit der Gasversorgung, die jetzt hier verstärkt auf US-Fracking-Gas setzt: Wir 
haben es jetzt hier bei den Fragen eine doppelte Externalisierung genannt, 
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aber vielleicht ist es dann ja sogar eine dreifache, wenn man die Senken mitein- 
bezieht. Wir wollen uns eben nicht wehtun, da wir ja eigentlich so weiterma- 
chen wollen wie bisher. Da wir weiterhin fossile Energiequellen nutzen wol- 
len, aber gleichzeitig an vielen Stellen unsere Landschaften hier, abgesehen 
von Lützerath, möglichst intakt lassen wollen, wollen wir bspw. nicht Gas in 
der Nordsee fördern. Ich bin jetzt auch nicht unbedingt dafür, hier die Gasför- 
derung auszubauen, aber nur so als Gedankenspiel. In der Nordsee wollen wir 
kein Gas fördern, in der Lüneburger Heide wollen wir auch nicht weiter fracken 
- also, nur so weit wie wir es ohnehin schon tun - aber wir holen es uns dann 
halt von woanders her, z.B. die Kohle aus Kolumbien, und kompensieren un- 
sere Emissionen durch den Schutz von Regenwäldern möglichst weit von uns 
entfernt. 


SB: Auch wenn man globalisierungskritisch denkt, der Austausch von Ressour- 
cen ist nicht grundsätzlich das Problem. Nur unter welchen Bedingungen wird 
das organisiert und in welchem Umfang werden bestimmte Ressourcen be- 
ansprucht? Und dass bestimmte Technologien Ressourcen brauchen, wie sel- 
tene Erden oder bestimmte Salze, die es nur in ausgewählten Teilen der Er- 
de gibt, das ist auch eine Bedingung der Verfügbarkeit, aber die Frage ist ja: 
Wer beansprucht das alleinige Recht diese Ressourcen zu benutzen? Es ist ab- 
sehbar, dass der Bedarf an bestimmten Ressourcen, z.B. für Batterietechno- 
logien, nicht für alle reicht, die auf diese Technologie setzen. Wie organisiert 
man dann den Zugriff auf diese Ressourcen? Und unter welchen Bedingungen 
wird an den Orten abgebaut und verarbeitet? Das sind die eigentlich kritischen 
Punkte. 


JH: Mir ging es auch nicht darum, den Austausch von Ressourcen zu unter- 
binden, sondern um das Gedankenexperiment, und um für mehr Transparenz 
zu plädieren, also sozusagen, dass man einfach offener debattiert: Wir wollen 
weiterhin Gas, wir können es in der Nordsee fördern oder wir importieren es. 
Es wird in jedem Fall ökologische Kosten verursachen, entweder bei uns oder 
woanders. 


SB: Den Punkt finde ich nachvollziehbar. 


SK: Und eventuell ist es schlimmer dort zu fracken, als es hier aus der Nordsee 
zu holen. 
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SB: Ja, aber den interessanten Punkt finde ich, warum wir bestimmte ne- 
gative Effekte an anderen Orten für akzeptabel halten. Ein Beispiel, das seit 
Jahrzehnten legitim ist: In der Schweiz haben die größten Agrarunternehmen 
ihren Sitz und produzieren Pestizide und Saatgut auf Basis von Gentech für 
eine weltweite Grüne Revolution. In der Schweiz selbst ist es jedoch sowohl 
aus rechtlichen als auch aus ethischen Gründen absolut unmöglich, Gentech 
in der Landwirtschaft einzusetzen. Ich finde es total interessant, dass be- 
stimmte Nutzungsweisen für andere als zumutbar betrachtet werden und ein 
großer Profit aus der Vermarktung gezogen wird, aber diese vor der Haustür 
oder im eigenen Land als völlig inakzeptabel betrachtet werden. Ich halte es 
für wichtig, sich immer zu fragen, warum das möglich ist. Das hat natürlich 
etwas mit globalem Rassismus zu tun, dass das bestimmten Regionen auf der 
Welt zugemutet und für selbstverständlich gehalten wird. Warum müssen 
Menschen unter Gewaltbedingungen und unter gesundheitlich schlimmen 
Bedingungen arbeiten, die in der Schweiz oder in Deutschland weder mit dem 
Arbeitsrecht noch mit den moralischen Vorstellungen denkbar wären? Das 
halte ich für das eigentliche Problem. Auch der Kohlebergbau in Kolumbien, 
den du beschreibst, findet in einer Form statt, die in Deutschland nicht zu 
praktizieren wäre. 


SK: Wir haben dazu gerade einen Artikel veröffentlicht. In der Zeitschrift Die 
Erde, wo der imperial mode ofliving von Uli Brand und Markus Wissen nochmal 
inspiziert wurde. Und unser Artikel heißt auch Challenging the Imperial Mode of 
Living by Challenging Elsewhere. Dass wir Ungerechtigkeiten woanders akzep- 
tieren, weil wir sie aus der Sicht haben wollen, weil wir nicht hingucken wol- 
len, weil wir die Menschen eben nicht als unsere community ofjustice empfinden. 
Da es außerhalb unserer community ofjustice passiert, finden wir es sozusagen 
akzeptierbar. 


SB: Ja, aber wir akzeptieren es nicht nur, weil es weit weg ist, sondern weil 
wir es gewohnt sind, dass es kapitalistische koloniale Ausbeutungsverhältnisse 
gibt. 


SK: Genau, und die akzeptieren wir woanders. Das haben wir sozusagen inter- 
nalisiert. Das sind »die anderen, das ist ja genau das Rassistische. Und halten 
es dort für akzeptierbar. Also, wir vielleicht nicht, aber es ist was, wo nicht hin- 
geguckt wird. 
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SB: Wir gucken hin, aber wir haben einen bestimmten Blick darauf und dieser 
bestimmte Blick ist geprägt durch rassistische Ungleichheitsverhältnisse der 
Ressourcenaneignung und der Produktionsverhältnisse. Das finde ich einen 
ganz zentralen Punkt der globalen Umweltgerechtigkeit. Es geht nicht nur um 
Nord-Süd-Verhältnisse. 


SK: Und was bedeutet das jetzt wiederum für die Transformation? Es kommt 
fortlaufend zu neuen Konfigurationen von Umweltrassismus mit neuen Unge- 
rechtigkeiten und neuen ökologischen Katastrophen, die woanders produziert 
werden. New elsewheres. 


JH: Aber wird es wirklich neu konfiguriert oder wird das nicht einfach repro- 
duziert? 


SK: Das wäre vielleicht eine Frage. Sind das Fortschreibungen? Sind es viel- 
leicht aber auch neue Allianzen? 


SB: Es sind auch alte Allianzen, deswegen funktioniert das so gut. Wenn wir 
uns anschauen, wo die deutsche Bundesregierung auf politischer Ebene Alli- 
anzen schmiedet, um mit der aktuellen Erdgasknappheit umzugehen, dann ist 
es kein Zufall, dass bestimmte Regionen adressiert werden. Die Regierungvon 
Senegal wird motiviert Erdgas zu fördern, das dann Deutschland nutzen kann. 
Diese Rohstoffstrategie baut auf einer Vergangenheit auf, in der ökonomische 
Kooperation und Ausbeutungsstrukturen eben nicht auf Augenhöhe stattfan- 
den. Das ist eine Energiepolitik, die bis jetzt nicht ausreichend beleuchtet wur- 
de - auch nicht in eurem Sammelband, der ja Beispiele aus dem deutschspra- 
chigen Raum adressiert. Das stand hierbei auch nicht im Fokus, aber da sehe 
ich auf jeden Fall Erkenntnisbedarf für die Zukunft in der Umweltgerechtig- 
keits- und Transformationsforschung. Dieses Fundament globaler Ungleich- 
heit, muss stärker in den Blick genommen werden. Worauf wird aufgebaut, 
wenn globale Ressourcenströme organisiert werden? Und das ist das, was wir 
zentral diskutiert haben: Ungleichheiten werden produziert durch Vereinba- 
rungen - auch für nationale Transformationsziele -, die dazu führen, dass die 
Kosten externalisiert werden. Das Fundament dieser globalen Ungleichheiten 
zu verstehen ist zentral, um begreifen zu können, warum diese globalen Un- 
gleichheiten überhaupt durchsetzbar sind. Und ich halte es als vereinfachend 
dargestellt in der Diskussion um imperiale Lebensweisen und Nord-Süd-Ver- 
hältnisse, dass es um eine direkte Dependenz und Dualität geht, die dabei eine 
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Rolle spielt. Und es gibt auch keine einfache Linearität von 500 Jahren Kolo- 
nialismus bis zu den aktuellen Verhältnissen, sondern dahinter stecken ganz 
komplexe Verflechtungen, in denen Nationalstaaten und ihre koloniale Poli- 
tik miteinander verbunden waren, die in den kolonisierten Ländern bis heute 
eine Rolle spielen. Das differenzierter zu betrachten, ist ein großes Feld. Ich 
habe mich insbesondere in dem Kontext von Eigentumsverhältnissen damit 
beschäftigt. Privateigentum ist eine europäische Idee. Wie trifft diese zusam- 
men mit anderen Formen von Besitzrechten und Nutzungsrechten? Das spielt 
z.B. in Ost-Afrika eine sehr große Rolle, weil es hier nicht die europäische Form 
von Privateigentum gibt, sondern das Land dem Staat gehört. Wenn staatliche 
Akteur:innen Land an europäische Unternehmen übertragen, dann verfolgen 
diese den Anspruch das Land und all seine Ressourcen privatrechtlich zu nut- 
zen. Und das hat eine koloniale Geschichte, dass diese unterschiedlichen Be- 
sitzverhältnisse und Nutzungsrechte aufeinandertreffen. Das wirkt bis heute 
weiter und es gibt sehr viele Beispiele dieser Verbindungslinie von Kolonialis- 
mus und aktuellen globalen Ungleichheitsverhältnissen. Das Imperiale ist kei- 
ne einfache Erklärung für eine lange Geschichte und es braucht zukünftig noch 
viel Forschung dazu aus meiner Sicht. Es ist wichtig, das besser zu verstehen - 
auch als Argument gegenüber den Akteur:innen, die sagen, wir brauchen nur 
eine ökologische Modernisierung und dann kriegen wir das alles in den Griff. 
Als wenn wir bei Null starten würden. Aber wir starten eben nicht bei Null, 
sondern bauen aufeinem kolonial geprägten Fundament auf. 


SK: Genau und die Verletzungen... Das sind eben auch alte und sie werden 
tradiert und in den neuen Politiken oft auch nicht geheilt, sondern ganz im 
Gegenteil. Sie werden wieder aufgegriffen und sogar noch verstärkt. Sogar in 
Bildungspolitiken, Wissenspolitiken. Wir denken da an die Rolle der Wissen- 
schaft. Welche Forschungskooperationen wir in diesen Bereichen haben, z.B. 
im Bereich Wasserstoff. Aber ich kenne das auch aus der Ozeanforschung, die 
auch noch ganz stark auf kolonialen Vorstellungen beruht. Hier sind unsere 
Förderstrukturen absolut nicht angemessen, um Partnerschaften aufzubau- 
en - Forschungspartnerschaften, Bildungspartnerschaften - weil die Bezie- 
hungen immer ganz stark von Ungleichheit durchzogen sind, weil viele Kate- 
gorien einfach nicht passen, wie du es ja schon benannt hast. Zumal wir ganz 
oft hybride Situationen haben, z.B. rechtlich. Wir haben Formen von legal plu- 
ralism, die hochkomplex sind, wo wir teilweise noch Herrschaftssysteme ha- 
ben, die traditionell geprägt sind. Diese sind natürlich mit westlichen Herr- 
schaftssystemen und Rechtssystemen überlagert und ich würde dir absolut 
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recht geben: Es ist wirklich eine wichtige Aufgabe, für uns als Wissenschaft- 
ler:innen im Bereich Umweltgerechtigkeit, das sichtbar zu machen. Dinge und 
Aspekte wahrzunehmen, die eben nicht nur durch Akteur:innen oder durch 
Konflikte sichtbar gemacht werden, die laut sind, sondern auch die leisen, die 
slow violence-Konflikte. Um dann wieder Räume und Möglichkeiten zu schaf- 
fen, um verantwortlicheres Handeln, verantwortlichere Politiken, wenn nicht 
gar gerechtere Politiken, aufzuzeigen. Ich denke, wir versuchen das ansatz- 
weise im Netzwerk Umweltgerechtigkeit EnJust. 


Wege zur Transformation und die Rolle der Sozialwissenschaft 


SB: Um das ein bisschen abzukürzen: Wenn Ihr so einen Buchtitel formuliert 
kommt natürlich zum Schluss immer die Frage auf: Was ist denn eine Form von 
Gerechtigkeit und Transformation, die eben nicht mit Konflikt verbunden ist? Das soll 
ja idealerweise das Ziel sein. Dann könnten wir formulieren, dass das allein 
mitdem Wunsch nach ökologischer Modernisierung nicht zu schaffen ist, son- 
dern es auch noch eine gesellschaftliche Rahmung braucht, die Demokrati- 
sierung, Verallgemeinerung von Privilegien und Freiheiten ermöglicht. Dabei 
spielen auch Wissenschaftler:innen eine große Rolle aus meiner Sicht. Also, 
nicht nur um existierende Konflikte und auch potenzielle Konflikte frühzeitig 
erkennen zu können, sondern auch, um noch einen stärkeren Beitrag zu lie- 
fern, um die unterschiedlichen Logiken zu erkennen, die wir jetzt gerade dis- 
kutiert haben: zeitliche Logiken, Raumbezüge und deren Konsequenzen. Und 
ein Weg ist wahrscheinlich auch, dezentrale Lösungen zu finden. Also, so wie 
du eben argumentiert hast, Jonas, die Ressourcen und Versorgungsstruktu- 
ren, die gebraucht werden, müssten auch dezentral organisiert werden. Aber 
wie organisiert man das in Bereichen, wo das nur begrenzt möglich ist? Das 
bleibt eine offene Frage. Ich bin auch eine Sozialwissenschaftlerin, die vor al- 
lem aus einer Perspektive der Kritischen Theorie argumentiert, aber natürlich 
kann das nicht auf dieser Ebene bleiben. Ich persönlich finde das mittlerwei- 
le auch frustrierend. Wenn wir wissen, dass der Handlungsdruck so groß ist, 
dann ist es wichtig, auch eine Perspektive einzubringen, in welche Richtung es 
funktionieren kann und was denn Kriterien für eine erfolgreiche Transforma- 
tion sind. Wie könnte sie aussehen und was wären Beschleunigungsmöglich- 
keiten? Dazu sehe ich auch die Transformations- und Umweltgerechtigkeits- 
forschung aufgerufen. Auch wenn ich selber immer vertrete, dass eine Kritik 
an der aktuellen, teilweise ja krisenverschärfenden Transformationspolitik ein 


325 


326 


Umweltgerechtigkeit und sozialökologische Transformation 


ganz wichtiger Punkt ist. Es ist zentral, diese Kritik möglichst detailliert for- 
mulieren zu können. Trotzdem braucht es auch einen Push. Wir haben jetzt 
ein paar Mal auf Lützerath verwiesen, weil das in diesen Wochen so präsent 
ist. Da finden sich sehr viele Aktivist:innen zusammen, die auch daraus moti- 
viert werden, dass es Kritik gibt an der Transformationspolitik, die problem- 
verschärfend ist. Das ist ein guter Effekt. Trotzdem braucht es noch stärkere 
Beiträge, auch aus der Umweltgerechtigkeitsforschung - nicht nur mit Per- 
spektiven auf Ungerechtigkeit, sondern mit Perspektiven auf Gerechtigkeit, 
um eine Transformation realisieren zu können. 


JH: Ja, wie lässt sich Transformation realisieren? Wie kommen wir dahin? Was 
häufig fehlt, sind Vorschläge, konkrete Utopien und Wege. Wie kommen wir zu 
einer gerechten Transformation. Wie kann das aussehen in einer Gesellschaft, 
die demokratische Strukturen aufweist, die Teilhabe ermöglicht und gewis- 
se materielle Mindeststandards erfüllt, in der Ungerechtigkeiten und Diskri- 
minierungen nicht mehr vorkommen sollen. Das fehlt mir häufig. Das liegt 
vielleicht auch in der Sozialisation. Mir persönlich fehlt grundsätzlich die Fä- 
higkeit, mir vorstellen zu können, wie man überhaupt soweit kommen kann. 
Wenn ich Dinge zu Postwachstum oder so lese, dann denke ich: »Okay, das mag 
vielleicht ein schönes Ziel sein«, aber mir fehlt eben ein Weg der irgendwie 
aufzeigt: Wie kommen wir denn dahin? Und es gibt natürlich gerade von Sei- 
ten der Postwachstums-Aktivist:innen und Wissenschaftler:innen in dem Be- 
reich auch eine ganze Reihe von Vorschlägen mit verschiedenen Schritten, wie 
man bestimmte Teile der Gesellschaft, also bestimmte Teile der Wirtschafts- 
ordnung wieder dekommodifiziert. Im Gesundheitsbereich, im Bildungsbe- 
reich, da sind wir glücklicherweise in Deutschland nie zu einer vollen Kom- 
modifizierung gekommen, im Vergleich zudem angelsächsischen Raum bspw. 
Aber ich kann es tatsächlich nicht durchdenken, also mir persönlich fehlt ein- 
fach die Kreativität, um mir konkrete Wege des Wandels vorstellen zu können. 


SB: Dazu hätte ich zwei Punkte beizutragen. Ich glaube, es scheitert nicht an 
der Kreativität, sondern daran, bestimmte Schalter umzuwerfen. Wir sind 
in einer bestimmten Weise sozialisiert, die mit Fortschritt und Entwicklung 
verbunden ist. Allein schon unsere wissenschaftliche Qualifikation folgt ja der 
Idee: »Das Anhäufen von Wissen führt uns zum Ziel.« Das ist eine Fortschritts- 
idee. Aber ich sehe unsere Aufgabe eher darin, als Sozialwissenschaftler:innen 
die Zusammenhänge mit Blick auf Gerechtigkeit und mit Blick auf Freiheits- 
vorstellungen zu erklären. Zurzeit wird viel darüber gestritten, ob es Verbote 
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geben soll. Das ist eigentlich eine Freiheitsdiskussion. Und was bedeuten 
denn Entscheidungsfreiheiten in der Klimakrise, wenn wir vorschlagen: 
»Diese Entscheidungsfreiheit soll individualisiert werden«. Das heißt »Okay, 
dann gibt’s Emissionsbudgets, die für jeden Menschen gleich sind - drei 
Tonnen im Jahr, damit kann jeder machen, was er oder sie will.« Das ist eine 
bestimmte Vorstellung von Freiheit, die individualisiert wird. Ich meine, es 
ist unsere Aufgabe das auszubuchstabieren. Was sind die Konsequenzen der 
Idee, Freiheit eher kollektiv zu verstehen? Dann braucht es eine ganz konkrete 
Vorstellung, wie Gesamtbudgets auf nationaler Ebene oder internationaler 
Ebene organisiert werden, damit man zu einem bestimmten Emissionsre- 
duktionsziel kommt. Und das ist wieder so eine Idee von Quantifizierung 
der Problemlösung, die eine große Rolle spielt, weil sie von vielen Akteur:in- 
nen verstanden wird. Aber was bedeutet das in der Konsequenz, bestimmte 
Gerechtigkeitsverständnisse und Freiheitsbegriffe damit zu verbinden? Das 
müsste die Umweltgerechtigkeitsforschung eigentlich stärker leisten. 

Ich halte es für sehr wichtig, dass wir realisieren, in der Transformati- 
onsforschung nicht bei Null zu starten. Das, worauf wir uns immer beziehen 
mit der Transformationsforschung, ist ursprünglich eine Ex-post-Analyse 
gewesen, eine Wirkungsbeobachtung von Maßnahmen. Karl Polanyi wollte 
verstehen, wie aus sozialistischen Idealen faschistische Regime entstanden 
sind und hat dabei den Begriff »Große Transformation« geprägt. Und jetzt 
versuchen wir als Transformationsforscher:innen, die Transformationen 
der Zukunft zu denken. Diese unterschiedlichen Perspektiven auf Wandel 
könnte aus meiner Sicht stärker verbunden werden. Also: Was lernen wir aus 
zurückliegenden Transformationen? Degrowth heißt ja nicht nur: Ich muss 
Wachstum zurückdrehen und etwas verlieren, sondern stellt die Frage nach 
dem Sinn von Wachstum und Reichtum. Geht es dabei nur um monetäre oder 
auch um andere Formen von Wachstum? Ich selbst betrachte es als Verlust, 
dass ich bestimmte Dinge auf der Straße nicht mehr machen kann. Ich bin 
aufgewachsen, als Eltern noch zu Kindern gesagt haben: »Geht mal raus auf 
die Straße spielen, ihr nervt in der Wohnung.« Auch Wachstum kann mit Frei- 
heitsverlust verbunden sein. Es ist ein Freiheitsverlust, dass bestimmte Dinge 
nicht mehr praktiziert werden können - in diesem Fall wegen wachsendem, 
motorisiertem Individualverkehr. Es gibt auch eine Diskussion, die ich sehr 
anregend finde, die eher aus einer queer-theoretischen Perspektive kommt, 
die sich mit backwardness beschäftigt. Hier geht es darum zu verstehen, wie 
konstruktiv ein Rückblick sein kann, ein Zurücknehmen und dass ein Zurück- 
wenden nicht nur als Verlust zu begreifen ist. In der queer-Theorie und in 
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der Kunstproduktion ist auch futurity eine wichtige Perspektive. Der Begriff 
steht dafür, Zukunft nicht nur als einen Zeitpunkt zu verstehen, wo wir alle 
Krisen bewältigt haben, sondern Zukunft auch als einen Möglichkeitsraum 
zu verstehen, indem etwas Anderes entstehen kann und nicht nur reaktive 
Krisenbewältigung bedeutet. 


SK: Kirsten Hastrup hat uns schon 2012 aufgefordert den Klimawandel auch 
als imaginative resource zu verstehen. 


SB: Aber nicht nur der Klimawandel, es gibt auch andere Dinge, die wir in Zu- 
kunft brauchen. Es braucht nicht nur Antworten auf die Frage: Wie retten wir 
uns aus der Klimakrise? 


SK: Ich sag mal, sozialökologische Krise als imaginative Anregung und eben 
nicht als ein zurück zu irgendwas, sondern eher als was ganz Neuem, was ganz an- 
deres, was wahrscheinlich auch nicht außerhalb des Kapitalismus liegen wird, 
wenn wir realistisch bleiben. 


SB: Aber auch der Kapitalismus hat nicht immer so ausgesehen, wie er heute 
aussieht. Das Getriebensein durch Aktiengesellschaften, die alles durchdrin- 
gen, sogar den Wohnungsmarkt, das ist nicht immer so gewesen. 


SK: Genau, es gibt auch andere Möglichkeiten. Andere Räume und andere Or- 
ganisationsformen, z.B. commons war eine ganz gängige Organisationsform 
von Gesellschaft. Auch hier in Deutschland, wenn wir an die Allmende-Wei- 
de Kultur und gemeinsame Viehwirtschaft denken oder ähnliches. 


JH: Ja, und auch wenn wir an die unterschiedlichen Ausprägungen allein des 
Kapitalismus selber denken, sehen wir, dass da eine ganze Menge Spielraum 
ist, wenn man vergleicht, wie bestimmte Dinge organisiert werden. Seien es 
Dienstleistungen wie im Bildungsbereich, die hier meist noch staatlich organi- 
siert sind und nicht kommodifiziert sind und in den USA oder in Großbritan- 
nien eine ganz andere Organisationsform aufweisen. Und da frage ich mich, 
nachdem wir uns ein bisschen mit der Gewerkschaftsliteratur zu just transi- 
tion beschäftigt haben, ob diese Situation, dass wir eigentlich in Westeuropa 
immer noch einen relativ starken Wohlfahrtsstaat haben, ob das nicht auch 
was sein könnte, was letztendlich bei Transformationsprozessen helfen könn- 
te. Weil dadurch Zielkonflikte abgefedert werden können. Man kommt natür- 
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lich um Zielkonflikte nicht herum. Das ist glaube ich auch eine wichtige Er- 
kenntnis, die auch in den Beiträgen deutlich wird, aber dass es dadurch zu- 
mindest die gesellschaftlichen Wege zur Umverteilung gibt. 


SK: Aber was wir momentan sehen, ist ja eher etwas anderes, oder? 


JH: Genau, das ist etwas anderes, aber ich sehe, dass das Potenzial theoretisch 
da ist. 


SK und JH: Herzlichen Dank, liebe Sybille. Das hat sehr viel Spaß gemacht! 
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